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Finanzverwaltung. 



I. 

iillgemeim yinAentungen über «en Sttuäa-F^umx^ 
* haushält und über dessen yencaltnng. 



5. 1. 



In ihrem allgemeinsten Dmriase aafgefarst, besteht die Auf- 
gabe und äer Gegenstand der Finanz r.erwaltimg, in der 
Sammlung and Bereithaltuag der Geldmittel deren die Staats- 
verwaltDog für die Erfüllung ihrer Zwecke , überhaupt für 
die Befriedigung ihrer Bedürfnisse bedarf, und In der Koor- 
dinirung von beidem. In Hinsicht auf diese Aufgabe zer- 
jallt ihr Wirkungs • und Geschäftshreis in nachstehende dr«! 
HauptmasBen, nämlich; 

1) in die Ausmittelung und Auswahl der Quellen aus wel- 
chen das Einllommen dessen der Staat bedarf geschöpft 
werden kann , und in die Anordnung und Kombination 
der Maafsregeln für ihre Benutzung, damit diese auf 
eine solche Art bewirkt werde, die bei vollständiger 
Sicherung für dessen Zulänglichkeit, weder die Nach- 
haltigkeit der Quellen von solchem , noch die Staatsan- 
gehörigen in der Verfolgung ihrer individuellen Zwecke 
gefährdet — (Veranfagung) ; — 
3) in die Anordnung und Kombination der Anstalten und 
Maafsregeln ffirdestien Einzug, und Bereitkaltung zum 
Behuf seiner Verwendung, in jedcjin Momente, und 
an jedem Orte eines Bedarfs — (Hassenhaushalt) ; — 
1 * . 
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3) endlich in die Anordnong und Kombinatioii jener, tbeils 
ffir die Darstellung und foi*twiilirendeTollständigeUeber- 
gicht des Details, der gesammten Einnahmen und Ausga- 
ben — (Etatisirung and SUatsbachhalterei), — theü* 
für die Begründung einer geret^ffertigten Nachweise 
des Betrages der ersteren, und der Anwendung Viel- 
ehe denselben gegeben ist — ^ (Homptsbilität). — 

Die erstere dieser Aufgaben mnfafst Alles , Tras «of 
die Gemanung einer volUtändigen Kenntnifs der Quellen 
des öffentlichen Einkommess , die wirklich benutzt werden, 
und die im Fall eines Bedürfnisses hierzu eröffnet werden 
können, auf deren Giebigkeit und Nachhaltigheit, und auf 
. die Wirt^ungen Bezng haben kann , welche die Benutzui« 
einer jeden derselben auf die Erwerbs- und Konsumtion^ 
Verhältnisse aller Klassen Ton Staatsangehörigen äofsern^ 
kann. Ihre genügende Lösung bedingt eine ToUstandige y 
Kenntnifs' Ton allen Verhaltnissen die in Betreff der Ur- und 
der^industriellenProduktion und des Verkehrs im Innern und ' 
mit dem Auslande stattfinden j eine solche Ton den Erwerbs-, 
Einkommens- und Konsiimtions7£rhältnissen der verschiede- 
nen Klassen von Staatsangehörigen; von dem Verhaltnisse 
welches zwischen den Öffentlichen Abgaben und sonstigen La- 
sten, und dem Nationaleinkommen überhaupt, und zwischen 
einer jeden Abgabe und der Quelle aus welcher dieselbe ge- 
schöpft wird, stattfindet; überhaupt eine möglichst Tollstän' 
^ dige Kenntnifs von dem wirthschaftlichen Zustande eines 
gegebenen Landes, in allen Hinsichten tmd Beziehungen» *) 
Die Wahl der Mittel für die Erfüllong der beiden an- 
dern Aufgaben , überhaupt die Kombination der Normen und 
Formen für die Anordnung und Führung des Staats - Finanz- 
baushaltes, ist zum Theil durch die Natur des Gegenstandet 
ihrer Beziehung bedingt, und durch die Zwecke welche 
durch dieselben erreicht werden sollen; zum Theil von den 
organischen und sonstigen Einrichtungen abhängig , die für 

*) Die Daten für ''die Gewinnung dieser Kenntnifs, iammelt 
' und verarbeitet die Statistik. Eine Andeutung derjenigen die 
für die«en Zweck wetentlich sind, ». m. in des Vertagen 
Statistik und Staateohunde. Eine zTreckmäfsige Anleitung cur 
Bearbeitung einer Finanastatistik, ist jedoch ein bis jetst noch 
unerfüllter Wunsch. 
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dieFfihmng detStutehaoshaltes, übei^unpt bestdien, und 
welcben dieielben angeidiloHen werden müssen. Im Allge. - 
nteinen ;ist in Betreff ibrer Kldung der Willkfir ein freierer 
Spielranm eröffnet, ibre Zweckmäfügkeit aber<durcb jbre- 
mÖglicbste Einfacbbeit und dadurcb bedingt, daTs sie ibre' 
Aufgabe mit dem mdglicbst geringsten Aufwände von Mitteln 
erfüllen. 

In so fem als das Wirken der Staatsverwaltung du rcb das 
Vorbandensejn einer ibren Bedürfnissen entsprechenden 
Summe von Einkommen, und durcb die Möglichkeit bedingt 
ist, über die in jedem Momente , und an jedem Orte erfor- 
derliche Gröfse Ton solchem disponiren zu können , löst sich 
dieselbe gewissermaafoen in die FinanzTerwaltnng auf. *) 
In anderer Hinsicht und Beziehung aher,)tritt diese letztere 
in das Yerbaltnifs eines blofsen Mediums für die Herbei- 
■chaffung und Bereitbaltung der Geldmittel, deren die Staats- 
Terwaltnng für die Bealisirnng ihrer Zwecke bedarf. Hier- 
durch bestimmt sich zugleich ihre Stellung in dem Staats- 
haushalte, und die Art ihrer Einwirkung auf denselben. In ' 
ihrem Terhältnisse als blofses Medium, oder als Mittel zum 
Zweck, kann derselben keine positive oder direkte. 
Einwirkung weder auf die Bestimmung der Zwecke oder Ge- 
genstände für welche das Staatseipkommen verwendet wer- 
den soll, noch auf das Maafs, die Bedingungen, überhaupt 
auf die Modalitäten zustehen, unter welchen eine solche Ver- 
wendung stattfinde soll. Beides, so wie das Verfolgen des 
Irfolgav und der Wirkungen dieser letztera, gehört zu den 
Attributionen,' und beziehungsweise zu den Pflichten der 
Centralbehörden , welche die Hauptabtheihingen der Staats- ' 
Verwaltung leiten. In so fem jedoch die Zulässigbeit dc)- 
Anordttung oder A'^erfügung eines Aufwandes, — abgesehen 
von dessen Nothwendigkeit, oder Unausweicblichkeit in an- 
derer Hinsicht, — 'von der Möglichkeit dei- Herbeischaffung 

•) Oder wie Gr. v. 8 o d e ii ihr Vcrlialtnifs in dieser Beziehung 
beneichnet: „Die FinanKcu sind es, wofür die Regen- 
ten Regenten sind; die Finanzen sind es, wodurch sie 
Regenten sind. Denn nicht vom Bechtssustande ist hier die 
Rede, sondern vom Falttischen. M. i. dessen Nationalälio- 
aomie V, 6. Auch Necker Eloge de 3. B. <:olbert. 
S.1S. 
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der Mittd abb£ii^, die für seine Deckung erforderlich »indj 
und in so fem der gesicherte, ordnungsmälsige Fortgang 
des Finanz- und des StaatshauslullB dadurch bedingt ist, 
dafs das für einen solchen vorgeschriehene Maafs überhaupt 
nicht überschritten, und dafs die jedesmalige Veirwendnng 
nulj dem jedesmaligen Vorratbe von Mitteln, und mit den 
sonstigen Bedürfmsse]|i proportionirt wird , mufs der Be- 
, hörde, welche den erstein leitet, ein bedingter, nega. 
t i V e r EinfluTs auf die Anordnung des Aufwandes zustehen, 
und die Befugnifs zur Hontrolirung seiner Realisirung, 
weil ohne beides die Erfüllung ihrer Aufgabe, und ihr ei- 
genes Wirlyen geiahrdet sej^ würde. 

Ueberhaupt sind die Terhältnisse des Finanzministe- 
riums ron jenen d'ev andern Ministerien in dreifacher Hin- 
sicht wesentlich verschieden, nämlich : durch die Natir sei- 
nesWirkens, das wesentlich selbstver^altend ist, das- 
selbe zum Eingehen in eine grofse Masse von Einzelnbeiten 
nöthigt; während das Wirten der andern mehr und vorzüg- 
lich aui; blofses Anordnen , auf blofse Leitung oder Beauf- 
sichtigung der Vollziehung ihrer Anordnungen beschränkt 
- ist ; *) sodann durch die Vielseitigkeit seiner BerOhrungen 
mit allen übrigen Ministerien und Cential Verwaltungen ; end> 
lieh durch die eben erwähnte Befugnifs zurUebung einer Kon- 
trole gegen dieselben , während diesen keine Art von Ein- 
wirkung auf die Finanz Tcrwaltung zustehen kann. Durch 
diese letztere konstituirt sich zwischen demselben uild 
den andern Ministerien eine Konnexität gegenseitiger Rechte 
und Pflichten, und eine Solidarität Ton Verantwortlichkeit 
ifa Betreff der Verwendung des Staatseinkommens, die in 
gleichem, und selbst in gröfserm Maafse auf dem Ch6f der 
Finanz Verwaltung haftet, weil demselben mit dem Rechte 
zur Zurückweisung einer jeden nicht vollkommen begrün- 
deten oder gerechtfertigten Anforderung an die Staatskasse, 



*) Eine Ausnahme liiervon bildet dasKriegGmlniiterimn; jedoch 
findet in so fern eine Yer&chiodenbeit Ewisohen (leoueUien 
und dem FinanEminiitcriura statt, dafs seine Verwaltungsich 
nur »af ein Objekt beschränkt und nicht in eine so grofse 
Maue von Einseluheiten wie dieses letztere eindringen mufs. 
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OflT TViibuiif^k' *aA Oetchäft«)u)eit de» Fütanzoimi- 
»tennihB i« 4Kta-i»,al)ea Suaten aaf gle«J»e Art ge- 
jitibi^i ito itrelurto«kdUe LeUuBg, disa Katseidisushaltes, 
die Verwaltung de» StJwiU*rftttWeDW!8««n8 , des Berg- 
«gah «tel, ,dto.dirtilKin6teoerw«o*a8 «W. aus demsel- 
kSh .».«giiMlMAdm, ,v^^»<«itdia a«de(^'&t^tea' derselbe 
Gescbäflszweige umfafst, die ihrer Natu« naCh in das 
Depai^MfaMiiit dtti.Jnnw» g«h«i-«ij , Eto*. Ausdehnung 
seines WÜ-lnu»fe8la*w*8', wie vBiS.4er>BeTolution in 
FrfjinkiÄ*» «4er *ine Ver«iD»e*ung d^r ,Fi«anzvprwal- 
tung unter PMTänfciBijÄtJviateri^nk- wi« .(mt Ausnahme 
dffl-ind«rel£t^Aligdb*llJ(ifrÜ^rin,depprBufi!ischenMo- 
..twMlii«, .find«!>a^o«lfc«ireends i»ebi- stett. Ä»«h wüide 
weder die eine nochr^ie ao^e »it der TQllkömmcnen 
AwWWuBg; v-wikhe: Ä« StaatswisMaischliften erreicht 
.. hüben;, »öl*, all» <t*».Anford6ru»«*B yeneinbar seyn, 
, diei«dieiSt»ätw«WMiliMJ««ßBitchJ wetden- . 

In der Mehrzahl der Staaten umfafet der Wirkungs- 
und GeschäftsUreisdes-Kisrtnzministeriums nachstehende 
1 ..glpi)cb^(s37r*igfi . MfliÄ. AitcibmionSB , näfnlich : 



• 



V'4>'«8e» Verhältnif« ist in dorn KommiBsionsberichtc über die 
Loi de» compte» für das Jalir 1820 in der frän»!ÖsischenPa!rs. 
RaiMtier In liäclisteHftKlerArt.tVefferta angedeutet: „U conse- 
Aüencc fdnftameutaW idiüsySt^me dek buSget«, ett «n» con- 
rtexBrt ä%-afToirs et-*e iü^öillSnce pour la rägularit« des 
paiemen» eiitre les üilnisltes drdohntteurs ,' el ie^ministre 
des finances; qn'il y a entre iui «■ cHacÄ» des «utres, Söu» 
(e point de v|ie, assbcinti'ofi de rcspflnsahilite ; que lors- 
([u'nno ordonnancD art-ivfc au trcaor, le iriihistre des «nancc» 
dpit', avant de r*amettre, »'assurer, qw>He s'applique aa 
■credit que Iui est propre, qu'elle ne sört pas de «es limites. 
tö niVnlstrc dei finanfccs A'esl pas fAge du iribde de Ser- 
vice, -mai» il dolr (uger le mode depaiement auquel il 
Äncourt. lies miiilstres ordonnawurs llii designent leurs 
creancle«! il ne dlsCuie paS leurs droh^j ftiaÄ tl n'a pas ce- 
iuvAe creer des ciargfes T>buP le tWöbr, aiL de(a dos crean- 
CCS «ohtla loi a p^* Iw^homes, ef^doÄl les dfioUibn« 4'oya- 
les out recoana U nicessite. Moniteut i.Ä%Mi Mrrt.-.fll. 



1) Alles VM a^t die ErÖ^bfEr^, rBsaiitzuiig und Hoq- 
Berralion der QueUen ron Sta^tseinkomiii^ , auf die 
yerwaltnng aller -Arten von anmittelbarem 3taatsei> 
genthum und Einkommen, mid auf die Veranlegnng 
and den Einsug der ÖfTeiMlicJien Abgaben Bezog hat ; 

1) die Initiativ« für alle GegcnnSnde der Finani^ietz. 
gc^ngund die'An(Mrdwug:derMaaferpgdn t&r die 
, Vollziehung der Oecetae; 

5) die Etatisinmg desSduAsfinanKhanahahm, and die- 
Anordining der Hsafsregelii Air deuen.stite EvidenU 
baltung; 

4) dieLeitung des gessmintenKMstenbMn)ialtaa,.unddie 
' Aufucht-auf die HomptabiHtli^eteelben; 
' - 5) die eigene 'Darstellong der £>gefcins*4 der Ter- 
-waltung des StaatffinanzbäuBbaltes ; 

6) die Kontrole daffir, dafs bei -der Yerwendaag des 
"Staatseinkommens, aof eine gesetz- und roimchrifts* 

mäbige Art rerfahren -werde; ^' 

7) endlich tHe Anordnung imd -Leitung der Verwendung 
- für alle Aii^n ron allgemeinem- Anfwandi &e nicht 

speoiell an einEelne jUMstenen obertragen iat; *) 

' :i-3-- i 

^wischeii'dem Staatifinanzhaiiklislte und deiA' Haushalte 
eines Privaten findet in. so fem eine AehnlichkeitsUUt, alt der 

; '— -— '■", ' "■, ,['''-_.;'['[ • 

*) Ueber die Attribationeu dei Fina^fiminiiteriunu ilbqrbanpt, 
und über dieselben in einer grorieq Aniah) von Staaten. >. 
m.. des Verfasser» Poli tik «tc. I, 43. 152 und Jll ff. 
Manche Andeutungen über äip Verhältnisse desselben, und 
über jene eines Finansiministers in. der Einleitung von Ne- 
cke r de radmjnlstrati.on des finances, und in des- 
sen äloge de.J. B. Colbert, auf welche jedoch die dama- 
ligen Verhältnisse dieses Ministeriums in Franlireich von 
Einflufs gewesen sind. Mit den Forderungen, welch« Necker 
und auch Sully (dessen Memoire«. 11. 411) an einen solchen 
machen , bildet die Ansicht . des unmittelbaren Nachfolgers 
dieses letzterni de Tbou, , freilich. einen schneidenden Kon- 
trast. Dieser nitmlich »ah in der, Aufgabe und in dem Wir- 

' ken eines Einanzministers ifichts weiter als 1 ' a'rt d ' u n 
simple Commis. M. •• BechercJies. et Considära- 
tions etc. I,.133' ^ 
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Tbeil des Einkommens den in jedem von beidem die Befrie- 
digung eines Bedür&iisses absorbirt, für sie destrnirt -wird. 
Eben so findet zwischen beiden auch in der Hinsiebt eine 
Aebnlichkeit statt, .daTs ein Staat, und eben so ein Privater 
der jährlich sein ganzes Einkommen verzehrt, zwar nicht 
ärmer wird, sich jedoch der möglichen Gefahr einer Zer- 
rüttung seines Haushahes blofMteUt ; dafs derjenige der über 
den Betrag seines Einkommens, oder mehr als dieses kon- 
sumirt, sein Kapital , und durch dessen Verinindertmg, sein 
zokfinftiges Einkommen rermindert, wogegen der Reichthum 
desjenigen dessen Konsumtion jährlich einen Ueberschofs 
des Einkoramens disponibel lafst, sich fortschreitend ver- 
gröfsert. *) Endlich sind in beiden die Grundsätze and Ke- 
geln der Wirtbschaftlichkeit, an sich und in so fern die 
nimlichen, als jeder Aufwand, der ohije,eiqea reell nfitz- ' '. 
Uchen Zweck gemacht wird, als Verschwendung betrachtet 
werden mufs. In einer jeden andern Hinsicht und Beziehung 
aber, findet zwischen beiden weder eine Aebnlichkeit noch 
eine Gleichheit der Verhältnisse statt, weder in BetreflF der 
Natur des Aufwandes und dessen Verfügung, noch in Ab- . 
e die für dessen Deckung erforderiichen 
len| » w Ü ■w r a i s A - z weifache Verschieden-/ . | J^ügfc 
cbaften des Staates von gröfstem Ein- 
d nämlich die Zwecke ffir welche Priva- 
ten einen Aufwand machen, und das Maafs für dessen Gröfse, 
lediglich von deren Willkfir abhängt, ist die Erfüllung der 
Mehrzahl derjenigen, 'welche einen' öiHcnäichen Aufwand 
erfordern, ein Imperativgesetz für die Staatsverwaltung, 
welchem dieselbe sich nicht entziehen , und eben so wenig 
die Gröfse des Aufwandes nach Willkür beschränken kann. 

Eine gleiche Verschiedenheit findet in Ansehung der 
Art statt, wie Privaten, und wie die Staat sfin^z Verwaltung 
die Mittel sammelt, deren beide für die Deckung ihres Auf- 
wandes bedürfen, welche die erstem aus ihrem eigenen Ein- 
kommen, überhaupt allen Quellen entnehmen, über welche 

, *) Ueber die Konsumtion überhaupt, und <lber deaVnterscIiied 
Ewischen der offentlicben ' und der Frivatbonsumtion , s. m. 
c B. V. Jakob, Grundsätze der NationalökoDomie, 3te AuS. 
5. 90S ff. 
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rie mehr q^fer -weniger nach WWkCr dispötttt-eti, idi« Ftiit(h£. 
Verwaltung tAn^iegkn zum Theil aus friimden OUtilleti sökit- 
pfeniQurB, in deren Benutenng sie zum Theil diirdi defein 
«genthomliche Natur, theils durch Bfickiicht^n andrer Art 
in Granzen eingeengt ist , die sie weder überschreiten hanb, 
noch überschreiten darf. *) 

Aus dieser Verschiedenhteil , insbesondere au» jeher tu 
Betreff der ErfOlhing der Zwecke , die wie eben erw&iit, 
in dem Prirathaushalte -willkürlich, in dem ätaätshanihalte 
' üingegen, -wenn auch nicht in Ansehung aller, derinWh in 
Betreff der wesentlicheren, unerlSfalich ist, folgt Vota 
selbst, däfs weder der letztere nach gleichen Gi^ndsätzen 
iind Hegeln wie der erstere gefüht-t, noch der Aufwand aA- 
bedingt nach der Einnahme beschfänht werden kann, die- 
selbe vielmehr auf«die GrSfse äes nothweniiigen BediO^s 
erhöht werden mul's. **) 



*) Gr. V. Sodon (Hat. Oekon. V, 5- 57) boieichnet die Vcr- 
schieilcDheit «nischen beiden Arten von Haifthalt in itaehstC' 
bender Art: ^J>«v Staatsbürger darf nicht metrr lioasu- 
„miren, als er' zu produeirow rennag. oder.aU sem Ei»^"™' 
„luea irgend einer Gattung bQßäjtJ.erkaun xui^ darf wohl 
„mehr producircn, ah er zu seiner Kongumtion bedarf, aber 
„er mufs es nicht. Die Staals-FinanEverwalfuiigliingcgew 
„niuTs koitsumiren, was der ötoriomlstisclie Organlimus 
' „des Staates, also der Zweck def Bew^rüng dei StaBUferests' 
„fordert. Dieser Organiain-vs ist'das sebiet«riscl)e;(]MBit^ 

.:. „seiner Uoitauiq^ann. pie StaaUfinanÄwirthscIiaft innfs also 
„auch diesem Gesetzp gern äfs alles Dasjenige produciren, 
„wa's sie nach diesem Organismus konsumiren mufs, und 
„produniren kanu." (Mit andern IVorten ; die Kmnahme mufs 
nach der Ausgabe bemessen werden), — M. s. auch, Behr 
Lehre von der Wirll.scliaft des Staates. S. 4 u. 35. 
•*) Für die« Ansicht, aufser den ebengenannten beideU Schrift- 
stellern, LolB (Handb. Ül, 49 u. 81, „weil die iii dem Pri- 
vathaushalte Eulassigc Liberalität in dem Aufwände, in dem 
Staatshaushalte nicht statthaft scy," — SchmaiR, Ency-, 
klopädie (J<715), „weil der Gegensatz der die Ausgabe, 
wie in dem Privathaushalte , nach der Einnahme beschränkt, 
ein GrundsatE des Unrechts und der Despotie sey, indem dann 
die Einnahme ganz von der "Willkür der Regierung abhängen 
würde."— Fulda, I.e. 5-8,9.— v. Seutter, die Staat s- 

• wirthschaft etc. j. 345,349. — Kommiss ionsbericht 
in der franz. Deputirtenkammer über das. Ein- 
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Ueberhaupt, und in so fem als A{e StaaUverw«Hmi( 
alle Zwecke erfüllen mufs, welche die Natur und dai 
Wesen der börgerlichen Gesellschaft, und der BegrifT der 
aBgemeinen Wohls zu öRentlicheD , oder Staatszweckei 
macht , *) kann deren Erfüllung nicht Ton der Zulänglich 
keit Oder-Unzulänglichkeit der Mittel abhängig bleiben , de 
ren Erhöhung auf die GrÖfse des Bedarfs, vielmehr in eber 
dem Maafse wie die ersteie , als ein Imperativgesetz he 
trachtet werden mufs. Kann und d a r f die Staats Verwaltung 
die »)en bezeichneten Zwecke nicJit unerfüllt lassen, dant 
m u fs die Finanzverwaltung die Mittel beschaffen , die hier- 
zu erforderlich , und zu deren Aufbringung die Staatsange. 
hörigen rechtlich verpflichtet sind. Die Befolgung eines 
entgegengesetzten Grundsatzes würde , indem sie die Mög- 
lichkeit der Erfüllung wesentlicher Staatszwecke gewisser, 
maafsen dem Zufall Preis gibt, die Finanz Verwaltung fort 
dauernd in dem Zustande eines imminenten Banquerouts er 
halten. Bei derselben ivürde , wegen der Vnthunlichkeit ei 
ner Ausmittelung und Bestimmung derjenigen GrSfse voi 
. Einkoinmen die gewissermaafsen als dessen natürliches Maxi 
mum zu betrachten wäre , die Bildung eines festen Wirth 
schaftsplanes unmöglich , und die Staatsverwaltung in di« 
Lege eines Individuums versetzt seyn , das auf gut Glück 
von einem Tag in den andern lebt. 

Aus dieser Ansicht soll jedoch keinesweges d i e Schlnfs 
folge gezogen werden, dafs das Maafs für die GrÖfse de 
Aufwandes unbedingt von. blofser WilStSr abhänge-, un< 
dafs seine Granze nur in der absolut mögUchen GrÖfse de 
aas dem Nationaleinkommen zu schöpfenden Staatseinkom 
mens zu suchen sey. **) Dieselbe bezweckt vielmehr nu 



nabmebudgci für 1822. — Sa? 11, 231 u. 233, folgt eine 
' entgegen gesetzten Ansicht, der sich v. Jakob (in den Grum 

sitzen etc. %. 1003undlOOG> beinahe wörtlich anschlierst, ohn 

data er dieselbe jedocli besonders inotivirt, oder die Grund 

die für die vorerwalmte gellend gemacht werden, wide 

legt hätte. 
'> V. Jakob, üruadsätse elc. %■ jUUK, und dessen F- 

uanzwissenschaft %. 833. — ikan vergl. damit Herme 

XVn, S. 187. _ 
'*) Oder die Autleht: „dafs der Staat — lieb gar nicbt einschrjü 
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die Begründung der Aniicht, dalk dieses ÜCAaTs nur in deU' 
Bedürfnissen selbst, und in den Verhältnisten 
nnter welchen dieselben eintreten, zu suchen, 
und dafs die Frage, ob ein Aufwand zn verfügen sey, nur 
nach Maafsgabe der Forderungen die sich aus beidem ent< 
wichein , entschieden werden könne. Nur in diesem Sinne, 
und so uodificirt, hann die Forderung: „dafs die Bedürf- 
nisse des bürgerlichen Lebens um den möglichst billigen 
Preis gewährt werden sollen, als höchstes Gesetz der Staats- 
nnd der Staatsfinanzverwaltung betrachtet werden. *)., Es 
sind im Staatsleben ynd ÜAushalte Falle denkbar, in welchen 
die Anordnung eines Aufwandes der an sich annöthig ist, 
durch höhere Bücksichten geboten seyn , and daher nicht 
als Verschwendung betrachtet werden kann. Wohl aber 
können entgegengesetzt die Folgen einer Oekonomie öder 
Beschränkung, wegen welcher ein nothwendiger Zweck nur 
unvolbtändig oder unvollkommen erfüllt werden hann , eben 
so verderblich werden, als die einer IJeberschreitung des an. 
gemessenen Maafses tqu Aufwand es jederzeit seyn müs- 
sen. Ob ein Aufwand als zweck - und sachgemäfs , oder 
aber als unnütz und als Verschwendung zu betrachten sey. 



kea loll, und reicher und mächtiger werden Itönne, ab 
alle Staaten welche aicli beschranken, daft der Grund.von dem 
Stillstande und Verfall der Staaten, nicht in der Menge der 
Ausgaben, sondern darin geauöbt werden müsse, dafs zu ne- 
tügi oder TU unverafinflig ausgegeben werde." Weishaupt 
über die Staatsausgaben und Auflagen. S. 20 und 
53. Derselbe ätütut seine Ansichten vorzüglich auf das Bei- 
spiel Englanfls. Die neuere Fi nani-.ge schichte diese» Staates 
dürfte denselben jedoch überzeugen , dafs die Begierung die- 
ses Staates die Mittel zur Bcgriinduhg und Erhaltung seines 
Wolilstandes anf andern Wegen als denjenigen sucht, und 
andern Ansichten alä denjenigen folgt, «eiche er unteratellt. 
tJeberhaupt kann ein System , „bei dessen Befolgung hundert 
Staaten zu Grund gehen können, ehe es einem gelingt." (Ebcn- 
dasel. S. 30) in keiner Hinsicht empfehlungswerth seyn. M. s. 
auch die Gegeubemcrliungen von Frohn das neue Fi- 
nanzsf Stern von Weisbanpt 1820. 
•) M. ».Lot* Handb. lü, SO-'Auch Say H, 198. LemeiUeur 
plan de financei est, de depnuer peu. Man vei^l. jedoch 
ebenda*. S. t09- 

L,;,zi;i:,C00J^IC 
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kann nicht unbedingt nach dem .Grade seiner Nothwendig. 
keit aas innnern Gründen bemessen, und es können 
diese allein, nicht als maarsgeberid betracktet iverden , weil' 
der Begriff des Nothwendigen relativ ist, und weil durch ein 
Zusammenwirken von Thnständen , ein Aufwand der a n 
sich ak willkürlich zu erachten ist, zum nothwendigen 
gesteigert; und umgekehrt , die Yerschiebung eines solchen 
der aas innem Gründen als nothwendig erscheint, zulässig 
werden kann. Das eine wie das andere ist Ton den Verhält- 
nissen abhängig, unter welchen der Anlafs zur Verfügung 
eines solchen sich darstellt, die in dem öffentlichen Leben 
wandelbarer als in dem Privatleben sind. Defshalb kann 
eine peschränkung des Einkommens auf das (anscheinend) 
unbedingt Nothwendige, *) das Ersparen, oif^ dafs 
erspart werden soll, niemals zu einem leitenden Prin- 
cip in dem Staatshaushalte erhoben, das Ersparen jederzeit 
nur als eine Hlugheitsregel , als eine öffentliche T%end be- 
trachtet werden. Aus diesem Gesichtspunkte aufgefafst, be- 
steht die Aufgabe , beziehungsweise , die Kunst der Staats. 
Verwaltung in dem Abwägeh der Naohtheile , welche für die 
Staatsangehörigen aus den Opfern welche die Deckung ei- 
nes Aufwandes denselben hostet^ entstehen können, gegen 
die Vorthole welche für sie aus den Zwecken and Anstalten 
für welche dwselbe stattfindet, erwachsen können. 



Lotz (Handb. III, gl) betrachtet zwar die Noth- 
wendigkeit der Bemessung der Einnahme nach der 
Ausgabe „als ein^ in dem Wesen des bürgerlichen 
Lebens tiefbegrfindete Gmndmaxime," beschränkt je- 
doch deren Anwendung, nach Maafsgabe „der beiden 
Zwecke, welche m dem Endzwecke dieses Lebens 



*) M. s. V. Jak ob Finaniwis«. 5.83. Derselbe erklärt «ich 
gegen die Ansicht, „dafs in dem Staauhaushalte sichu^U 
„nas sehlechth in nothwendig sej, ausgegeben nerden durf%, 
„und, als eine lächerliche Wortipielerei, wen t^an Alles was 
„in dieser Hinsicht gescbiebt, unter den Begriff der Noth- 
„wendigheit ewingen noUte, um nur dem einmal . angenom- 
menen Princip nichts nt vergeben. 

■ .' L, ,z;;i .COOJ^IC 
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Tereint erscheinen. Als solche bezdcfanet derselbe: 
1) das Streben nach Sicherung und Erhaltung der Exi> 
stenz der btirgerlicb vereinten Menschen; sodann 2) ein 
solches nach Verbesserung aller Verhältnisse und Be- ' 
dingungen ihres Lebens. Nur für die Begründung und 
Erreichung des erstem dieser beiden Zwecke, se^ 
dieebenerwähnteGrundmaiime anwendbar, unlrnur für 
diese müsse der Bedarf unbedingt die Summe bestimmen, 
welche das Volk aus seinem Einkommen zur Bestreitung 
der Lasten des bürgerlichen Lebens hergeben, müsse, 
selbst wenn dieses die Noth wendigkeit eines AngriiTs 
de^ Kapitals herbeiführen könnte. — Die Befriedigung 
des andern Zweckes hingegen, sey jederzeit durch 
die Vorfrage bedingt, ob das Volk nach staatswirth- 
schaftlichen Regeln das leisten könne, was die Regie- 
rung für ihre Zwecke verlange und bedürfe. In An- 
sehupg dieses Zweckes, müsse die Ausgabe durch die 
Einnahme geregelt werden, weil sonst das Streben 
der Regierung den innem and äufsern Wohlstand zu 
befördern, mit sich selbst in einen auFTallenden Wi- 
derspinich geratJien, und das Mittel, welches dieses 
bewirken soll, gerade den entgegengesetzten Erfolg ha- 
ben würde." 

In die erste Ulase begreift derselbe, „den Auf- 
wand für die Unterhaltung des stehenden Heeres; je- 
nen für die Herstellung und Sicherung des 'StäteU' 
Fortganges der Justiz; der Sicherheitspolizei, und al- 
ler dazu gehörigen Anstalten ; in die andere Klasse 
aber, den Erhebungs- und Verwaltüngs auf wand der 
Einnahme; jenen für die Anstalten zur Beförderung 
des innern und äufsern Volkswohlstandes; für dae Öf- 
fentlichen Bildungsanstalten, oFTentlichen Kunstwerke, 
Land- und Wasserstrafsen , diplomatischen Sendungen, 
und Torzügtich jenen für die Privatbedfirfnisse des Re- 
genten and für den Glanz seines Hofes. In Ansehung 
dieser Ausgaben müsse jedesmal die erwähnte Vor- 
frage mit möglichster Sorgfalt berücksichtigt werden, 
und nicht zu verkennen sey es insbesondere , dafs jede 
Anforderung an das Volk zu defsfallsigen Leistungen 
unterbleiben müsse , sobald der regehnälsige Fortgang 

I ,z,;i:,C00^IC 



4fr Vo&Ls^«tri«))tamkeit, durch diese Leistoag in ir> 
g«Bd einer Beziehung gefährdet eracheine. Aasgaben 
d^ flTstem Art, sayen wahre, rechtlich ; bep-Ondete 
$cb«ldeii (6t das Yolk, deren Abtrag »ich Kieipand ent. 
seh^ könne. Nicht to die Alugabe^ d^r letztern Art, 
die jederzeit nur als s«hr bedingte Schulden betrachtet 
werden hönnten , abhängig ron den Vortheilen, welche 
He dem Volke versprächen , und ferner iJthänf^'rön 
höheren Rücksichten, welche dabei nie aus 
dem Auge gesetzt werden dürften." — 

An einer andern Stelle (Aandb. UI, 51 in der Note) 
,^«fsert derselbe, dafa die l^egierung das, was für 
„die Zwecke de» bOrgerlicben Lebebs unerläTslicb noih- 
iwqndig, and dazu wirklich nützlich sey, den> 
lYolke unbedingt leisten müsse, und daTs die> 
iVerbindlichkeit der Unterthanen , hierzu Abgaben zii 
„bezahlen, ^taatswirthschaftlich (und gewifa 
isnch staatsrechtlich) begründet sey." — ' 

Die Anerkennung eines solchen Rechtes des Volkes, 
und der durch dieses bedingten Pflicht der Regierung, 
90 wie nicht minder das Postulat einer nothwendi- 
^en Beachtung der höheren Rücksichten in Betrefi* 
der in die zweite Klasse verwiesenen Ausgaben , ver- 
wiidit jedoch deif praktischen Effekt deren Sonde- 
nmg, die, insttesondere in der Art wie sie bewirkt 
ist» wohl kaum durch vollgeltende Gründe zu rechtfer- 
tigen seyn möchte. Denn wie wichtig auch die Begrün- 
dung der innem und äofaem Sicherheit, und jene in 
Betreff der ongebemniten Verwaltung der Rechtspflege 
fSr alle Verhältnisse des bürgerlichen Ziehens sind, so 
erschöpft die Begründung und Sicherung von beidem. 
dennoch bei Weitem nicht den Endzweck des Staatsver- 
eins und die Aufgabe der Staatsverwaltung. Ein gro- 
ßer Theil de» Aufwandes, welchen die vorerwähnte 
Sonderung in die zweite Klasse verweist , bezieht sich 
nicht blofs auf eine Verbessernng der Bedingungen 
de« bürgerlichen Lebens, sondern auf diese Bedin- 
gungen seihst. Und in Hinsicht hierauf möchte es 
kaum einem Zweifel nnterliegen können, dafs die Re- 
^emng, dorch Vernachlässigung der in die zweite 
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Klasse Terwiesenen 4iist«lten, die iOr den sclilning. 
baften Fortgang der Yolksbetriebsainkeit wesentlich 
notltwendig sind, eben sowohl mit sich in Widerspruch 
' treten -würde , als wenn sie diesen Fortgang durch un. 
angemessene, oder übermäfsige Steigerung der öfienu 
liehen Lasten erschwert. — Ueberhanpt dürfte eine 
Erörterung über die Natur der Kategorien von Aufwand, 
weiche diese .Ansicht yon der erwähnten Vorfrage ab- 
hängig macht, deren praktische UnsUtthaftigkeit in ein 
noch helleres Licht setzen, ohne der Schwieri^ieiten 
zu erwähnen, die aus dem Hangel eines positiven HaaTs- 
s(a|>es zur BemessHtag des Maximums der Leistung ent- 
sjpringen, welche dem Volke ohne Gefährdung seiner 
Betriebsamkeit' angesonnen werden können. *) 

'• • ' S.3. 

Ans einem engeren '' (dem gewöhnlichen) Gesichtspunkte 
BufgefaTst, beschränkt sich der Wirkung»- und Gescha&s- 
kreis der Finanzrerwaltung auf die nachstehenden beiden 
Hanp'tkategorien von Geschäften , nämlich: 

a) auf ' diejenigen, die sich auf die Konservation und Be- 
nutzung des unmittelbaren Staatsvermögens beziehen; 
sodann 

b) auf diejenigen ffir den Einzug des Einkommens sowohl 
aus diesem als dus dem mittelbardh StaatsTermögen, ffir 
dessen Bereithaltung zum Behuf seiner Verwendung und 
für die gerechtfertigte Nachweise dieser letztem. 

Dieselbe zerßUlt, nach MaaTsgabe als sie nur die 
Anordnung der Haafsregeln , und die Leitung deren Voll- 
—^_— zie- 

*) M. B. über dieseu Gogenstand audi v. JaJiob Finanewisa. 
$. 833. Derselbe hestraitet ebenfalls die Ansicht dafs nur der- 
jenige Aufwand der zur Erhaltung der ötTentJiclien Sicherheit 
und zum Schutze des RechtsEustandes erforderlich ist, als 
Staatsbedürfbifs betrachtet werden könne, und Terwirft die- 
selbe als nicht gehörig begründet., Als solches erachtet der- 
selbe Alles was ein Volk sich nach der Vemnnft zum Zweck 
machen, und was durch isQlirte PriTatkräfie nicht erreicht 
werden kann. — Ob Üiae Begriffiibestimmang nicht in den 
entgegengesetsten Fehler verßillt, und zu sehr ausdehnt^ 
was die bestrittene Ansicht zu sehr hesckrfinkt? ' 
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xielnmg, überhaupt jene des Gesojiäftsbetrlebes znm Gegen- 
stände hat, oder aber sich auf die Vollziehung der Anordnun- 
gen und Haarsregeln fUr die Bewirthscbsftung der Quellen, 
undauf denEtnzug des Einkommens aus denselben beziehen, 
a) in die allgemeine , oder Centralverwaltung, und 
J>) in die Elementarvertvaltung der einzelnen Quellen und 
Zweige des unmittelbaren und mittelbaren Staatsein- 
kommens. , . 

Die so grofse Mannigfaltigkeit der Gegenstände und 
Geschäftszweige in dem Staatsfinanzhaushalte bedingt theils 
die Anordnung eines höchsten allgemeinen Cen tralpunktei, 
BUS -welchem die Verwaltung dieser simmtliehen Zweige den 
leiteiiden Impnls empfangt, und in welchem deren Resultate 
sich in ein Ganzes verschmelzen ; theils erfordert 3ie.,die Bil- 
dung besonderer Centralpunkte für die specieHe Leitung^ ' 
der Verwaltung einzelner GescbäftsEweige, nach MaaTsgab'e 
ihrer Verschiedenheit (beziehungsweise ihi^r Gleichartig- 
keit), mit besondem Artikulationen oder Behörden bis zu 
der untersten Stufe in dem Organismus. Die Nothwendig- * 
Iteit Ton solchen speciellen Centralisirungen ist eben' so 
sehr eine Folgfe der Menge tou Geschäftszweigen , als von 
deren eigenthümlichen' Verschiedenheit , die in Ansehung 
mehrerer derselben ein ununterbrochenes Eindringen und 
Eingreifen in eine Masse Ton Einzelnheiten, ein stätes Ver- ' 
gleichen des Erfolgesader Anordnungen mit dies^, über- 
haupt eine ausschliefsliche Aufmerksamkeit erfordert, wel- 
che in dem Maafse als dieses der Fall ist, die höchste Cen- 
tralbehörde denselben nicht würde widmen können. 

Auch hat in der grofsen Mehrzahl yoi> Staaten die Pra- 
xis für die Methode einer solchen Specialisirung entschie- 
den, selbst in solchen in welchen jene einer allgemeinen 
Centralisirung Torherrscht , obgleich sie in diesen weniget 
sichtbar hervortritL *) 

*) In solchen Staaten sind dergleichen Central kell egit^n ihlSefa. 
tionen autgelöst, denen die Leitung der Verwaltung der vef- 
Bchiedenen Zweige übertragen ist, und die daher in der Wirk- 
lichkeit nur ein Aggregat von mehreren General rerwaltungen 
bilden , swiichen welchen die Verbindung durch Plenarver- 
saramlnngen iwterhalten wird. So i. B. in dem Königreich . 
Sachsen. : . ' 

V. Hunn flMMirritMuduift. U. TU. '2 
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Unter den Gründen gegen dieselbe, dürften die bei. 
den nachstehenden) als die erhehlicheren zu betrachten 
seyn, nämlich: 

a) die zu groTse Unabhängigkeit solcher GeneraL 
Verwaltungen Ton dem Finanzministerium, bei zu gre- 
ller Abbängigkeit der SeKördcn und Beamten, die 
ihnen selbst untergeben sind; sodann 

b) die nicht wünschenswerthe Einförmigkeit die in 
die Verwaltung fibertragen werde , indem alle Unterbe- 
hörden einer Idee, und einer Ordnung, wie sie 
von Oben herab befohlen würde, folgen mül^ten. *) 

Die erttere geiahrde das olFentliche Interesse, durch 
' die Hindernisse, welche dergleichen General rerwaltnngen, 
,in Fällen in welchen sie das besondere Interesse ihrer Yer- 
waltnng bedroht glaubten, thonlichen Verbesserungen ent- 
gegensetzten, sodann auch dadurch, daTs die unbedingtere 
Abhängjgkeit der untergeordneten Behörden und Beamten, 
diese ohne eine lebendigeres Interesse für mögliche Ver> 
besserungen lasse, überhaupt zu einem blofs maschtnemnä- 
fsigen Geschäftsbetrieb veranlasse. AuTserdem werde sie 
auch dadurch rerderblicb , dafs die Oberbehörden aus Han- 
gel an eigener Kenntiiifs der lokalen and sonstigen Verhält-, 
nisse, unbedingt denAnsichten folgen mfifsten, welche ihnen 
Ton den Unterbehör^en , die sich weht hinlänglich gegen 
Einseitigkeit bewahren könnten, gegeben oder aufgedrun- 
gen würdten. 

Es kann die grofsere Selbstständigkeit solcher 
specialisirten General - Verwaltungen (General - Direk- 
tionen, Administrationen etcO, als Thatsache um so we- 
niger in Abrede gestellt werden, weil sie ans dem Zwecke 
der Anordnung dieser Behörden iliefst, der ohne die Be- 
fuguifs zum selbstständigen Anordnen nnd Verfügen Ton Al- 
lem was auf den gewöhnlichen, normalen Gang der Ver- 
waltung und auf deren Leitung Bezug hat , verfehlt 
seyn würde. Eine solche Unabhängigkeit 
jedoch, wie sie bei dem ebeneryrähnten Einwurfe nnter- 



*) M. s. diese und andere Einwftrfe mit grorser Aiufithrlicli- 
keit vorgetragen, in T.Jabob Finanawiss. f.l37a«.1271. 
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Hteltt ist, liegt weder in der Natur des Instituts an sich, 
noch findet eine solche in der Wirklichkeit statt, und würde, 
wenn and wo es der Fall wäre , als eine Anomalie , welche 
das Princip der Einheit in der Verwaltung gefährdet, nicht 
gerechtfertigt werden können. Dieses bedingt vielmehr -^ 
und in di e 3 e r Art ist die Stellung dieser Behörden auch im All- 
, gemeinen geregelt,*) — dafs dieselben füi- wichtigere, über- 
haupt für alle Gegenstände undFälle die aus ihrem ebenbezeicb- 
neten Wirkungskreise heraustreten, von der speciellen Ent. 
Scheidung oder Verfügung des Ministeriums abhängig, und dafs 
sie diesem zur vollständigen Rechenschaft über ihre Geschäfts- 
führung verpflichtet bleiben. Ueberbaupt bezweckt die Dele- 
gation eines Theils seiner Attribntioncn auf solche Gencral- 
rerwaltungen, lediglich nur die Gewinnung von Zelt für die . 
Erfüllung seiner eigentlichen Bestimmung; keinesweges 
aber kann dieselbe bis zu einer Entäufserung seiner noth- 
wendigen Einwirkung ausgedehnt werden, die demselben 
in ihrer gröfsten Ausdehnung vorbehalten bleiben mufs. 

Die Ansicht, dafs die Befolgung dieser Methode den Ge- 
schäftsbetrieb lähme, ein blofs maschinenmäfsiges Fortschie- 



*) Der Verfasser besieht sich auf die KunstitutivgesetEO oder 
Dekrete über die Aoordmmg der Generale! irektionen in Frank- 
reich , die für ähnliclie Verwaltungen , in andern Staaten 
mehr oder weniger, zum Vorbild gedient haben. . !■ densel- 
ben ist deren Abliängigkeit von dem betreffenden Ministerium 
^b^haupt, und sind die Fülle in ivckhen dicBcIbcD zur Ein- 
holung einer speciellen Cenehtnigsng dieser letztem, und xur 
nothwendigeq Berathung der beigegebenen Administra- 
toren verpflichtet sind , sehr bestimmt vorgeschrieben ; 
Fülle , dar« ein Minister Emancipatiouen von den beste- 
henden Vorschriften gestattet, oder duldet, müssen als seltene 

Ausnahmen betrachtet werden v. Jakob suhstituirt diesen 

Behörden, sowohl in der höchsten Instnnz, alit in d:-n 'Pro- 
vinci atbeh Orden, einen cinz einen Bath oder Referenten, 
dem die Leitung eines Verwaltungsznciges speziell imd aus- 
schliefstich zustehen soll ($. 971 ). Ob aßcr ein solcher der 
unter der Firma eines Kollegiums verfügt, dessen übrige 
Mitglieder keine, oder nur unvollkommeDC Kenntnisse von ' 
der Sache besitzen, in der Wirklichkeit nicht unabhÜngiger 
seyn würde, als der Chef einer solchen General Verwaltung? , 
— ü^er die Beantwortung dieser Frage dürfte kein Fralu 
tiker sweifdbaft se^n. 

■ , ■ I . ;l .COOJ^IC 
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ben der Geschäfte begünstige, möchte die Probe einer nähe- 
ren Prüfung nicht bestehen können. Nicht nur daA derselbe 
einer Rechtfertigung aas Innern Gründen , oder aus solchen 
die sich als ein nothwendiges Ergebnifs aus der Natur der Sa- 
che ableiten lassen, ermangelt^ tritt demselben aoTserdem die 
Thatsache des Gegentheils und die Erfahrung entgegen , die 
aufser Zweifel stellt, dafs bei' einer solchen Specialisi- 
rimg der Geschäftsbetrieb rascher und mit gröfserer Kon- 
sequenz Toranschreitet, als wenn jener Ton mehreren, oder 
TOn allen Geschäftszweigen in Einer Behörde .vereinigt 
ist. Es ist dieser raschere^ und konsequentere Betrieb 
das naiüi-Hche Ergebnifs der fortdauernd ausschlief slichen- 
Koncentrirung aller geistigen Kraft auf einen Gegenstand, 
und des gröfsern Interesses, welches sich einerseits aus dem 
ausschliefslichen Genüsse der Ehre des Erfolges; anderer- 
seits aus der gröfsern reellen Terantwortlichheit entwickelt. 
Jedenfalls aber, und, in so fem das vorzügliche Gewicht 
dieses Einwurfes in die Beschränkung der selbst- 
ständigen Thätigkeit der Mittel- und Unterbehärden ge- 
legt wird, *) kann der Mangel an Selbstständigkeit nicht 
als ein solcher betrachtet werden, der ausschliefslich der 

*) Wie dieses von v. Jakob an A. a. O. geschieht. Derselbe 
äufsert wörtlich ; „Die einr.elDen Untcrbchorden können nichts 
„für sich selbst, ohne weitläufige Berichte ahsustatten und 
„die Antwort abiuvrartcn , Ibiui- Dieses rmxh nothwendlg in 
„den letEleren eine gewisse Trägheit und Unlust bervorbrin- 
„gen , so dars sie lieber Alles im gewohnten (ioleise fortge- 
„hen lassen, als auf Verbesserungen bedacht seyn werden, 
„die ihnen nur viele Schreiberei und Mühe machen, imd 
„ihnen mietet docli nicht «um Yerdieast angerechnet wird." 
— Allerdings kann und mufs viele Schreiberei, insbesondere 
eine solche die für den Geschäftsbetrieb nicbtwesentlich noth- 
wendig ist, Anlafs tur Unlust der untern Behörden werden; 
und allerdings muri der Gedanke oder die Ucberseugung, dafs 
Andere sich das Verdienst ihrer Anstrunguogen etc. aneignen, 
den eigenen Antrieb eu solchen schwächen und abstumpfen. 
Sach der Erfahrung des Verfassers findet aber bei dem Kolle. 
gialsysteme bei Weitem mehr unnütze Schreiberei statt, und 
ist das Arroglrcn fremden Verdienstes bei diesem selbst leichter, 
alsbei der Speciatislrung , bei welcher jederEeit der Ein- 
lelne, dem Einzelnen gegenübersteht, und die höchste Be- 
hörde mehr im Stande ist, den* Antheil übersehen £u können, 
den jeder an einem Geschäfte bat. , 

L, ,zi;i:,C00gIC 
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Methode äef Specialisirung inhärirt. Denn einerseits findet 
eine gleiche Beschränimng der Selbstständigkeit der Mittel - 
und ontem Behörden, bei einer jeden andern Methode in glei- 
chem Maafse' statt; andererseits aber ist, wie bereits er- 
wähnt, ein gewisser Grad Ton Selbstständigkeit, die mit 
der höheren Stellung der Behörden oder Beamten sich er- 
weitert, mit der ersteren keinesweges unvereinbar. Es 
ist die Zugestehang einer solchen in dem eigenen Interesse 
der Verwaltung begründet, welches durch eine zu grofse Be- 
schränkung der Behörden und Beamten in gleichem Maafse 
wie durch 'eine solche Ausdeutung ihrer Selbstständigkeit, 
welche .das entscheidende Eingreifen der höheren Behörden 
lähmen könnte, gefährdet, und woTon die unausweichliche 
Folge seyn würde, dafs die Verwaltung des nämlichen Ge- 
genstendes, in jedem Gebietstheile, nach andern Ansichten 
und Grundsätzen geführt, das Interesse der Gesammthe^t, 
örtlichen Interessen und Bücksichten untergeordnet wird. 
Das Maafs für die Normirung 'des angemessenen Grrades 
TOn Selbstständigkeit: der Behörden, ist zum Theil ron der 
eigenthüm liehen Natur der Wirthschaftazweige abhängig;' 
zum Theil ist dieselbe lediglich eine Folge der Grundsätze 
und Ansichten, die bei der Anordni^ig der Verwaltung über- 
haupt Torgeherrscht haben. In so fem als es übrigens wohl 
als aulser allem Zweifel erachtet werden mnfs , dafa die Ein. 
heit in der Yotlziehung der Anordnungen, und der gere- 
gelte, feste Fortgang der Verwaltung in dem Maafse besser 
begründet und mehr gesichert ist, als alle Artikulationen in 
dem Organismas , einer Idee, und einem Impulse folgen 
müssen, möchte, in so fem die Specialisimng diese Einheit 
in einem hohem Grade als andere Methoden bewirkt, dieses 
wohl eher als ein Vorzug derselben zu betrachten seyn, in- 
dem sie eine gröfsere Garantie dafür darbietet, dafs in allen 
Theilen eines Staates dem Sinne und dem Geist der Anord- 
nongen gemäfs gehandelt, und dafs diese auf eine Art voll- 
zogen werden, welche in so weit die Verhaltnisse es rer- 
stttten, das Interesse der einzelnen Theile mit'jenem der ' 
Gesanimtheit, am vollständigsten Terschmilzl. 

In letzter Analyse führt die Frage in Betfeff der 
Vortheile oder Nachtheile der Speciaiisinmg der Verwal- 
tung einzelner Geschäftszweige , auf jene über die Vorzüg- 
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S2 ^ Ftnansvenocätaag. 

lichkäit des Hollegialeyatnos Tor dem Einheit«- oder Burean- 
systeme, in welchem die speoiellerc Leitung dec Verwal- 
tung eines besondem Wirthschaftszweiges in die Hand 
eines Generaldirektors «der Administrators, nnd so auf 
jeder Stufe in dein Organismus , jedesmal nur in die Hand 
eines einzelnen vcrantwortlicbcn Beamten gelegt ist. Eine 
)ede der heiden Methoden hat Vorzüge und Mängel, welche 
derselben eigenthOmlich sind. Der entscheidende Grund 
für die Wahl und Anwendung der einen oder andern in der 
Finanzrerwaltung mufs theila in der Natur des Verwaltimgs- 
gegenstandcs, theils in jener des Wirkens der Behörden 
oder Beamten gesucht werden. Wird die Frage so gestellt, 
dann mochte das HoUegialsjstem in Ansehung solehev Be- 
hörden, deren Aufgabe oder Bestimmung, mehr oder vor- 
züglich in Berathung der Gi-undsatee und allgemeinen Nor- 
' menfür die Verwaltung, in Prüfung ihrer Ergebnisse be- 
steht, als das angemessenere ; für solche aber, deren Wii- 
ben mehr vollziehend ist^ das Einheitssystem als das Tor- 
züglichere zu eracliten seyn. 



Die weitere Erörterung der Frage über di« Vor- 
züglichkeit des einen Systems vor dem andern, so wie 
jene Ober die zweekmafsigste Methode für die Behand- 
lung der Geschäfte, gehört nicht in das Gebiet der 
Finanzwissenschaft, sondern in jenc^ der Verwaltungs- 
politih. *) Aus diesem Grunde, zum Theil aber auch, 
weil die Methode einer unmittelbaren Verbindung' der 
höheren Centralbchörden mit den Elementarbeamten 
lind Verwaltungen beinahe nirgends mehr in Auwen^ 
düng ist, hat der Verfasser iluer in dem Torste- 
henden Vortrage nicht gedacht. Den Gründen, welche 
für dieselbe wohl geltend gemacht worden sind, näm- 
lich dafs durch solche Centralkollegien die Vollziehung 
der Gesetze und Anordnungen schneller und gleichför- 
miger bewirkt werden könne, als dieses bei der Ein- 
Schiebung von Mittelbehörden thunlich sey; sodann, 
dafs bei denselben, wegen ihier stärkeren Besetzung 

*) >I. s. die Griindo für und gegen jede» der ^eiden Systeme, 
in de» Verfasi. Politik der innern Staatsverwaltung 
I , in der Einleit. S- 7, Nr. IV. 
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eine zweckmäTsigere Vertheilung der Geschäfte möglich 
' sey, and dafs dieselben in schwierigen Fällen ihre 
Selbstständigkeit besser als schwachbesetzte Provincial- 
hollegien bewahren konnten , steht die darch die Erfah- 
rung bewährte Thatsache entgegen, dafs die stärkere 
Besetzung, eines Kollegiums auf dessen moralische 
Kraft , und auf die Gründlichkeit der Ge schüft sbehand- 
lung ohne kinflufs ist, und dafs in den meisten Fällen 
die letztere' mit der ersteren Tielmcbr in einem inveraen 
Verhältnisse steht. *) 

§. 4. ^ 

Die Nonnen und Formen für die Elementarrerwal- 
tnng der einzelnen Zweige des Staatseinkommens sind, ab- 
gesehen Ton den ganz allgemeinen , die sich' auf deren An- 
ordnung und Führung überhaupt beziehen, mehr oder we- 
niger durch die eigenthümliche Natur desjenigen bedingt, 
der Gegenstand derselben ist. 

Am einfachsten sind diejenigen für die Verwaltung der 
direkten Steuern, deren Aufgabe und Thätigkeit 
auf die fortdauernde Eridenthaltung der Kataster; auf 
den Einzug der Steuern, und dessen Kontrolirung , und , 
auf die Behandlung des Bemisaions^eseus beschränkt ist. 
Dieselben sind noch einfacher, wenn die Steuer in festen 
Quoten 'auf die Gemeinden repartirt, gewissermaafsen als 
ein Abonnement mit denselben behandelt, und wenn densel- 
ben die unmittelbare Erhebung TOn den einzelnen Kontri- 
buenten überlassen ist. **) 

•) M. s. die ausführliche Erörterung über diese Methode, in 
des Verfass. Politik etc. Einleitung. S. 11, Hr. V. 

**) Die Veränderungen in dem Kataster für die Grundsteuer, 
beziehen sich entweder auf solche in dem Flächcngehalte de%, 

. stcucrp nicht! gen Grund und Rodens; auf solche in dessen Kul- 
tur oder der An seiner Benutzung, und auf solche in der ' 
Person des, Besitzers j — bei der Gebäudesteuer, auf solche 
ihres Kapital- oder Miethwerihesi in der Anzahl der steuer- 
pflichtigen Gebäude, und in der Person der Eigenthümer; bei 
der Gevverbsteuer , nach Maafsgabe der Verschiedenheit in der 
Methode für ihre Veranlagung, auf solche in der Ansahl der 
Oewerbireib enden, ihrer Lokation in den verschiedenen Klas- 
sen etc. — Sovrobl tiierübar, als über die verschiedenen N«r- 
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Verwickelter sind diese Normen nnd Formen für die 
Elcmentarrerwaltung der indirekten Abgaben, vorzüg- 
lich durcb die Mannigfaltigkeit und durch die verschiedene 
Matur der Objekte, von welchen dergleichen erhobenirerden; 
wegen der vielfacheren Berührung, in welche deren Erhe- 
bung die Beamten und Agenten mit dem Publikum setzt, 
und wegen, der gröfseren Komplikation der UaaTsregeln für 
eine solche Kontrolc , welche dieses gegen Willkür, und die 
Staatskasse gegen mögliche Veruntreuungen sichert. *) In 
einem noch grofserh Maafsc sind et jene für die Verwaltung 
der verschiedenen Zweige des unmittelbaren Staats- 
einkommcns, insbesondere solcher Arten von solchem, bei 
welchen dasselbe, wie bei den Forsten und dem Bergregal, das 
Er gebnifs eines technischen Betriebes ist, durch die 
Noth wendigkeit einer Trennung von Allem, was sich auf die- 
sen, oder auf die Bewirthschaftung der Werke bezieht, von 
der blofs ünanciellen Benutzung; inAnsehung dcs.Domanial- 
einkommens in der engeren Bedeutung des Woi'tes aber, 
dnrch die praktische Uothunlichkeit einer solchen vollständi- 
gen Sonderung von beidem , und wegen der Schwierigkei- 
ten, die aus der Mannigfaltigkeit und Verschiedenheit der 
Domanialgefälle und des Einkommen^ aus solchen erwachsen. 
Die Finanz Wissenschaft lehrt die Grundsätze nach wel- 
■ chen, und die Bedingungen unter welchen die fipancielle 
Benutzung der eben erwähnten Quellen von Einkommen an 
sich zulässig ist. Die Normen und Formen für diese letztere 

men und Formen für den SEcucrcinsug in einer Antahl von 
Stnatcn s. >». dfs Verfas». Politik d. innern St. Vervr. 
I, 5- HO, 111. 
*) In Betreff di.escr, s. in; das eben all eg. Werk 5.113 — 
115. Die voriüglicliste Garantie für denEinxug der Oef3I!e, 
un'I für ihre getreue Verwaltung, berulit in der Einrichtung 
des Zettulwcscni, ivelclics in der Art kombinirt sejn mufs, 
dflf» dasselbe nicht nur die Bcobaclitiing der vorgeschriebenen 
För.nlichkeiten von Seile der Steuerpflichtigen dokumenlirl, 
fdun:h die Deklarationen auf der einen, und die gelösten 
Zuichen auf der andern Seite) soudcru zugleich auch vax Kon- 
trolc Regen die Erheber dient, (durch \ eigloichuug der Gel- 
der mit den Werthcn, in Zeichen oder Zetteln, für welche 
ein jeder derselben von. der Hauptkassc dehitirt ist, und die 
er in baarem Gel de abliefern oder inBeitand nachweisen mafs. 



.Google 



FmanzvaioaUtmg. 25 

hiasegeo können, Vegen der Verschiedenheit der lokalen 
und sonstigen Verhältnisse ,, und -wegen der Wandelbarkeit 
der Umstände, welclie auf diese Benutzung Ton Einflufs sind, 
und -welche bei deren Bildung berücksichtigt werden müs- 
sen , einer rein .w4ssenschaftlichen Begründung nicht fsbig 
teyn. Defshalb, so wie in Hinsicht auf deren durchaus prak- 
tische Natur, können die}cnigen für jeden einzelnen Z-weig 
Ton Einkommen, nur ans der Erfahrung , mit Bäcksicht auf 
die besondern lokalen und sonstigen Verhältnisse in jedem 
Lande abgeleitet, überhaupt mehr nur blofs empirisch 
gebildet werden. Unter den Forderungen , die sich auf die 
Anordnung dieser Elementarwerwaltungen überhaupt 
bezi^en, möchten die nachstehenden als die erheblicheren ' 
zu betrachten seyn, nämlicb : 

a) dafs, so riel es nach Maafsgabe der eigen thümlicherf 
Nator der verschiedenen einzelnen Einkommenszweige, 
und der Örtlichen Verhältnisse thunltch ist , die Bezirke - 
für die iinancielle Verwaltung, jenen ffir die Rechts^ 
pflege und füL- die staatspolizeiliche Administration an- 
geschlossen, den Verwaltungen selbst aber , eine mög- 
lichst gleichförmige organische Einrichtung gegeben 
werde; 

b) dafs die Anzahl der Specialrerwaltungen für jeden ein- 
zelnen Zweig, nicht über den nach Maafsgabe der ört- 
lichen und sonstigen Verhältnisse unumgänglich noth- 
wendigen Bedarf TOn solchen TCrrielJaltigt ; 

c) dafs zu dem Ende, die Erhebung völlig, oder annähernd 
gleichartiger Revenuen in einem Vei-waltungabezirke 
{z.B. des Domanial - nnd Forsteinkommens) überhaupt 
von allen, in Ansefanng welcher eine abgesobderte Er. 
bebnng nicht unbedingt nothwendig ist, in eine Hasse 
centralisirt, und nur die Rechnung über eine jede be- 
sondere Art von solchem, abgesondert geführt werde; 

d) dafs bei dem Einkommen aus technischen Betrieben, 
Alles was sich auf den Betrieb selbst (bei der- Forstver- 
waltung, auf die Bewirthschaftnng , bei dem Bergbau 
und Hüttenwesen, auf die Fuhrung des gewerblichen 
Haushalts der Werbe) bezieht, von der GeschäftsfUhmag 
für die financielle Benutzung der Produkte, und das 
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Rechnungswesen über beides (äie Natural von der Geld- 
rechnung) möglichst scharf gesondert werde; 

e) dafs die Elementarhassen nur uls l^innahniekassen be- 
handelt, und dal's auf dieselben nur solcheAusgaben ver- 
wiesen werden, welche als Rcallasten auf einer Quelle 
von Einkommen haften, oder dieses selbst vermindern; 

f) dafs das Rechnungswesen der Elementar Verwaltungen 
möglichst vereinfacht und so eingerichtet werde, 
dafs mit dem Schlüsse des Rechnungsjahres auch die 
Rechnung geschlossen ist, und in der möglich kürzesten 
Zeitfrist, definitiv erledigt werden kaiin; 

g) dafs £ine fortwährend aktive Kontrolc den Beamten 
zur Seite gestellt werde, welche nicht blofs deren 
Rechnungsführung, sondern überhaupt ihre amtlichen 
Handlangen, sowohl im Interesse des Staates, als dA* 
Staatsangehörigen, wirksam beaufsichtigt; ' 

h) endlich, dafs die Formen für den Geschäftsbetrieb, so viel 
es ohne Gefährdung einer gründlichen Geschäftsführung 
sUttbaft' ist, vereinfacht werden. Wichtig und we- 
sentlich ist endlich , dafs die Objekte der Selbstadmini- 
stration, und mit diesen die Nothwendigkeit des Selbst- 
administnrens , dadurch möglichst vermindert werde, 
dafs alle solche Verwal tun gs gegenstände , bei deren 
Ueb erlassung an die Privatindnstrie der Staatshasse 
ein gleich grofses Einkommen gesichert bleibt, — in so 
fern nicht besondere Verhältnisse entgegentreten, — dem 
Privatbetriebe überlassen werden. 
Durch eine gleichförmige Bildung der financiellen Ver- 
waltungsbezirke mit jenen für die Verwaltung der Justiz und 
Administration , wird nicht nur eine gröfserc Einheit in dem 
Organismus, sondern auch eine leichtere Geschäfts Verbin- 
dung fischen den Behörden aller Ressorts gewonnen, wel- 
che auf den ordnungsmäfsigen und rascheren Fortgang der 
gesammten Verwaltung nicht ohne wohlthStigen Einflufs 
ist Der Einflufs den Örtliche Verhältnisse auf die Bil- 
dung für die Verwaltung der Forste und für jene des 
Berg- und Hüttenwesens haben können, beschränkt sich 
jederzeit nur auf diejenigen für deren technischen Betrieb, 
(auf die Bildung der Forstämter, Reviere, Bergämter etc.) 
jjwischen welchen wnd den Bezirken für die VerwaJtuny des 
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financiellen Einbommens aus diesen beiden Qoellea kein 
solcher Zusammenhang stattfindet, der eine Tollkommen 
gleichförmige Bildung für beides cHördem hönnte. Die 
Sch^erigbeiten hingegen die einer Verminderung, bezie- 
hungsweise, einer Koordinirung der Bezirke für die Doma- 
nialrerwaltung dadurcli entgegentreten, dafs die Gefäll- 
pflichtigen nur an bestimmte Orte zur Ablieferung Ter. 
verpflichtet sind, künnen,' in sofern als bei solchen Bestim. 
mungcn nicht sowohl eine solche eines Ortes , und mehr niu- 
ein Ma^fs für eine bestimmte Kntfemung bezweckt ist , sel- 
tene Fälle ausgenommen , leicht beseitigt werden. *) Durch 
eine Verrielfältigung der Special Verwaltungen über deren 
ans lokalen oder administrativen Rücksichten unlicdingtnoth- 
wendigen Bedarf, wird nicht nur der Aufwand gesteigert, 
die Aufsicht und Hontrole geschwächt, die Üebersicht er- 
schfrert; sondern es rcrliert auch der Geschäftsbetrieb über- 
haupt an derjenigen Einheit und Basclüicit, durch welche 
der Erfolg der Verwaltung bedingt isl. 

Die Nothwentligkeit einer Sonderang der Bewirthschaf- 
tung von der financieilen Vei-waltung, bei solchen Zweigen 
des Staats einkommens die in einem technischen Betriebe be- 
stehen, ist in sofern in der Natur der Sache gegründet , als 
ohne eine solche, die Begründung einer wiihsamen Kontrole 
niemals möglich seyn kann. Die Vortheile, welche eine Kom- 
bination von beidem anscheinend durch VemiinderuDg des 
Aufwandes gewährt, und jene einer anscheinenden Verein- 
fachung der Verwaltung, werden durch die Nachtheile und 
Verhiste die von dem Uangel einer wirksamen Konti'olc un- 
trennbar sind, mehr als aufgewogen. **) 



■> Der Verfasser liönnie Ilelcgc liicrEu avs seiner eigenen Er- 
falirutig anfuhren. — In der ungleichen geographischen Cröfse 
der GcfallbeBirlie unil Domanialäintcr, und in der su aufscrst 
ungleichen Oröfic der lüntfernung der Pflichtigen von dem 
Amtssitse oder Ablieferungsorte, liegt eine grofse Quelle von 
Drucltj und Nacblhcile für die enteren, ivcgen welchem die 
Ycnvaltung, auch ohne Hiichsicht auf die Vonheile die aus 
einer gleichförmigeren Bildung, Tür sie selbst erwachsen, für 
die BewirKujig einer solchen, thatig wirken sollte. — - 

'") Eine Vcrnachläsiigung einer solchen Sondenmg findet In 
mehreren Staaten statt, insbesondere in Ansehung derForstver- 
wsltung, in welche« ^ie Führung der Batural- und der Geld- 
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Eine Verminderung der Objekte der Selbstadministra- 
tion endlich, ist nicht blofs in Beziehung auf die Elemen- 
tarrerwaltung , sondern für den gesammten Finanzhaushalt 
von der erheblichsten Wichtigkeit, indem in dem MaaCie, 
und in dem Verhältnisse einer solchen, die Verwaltung mehr- 
vereinfacht, hierdurch deren regelmafsiger Fortgang mehr 
gesichert, der Aufwand vermindert, und durch alles dieses, 
dieselbe zagleich mit den Grundsätzen der Nationalökonomie 
in Tollkonunneren Einltlang gesetzt werben kann. Das Tor- 
züglichste Mittel hierzu beruht in der Erfüllung der Forde- 
mng dieser letztern, dafs alle solche Bestandlheile des un- 
mittelbaren Staatscigenthums , bei deren Ueberlassung an 
die Privatindustrie , dem Staate ein gleich grofses Einkom- 
men gesichert bleibt, jin diese, es sey durch Verkauf , oder 
durch Erb- oder Zeitpacht, zur unmittelbareh Benutzung 
fiberlassen werden ; dafs der Staat sich von der Masse man- 
nigfaltiger Gefalle losmache, die aus ganz andern Verhält- 
nissen des Staatslebcns originiren, ^nd den Pflichtigen un- 
gleich mehr kosten , ^Is sie für die Verwaltung Werth 
haben, der aufserdem durch den Aufwand den ihre 
Erhebung etc. erfordert, sich noch mehr vermindert und 
in Ansehung mancher dieser Gefalle, sich selbst in Ver- 
lust umwandelt; — dafs fiir diesen Zweck, solche Gefalle 
die in Absicht auf ihren Ursprung und an »ich selbst mehr 
die Natur oder den Charakter einer Steuer annehmen, ganz 
aufgehoben, und in sofern der Staat das Einkommen durch 
solche nicht entbehren kann , der Betrag desselben einer 
analogen vrirklichen Steuer hinzugefügt, und mit dieser er- 
hoben werde; *) dafs die Ablösung aller Naturalprästationen 



recbnung einem Forstliassieror übertragen ist, der nicht selten 
auch das Alituarlat bei dem Forstamte versieht, imd durch 
seine "Stellung aller Hontrole entzogen ist. —«Es würde dem 

, Verfasser die Nacbfreise leicht sejn, dafs, und wie die Ver- 
luste die sicli bei dem Aufräumen des Rcclinungshausbaltes 
dieser Beamten ergchen haben, die aniclieinenden Vortheilc 
eines geringeren Verwaltungsaufwandes weit übenvogen haben. 

*) So ist K. B. ganz neuerlich in Frankreich die besondere Ab- 
gabe, welche die Kommunen als Ersats für die Venval- 
timg ihrer Waldungen durch die Forstbcamten des Staa- 
tes haben entrichten müssen , (1 'A Mlll. Frcs) aufgehoben, 
und deren Betrag su der Grundsteuer von diesen Waldungen 
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darcli möglichst medrige Regulirang der AblösnngsDonnen, 
nicht nar ühei'haupt erleichtert, und hierdurch befördert, 
sondern auch die Ablösung der kleinen Gefalle, den Geßill- . 
Pflichtigen selbst zur Zwangspflicht gemacht werdej *) end- 
lich, dafa -wenn .Pachtschillinge in Naturalien stipulirt wer. 
den, ihre wirkliche Entrichtung, nach bestimmten Markt - 
oder KonvAitionalpreisen , in Metallgelde bedungen nnd 
hewiriit werde, **) und dafs die Verwaltnug überhaupt .dahin 
strebe, ihre Einnahme in Naturalien , auf ihren eigenen Be- 
darf an solchen zu beschränken. 

Es ist die so grofse Menge und Mannigfaltigkeit ron 
kleinen Gefallen, die zum Theil in wenigen Kreuzern und 
Pfennigen, Ton Tausenden von Pflichtigen eingezogen wer- 
den müssen, insbesondere und Torzüglich aber die Natura- 
lienwirthschaft , in welchen eine der TOrzäglichsten Ursa- 
chen der so ungünstigen Verhältnisse gesncht werden mufa, 
unter welchen die Elementarrerwaltnng der Domainen in 
dev Mehrzahl von Staaten erscheint, auf deren financiellea 
Haushalt eine solche unter eintretenden Umständen in einem 
hohen Grade störend und nachtheilig einwirkt. Abgesehen 
Ton der Unsicherheit in Betreff der Gröfse des wirklichen 
Einkommens, welches durch Terwerthung. der Naturalien 
realisirt werden hann^ welche (wie neuere Erfahrungen 
bewdsen) die umsichtigsten Kalkulationen nicht beseiti- 



zugelegt worden, (87 Gem. Zusatx , *u jedetn Pranfi Gnind- 
ateuer). JQ. », die Ordonnani t. 17. Dcc.-1827. Monit. d. 3. 
Nr. 369. L 

*) So B. B. in Würtemberg in Anaehung aller Geftflle die unter 
1 Gulden SO kr. betragen, mit billigen Fristen für die Ent- 
ricbtung. — In der lu hohen Normirung der Ablötungsiatce, 
bei deren Regultnuig zu sehr auf den Werth den die Gefalle 
an sich baben könnten und tollten, und tu wenig auf denjeni- 
gen Rücksicht genommen ist, den sie wirklich haben, liegt ei- 
ne der vorzüglichsten Ursachen, dafa die Ablösungen nicht allent- 
halben den Fortgang haben, den man hätte erwarten sollen, 
und den man wünschen muHt. 

") V. Seutter's Vorschlag (die Staa t8*irthscliaft etc. 
m, SS n.Sl) die Getreidegerällc , noch vor begonnener 
Ernte, an den Meistbietenden su verpachten, wie bei Zehn- 
ten üblich ist, dürAe in Ansehung kleiner Fachte und des 
Zinsgetrejdes , wenn überhaupt, doch nicht ohne die.grdrsten 
Schwierigkeiten ausfuhrbar leyn. 
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gen können; Von dem, Verluste durch die schlechtere Qua-. 
lität des Zinsgetreides, dessen Lieferung in yöHig markt- 
mäfsigen Körnern, selbst durcK die strengsten Maafsrcgeln» 
nicht erwirkt werden kannj von jenem durch die Atif- 
speicherung (durch Eintrocknen , Mäusefrars, und noch mehr 
durch Betrügereien aller Art), überhaupt von dem Aufwände 
und von den Verlusten die von dieser Wiithscbaft untrenn- 
bar sind , und der bei seiner vollständigen Berechnung, mit 
Einscblufs der Remissionen und Ausfalle in den meisten Fäl- 
len zwischen einem Viertheile und einem Drittheile von dessen 
berechnetem Geldwerthe wegnimmt , darf zugleich auch der 
ungünstige Einflufs nicht übersehen werden, den das plötz- 
liche Einführen grofser Quantitäten von Getreide in den Ver- 
kehr, zu welchem dieVerwaltung sich genöthigt sehen kann, 
zum NachtbeÜ der Landwirthc , auf die Preise aufsem kann. 

Noch ungunstiger als in Ansehung des Einkommens in 
GetÄide, sind diese Verhältnisse in Betreff desjenigen in 
Wein, sowohl durch eigenen Betrieb von Weinbau, als diu^h 
Bezug von Gefallen in solchem, wegen dem Einflüsse den 
physische Ursachen auf dessen Quantität und Qualität haben, 
durch welchen der Ertrag in einzelnen Jahren zwar auf eine 
bedeutende Höhe steigen kann, während derselbe in andern, 
(und zwar in der Mehrzahl von solchen) tief unter seine- 
budgetmäfsige Schätzung heruntersinkt; sodann, wegen der 
noch beträchtlicheren Gröfse von Aufwand, welchen dessen 
Verwaltung erfordert, *) 

Ueberhaupt, und aus welchem Gesichtspunkte eine sol- 
che Natuiralienwirthschaft für Rechnung des Staates auch be- 
trachtet wird, überwiegen die positiven Nachtheile die von 
einer solchen imtrennbar sind, die Vortheile die durch eine, 
solche realisirt werden können. Die mögliche VergröTse- 
rung des Einkommens, durch Erhöhung der Preise bei gün- 
stigen Konjunkturen, und der Gewinn der hierdurch erwach- 
sen kann, (aufweiche empirische Kamcralisten so grofsen 
Werth legen) wird durch den vorerwähnten Verlust, wenii 
dieser auch nur von einer kleinen Anzahl von Jahren zusam- 
mehgerechnet wird, mehr als aufgewogen, ohne Rücksicht 



*) Belege xu allem dem, in den 'Verband], der Kammern i 
den südteutsch. Beprüentatw Staaten. — 
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darauf, dais der erstere dui' in seltenen Fällen stattfindet, 
der letztere hingegen sich in jedem Jahre erneuert. Eben 
so wenig bann die angebliche Aushülfe durch die Domanial- 
getreidebe stände in Mifsjahren irgend einer ernstlichen Beach- 
tung werth seyn ; abgesehen von der Kostbarkeit einer solchen 
Hagazinirung, würde selbst bei einer bedeutenden Gröfse der 
Vorrathe, mirch diese jederzeit nur ein unTerbältniTsmafBig 
kleiner Theil des Bedarfs gedeckt werden können. •) 

AuTserdem aber ist eine solche Naturatienwirthschaft 
mit den gegenwärtigen Terhältniasen des Staatshaushaltes 
aas dem Grunde unvereinbar, weil dessen Bedürfnisse nvcf 
mit Geld befriedigt werden können , auf welches daher auch 
dessen Einhommen zurückgebracht werden mufs. 



In einem noch ungünstigeren Liebte erscheint, in so 
fem die numerische Gröfse des Aufwandes betrachtetVirird, 
derjenige für die Verwaltung der Forste, und jener den der 
Betrieb des Bergbaues Terursacht. ZumBehof einer richtigen 
Würdigung seiner wirklichen Gröfse, mnPs jedoch derjenige für 
die financielle Verwaltung des Einkommens, von jenem für 
den technischen Betrieb, übet4ianpt ron dem Produktionsauf- 
wande gesondert, und mufs in gleichem Maafse der Betrag der 
Lasten ausgeschieden werden, die, es sey als Preis der Er- 
werbung, oder aus andern Rechtititeln auf den Waldangen 
haften, indem nur derjenige Ertrag der nach Abzug Ton 
beidem rerhleibt, als financielles Bruttoeinkommen betrach- 
tet werden bann. Bei der ForstvcrWaltung ist die Gröfse 
dieses Aufwandes eben so sehr eine Folge der drei Momente 
welche dieselbe in sich vereinigt, nämlich: des Schutzes ' 
welchen die allen Angriffen und Beschädigungen durch Men- 
schen und Thiere oflenliegenden Waldungen erfordern; so- 
dann ihrer Kultur zur Begründung ihrer fortdauernden 
Nachbai tigkeit, überhaupt derWaldwirthschaft; endlich, 
der ßeavfsichtigung und Leitung von beidem, und des 



*) Veber die UaiuIanglicUlieit und grofte Kvstbarkoit einer 
(olclien Aushelft, e. m. v. Seutter über die Verwalt. 
der St. Domainen etc. S. 101 ff.; auch Hassi übar 
Thenerung und Hoth. Hüneh. 1817, S. 140. 
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besoadem Personals welches jeder dieser Momente erfor- 
dert, *) als auch des langen Zwischenraumes der zwischen dem 
Zeitpunkte der Aussaat oder Anpflanzung, und jenem der 
Haubarheit des Holzes staatfindet, während welchem aber, 
der Aufwand sich in jedem Jahre erneuert. **) Bei dem 
Bergbaue und dem Hfittcnhetriebe hingegen entsteht der- 
selbe durch die Menge materieller nnd techniscl^ Arb^ten 
und Vorkehrungen, die für die Gewinnung und Ausbeutung der 
Erze erforderlich sind , und durch die Gröfse des Personals 
«Is Folge der nothwendigen Theilung der Arbeiten und der 
Ver- 

*> Zn dem Aurwaiidc für den ForstschtitK gehören, die Be- 
loldungen und Löline fiir das Personal welches fii'r denselben 
angestellt ist; der Aufwand fiir Delationsgebübren , die Ein- 
Eugsgebübren von den Forststrafen; die Procefshosten , so. 
woh} ftir Rechtsstreitigkeiteo die aus Anlafs von Denunciatio- 
naii , als !n Betreff der Waldgriinten etc. entstehen; der Auf- 

I ^nd fiir Grä'nzren Ovationen, Vermeasimg, Cfaartirung; über- 
haupt ein jeder solcher, der sich auf die Honservation und 

^ Sicherung des Eigenthums besieht; su jenem für die Be- 
wirthschaftung, die Besoldungen der Reriertorster, und ' 
nach Maafsgabe der Verse lüedenheit in dem Organismus ein- 
selner Länder, auch ein Theil jener der Oberfiirster oder 
Forstmeister, nnd der Unter först er; die Diäten und Beise- 
bosteii des Personals; die Hutturkosten für Saat, Anpflan- 
zung etc.; die Holsbauerlühne ; die Herstellung und Unter- 
haltung der Abfuhrwege aller Art, die Einrichtung von Rissen 

«tc. SU jenen für die Aufsicht und Leitung, die 

Besoldung der höheren Forstbcamtcn, deren Diäten und Reise-, 
kosten, überhaupt aller Aufwand der durch ihre Amtsfüh- 
rung vcrursaelit wird. Zu diesen drei Kategorien von Auf- 
iTand, tritt sodann noch der Betrag der Reallasten, imdder 
Ausfall in dem Werthc des Naturaler trag«, durch Holzabgabe 
au geminderten Preisen, oder ohne Vergütung u. dergl. — 
Der financielle Versal tungsanfwand dagegenbe- 
ttelit, in der Besoldung und den ^4mtserfordeniissen der ober- 
sten Centralb eh Orden ; in dem Aufwände für die Vernerthung 
desHolses, fAnfVihr-, Magasinirungskosten etc.) für die Ver- 
nerthung der Nebennutiungen, für den Einsug der Forst- 

. revenüen. _ M. ». v. Seutter Abrifs der gegenwärti- 
gen Forstverfassung Würtembergs. Stuttg. 1810. 
S. 62 ff.; auch V. Kettner Darstellung der Baden- 
sehen Forstadministration. Karlsr. ISJO- 

' **) mT s. V. Seilt t er, die StaaUmrtbscbaft etc. III, 53 iF. 
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yertchid^nli«it Ton HenntniMen und FerttgUeiten welch« 

dieselbe erfordert, und auf dessen Anzahl auTserdetn noch, 
— so vie bei der Waldwirthschaft, die zerstreute Lage 
and ungleiche Gröfse der Waldungen — die örtlichen y«r- 
hjütnisse, nachtheilig einTrirUen. *) 

Das Hriterium für die Sonderung beider Arten von Auf- 
irand, beruht in dem Gegenstande für welchen ein solcher 
stattfindet, in wie fern derselbe > sich nämlich auf den tech- 
nischen Betrieb bezieht, oder aber durch Anstalten und 
Haafsregeln für die Bealisirung des Einkommens, und für 
dessen Verwaltung verursacht ist. Esfindet inAnsehungdes- 
selben aufserdem noch die wesentliche Verschiedenheit statt, 
daTs, weil derselbe der Natur der Einkommens inhärent ist, 
die Verwaltung, auf dessen Verminderung nicht in gleichem 
HaaTse wie hei jenem ron andern Zweigen von Einhom- ^ 
men; and daTs dieselbe aus dem nämlichen Gründe, nicht 



'!) Veher die Gröfse dieses Aufwandes s. m. die 1. Abtbl. $. SO 
— II. Nacbstehende Daten dürften su einer anschaulicheren 
Vebersicht dieier Gröfse nicht ungeeignet sejn. Nach Maafs- 
gabeeinesEwoUjjQirigenDurchBcbuittes (1800—1811) bat der Be- 
trieb des Bergbaues in den in dem vormaligen Höuigr. West. 
phaten vereintgien Provincen einen jaLrItchen Bruttoertrag 
von9,339,lQOFrcs. 30 Centi geliefert; der gesammte Aufvrand 
dagegen eine Summe von 8iS69,78S Frcs. 6S Cent, betragen, 
und von diesem Totale , a) jener ftlr die Geivinnung der Erse 
und deren Zutagförderong , 1,530,14} Frcs. 17 Cent., oder 
lOVj pCt. des Bruttoertrages; b) jener für den' Grubenbau. 
846,36ä> Frcs. 09 Cent.; c) flir Maschinenban , das Gesähe, 
1,132,030 Frcs. 04 Cent. ; ' il) für Unterhaltung der Teiche, 
Dämme, Wege etc. 433,708 Frcs. 48 Cent.; e> für Neubau 
und bauliche Unterhaltung der Taggebäude etc. 279,895 Pres.; 
diese vier zuletzt genannte Artikel susammen, 3,690,193 Frcs. 
62 Cent., oder 37 Vi pCt.j f) der Aufwand für Brenn- 
inatdrial fttr die Schmelsung 1,579.313 Frcs. 43 Cent., oder 
über 16 V4pCt.; g) und der Personalauf wand auf den Werken, 
839,100 Frcs-, oder nicht ganz S^/j pC^. — mithin der Be. 
triebs- und BewirthscbafWngsaufwand überhaupt, -ungelahr 
70 pCl. — In dem KÖnigr. Würtemberg, woselbst blolser 
Hüttenbetrieb stattfindet, betragt bei einem Bruttoertrage 
von 1,001,160 Gulden, der Produhtions- und Fabrikations- 
aufwand, überhaupt 863,301 (gülden 36 kr^ oder etwas über 
86pCt. M. s. Verhandl. in der Kamm. d. Abg. 1836, 
Sto aufserordentl. Beil. Heft, 8. 194 ff. 

T. UuciDS nMuniHsawhsft. IL TkL, 3 
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Wtnef , und nicttt so leicht, wie z. B. bei den Doinain^ilt 
auf eine Vermmderung der Objekte der SelbstrerwtJtung 
\rii'keii kann. 

Die Mittel welche derselben zu einer solchen in Anse- 
hung der Forste zu Gebot stehen, beschränken sich im 
Allgemeinen auf die nachstehenden, nämlich: ' 

. a) auf die Veraufserung isolilt liegender kleiner flolz- 
Hecke , sowuhl solcher deren Ausrodung auf die nach- 
haltigen Befriedigung des Holzhedürfiiisses ohne nach- 
theiligen Einflufs ist, und in so weit es ohne deren' Ge- 
fährdung zulässig seyn kann, auch solcher, deren Er- 
trag den Aufwand den ihre Bewirthschaftüng erfordert, 
nicht yergütet; > , 

b) darauf, dafs den HcTieren und Aufsichtsbezirken, eine 
nach Maafsgabe der Beschaffenheit der VValdüäche . nnd , 
der ' sonstigen Örtlichen Yerhältnisse , möglich gröfste 
Ausdehnung gegeben werde; *) 

c) atif möglich grÖfste Verminderung des Forst^ersoüals, 
auf dessen GrÖfse und Anzahl jedoch die Vertheilong des 
Forstareals von Einflufs ist; **) 



*) Laurop (Staats - Forst - FihailxwissenicbaßBicbre) »hlägt 
Dach jtfaafsgabe der Terachiedenen Dienstgrade dei Forstper- 
Bonals nacbsfeliende Fläch engröfsen vor, nämlich: f^r einen 
ünierforstcr , bis 2000 Morgen; für einen RevierfBrsier, bis 
6000 M.; für einen Oberförster oder Forstmeister, bis 5G,000 
M.; und bei scbtvierigen Terra in Verhältnissen, nur yj dieter 
Fläch engröfse. Es bedarf jedoch kaum der Erwähnung, daü 
diese und ähnliche iVormirungen nicht maal^gebtnd teya' kön- 
nen, weil bei der Bildung solcberbezli^e und der Norm! rung 
ihrer Gröfse, nicht blofs die ¥errainTerhaltnissc , sondern 
auch die Attributionen und Obliegenheiten der Forstbeamlen 
eines jeden Grades berücksichtigt werden müssen. 

**) Das Bedürfnifs an Personal, und die AbstuE\]ng der Dienst- 
grade bestimmt sich nach Maafagabe der in dem Texte ange- 
deuteten drei Momente , nÜmlich: Forstwawhe und Unterför- 
iter, für den Forstschule; RcvierfSrstcr, untel- Mitverwen- 
dung der Unterlorster, für die Bewirthschafhtng; Oberfürster 
oder Forstmeister, für die Aufsicht und Leitung. Es mufs all 
eine nicht zu rechtfertigende Kon^sion der VerfaÜltnisse, und 
als eine Anomalie bctracliket werden, wenn, wie In mehreren 
LSndem der Fall ist, den leisteren zugleich GescbSfto über- 
tragen sind, .die eigentlich in den Geschüftslireis der Seriei^ 

■ . Coo.jlc 
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A) auf AttsscheidoDf; von Attietoi waS mit Att Bewirthschaf« 
tnng und Verwaltung der Staatswatdangen nicht in einei^ 
unmittelbaren oder nothwendigen Yerbindang steht« 
(z. B. Öift Bewirthscbaftnng der KommunBlforste). 

e) auf möglichste Vereinfachung der Wirthschaft , and 
des Geschäftsbetriebes; das erstere dadorch, dafs alle 
Aibeiten , welche nicht nothwendig durch Forst- 
beamtet! und fKr Bechnung des Staates bewirkt werden 
müssen, den H&ufem Obertassen , beziehungsweise zu- 
gewiesen werden; das letztere, durch eine solche der 

- Formen und durch Beseitigung aller Schreibereien, die 
fiir die Erhaltong einer stäten Uebersicht der Wirth- 
schaft, nnd für eine solche der Geschäftsverbindung 
zwischen den Behörden und Beamten, unerläfslich er- 
forderlich ist; 

f) endlich dadurch, dafs alle iTorst - Nebennutzungen, nach 
Ikaafsgabe ihrer TerscUedenen Natur in Zeit- oder Erh-c 
pacht gegeben werden. 

Noch gröf^er sind die Hindernisse, welche eine durch- 
greifende Verminderung des Aufwandes für die Realisirung 
des Einkommens durch Benutzung des Bergregals er- 
schweren , weil bei dieser dessen Grßfse noch mehr als bei 
derDomatnen- und Forstrerwaltung, von der Art nnd 
d«tti Umfange ihres Betriebes, zum Theil von Oertlichkeiten, 
selbst Ton Anfälligkeiten abhängt, sodann wegen der gröfsem 
Cntbnnlichkeit einer Veränfserung oder Verpachtung, insbe- 
sondere solcher Werke, deren Tollständige Benutzung durch 
eine Kombination rerschieden artiger Werke nnd Betriebe 
bedingt isL 

Ueberhaupt kann eine solche Veränfserung nur in An- 
sehung kleinerer Werke zulässig seyn, deren Betrieb keine, 
t>ider nur einen geringeren Grad besonderer wissenschaftli- 
bhier BDdung nnd mehr nnr mechanische Kunstfertigkeit er- 
fordert, und solcher, die einen isolirten Betrieb Terstatten. 



förster griifiren. — Der Vortheil der Surrogirung eines b^ 
sondern Sahutipertonals durch Landleute dürfte mehr ah pra- 
bleraatisch, und woht eine Frage sejn, ob die Ersparungan 
Besoldung, durch den Verlust au den Be»tändctt, nicht mehr 
ab an%evn>gen winl. 

3* 
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Wie grofa indeasen aber ancli dieser Aufwand ist, so dürfte 
derselbe, bei der Betracbtung, dar« der Bergbau den Pro- 
dakdonsaufwand aus eigenea Mittebi deckt, das reine Ein- 
boDunen darcb dessen Betrieb ein Zins' ist, den der Staat 
ohne Kapitalaufwand geniefit, dennocb in einem weniger 
nngfinstigen Liebte erscheinen. 
X Andere Terbaltnisse finden in Ansehung des Aufwände» 

für die Terwaltong des Postregala in so fern statt, als 
der gröfhere Theil desselben, insbesondere desjenigen ffirma- 
terielle Erfordernisse, diu-cb die fahrenden Posten veranlafst 
irird, durch deren an sich zulässige Ueberlassung an die Pri- 
Tatindustrie , derselbe allerdings bedeutend remindert wer- 
den kann, wobei freilich die Frage über das Teriialtnifs 
bleibt, in welchem die hierdurch bewirhte EmuUaignng, mit 
der gleichzeitigen Vemtinderung des Einkommens steht. 
In Ansehung der Briefpost i'-Tergrdfsert sich der Aufwand in 
^em Maal'se als das Postareal sieb in engere Grenzen ein. 
aehränkt, in deren möglich gröfsten Erweiterung daher auch 
— vorausgesetzt dafs kein Uebermaafs in dem Personal und 
in den Besoldungen stattfindet, — die Möglichkeit seiner 
yerminderung vorzüglich gesucht werden mufs. 

Der Aufwand endlich iüv die Veranlagung der Steuern 
und für deren Erbebung, gehört ausschliefslicb in die Kategorie 
eines solchen der Verwaltung, weil der Bfattoertrag der 
Steuern (im Gegensätze ron jenen Berenüen zweigen die einen 
Wirihschaftsaufwand erfordern, als reines Einkommen be- 
trachtet werden mufs. Die Höglichkeit seiner Yerminderong 
ist TOrzüglichron der mehr oder minder zweckniäfsigen Kom- 
bination der Maafsregeln für -deren. Einzug, und zum Theil 
Ton einer aolchen des Kassenwesens , und in Beziehung auf 
dieses letztere , davon abhängig , dafs die Anzahl der Kassen 
-. nicht über den durch die Eigenthümlicbhcit des Einkommens 
gebotenen Bedarf vermehrt, und dafs alle Bevenüen aus 
einem bestimmten Bezirke , aus der Hand des unmittelbaren 
oder Elementarerbebers, in eine Kasse geleitet werden. 

Die richtige Sonderung beider Arten von Aufwand, näm- 
lich desjenigen für und durch füe Bewirthschaftnng, und des 
Aufwandes durch die financielle Verwaltung, ist £&r die Dar- 
stellung der wirklichen Gröfse dieses letztem und für eine 
solche der Resultate äei Benutzung einer jeden Quelle von 
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Eiiiko3uinni, Ton fpco&«r Wichtif^mt. Nicht lainder erhel^ 
lieh ist es tOc den Zweck einer ricbdgen Darstellung süler 
Verhältnisse die sich auf die Bealisirung des StaaUeiokom- 
mens beziehen) dafa die Heallasten und die Ausialle, von 
dem Frodulitions - und sonstigen Aufwände abgesondert nach- 
gewiesen, und dafs keine Art von solchem, aufser Rech- 
nung gelassen werde , in^esondere auch derjenige nicht, 
der durch Entbehrung oder durch Entrichtung Von Zinsen 
von Kapitalien Terarsäcbt wird, die in Gebanden und son- 
stigen Anlagen, in Inventarien und dergleichen stagniren, 
oder in dem Betriebsfonds umlaufen, durch welche der 
wirkliche Aufwand in vielen Fällen um eine beträchtliche 
Summe vergröfsert wird, die zugleich, jene des Einkom- 
mens vermindert. *) 

S. 6. 
Bei der grofsen Verschiedenheit der Verhältnisse,' die 
selbst in Staaten von nicht bedeutendem Umfange in Betreff 
der HnlturtSIiiglieit und <^r wirklichen Ifultur des Bodens, 
derProduktion, desUmfa:^ges der technischen Gewerbsthatig- 
keit, der Konsumtion, and insbesondere auch in Betreff der 
Vertheilung des Einkommens in den einzelnen Gebietstheilen 
stattfindet, gehont deren Ausgleichung in Ansehung des Bei- 



*) Eine solche 'ÜnvollstSndigkeit in der Berechnung des Auf- 
nandes, findet häufig bei der Beredinung desjenigen für die 
Domanialverwaltung dadurch statt, dafs die Baukosten auf den 
allgemeinen Bauetat geirorfen , Materiallieferungen von an- 
dern Verfraltungen, ebenfalls nicht in Bcchnung genommen 
werden, wie dieses in Ansehung des Holzes welches die Forst- 
verwaltung an fcne der Bei^werke, uncntg eidlich, oder in ge- 
minderten Preisen abgeben mufg, häulig der Fall ist. — Wie 
bedeutend 'übrigens dfc erwuhntcn- Knpltalien sind, dürften 
nachstehende Baien die au» dem Budget für das Grofsh. Ba- 
den für das Jahr 1827 entnommen sind, beweisen. Nach 
Maafsgabe desselben betrügt der stehende Betriebsfonds, 
oder der Werth der Liegenschaften und GeraiUi Schäften von 
den für Rechnung des Staates betriebenen gewerblichen Etab- 
lissements (Salinen-, Post-, Münz-, Bergwerks- und Hütten. 
Verwaltung, Holxliandlungs- und Schäferei -Institut) mithin mit 
Ausschhifs der Domaincn, S, 359,651 Gulden 36 kr.; und das 
umlaufende Betriebskapita) , 1,631,958 Gulden IS kr. — 
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trage» eine« jeden derselben zu Üen tftfentlieKen BedOrf- 
nissen, eu den Trichtigstefa Atif^ien die bKi der Anord- 
nang des Finanzhausbaltes iines gegelieneii SUattis ht Be- 
tracht kommen, deren h&kan^ iii dem Wäaßei als diese 
Yerschiedenhelt zwischen deri Mhzehien Thellen grSiser ist, 
schwieriger wird. *) 

Ihre Auflösung kann attf ^bn ^wei&cfien ^Tege St- 
aucht vrerdeA , nämüclL dulrch AtiSifaittelttng ^es TM-häH- 
nisses in ivelchem die Elemente tön Beichihtiita nnä Ein- 
Iiommeü in den einzelh^ü GebieHth^Ieh, undder'en finan- 
cielle Kräfte unter und gegenrfnWldet- itrfien,urtd Öesjenigett, 
in welchem jed^ einzelne G^Metstheil zu Sein Giniteh steht; 
sodann, flurch Sönderung des öffi:ntlicheh Aufwandes nach 
HaaTsgabe als derselbe sich auf Anstalt^ und Eihrlchtän^iHi 
bezieht, dereuTortbeileder Gesammtbeit, oder aber ror- 
zugsweise nur einem Theile des Staatsgebietes zustatten 
hommt, und darch Y^rwinButig seiner Bechnirg aiif diesen 
Gebietstheil. 

Die statistischen Momente die fOr den angedentäten Zweck, 
gewöhnlich nhd Torzugsweiüe in Betrafcht und ih Vetglelchung 
gezogen wevden, sind ^aä Ak^ÜäT,^^ B^ötKet-üHg, dltl Anzahl 
der Gebäude und der Vi^sta^^l, 6der das KäpitÜ welkes 
in beidem angelfegt ist, außer wefchen Wohl auch JieSüÜlne 
der Abgaben , welcbe ein Gebietstheil in die Staatskaue lie- 
fert, in Rechnung genommen wird; **) Das Areal eines 

*) Von solchen Staaten wie Bufsland, Oesterrclcb etc. bann hier 
licine Bede sej'n. Es beweiten jedoch die Ditli^ionen in 
der Stände versam ml ung des Grofsh. Hegsen im J. 18S1,über die 
Ausgleichung von Bheinhessen mit den beiden andern Pro- 
vinzen, in welchem Maa&e dieie Frage au<;b in kleinen Staa- 
ten, von gTofsem (nter^fSii s^u liann. VerbdiL. der Sten 
Kammer, iStesUeft, S. 8?j Ifites.ileft, S. 5 u. 58; 
aufserordentl. Beilagenheft, S. 460 u, 530 ff. 

"*) Wie dieses e. B. Ben^enberg in seinem Werke über 
Preufscn» GeldhauabaJt, S. 81 ff. getban bat. Auch in 
dem Grorsb. Hessen ist die Ausgleichung vorzüglich auf die- 
ses Element gegründet worden, jedoch nicht aus financicUen, 
sondern aus politischen und rerlitüchen Gründen. und Buch- 
siebten {aus solchen auf den Besitzitand, und auf die Zusiche- 
rung welche der Provinz Bhcinh essen in Betreff der Erhaltung 
ihrer Verfassung nnd politiiohen Institu^ooen ertheilt wor- 
den war). 
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LudM md dciMn gröAeivr «der Ueinww UMfangt üt )«- 
dodi ein an lich todtes Elemeat, deuen Werth akUt 
Ton MÜnem Umfange, nicbt voti der Prodiiktutnsfabighät 
de« BodsDs abhängt, sohdem dlirch die GTäfiie des Werthe» 
der -wnUiohen Prodaktion, derch jeiie des EiäkonuneM« 
wfeiches äarch diese realiairt werden ksnn , fibe^aupt dnreb 
die HeinNdanz anderer Ifenente and Verhäluisse bedingt 
itt , dnroh deren EinflnTs die Grefae dieset. letztern mit ja^ 
ner der ersteren, nioht inmer in einent angemesaenen, oder 
analsgen TerbiltniMe atdu. *) 

Un^Meh -wichtiger ist aller^gs der SÜnflmTs den 4ie 
BevStkenmg ein*« gegebenen Luides oder G^ieutheilet, 
und deren Vertheiking anf dtosen Areale, a«f Jie Qudlen 
TOB neif^tthnm nnd Einkommen , und hierdwreh auf die 
finaneleUen Kräfte eines soldien änfsert. Es ist dieses je- 
doeb Bor ddon ) und nar in so fem der Ftttt,^a]s alle fibri^en 
Verbäbaiste die Tollständige Entwicklang dei? ganzen Z^^- 
dnlitiTlaift seiner Beirohaer begfinttigen, uad als mit der Bei- 
rölkemag si<^ ' engleicb das Gesammteirtbonuiiien vergröfso-t, 
üsdenl ohne «ine solofae gleichxeitige Vwgrörsevang dieses 
letzteren , die GvSTse der drsterSa in ein iuTerses Verhalt. 
nU» mit ibrer Beitragofiihigkeit tritt. **) . : i 

Ke HaoseFsahl und der Viehstapel der iil «biem GelNets. 
theile Torbanden ist, oder das Wertbskapital Ton hei^raj 
können nicht zom Anhalte l>ei einer solcheil Aos^eichnng 
diMMto, wegen der grofscB Yttfcbiedenheit die ans drtlioheÄ 
nnd andwn Ursachen in der Gröfrie dw Rente uu' den ec- 
Stern , und in der GröJse der Natzong des letztereiL utt- 
finden. •••) 



*) Deber den Werth do» Ateals in dieser Besiekung, t. m. des 
Verf. Staiistil nnd Staatenkunde I von den Quel- . 
Ten Toa Grundkraft. 

*') M. ». die intereisante Erörterung bieruber, in Lowe Eaj;- 
land neclt «einem gegenwärtigen Zuttandf etc. 
das 7te und 8tc lU^itel. 

***) ScBBenberg (I.e. S.W) stütst se«e abwsiokende An- 
lielit anf die Gröfse iet Kapitals welches in den Hinsen nnd 
in dem ^elutapel entkalten ist, and in Betreff der entern 
insbesondere , suf das Beispiel Ton Frankreieb , ia weltkem 
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■ Von der Smnm« der dflfendiclien Abgaben ^ «in Ge- 
Uetttheil wit^iUoh entriehtet, liaiui, tbgesciben von andern 
Gründen der Unatatthafdgkeit diesSs HaäTMUbes, acbonaiB 
defffwUlen nicht weder auf ihre VerbältniTsmä&igkeit ,- nocli 
anf die Fäbigkeitzu ihrer Letatnng gesGhloiten werden, weil 
in. deren Betrage nicht alle Lasten enthalten aind, welche 
anfaer nnd neben denselben einen Tbeil der Beitngakräfte 
lUtnanmiren (s. B.die Grund- nnd Fundallasten, deren Grd- 
Ise nicht sehen jene der Grandstener fibnvteigt), und weil 
aber beides nicht sowohl der muneriiche GrSfsenbetrag der 
Abgaben, sondern das ProcentTerhaibiiTs entacbeidet, in 
welchem derselbe xa dem Einkommen atdit. 

Ans den nämlichen Granden endlich, kann eine solche 
Ansgleichong 'auch nicht anf -das Ergelmils, oder anf den 
Dtirchsohnitt gegründet werden, det* sich ans dem Znsonü 
menwerfen -der erwähnten Elemente nnd durch Frabtioni- 
rang ihres Totblbetrages ergibt, was BaTserdem-nndaber- 
faaapt ' nur in so fem statthaft se^tt würde , als unterstellt 
wecden bannte, dafs die Ansmittelnng eines jeden dieser 
Elemente mit gleicher Genauigkeit bewirkt sej,' und d«U 
der EinQufs emes j«den derselben <enf daa Endresahat bei 
allen gleich grofs sey. Bei der ao rerschiedenen Natur dle^ 
serElcmentei kann aber weder des Eine, noch dat Andere 
unterstellt werden* 

Aber aoch hierron abgesehen , würde eine auf diese 
Elemente gegründete Ausgleichung schon nm defswillen in 
einem hohen Grade nnToHständig seyn, weil bei einer sot* 



die Hrnte von Häusern, '/j des liatanrirten Reinertrages von 
Grund und Boden betrage. Aus diesem Ergebnisse mfichte 

^ jedoch um so weniger eine allgemein anwendbare Regel ab- 
geleitet werden Jionnen,, weil in diesem Reiche die Ansahl 

. der Städte, insbesondere. die von grörsern in welchen die Häu- 
ser eine höhere Rente geben, und jene der Hauser gröfter 
ist, als (mit Ausnahme von EnglandJ in irgend einem, andern 
Staate. MachMaarsgabe der Angabe in Hasse l's statistisch. 
Almanach für das J. 1S39 befinden sich in Frankreich auf 
10,086 Ü M., 1620 Städte, 1152 Marlitfl ecken, und 5,431,000 
, Häuser ^amlmmiHn, «fahrend s.B. Oesterreich auf lt,)53 QM., 

;- nur 785 Städte, 21S9 Marlitfiecken, und 4,156,054 Häuser zahlt. 
M. t. Bohrer Statistik dea Österreich. Kai serthums 

. iSa?, S. 547. , ~ ' 
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dicB nicbt alle Qoellen von Bsitrdgikntft berOcksiiibtigC wtr- 
deo kännen, in^scmdere dtejeni^ auljBr Reclmimg bleibe 
die in der tedmiidieii vaA iadastridlen Prödoktifm und ia 
dem Yerlbdir bemlit. UleberlUtipt , und, in Hinti^t darati^ 
daCi die financielle Kraft eines Landes atuaeUieMioh und 
ledigUeli nur in dem reinen Einkommen besteht, woL. 
dies dnrdi eine hombinirte Benotznng aller Onellen tob 
•olchem, ni demulben erzeugt and gewonnen -wird, kann 
«ne Tollkonunen, oder annäbwnd riobtige AnsgleiGhong da- 
Beitragsj^cht iev einselnen GebietsAeUe>) nnr anf 'Mac» 
Ausmitteliing von dessen Grobe in einen jeden derseben, 
und aof eine solche des Verbältnisses dieser (^öbe za jener 
des Einkommens eines jeden der andern Gebäetstbeile imd' 
xa jenem der Gesamn^tkeit gegründet , und nnr dadarch be^ 
wirkt Verden , dafs , mit BSdisicht aof £e beaondem Dm. 
stibde die auf dessen Erzeugung T«n EinflnCi sind, eine 
jede Art von tolchcm, mit einem absolut oder relativ ^ei" 
eihnn Procent belegt irird. 

Ob ndd iil welchem Haafse das ankommen ans dem xxa^ 
mittelbaren Staaueinkommen , welches in einem Gebiets- 
tbeile rorhanden ist , ausschliefsUch diesem, oder aber der 
Gesammtheit zu gut zu rechnen sey, ist zunächst Ton den 
Bedingungen abhängig, unter welchen deren Vereinigung in 
einen Staatskörper bewirkt worden ist, tlbeiliaupt TOn der 
politischen Verfassung und von dem Staatsrechte eine» jeden 
gegebenen Staates. In so fem der Staat als ein fQr die Er- 
Strebung gemeinsafner Zwecke bestimmtes nnd wirk- 
sames Institut betrachtet wird, so wie überhaupt aus dem 
Gesichtspunkte seiner Hatnr and seines Zweckes gesehen, 
mnfs dieses Letztere, nnd auch aus dem Grunde als das Sach. 
gemäfsere erscheinen, weil nicht sowohl eine Ausgleichung 
in Betreff, des Vermögefis und Einkommens, der Gebiets- 
dieile an sich, sondern nur eine solche in Absidit auf die 
Beitragsiahigkeit und auf das Beitrag reriiältnifs ihrer Ein. 
wobner zu den öffentlichen Bedürfnissen, bezweckt ist. 



Die Torerwähnte andere Methode, welche die Bewir- 
bung dieser Ausgleichung > in einer Sonderung des Aofyan- 



in id allf;eiii«itt»n {«der CentraUMfitriinä), imi ifa 
VesAndern, in aad äif- einzslne GdfieUtlieile (Bmu-,' 
Betfütesafvand), aaolit, iu anf die Aosidit gestttk, daCi 
£• Bdtrsgspflioht aad die Grdfae des Beiirafjea aioht blolü 
aacdi der GrAlaa des Vermigcm» aadBinkOmmenft bemesM^ 
Werden fcäane, sondem da(s bei dieser Bemeuang, xiigleicli, 
vmi Vi trat als es thanlich sej, die Tortheite berAdulchtigt 
Kscden müfsten, „-wriche der sociale Verliand in smnen enge- 
res nndweäteren'Hröaeii, den Mitj^edern des Suatsvereina 
gawalii«.*' AasdibterABBicht istsbdaan dieFdlgelnBjjabge- 
laitet, data lo '«rie in dem Gemeindebaoshalte, so aack In denl 
Staatshanshalte , der Aufwand fOr Anhalten und E^iioh- 

' taagni, i^lcbe dbn Einwohnern id «Dem Gebletatfaelle, odet 
TerWaHnngsbesirlw -^arzargawaise sc statten hommea, 
auch anslcUieAlicIi von diesen gededit werden nfisee^ f) 

ybrwalttlngsb«sirke **) bilden jedoch kein«! Nk 
ehen Yerband, ada dessen Natttr and Zweck aidi ti> 

'rechtlicher Anspruch auf die Th^lnabtte an dem Gennsft» 
bestimmter Rechte, und Yortheilei und eine Solidarität in 
Betreff der Päipht fO^r Allea, wodvrch die Erhaltung des Y^- 
bandes bedingt ist, indemMaaTsehonstituirt, wie beides inAV' 
sehnng einer Kommune, . oder des. Staatsvereins der Fall ist. 
Dieselben sind yielmc]!^ lediglich nur eine ArtUiulatifw ia 
demOrganismili^ derYeryfltung, lediglich nur aoa adoünistca- 
tiven Büdisichten, undfilr adi^ümstrative Zwecke gebildet, 
ans welchen daher auch keine betou^wen An^rOche, Rechte 
nndPflichten, ^erbaiqrt keine a^def v als diejenigen abgeleitet 
werd^ können, die i^.dem Yerii^tnisse des Einselnen zum 
StaatSTereine Oberhaupt beg^rflndet aind. Aus diesemGnmde 



•) M. ». die MinisierialvortrSge bei Vbrlegung der Geseteent- 
würft in Betreff der Biniuhhing von Landräthen, und dar 
Aasscheidailg Ae» Central- und Krai »auf wände* , m der 9ten 
Kamrotir «er bayerisc h. St. V. im 3. lSt7 und 1S28, in». 
baioadere den letztem. 

**) Es itt diese Benennung mit Absicht gewählt, cur Bezeich- 
nimg dafs nur von willliürlich gebildeten Abtheilungen die 
Bede ist, aur Untewcboidung von dem Fall, daf» ein früher 
selb ttständ ige« Staatigabiet, gegenwärtig .einen «olchen Ge- 
bietttheil bildet, in Ansehung von welchem, unter eintratan. 

" den Umstindea, aadsre Terbiitnttt« atanfindan köman. 
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iiüAea 4abto aödt äeMbtife nir BMieliridaiif; du- Frage 
in Betreff der Staltliaftigkeit oder ünttatthafti^lrit rin«- 
ftölülieii Sondertmg, ledigli<!Ii htüc in dtier AbwSfottg iOr 
VörtbMle oder NaehtheUe gesteht werden, die mh ibrei- 
ß&mi^Mng fttr ^ti SuaUangelidrijeA , dnd fQr die VetrM. 
ülü^aälbBt rerWaden sejm tidttnen; 

Ala solche Vortli^ile werden die Aa^tdiettde iUeie^ 
liet, nämlicli: die GAwinnting etfieil featereh geietxlichen 
Giwtdla^ filr die j^nfordeniagftii die äh die Staatageneaseii 
m miiclioi sind; größer^ Sidierbeit gegen (T^berlattÖBg der 
Ebikelnen nnd auäi sok£e g^gea z<r»4i%Witbig6 AnitendtUig 
der öffl^tllittien AbgäU^h ; grSfsere Ein^acfalieit ilifdKlilrlieitte 
derTer^aJtimg, Ihsbesondcire in der Cefltrah^eMtdtüng^ «ai~ 
Geh, die HÖg^bkelt einer grfiTseren Besdränlrimg - dM 
CenträUaatloiissytteihs , iKlcfaM dnräi UfebferhiöAÜig ttit 
D^uil , diu liSclifcte Ci^iraltiebSrde aii der T»BstnJdi^ Er- 
{tiloog ibrtjr -VreatotUelieil Beatiäntin»^ hind^e. *) 



') in dem ernabnlen Vortrage nit^d llt VtiitfW fieü^huag ge- 
linfi«rt: „DI« laage' «erfolgte I4ee von eiaeak j^emtfinumn 

' ,;lfl(ti:ri^tuk^ «M, niobt nur dife aUgemdioea IntdrtMen und 
„ZiwecJie de« ganien SUatej, «oad«r^ aiicli die betondera eia- 
„eelncr Beelrlie und Gemeinden lu leiten und zu lenlieii, und 
,,<leii Einflurs und die Aufsicht der obersten Organ«, der SlÜtB- 
„gewalt auch auf die geringffi(;i^«tbit Gegenstlnde aukcudeli- 
„nto, entrnfcfcte di« Central admiiü«traiioii des Stutei ibrtr 
.Eigentlichen wi«litlgen SphSr«, und nahin ihre Tbat^koit tSr 
i,UMergeordn«tC , fremdartige Gcgeutlüide in Aupruch. — 
ijiio Erweiterung im Wirkungslireitcs d^ Kreitstpllen , bot 
„allein kein genügendes Heilmittel für diese verderblichen Fot- 
„gen des Central i sali onis^tems. \Vas atis demlBereiöhe der 
„eigenen unmittelbaren Leitung der Centralitellen ausgeachie- 
„deiinard, kehrte auf anderm Wege in den eben damit sich 
„atisdehnendctl Kreis ihrer obern Aufticht lurüclc etc." — 
Dieses Ist allerdings ein grofier Uebelstand. 'Der Grimd des- 
selben liegt aber (wie enrShnt) nicht in dem Princip de« Cen- 
trfllltationMfStents, lottdern lediglich in dem Mifsbrauche «rei- 
chen die Regier-, eigentlicher, die Begimentirsucht von dem- 
selben gemacht hat, und in der tu groCken Beschrfinkung des 
s^lbits tändigen Wirliuagslireiges der Mittelbehörden. In die- 
ser Hinsicht nnd Beziehung Ist eine Verglelchimg der Attribu- 
tionen und BeAignisse dieser Behörden in einer Ansahl von 
Staaten, ind>neitdere solcher -deren formaler Organilmns sich 
gleidi iM, nicht obae TielaaitigeB Interesce , e, B. ein^ sAldia 

_ Coogk' 
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. Auf ^e Gewbn«n|; eiaer gesetzlichen Vetteren 
Grondkge Jför den Sta&tslua»lu)t , möchte aber die Soade> 
rang des AnfvandM nicht Ton ireundichem Einfluue seyn 
iLÖnneot weil sowqhl die AiuxeichBiuig der Gegenstände für 
welche ein solcher überhai^it erforderlich itt, als die Be~ 
Btimmung seiner Gröfse, daa Ergebnils der Anordnungen 
ixti die für deatelboi getroffen sind, oder eine Folge 
dersell>fln. Die Gesetzlichkeit. der Grundlage für deii 
3ta«tahaushalt , beroht. lediglich und allein nor w depi 
Flna^iEgeaetE«; die Festigkeit derselben, in der 
Umsicht und Angemessenheit mit Trelcher die MaaTsre- 
gdn fOr die nachhaltige Benutzung der Quellen des 
Staatsfeinkonunens kembinirt, in der Sorgfalt mit wel- 
cher die BedQrfhisse geprüft sind; und in der Roordini- 
n^ig des Bedarfes mit den Bütteln; das Haafa für die 
Gi^fse der an die Staatsangehörigen zu machenden An- 
forderungen , in der GröTse des als nothvendig. anorkanjiten 
Bedarfs; die Sicherheit gegen Ueberlastnng, in 
der Prafnng und Honst^tining. dieser Nothwendigheit^ die 
in Staaten -mit einer repräsentatiTen Verfassung, nicht blofs 
wesentliches Becht, sondern auch wesentliche Pflicht der 
Stände ist; jene gegen zweckwidrige Verwendung 
der Abgaben, in dem gleichen Rechte und in der nämlichen 
Pflicht der Stände zur Forderung einer gerechtfertigten 
Nachweise über diese, i)nd in jenem zur Verweigerong 
ihrer Anerkennung, einer jeden Ausgabe, deren Nothwen- 
digkeit oder Zweckmäfsiglteit nicht hinlänglich begründet 
ist Die Klarheit und Einfachheit in der Verwal- 
tung endlich beroht, twd zwar die erstere in der Zweck- 

derh. bay er. V«rord. V. S7> lUSrz 1S17 dje Formation etc., derVer- 
waltn^astellen in den Kreisen betreff. , und welche dieselbe 
auf blofie VoUiiehung der Verordnungen und Vorschnf- 
' ten der Minitterien beicfaränlit; da» Anfragen und die Ab- 
hängigkeit von der Entichcidung der Departementsmini- 
»ter, für eine grorso. Masse von Detail, als Regel aufstellt; 
— mit der Instruction für die Regiemngen in den preufsisch. 
Staaten vom 2j. Oktbr. 1S17, ivekbe das selbstständi go 
Uandlen und Verfügen dieser Behörden, in allen Fal- 
len WD klare und bestimmte Gesetse und Vorschriften vor- 
liegen, als Regel aoistffllt, und das Anfragen un- 
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iü&üif^eit and Ueb'enicbtlicUieit mit -vr«lcher das Bndget 
bp«rbeitet ist, die Homptabilität geirrt irird; die letz> 
tere aber darin, dafs die Geschaftsffibnmg nicht mit For- 
men überladea w^rde die nicbt Tretentlich Dotbweadig sind, 
-Vfoäurch, Ro wie durch eine angemessene , mit dem Zwecke 
de» Centralisationssystems allerdings Tereinbarliche £rwei- 
temng der selbststandigen Befugnisse der Mittel- oder Pro- 
Tinzialbehördeti die Nacbtbeile beseitigt werdenjiönnen, die 
mit einer zu groTsenBeschränlinng dieser letztem verb^d«> 
sind. Dieses System bezweckt die Erhaltung mSglichst 
gröfster Einheit in den Grundsätzen und in deren Anwen- 
dung luid Vollziehung. Es bedingt dasselbe allerdings, dals 
der Impnls zu Allem was sich auf beides bezieht, ans einem 
gemeinsamen höchsten Centralpunkte ausgehe , in welchem, , 
zum Behuf der Gewinnung einer Uebersicbt aller Ilieile des 
Staatshaushaltes, die endlichen Resultate der Verwaltung 
sich wieder centralisiren ; keinesweges aber folgt aas dem- 
selben, dafs auch alles Detail, welches sich auf die Vollzie- 
hung der Grundsätze und Anordnimgen bezieht, fiberhanpt 
Gegenstände fär welche bestimmte gesetzlidhe oder regle- 
mentäre Normen vorliegen, ebenfalls zur Entscheidung der 
höchsten Centralbehörde vorgelegt, und Ton dieser abhan- 
gig gemacht werden müsse. 

Aber auch hierron abgesehen i.mdchte kaum ein halt- 
barer Grund für die BegrOndong der Ansicht . von dem Ein- 
flasse geltend gemacht werden können, den eine solche 
Ausscheidung eines Theiles des Staatsaufwandes, und der 
Specialisimng seiner Deckung, auf die gröfsere Möglichkeit 
ein^ Beschränkung des Centraltsaüonssystems haben könnte. 
£s könnte eine solche Beschränkung nur durch Erweiterung 
der Befugnisse der Mittel- (oder Kreis) Behörden zur selbst- 
ständigen Verfügung aber die Mittel die zur Deckung deaspe- 
cialisirten Aufwandes bestimmt sind, bewirkt werden. In die- > 
sem Fall aber würde die Erreichung dieses Zweckes lediglich 
nur das Ergebnis einer solchen -Erweiterung der selbststän- 
digen Bewegung der Mittelbehörden seyn, deren Vortheile' 
anch ohne eine solche Sonderang und Specialiairong ge- 
wonnen werden können. 

' Für eine Verminderung der Gröfse des Aufwandes an 
sich, möchte die HaaTsregel einer solchen nicht wirk- 
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ftaat aept^f ^etmelil' seKeIht die Krlbfarang in Stäatefl 
tn Irelcben dieielbe In Anifendnng itt , auf ein 6nt- 
gegeugtisetütes Ergebtüßi hinEudenteii. Eben' so wenig 
beförclert dieselbe eine gieichfaeitlichere Venheilnng der 
Abgaben, die sie Tielmehr in zweifacber Hinsicht gefähr- 
det , dednrch nSmlicfa , dafs die Abgaben zur Deckung des 
Bpecialisirten Aufwandes (in der Regel), ausccbliefslich anf 
das nnbeweglicfae Eigenthnin gelegt werden , wodurch ein 
grofser Heil des Einkommens der Beitragspflidit ient^gen 
bleibt, sodann dnrch die Ungleichheit des Procents mit wel- 
chem die Steuer dasselbe für eine und dieselbe Art yon Auf- 
wand in den rersdüed^en Gebietstheilen trifit. *) 



*) Es (n diese Ungleichheit die natürliche Folge der Ver- 
schiedenheit, die in den eisE^cn Gebietitheilen , tn Be- 
treff der Adzahl der Kontribuenten, der GröAe da« Stetmr- 
kapitals, sum Tbeit auch in der Gräfoe de* Aufwandes fBr 
einen uitd denselben Gegenstand, stattfindet. In Frankreich 
s. ß. steigt der Betrag von einem Centime additionnel, von 
6016 Frc9. 73 Cent, (in dem Dep. der hohen Alpen) , durch 
< Eum Theil grahe Sprünge, bis anf 71,26S Frei, (in dem Dep. 
der untern Seine); uiidbisaufl4Si466 Frei., indem Seine D^. 
(Faris)t. während in der GrÖfse des Aufwandes, eu dessen De- 
ckung die Centimen bestimmt sind, ungleich geringere Diffe- 
renzen stattfinden. Auch wird in Frankreich aus dieser Un- 
gleichheit der haufitsSchtichste Einwurf gegen dieses System 
gebildet. — In den erwühnten Verb andlnn gen in der bajer- 
scfaen Ständevectammlong ist eine entgegengesetite Ansicht 

, geauTsert norden. „Alles komme darauf au , dafs man mA 
„Kbcr das Princip einer gerechten Vertheilung der fiffcntli' 
„chen Lasten verständige , — die Gleichheit in derselbe) 
„bestehe nicht in jener des Procents welches die Ein 
„wobner aller Kreise «n diesen Lasten, und nicht darin 
„dafs sie in einem solchen bu denselben beitra 
„gen, goudem darin, dafs die Principica gleich 
„mäfsig für alle Kreise Anwendung finden, aus 
„welcher sich in Beziehung auf Baj^em ergebe, dafs der der- 
„malige Aufwand der Staatskasse, für einzelne Kreise z 
„ring, für andere zu hoch sey, respektive, för die erstem, 
„in EU wenig; fSr die letztem, in eu vielen Procenten be- 
„stehe. Aufserdem w»-de durch eine gleichmäfsige Dnrch- 
„fubrung der Ausscheidung nach festen PrincipieA erzweckt, 
„dafs die Steuern eu den Kreisen in dem nämlichen VerhÜt- 
„nisse zurüchfliefsen, wie sie bezahlt werden." M. a. den 
bereits sngef. SchluftvortVäg dei'Mlnist. ila der au- 



feiiäU6& mSck« Mieli der Etnlnirf, Aak «tn« loleh« 
fejhdernng (in Verbindung mit dem Itiaiitute Yon Landräj 
Üien) das ttand welches alle Gehietstheile in ein Ganzes rer' 
bnfipf^ , lockere , die Einheit des Staates gefährden lönnej 
niemals vollstfindig beseitigt werden käniien. *) 



fserordenil. Beil. Nr. 19 sur Allg. Zeit. v. 1838- 

Eb bedingt diä Gleich heitlichlieit in der Vertkeilung des 
SfTentlicbeii Aufwände«, allerdings eine solche in den Prin- 
cipien für die Veranlagung der Steuern, und in deren An- 
weiidung und Vpllsieiiiutg in allen T)i eilen des Staatsgebietes ■ 
gewiß aber aucli eben so sebr, dafli die Steuern selbst in 
einem gleiclien Procente von dem Sinkemmen erho- 
ben werden, und dab die Dediong des Aufwandes ftlr den 
näqilicben Gegenstand, in einem Gebietstheile, nicbt ein grö- 
tteres Procent, als in andern erfordere. Und grade darin, 
dafs bei der Ausscheidung und Spccialisining eines Tbeiles 
de« Aufwandes, eine solche Ungleichheit' in der Gf^fse das 
Sftü^r'procenteH stattfindet, berubt einet' Ihrer vorsugliebsten 
Mlngel. — Das Verbältnifs in welchem die Steuern in den 
Gebietstheil aus welchem sie erhoben worden sind, wieder 
mrackfllersen , ist lilt dessen wirtbscbaltlicfacn Zustand aller, 
dings von gro-''ser Wichtigkeit; dieses )edacb weder eine aus- 
scMiefili^e, noch netbwendige Folge der AusscfaeEdung. 

•) Dieses Ergebnifs wird in dem ebenerwühnten Vortrage, un- 
ter Hinweisung auf Franltreicb , e war in Abrede gestellt. Ab. 
gesellen jedoch von allen übrigen Gründen, wegeh welchen 
«in Schluß von diesem Reiche auf die möglichen Folgen 
dicEer Maafsregel in andern Ländern unstatthaft ist, bernht 
ein solcher in der Nultitfit des 'WirkungsKreises der Departc- 
niinits- nnd Be^irlisrStbe nnd darin, daß die Specialisirung 
von Centimes additionOels , nur eine FinanEmaafsregel ist, 
welche ^ ine Verkleinerung des Ausgabebudgets beiwecki, und 
dafs der Zweck der Specialisirung , durch die Art wie sie 

. Tollepgen wird, in. der Wirklichkeit eludirt ist. Die Centimes 
ictfallen in vier Kategorien von solchen, nämlich: 

a) in solche ^our depenses fiies ou communes ä pluSieurs 
Dcpart — 6'/a Cent.; für die Besoldung des gesammten 
Personals, und für die Bureaukosten der Prafekturcu- 
iur die Gelangnisse ; die bauliche Unterhaltung der Hotels 
der Gerichtshöfe; für Sanitätsanstalten; 

b) in solche pour depenses variables, speciales ä cbamie 
Depart. — 7»/, Cent., für die Mietlie und bauliche Un- 
terbaltung der PrSfekturhotels , für den Unterhalt der Ge- 
fangenen; f^ die Gendarmerie- Kasernen; liir den Bm 



sie 
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Der GmnduU, daTs die Mittel «ur Deckung rvn 
Ausgaben für Zwecke und Bedürfnisse die sich mehr auf 
Oerlliclibeiten bezi^en, von diesen beschafft werden mQs- 
' sen, bedingt für seine Änwendnng, das Yorbandenseyn 
-wirklicher Körperschaften, ans deren Natur sich beion- 
dere Rechte nnd Pflichten ableiten, sodann eine Ans- 
schliefalichkeit in Betreff des Genusses der Vt>rthetle, 
welche durch die Anstalten und Einrichtungen ffir welche 
der Aufwand stattfindet, realisirt werden können, wie dieses 
in Ansehung von Kommunen der Fall ist. Mit solchen, k$n. 
nen aber, wie bereits erwähnt ist , Yerwaltnngsbezirke in 
keiner Hinsicht assimilirt werden. Veberhaupt kann und darf 
der Zusammenhang nicht Übersehen werden, der zwischen 
den Anstalten und Einrichtungen in einem solchen Bezirke 
mit gleichen oder ähnlichen m andern stattfindet, und 
das VerhiltniTs in welchem sie zugleich ffir die Erffil- 
Inng der allgemeinen Zwecke der Gesanuntheit , oder des 
ganzen Suates, wirksam sind. So z. B. besteht zwar die 
nächste 

und die Vuterbaltung Ton Stra&en und Brüdien, Fin- 

deUünder etc.; 
G> in solche für einen gemeiniehaftlichen Fonds zur Unter- 

Btütsung bei Cnglüclisftilleu durch Brand', Hagelichlag, 

Uebertcbwemmung , YiehBeuchen etc. — 1 CeDtime, 
A) und 5 Centimen zur Bildung eines solchen Fonds sur Vn- 
' terstiitzung solcher Departements in welche der durch Cen- ~ 

timen zu deckende Aufwand, deren Ertrag übersteigt. 
Von diesen Centimen wird der Ertrag derjenigen unter 
lit. a, c, d, in dem öffeniliclien Schade centrali- 
sirt, und ist zur auBSchlierilichen Verfügung des 
Ministers des Innern gestellt. Dieselben werden 
durch das FinanzgesetK bestinnnt, oline dafs den Departe- 
mcntsräthen, weder auf deren Verwilligung , nocb auf deren 
Verwendung ein Einflufs zusteht. — Die 7'_fi Cent, pour de-« 
penses vai'iables bleiben zwar in den Departementshassen zu- 
rück, die Verfügung über dieselben nach Maarsgabe des von 
dem Departementsrath begutachteten Budgets steht dem Prä- 
fohten zu. — Endlich ist diesen Räthen die Bewilligung; von 
bcsondem Centimen , deren Aniahl jedoch die von 5 nicht 
übersteigen darf nachgelassen , tbeils zur Dechnng der Unzu- 
länglichbeit derjenigen für die Depenses Tariahtes, tbeils fiir 
Gegenstände die für das Departement ein besonderes Inter- 
esse haben. 
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nächste Bettünnumg der höheren ÄdminUtrationsbehörden 
in den einxe\neu Gebietstheilen (Regierung, Kreisdirekto- 
riiun) in deren Verwaltung, deren Vortheile denselben auch 
Torzngsweise zu statten kommen. Demungeachtet können 
diese Behörden keinesweges aus dem beschrankten Gesichts- 
punkte einer blofsen Bezirksanst^U, ood ihr Wirken als ein 
solches betrachtet werden, dessen Ergebnisse und Vortheile 
«ich ausschlieislich auf einen solchen Gebietstheil beziehen, . ' 
oder nur diesem zu statten kommen. Vielm^r müssen die- 
selben aus jenem einer -wesentlichen und nothwendigen Arti- 
kulation in dem Organismus derl StaatsTerwaltung gesehen ^^MvfiS^ 
werden, deren Wirksamkeit und Wirken durch ihr Voriian. 
denseyn in demselben bedingt ist, nnd deren eigenes Wir -^ v 
ken, durch den ßinflufs welchen der wirthschafttiche ZusUnd 
des einen Gefaietstheiles auf die wirthichaftlichen Verhält- 
nisse der übrigen Gebietstheile und des ganzen Staates 
änfsert, wenn gleich nur indirekt , defshalb nicht weniger, 
ftuch diesen zu statten kommt. Aus diesem Grunde kann 
der Aufwand für dieselben nicht in die Kategorie Ton blo* 
fsem Beziriisaufwand verwiesen werden. 

Das nämliche Verhältnifs findet in Ansehung der hohe- , 

ren Justizbehörden statt, und seihst in einem gröisem Maa- 
he, indem deren Wirken noch weniger als jenes der Admi- 
uistratiTbehörden auf einen bestimmten Bezirk eingeengt 
'ist, und weil die Justizverwaltung Aberhanpt aus dem Ge- 
sichtspunkte eines für die Gesammtheit bestimmten, und 
wirksamen InstitnU betrachtet werden mufs. In der Zufäl- 
ligkeit endhch, dafs das Vorhandenseyn einer öffentlichen 
Anstalt in einem Gebietstheile , den Einwohnern in demsel- 
ben, in Betreff ihrer Benutzung, vorzugsweise vor andern 
Vortheile eewäiTp, kann kein hinlänglicher Grund liegen, 
um den Aufwand für deren Herstellung und Unterhaltung, 
ausschliefslich auf denselben zu wälzen. Ueberhaupt, und 
■ selbst im Fall die Maafsregel einer solchen Ausscheidung mit 
der Natur und dem Wesen des Staatsvereins, besser als es der 
Fall ist, im Einklang stände, würde eine solche den Maxi- 
men der Finanzpolitik nicht gemäfs seyn, weil sie, abgese. 
hen davon dafs der öffentliche Aufwand in dem Maafse als 
derselbe allgemeiner vertheilt wird, sich auch gleichheit- 
licher vertheilt, der Finauzverwaltung alle Vortheile ent- 
T. Mucnri riautwUMMcUift. IL TU. 4 

. ;i .Google 
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zieht, welche Ave Koncentrattoii aller für flie FöSriin^ ^eä 
Staatshaushalte bestimmter ]llittel gewährt Jedenfalls würde 
das Kriterium für die Ausscheidung — so wie es in Absicht 
auf Kommunen der Fall ist — lediglich nur in die Aas- 
Bchliefslichkeit des Genusses der Yortheile einer An- 
sUlt oder Einrichtung gelegt, die Zuweisung auf die ein- 
zelnen Gebietstheile , durch den Umstand Tdafs dieselbe 
einem Gebietstheile ausschliefslich zustatten liommen. Eine 
jede weitere Ausdehnung würde, aiifserdem dafs sie mit 
der streiigen Kbnseijuenz des Frincips nicht vereinbar 
wäre, wegen dem Mangel an einem MÄafsstabe zur Be^ 
messung cieä Mehr oder "Weniger in dein Genüsse, und 
jener der Gröfse der sich hieriiaCh bestimmendeti Bei- 
tragspflicht, zu eben "der Wiilkflr fühi'en, ^egen welche 
die Ausscheidung Bchützen soll. 
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Die Frage in Betreff der Ausscheidung, bezie- 
hungsweise der Specialisiriing eines Theiles des Staats- 
aufwandes steht mit jener in Betreff der Einführung 
des Instituts der Landrätlie in der engsten Ver- 
bindung, so sehr, dafs dieses letztere ohne die er- 
stere, als zwecklos betrachtiet wird. Die Anordnung 
dieses Instituts faezweclit die Begründung einer nä- 
hern, unmittelbarem Vertretung einzelner Gebiets- 
theile, und einer den Verwaltungaheh Orden in den- 
selben näher gestellten, und defshalb eingreifenderen 
Kontrolc. — In Staaten ohne repräsentative Verfassung, 
•■welche dieses Institut in iriaricher i^insicht surrogirl, 
bis ant einen gewissen tirad feedürfhifs, bann dfessen 
Nützlichkeit selbst in grofseü Stsateii mit einer" sölclien 
Verfassung nicht verkannt werden, in so fem als in 
solchen, wegen der Gröfse ihres Umfanges und wegen 
jener der einzelnen Verwaltungsbezirke, die Üeberaicht 
und eine richtige Würdigung der Bedürfnisse und des 
Interesses der einzelnen Gebletstheile schwieriger, der 
Willkür der Administrativb eh Orden , ein freierer und 
gi'öfserer Spielraum geöffnet ist. In solchen Staaten 
von mittlerer Gröfse hingegen , üiid in kleinen, in wel- 
chen beides nicht in gleichem Maafsö der Fall ist, 
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mochte £e feinUthrndg übte» instltnti als eine MaaTs^ 
regel zu betrAthten seyn , die hicht durch die Notli- 
^ wenStgkblt geboten, dadnrcli selbst nacbtheilig werden 
Itann, äaCi si^ Aälafs zbr allmältligen Ausbildung eines 
för das Ganze nicht wobl^StEgenProvincialgeistes trird, 
der in grofsen Staaten Säs natürliche, nothwendige 
E^ebnifs ihrer Grobe nnaosweichlich , in diesen aber 
ans andern Gründen unnachtheiliger ist. Es soll hier- 
mit keinesweges der rortheilhafte Einflufs, den eine . 
den Gebietstheilen nSheir gebrachte Berathung ihrer 
Bedfirfnisse und Interessen für sie haben kann, in Ab- 
rede gestellt, sondern nur darauf hingevriesen, werden, 
dais {flr den Zweck ihrer Würdigung , die Einffihmng 
des erwähnten Instituts in den Organismus der Staats- 
Terwaltung, nicht unbedingt nothwendig ist; so- 
dann, dafs im Fall seiner Einführung, die Ausschei- 
dung, beziehungsweise die Specialisimng eines Theils 
des Staatsauiwandes , fKr die Erfüllung seiner Bestim- 
mung nicht wesentlich nothwendig ist, die erstere ohne 
die letztere suttfinden kann , wie dieses durch beach- 
tungswerthe Beispiele (die Frovincialstände inderpreu- 
isischen Monarchie) aufser Zweifel gestellt ist. — 

S. 8. 

Zwischen einer solchen Ausscheidung bestimmter Ar- 
' ten des allgetnelifen Staatsaufwandes und der Mittel ku sei- 
ner Deckang, und zwischen der Specialisirung der Dotatttm 
besonderer Institute und Staatianstalten , findet in sofern 
eine Adinlidikeit statt, als der Aufwand für diese letztern 
ebenfalls aus jenem des allgemeinen Finanzhanshaltes 'aus- 
geschieden ist , und durch specielle Affehtation besonderer 
BevenOen gedeckt wird, die theils durch Benutzung eines 
denselben überlassenen besondem y«rmögens, oder mit- 
telst besonderer durch Getetae, oder Heriiommen autori- 
sirter Bezüge realisirt wird. Dagegen sind beide in einer 
jeden andern Hinsicht wesentlich von einander verschieden, 
insbesondere auch dadurch, dafs die erstere nicht sowohl 
eine wirkliche Ausscheidimg des Aufwandes und der «u sei 
ner Deckung erforderlichen Mittel, sondern mehr und Tor- 
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zfiglich nur eine Specialiiinmg der Pflicht zu deren Auf- 
bringung bezweckt, die Terwaltung solcher Institute, und 
deren Dotation hingegen, (in der B^el) ans jener- de« 
allgenneinen Finanzhauihsltes heraustritt, und hierdurch 
der in und für denselben angeordneten Kontrole. entzogen 
bleibt. 

Es kann hierbei nicht Ton der' Dotation solcher Institute 
die Bede seyn, deren Specialisirung (me z. B. die der Ter. 
waltung des Staatsschuldenwesens) durch die politische Kon- 
stitution und die Gesetzgebung eines gegebenen Staates an- 
geordnet ist, oder durch höhere Zwecke und Bücksichtea 
geboten seyii kann, die mehr nur in einer solchen ihrer Ver- 
waltung besteht, in einer jeden andern Hinsicht aber, einen 
Kestandthetl des allgemeinen Finanzhaashaltes bilden, und 
mit diesem einer gleichen Kontrole unterworfen sind. In 
Ansehung aller übrigen hingegen mnfs eine solche Ausschei- 
dung und die Specialisirung als verwerflich eraditet werden, 
weil durch dieselbe die Einheit in der Terwaltung, und die 
Erhaltung einer Tollständigen üeberslcht derselben geßbr- 
det, durch Terrielfaltigung der Terwaltungen, derTerwal- 
tungsaufwand zwecklos vergröfsert, die Debersicht desTo- 
tall^etrages der Abgaben und Leistungen der Staatsangehöri- 
gen Terdunkelt wird; weil dieselbe einerseits die Distrahi- 
rung der Eünnabmen von ihrer Bestim mang, andrerseits, die 
TeVgrölserung zwecklosen Aufwandes begflnstigt, der bei 
einer in einem spätein Zeitpunkte eintretenden Insuificienz ' 
der eigenen Mittel der Staatskasse zur Last lallt, und eine 
solche des allgemeinen Staatsaufwandes zur Folge hat. 

Veberbanpt ist dieselbe mit dem Grundsätze nicht rer- 
einbar, dafs alle Abgaben und Leistungen fOr äfTentliche 
Zwecke, und die Verwendung fflr solche, in dem Staats- 
budget nachgewiesen se^ sollen, und eben so wenig mit 
den Maximen der Finanzpolitik, in so fern als in der Cen- 
tralisirung von beidem nnd in der durch eine solche begrfin- 
deten vollständigen Uebersicht aller Verhältnisse des Finanz- 
haushaltes, eines der wirksamsten Mittel zur Ermefsigung 
des Staattadfwandes, und zu einer solchen Hoordiainmg des> 
selben mit den Mitteln zu seiner Deckung beruht, welche, mit 
der Sicherheit ßlr die Befriedigung der reellen BedQrfiiisae 



Füupavm-imltang, .^3 

des Staatsluaihdtes, eine solclie gegen, ^fvspmnte Be- 
nutzung der Qaelleo seines Einkomniens gewahrt. *) 



U. 
yon dem S t aat sa nfui an de. 

{. e. 

Der Aufwand der StaatsTerwaltnng zerfällt in nach- 
stehende Hanptkategorien oder Massen von solchem, näm. 
lieh: 

1) in denjenigen der sich aus der Natur und ans dem We- 
sen des Staates an sich) und aus seiner Verfassongsform 
entwickelt, and auf die Bedingungen seiner Wirksam- 
keit und seines wirklichen Wirkens sich bezieht; 



*) Dergleichen specialirte Dotationen »ind beinakc in allen Staa- 
ten voriiandeU, in Jieinetn jedoch in 'dem Maafse nie in Frank- 
reich, woselbst dieselben in neuem Zeiten .^nlafs zu ßecla- 

. mationen der Bammem gegeben haben, die sich jährlich nie- 
derholen. M. S. Insbesondere den Hommissionabericht in der 
Pairskammer über den definitiven Scbluf» des Eiercice (ur 
dai Jahr lB3fi, in dem Monit. v. 1818, Nro. 207. „Le sy- 
„steme. de» dotations formäes am dcpens de l'Etat pour des 
„etablisscmtins qui soqt nKccssairement ä la cliarge du tresor 
„public, est encore une de ces exeeptions sicheres au pou- 
„voir qui administre, toujours s\ fatale» ä l'ordre et ä l'ico- 
„nomie. Fondee» dans un tema, ce» caisaeg particuUires se 
„trottrettt,. dans nn autre, insuflSssntes ou abon^ntea. In- 
„auffisaatea, il faut bien f suppiger; car on ne peut paa les 
„regard^r comme un abonnernent; surabondantes, elles faci- 
„litent les abus qui ne tardent pas ä s'y introduire. Tous les 
„interets taehent de »e coaliser pour former nne ^e fictif a 
„qui on donne la capacite de posa^der, de percevoir des in- 
„pött pour son propre compte, d'adminiatrer sa propre chosk, 
„et qui tcnd sang cesse, a separer sa fortune de la fortune 
„publique. — Vouloir que ce «oit l'etat. qui, parcequ'il 
„faut pourvoir ä l'entretien d'un etablissement utile, se de- 
„pouille d'un capltal pour asaurer une depense annuelle; vou- 
„loir qu'il abandonne des domaines , qu'il coustitue des ren. 
„tes, qu'l cr£e de nouveanx impots, en cedant k d'autres le 
„soin de les percevoir; le tout, pour que les doies soient 
„alTranchii de Tincommoditi de dependre 'du budget;^ tou- 
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'2) todlim ia denjeidgeB fär die HentoHaHg äitd Ui^w- 
luJtuBg der Anstalteo and Einriditnngen , die sowoM 
fQr die Erreichung der wesentlichetr and allgemeineii 
Zwecke des StutsTereins , and für jene der Regie- 
rung, all für die Erttrebung der indindaellen Zwecke 
der 8tai|tsgeaoMeit ^ord^ilicli a}^ , istbetondere 
jene 

a) für die B^rfiiulang der innem und aaTsem 
Sicherheit} 

b) ffir eine solche des Rechtotchatses , ^d f^r 4ie 
Sicherstelliing dessen Genasses; 

c) für di^ Befördernng sittlicher, religiöser, und 
geistiger Kultur; für die Anstalten und Einrich- 
tungen zur Belebypg ^nd fcutsphreitpod grö&em 
Entwicklung aller pia^eripJlen Kräfte, durch wel- 
che das kräftige, blühende Leben der Gesanunt- 
heit, und das Wohlsein def Eiilzelnen be- 
dingt ist; 

3) endlich in denjenigen der für die Eröffiiong nnd 
Yerwaltung der Quellen des Staatseinhommens , fiir 
dessen Sammlung und Bereithaltung' zum ^ehaf seiner 
. V^'wendung; — sodann in denjenigen der überiiaupt 
i&T allgemeine BedOrfniss« des StaaU^odialtes erfor- 
derlich ist, oder durch solche Teranlalst wil^ 

Derselbe ist nach Haafsgabe der Yerschiedeidteit 
seines Anlasses, nämlich in wie weit derselbe für die Be- 
friedigung ven Bedürfnissen der Staatsrerwaltung in ihrem 
normalen Zustande, oder aber für solche stat^adet, die 
dnrch aufserordentlicbe EteigniBBe venndafot , nur 
durch Healisirung aufserordentlicher Itittel gedeckt werden 



„loir que ces administratiöns, Isoldes dans leur opnlenee, 
„puissent jouir d'une aisance, d'ime securiU (pie l'^tat lui 
„meme n'est paa aSBure d'avoir toujours, c*e9t— 'n'entendre ni 
„les i'nterets public», nt l'or^e coiutittitionnel ; — rien de 
„moins jmte que d'eparpillcr la fortune publique, rien de 
„iQoins politique que de. creer sans neceuite de*» adminUtra- 
„tions independantes , qui tendent noturellemeDt a ecbapper 
„au cqnlrole, et qui a force de »e regarder comme proprie- 
„taires, AnisiMt par le croire di>pent£cs mäme de 1a recon' 
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kJipneii ; — aodaon nacb J^f ausgäbe ah die Becfür&ÜM sol- 
che der Gesammtlieit , ^dei- nur specielle Bedürfnisse ein- 
zelner Gel|ief«tbei|e, oäev solcher Qegenstände sind, die 
BUS der ' allgemeinen VeirtFaltuBg ^eramlreten , ordent-- 
licber, odei' aurseci>r4ent|iclier}.*) allgemeiner, 
oder besonderer Aufwand. 

In direkterer Beziehung auf die Anordnung des Fi- 
nanzhaushelts aeriallt'dnr brdentliohe ' und allgemeine Aii£- 
iratid, 

a) io solchen, der in 'jeden Jahre gleich nothwendig, 
objektir-der nändiohe; «puntitatiTi gleich grofs, nnd 
ift allen diesen Betsuhnngen, im Voraus bekannt ist; — 
2. B. der Aufwasd für ^e CiTilUste; für die Staats- 
schuld; für Besoldungen etc.; — 

b) sodann in solchen, derobjektiv oder an sich, zyrar 
ancii in jedem Jalute.der nämliche bleibt, dessen GdMw ' 
aber tkeils seiner Natnr nach wandelberer, und duf 
welche daiObwahen vott Umständen Ton EinfluTs ist;-^ 
z. B. derlCilitairaufwaBd; äer bauliche Aufwand etc.;^ 

c) endlifdi in solchen, dessen Bedärfni6 an sich, und 
dessen Gröise von ZuAäligk^t abhäugen , die nicht nrit 



*) Fulda (Handb. $.37} beseichnet ah aulserordentiiche Aus- 
gaben diejenigen, welche heiner \^orfiu$scbä tzung 
fähig sejeu. Diese BcgrÜTsbcstimniung scheint jedoch aut 
dem Grunde nicht ganz artäijuat , weil die gleiche Unthuntich- 
}ieit einer solchen , wenigstens annähernd richtigen Voraus- 
SchStsiuig , auch in Ansehung einer grofsen Menge von Aus- 
gaben fii^ Bedürfnisse der Verwaltung in ilircm noEiufleB 
Zustande slattlindet. Üeberhaupt aber k^n, nach Ansicht des 
Verfassers, das Kcilerium für eine Sonderun^ de» ordentlichen 
und aufser ordentlichen Aufwandt«, nur in dem Anlasse eu 
einem Aufwände , in wie fem nämlich das'Objekt desselben 
KU . den gewöhnlichen Bedürfnissen der Verwaltung gehört, 
und ^8 dem gewöhnlichen Staatsei nli omni engedecltt werden 
kann., oder aber in wiefern weder das eine , noch das andere 
der fall is.i.. Der Reservefonds auf welchen Fulda die Dc- 
chung des aufserord entliehen Aufwandes verweist , ist nicht 
hiertu bestimmt, sondern vielmehr nur für Ergänzung der 
Unzulängficbheit. d,er Mittel für Bedürfnisse der laufenden 
Verwaltung, jv-d ^ui; Befriedig;ung solcher in derselben die 
nicht vorhergesehen waren. 
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Bestimmtheit Torhergesehen werden können , der über- 
'hanpt in jeder Hinsicht eventnell ist. 

Das Total des Staatsaufwandes zerfällt in Personal- 
und Realanfwand; in Beziehung auf die Staatsrerwal- 
. tung, können jedoch nur die Besoldungen (Qr diejenigen Be- 
amteh die als Organe der Staatsregiemng thätig sind, und 
deren Wirken sich mehr auf die Verwaltung im Ganzen be- 
zieht, und die Pensionen fär dieselben unter dem erstem 
begriffen werden, '*) Eine Sonderung des Aufwandes in 
unbestimmten and bestimmten, nach Maafsgabe als 
•Her Werth der Mittel die zu seiner Dechong bestimmt sind,- 
statiger oder wabdelbarer ist, und eine KlasBirung desjeni- . 
gbn dessen Deckung auf das gewSbnIiohe Staatseinkom- 
men radicirt ist, in die Kategorie des erstem, •*) möchte, 
abgesehen von dem Charakter von Unstätiglieit der durch 
eine solche Sonderung dem gesammten Finanzhimshalte anf- 
gedrfickt werden würde,, aus dem Grunde ohne praktisches 
Interesse seyn , -weil der Einflufs 'den die Unstätigkeit der 
Gel^reise (odet des W erthes des Geldes ^n jenem aller Ar- 
:teai von Gfitem) anf die wiritliche Grobe des Aufwandes 
anfsert^ sieh darch den gleichen Einflufs auf die wirkliche 



") Der Äufvraml für das Personal t. B., welches fiir den tech- 
nischen Betrieb , für die Erteugung dea Einkommens verwen- 
det wird, geliön in so fem als dasselbe blofs Mittel fiir die- 
sen Zivech ist, in die Kategorie des Realaufwsndes ; eben so 
der Sold für das Militär, der sich mit diesem genisscrmaarscn 
indcntificirt etc. 

*') Die Beachtung dieses Unterschiedes fordert v. Seutter 
(M. s. dessen Staatswirlhschan, etc. J. 346 bis S49) „dadurch 
„dals sich der Werth der Mittel im Allgemeinen immer aus 
„deli Vcrtiä'ltuissen der momentanen Geldpreise be- 
„messe , werde der Staatsauf wand aucli bei gleicher 
,,NaminaIgrörsc schon an sich höher, sobald diese 
„Preise stiegen , wahrend er sich bei deren Fallcit niedriger 
„darstelle. Selbst bei der grörstcn Stätigkeit seiner Nomi- 
„RalgrÖTse, miifsten sich also die'differentes ten~ Ver- 
„hältnisse seiner Wirliungen darstellen. — Hier- 
„nach bleibe also der Staatsaufwaifil überall so lange ein 
„Unbestimmtes, als lange die Mittel zu seiner 
,3estreitnag, sich alt .ein Unbestimmtes dar- 
„stellten." 

LM. ;) .Google 
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Grölse äes Einkomraens , mehr oder weniger ausgleicht. 
Aufserdem wärde derselbe bei der Berechnung Ton beidem, 
. nur sehr unroll kommen beaehtet werden können, weil diese 
jedn-zeit fär einen längeren Zeitraum gemacht werden mfla- 
sen , der erwähnte Einflufs aber innerhalb sehr kurzer Inter- 
vallen , die GrÖfse Ton beidem anders modificiren kann. 

$. 10. ^ 

.In so fem als die Erreichbarkeit und die wirkliche Er- 
reichung der Zwecke des Staatsrereins, durch das wirksame 
Dasein einer höchsten Gewalt, oder eines Suatsoberhauptes 
bedingt ist, mufs die Sidier Stellung der MiUel ffir dessen 
Unterhalt, und (in erblichen Staaten) für jenen seiner Fa> 
milie, als der erste und nothwendigste Aufwand in dem 
Staatshaushalte j die Forderung, dafs den Mitteln hierzu 
eine seiner hohen Würde , und seiner Stellung angemessene 
Grd&6 gegeben, dieselben wahrend der Zeitdauer einer 
Regierung gegen äne jede willkürliche, einseitige Abände- 
rung gesichert; jene, dafs die Verwaltung dieses Einkom- 
mens aus dem übi'igen Staatshaushalte ausgeschieden, die 
Verwendung desselben, der WiUhür des Regenten Überlas- 
sen sej, als eine solche betrachtet werden, die in dem we- 
sentlichsten Interesse des Staates und seiner Angehörigen 
begründet ist. Ohne eine solche Ausscheidung -nnd feste 
Begulirung würde, in Staaten in welchen äer Regent über 
das Staatseinkommen willkürlich Terfügt, die Begründung 
, und Erhaltung einer festen Ordnung in dem Finanzhaushalte 
niemals (hunlich se^; *) in solchen mit einer repräsentati- 
ren Verfassung hingegen würde, wenn das Einkommen des 
Regenten von periodischen Verwillignngen der Stande ab. 
' hängig wäre, mit dessen Würde, zugleich dessen für seine 
Wirksamkeit als Staatsoberhaupt wesentlich nothwendige Un- 
abhängigkeit gefährdet werden. 

Die Gröfse dieses Einkommens , — der CiTilliste — ist 
mit Rücksicht auf die financiellen VerhSttbisse eines gege- 
benen Staates, durch die Würde und den Bang bedingt, 



*) Belege hiersu, in der FinanxgeBcIiicfate von England und 
Franlireich , vor der Revolution in beiden Staaten, und auch - 
in jener Tielp anderen, insbesondere auch teuticlier Staaten. 



vtifhe der Regent detMlben , gegenüber von' andern zu Ite- 
haupten hat. Eine, Bemessung, bezieJurngtireiBe eine Be- 

Mbränknng diesin' Gröfse nach <lsm Grade der Nothwen- 
digkeit des Aufwände» Ati Begatten, in wie fem ders^be 
namliob als absolut, oder als bloCa relativ nothweQdig 
zu betracbten ist, #) kann in keiner Hinüc^t statthaft »eyn. 



*) £^ne «qlclie Sondening ponuUrt Behr, die Lthre von der 
Wirlhschaflt de» Staate« j. 51 (F.: „Auf jeden Pall mufs aber 
„die für diesen tjnterhalt disponible Sumhie, genau b e- 
,,stiniint se^n, und diese Bestimmung hängt ab, von einer 
„zweifachen Bncksii^it. Was nSmIich tir den seiner hoben 
„Stellung im Staate «ngemetMiien Unieriialt des Bsgeste*, 
i^nit aeiner Fa^ili«) un4 einer sw«r prunlütuen, aber durch 
„edlen Oescbmacli »ich au$ie lehnenden Umgebung desselben, 
., im Durchschnitte unentbehrlich ist, gehört in die Klasse 
„des absoluten Staatsbedarfs, welcher unter allen Verhalt- 
„nissen vom Vollie gedeckt werden mufs. Was hingegen 
„über diesen hinaus Mir' Erhöhung des nidit unvm-' 
„gänglichen Glanies seines Hofes, und für seinen Auf- 
„w«nd überbatipt bu bewilligen «ey, hängt als relativer Staats- 
„bedarf nicht von dem Titel und Hange ab, welchen er fuhrt, 
„Ständern einzig von der'Grörse des Volhcs, dem Standpunhte 
„seines Wohlstandes, und des dadurch begründeten Maat^es, 
„in welchem dasselbe tut Beiträge eu jenem Zweci» ange- 
„spTochen «erdaa drirf." — Allerdings müssen diese Mo- 
mente bei der Fpstsetsnnj der Ciril|iste in einem gegebenen 
Staate berüchsichtigt werden. Eben so ilar ist es, dafs un- 
geachtet der Gleichheit in Titel und Hang, der Hofstaat und 
die Hofhaltung eines Königs von Sachsen r.. B. nicht auf einen 
gleichen Fuß wie jene eines Königs von Frankreich oder 
England, weder eiagerichtet sefB lumn, noch «»gerichtet 
se;n mufs. Hiermit ist aber noc^ keines weges d^r Maafsatab 
zur Bemest.afig dessen gegeben, was denn im Durchschnitte 
zu einer zwar prunklosen, aber durch edlen Ge- 
schmack sich auszeichnenden Umgebung einesKöntgcs, über- 
haupt, und nach Maafsgabe der GrSfse des Staates'; — was 
zu einer solchen eines Grolshercags, oder Henogs etc. erfor- 
deriich sey. — Es soll mit dieser Bemerkung keineswegas in 
Abrede gestellt werden, dafs in dieser Hinsicht nicht ein 
Uebermaafs stattfinden könne. Der Zweck derselben beab- 
sichtigt vielmehr lediglich nur eine Hioweisung auf die Un- 
Btatthaftigkeit einer solchen Sondenmg, und darauf, dafs es 
— wie V. Jakob ($. 853) tJuTsert: „pedantisch seyn würde, 
vfenn man bei der Beurtheüuqg der Entbehrlit^bkeit oder Un- 
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AbgMeben von dorn Maa^ emesHMltotfli«» »ir.S«MM- 
MBg üeter not^wandi^en &ö£n, mdk MaaClgtbe der Vec- 
■sdücdeaheit in der mdfcen Wai<de oder dar pülitiMlieD Qaa- 
lifiluAioii des R^gmtea limA snr Bwtüuaaiig «ineft SckeiieJ ^"y^!^'^^ 
foeüm, bei desten Uebersdircitiutg, der Auftrand «u dw*"* *^*"A«- 
enteiv Kategdrie in die letztere äiertritt; nqd'von dem 
Kanjd einer jLutorität^nr'EntacfaBLiuog im FaU< einer Di. 
Torgen); ronAnnohteti;^) wtirde eine sokbe SosdeFopg 
das Einhommen des Regenten mit dem in Standes- find Amt«- 
gdidt'gesondertei^BiiititoimenderStaaUdiener, in Eiqe Ka- 
tegorie -wmfen, WM aber weder nüt seiDer Würde, noob 
dberbaupt mit der Bewabrung seiner nothweifdig4D Uaab- 
hJngigkeit T»reinbaT »eyn bann. » ' *\^f Simji&c& 

Der Einwurf,' 'B"& eine solc^ Aosscheiidwig^ des Id- 
leresae des Re^eeten ron jenem- des Landes iaoUre, de^ 
•en nieilnahme an dem Wobl der Btaataangi^rigCn. «rbake, 
hami ils das Erg^nifs ebner irrigen, ' ei^ermgem Anfisltt 
rem dem Bande, ' trakbes desten IiAeresse mit jonennlieA 
Staates verbindet and in Eins Tertchlin^, beiner Bewcbtang 
wertb seyn. Aofserdem gebort die Entscbeidung dieser 
Frage zu den Aufgaben der Verwaltnngspolitib, und berfibrt 
^ie F^^^zwisspscba^ mir in Betreff der B^odalitaten, die 
ftcb nach Maafsgabe der Yerscbiedenbeit ibrer Jjö&ong in 
Absicht aaf die Befrie^gimg des du)?cb dieselbe veranUrsten 
Aufwandes eiigeb^. 

pb dieses Einjiominen in einem bestimmten, fixen Geld. 
t)e^f^e~auf die Staatskasse radicirt, oder aber in Domainen 
budirt wird, die für diesen Zweck ausgeschieden, der eige- 
nen Verwaltung des Regenten fiberwiesen werden, ist in 

entbehrlich keit der HofSmter Und des Hofaufwandet , diesen ' 
aUein aug dem GesichtSpuiiIite der Notfanendiglieit und Zwech- 
mifiigkeit beurtheilen , und nicht auch' auf das Rücksicht neh- 
men wollte, >vas Sitte und Gevtohnheit einmal allgeionn ein- 
geführt haben." 
*) Dieses Recht eur Entscheidung legt Sehr (a.a. O. }. &}) den 
Ständen bei, und jene« lu temporären Modllikatiimen des, 
relativen Tbeils des Einkonmens des Regenten, die Eugleich 
sehr zweckmäfsig benutzt werden könnten, um die Veran. 
lassung EU manchem nicht unumgingllchen Aufwände, e. B. 
för entbehrliche Gesandtschaften, fUr äbertriebene Ver^fse- 
nidg des stehenden Heeres, U. s.w. wetenüich mi ^geln."?t— 
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blob financietler Hinsicht, in so fem gleibhgOltig, ah in_der 
einen wie in der andern Methode, dif Gröfse des Aufwandes, 
die n&mliche bleibt. In politischer Hinsicht hingegen , nnd 
in Absicht auf den moralischen. Effekt ein«- jeden dieser bei. 
den Methoden, erscheint die letztere, «Is die übermegend 
TOrzflglichere. Sie ist zugleich diejenige , bei weither die 
IOt das Wirken des StaatsoberhmipteB erforderlidie Unab- 
bängigheit, aagenfalliger herrortritt, und mehr gesichert 
bleibt *) 

Die Frage, in wie fem die Apanagen , Witthcmw n. 
dergl. in die Civilliste mit einznbcgreifen, die Regulimng ihrer 
Gröfse, lediglich dem Regenten zuäberlassen sey oder nicht? 
sodann jene , ob , vmA welche andere Staatsausgaben ans der 
CiriUiste gedeckt werden müssen? endlich aoch, die JPrage. 
in BetrefT der rechtliehen Terltältnisse des Vermögens, wel- 
ches als Prirateigenthom des regierenden Hauses zv. 
•betracliten ist? gehört in das I>esondere Staatsrecht eines 
jeÜen Staates , beziehungsweise in das lamilienstaatsrecht 
eines jeden regierenden Hauses. **) 



Die Ausscheidung einer Cirilliste ist aus £ngland, 
wo eine solche in Folge der Berolution im X 1688 zu- 
erst bewirkt worden ist, im Jahr 1791 nach'Frank- 
reich,***) und ron da während dem Bestehen desKaiser- 
reiches, in etQe Anzahl anderer Suaten übertragen wor- 
den. *•**) Gegenwärtig wird eine solche als eine we- 



■ M. s. V. Jakob $. 850. Gr. v. S o den Nat. Ockon. V, 
>35,S56- — In mehreren RepräientatJvilaaten ist diu Qivilliste 
auidrücklich auf die Domainen fundirt. 

**) Uober die recbtlickeu VerhÜltnisse von (olchem Privatver- 
mogen, s. m. Klüber öffenti- Recht, $.255. 

•") Ueber die CiviDiste in England, i. m. (desVerfaM.) Äbhandl. 
in Kliiber's Staatsarchiv des teutschen Bundes, 
4* Heft, S. 512 f. — In Frankreich ist dieselbe durch eiii 
Gesete v. 1. Jimius 1793 eingeführt worden. H. i. Lois et 
actes du Gouvernement etc. 111, 375. 

ttr*y Hierauf besieht sich währtcbeinlicb die Aeurserung in 
einer kurfürttl. Besolutittn an die kurfaeuiichen Stände v. 6. 
April 1816, dafs die Ansscbeidung ein.or Civilliste, eine aus 
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Mtt^he Folge der repräBenUtiTeh Verfassung betrach- 
tet. Die nachstehende Ueber«icht ihres Betrages in 
den nachgenannten Staaten , bezweckt ledig&ch eine 
Darstellung desselben , und eine solche des Verhältnis- 
ses in velchem dieselbe mit dem Staatseiokommen in 
einem jeden dieser Staaten steht. 
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den Zeiten der Usurpation herrührende Einrichtung se^, von 
irelcher billig nicht mehr Erwähnung geschehen sollte. M. i. 
die benrhnndete Darstellung der hnrheis. Land- 
tagsverhandl. v. 1816, 3te Abth. S. 67. 
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**) Die Revenuen, nach einem fünfjährigen Durchschnitte von 
1816 — 18S0. — Vor der Revolution bei 584'/, Mill. Liv. 
Staatteinkommen, 55 '/> Mill. Liv. , oder etwas über '/,s- In 
dieser Sumfne ist jedoch nicht das gaftse Einkommen enthal- 
ten. Necker de l'Administrat. I, 167-; II, 33G. 
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*) M. ^. das Budget für die bevorstehende FinanKperiode (in 

mebrern öfTentlichen Blättern abgedruckt). 
••) Silbergeld u. Zettel zusammengerechnet, M. s. die Staats- 

rechijung für 18!8. (BörSenhalle'v. lO.'Oktbr. 1837). 
"*) M. s. die Angaben In der allgem. preufn. Staatsieit. 

V. 18J8. Hr. 141. 
i) Nctto-Einhommen; dam 7,659,068 fl. Perceptionaliotsan etc. 

Rudiiart 1. c. 111, Beil. 81 (für die Ite FinanEperiode). 
■t\) Verband!, d. Kammer d. Abgeord. 1836, 3s aufser- 

ordentl. Beilagcnheft, 3te Abtiieilung. 
fti) Budget fiir die FinanEperiode v. 1838 — isJO. 
") Budget für die Finanzperiode v. 1837 — 1839. 
■*) VolUtindiges Handbuch der neuesten Erdbesehre ib., 3te Ab- 
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ki ftülen hiernach auf jedfes TAnififad Ein- 
wohnet- : *) 
in d^nijtönigr. Norwegen . 93 ip. Thir. odet- 243 Vä fl> 

— — — der Niederlande 3«% — 

in der preurs. Monarchie . . 199 '/g ^^Ir. oder Z\S — 

in Frankreich 998 '/e Frcs. — 465 — 

in Polen 567 — 

in Spanien 362S Beal. — 604 Vs — 

in dem britt. Beiche . . . . 5ry4Pf.StrI. — 658 — 
in dism Königr. Schweden . ifl Spee.Thlr.— JtS'fi — 

— — — Bajem 743^8 — 

— — — Würtemberg 77S^A — 

in dem GroftherE. Baden 1008 — 

— — — Hessen 1408 — 



T. Jakob ( Finanzwissenschaf t $. 856)> Fulda 
(Handb. ^. 27) und Andere, hlassirei) in Staaten mit 
einer repräsentatiTen Verfassung, den Aofwand für die 
-^ Stände, mit jenem för die souTeraine Macht, 
in eine und dieselbe Kategorie, weil die Tolksrepräsen- 
tanten nicht als Staatsbei^ten zu beii^^hten , sondern 
berufen sejen, die Regierung niit den Bedürfnissen 



theilung, 3r Bd., S. 813 u. 817- In RursTand war der Auf- 
wand für den lloretat im J. ISOI zu 3,499,62ä Bub. Silb. fest- 
gesetzt worden. (Vofs, BuCsland beim Anfange des 19len 
Jabrhunderb eic. 1, 314.) In dieser Summe ist jedoch der 
Aufwand für Bauten, für die Heisen der kaiierl. Familie, fQr 
Gnade ageschenlie etc. nicht begriffen. Nach dem Kurse von 
3 'fi Papier fUr 1 Bub. Silber, würde diese Summe, 1S,24S,69S 
Bub-, und ungefähr Vj^ desBinliommens betragen. Es sind 
Jedoch die gegenwärtigen Festsetzungen des Hofetats nicht 
bebannt. 
*) Bei dieser Berechnung, sind in betreff der Bevölherung, 
nachstehende GrÖfsen angenommen, nämlich: fiir Norwegen, 
1,030,133 Indiv. i furdleNiederlande, 6,116,935; lur die preu- 
fsische Monarchie, 12,553,|78; für Frankreich, 32,058,741; 
in Polen, 3,705,000; für Spanien, 13,953,900; für das hrit- 
tischeBeich, 22,130,000; für Schweden, 2,771,232; fürBayem, 
4,087,000; für Würiemberg, 1.535,403; für Baden, 1,141,747; 
für Hessen, S62,S00 Individuen. — In Bufsland würde sie bei 
vorstehender Annahme, wenn die blofse Bevölkerung des euro- 
päischen Bulslands (44,106,000 Ind.; und die des asiatischen, 
12,405,000; susammen, 56,511,000 Indlv. herüclisichtigt wird, 
216 Gulden auf jedes Tausend Einwohner betragen. 



i:,C00gIC 



~ andWünschen des Volkes bebannt zu madieii. *) Dorcb 
diese Bestimmung der Stünde , ist diese Ansicht oder 

- Klassining jedoch keinesweges gerechtfertigt, weil, 
wie weitgreifend auch deren Rechte sind, diese „weder 
„eine Hitregentschaft, noch eine Tfaeilung 
„der Sonverainetät oder der Begierungsge- 
„watt zwischen dem Regenten nnd den Ständen in 
„■ich whliefsen."**) Aach ist dieser Aufwand in kei- 
nem Staate aus dem erwähnten Gesichtspunkte betrach- 
tet. In dem brittischen Reiche ist die BesoU 
düng des Sprechers oder ^Präsidenten des Unterhauses 
(1568 Pfd. Strl. 10 Schil.) auf den konsolidirten Foods 
angewiesen und mit andern Besoldungen vermengt; die 
Besoldungen nnd Entschädigungen der übrigen Beam- 
tenaber (11,802 Pfd. Strl. 17Schü. gPenny), die son- 
stigen Ausgaben (nach zweijährigem Durchschnitte 
9202 Pfd. StrL 6 Schil. 3 Penny), und die Bureau- 
Druckkosten etc. (42,998 Pfd. Strl. 14 SchU. 6 Penny), 
sind unter den verschiedenen Ausgaben der Schatzham- 
mer verrechnet. -.- Finance Accounts f, 1826, 
S. 137 und 141. (Der gesammte Aufwand beträgt 
66,672 Pfd. Strl. 8 Schi). 6 Penny, oder ungefähr 
754.000 Gulden. 

In Frankreich beträgt derselbe für die Pairskammer, 
2 Hill. Francs nnd für die Deputirtenkammeu, 800,000 
Frcs. Ton der erstern Summe sind 1,784,000 Frcs. zu 
ei4>lichen Dotationen die jedoch, jede 12,000 Frcs nicht 
Obersteigen dürfen; 120,000 Frcs aber t&r geistliche 

Pair» 



') Die ßrürtenmg in welclie der erstere über die Vonheile 
einer solchen Bildnn{[ der Stände veriammlungeii eingeht, de- 
ren Mitglieder ihre Obliegenbeiten, ohne Entichädigung aus 
.der Staattkasse erfüllen können, gehört nicht in die Finans- 
wissenschaft. Selb« aber nenn diese Entschädigung mehr als 
Ersats für wirklichen Aufwand gen'Shrte, würde eine Regie- 
rung in einer solchen kein Mittel cur Gewinnung eines Ein. 
flusses auf die Dcputlrten finden. Auch lehrt die Erfahrung, 
dars in Staaten in welchen die Mitglieder der Hämmern 
keine Entschädigung enthalten, (England, Frankrnch,) dieser 
Einäufs am gröfBten ist. 

**> KIfiber fiffenti. Recht $. SU. 
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Paira lieitiiiunt. Aus der letztem Summe wird die Besol- 
dung des Präsidenten (120,000 Frcs) und der übrigen 
Beamten, so wie der sonstige Aufwand bestritten. Die 
Blitglieder der beiden Kammern erhalten keine Ent- 
schädigung. Beide Summen stehen auf dem Budget dte 
Finanzministeriums, das sie auch anweist ; diespecielle 
Verwendung der erstem wird durch den Grofs -Befe- 
rendar, die der letztem, durch die Qoäatoren der Kam- 
mer bewirkt. Praese.ntat d. Comptes etc. 1827j 
8. 244. 

In den tentschen Repräset^tativstaaten bildet der . 
Aufwand ffir die Stände einen selbstständigen Artikel 
in dem Budget, in welchem derselbe bald vor dem Ycr- 
waltungsaufwandeklassirt, bald mit diesem vermengt ist. 
In mehreren Staaten ist eine eigene Kasse (ständische 
Sostentaüonskasse) gebildet, tn welche dieFonds die t&c 
den ständischen Aufwand bestimmt sind, in grörsem Be- 
trägen abgeliefert werden, und deren specielle Yerwen- 
dang, durch die Stände selbst repf&gt wird. In sämmtlichen 
Staaten beziehen dieselben Diäten, und eine Entschädi. 
gung fDr Reisekosten, in welchen'^r gröfste Theit des 
Aufwandes besteht, dessen Gröfse iV den einzelnen Staa- 
ten sehr verschiedeii ist. In B^tr* z- B. hat derselbe 
in der ersten sechsjährigen FiftSnzperiode Ton 1819/25> 
Oberhaupt 361,390 fl. 9 kr. odei^utchschnittlich för ein 
Jahr, 60,231 fl. 4t kr. betragen; (». s. die Gene- 
ralanzeige ffir den Dienst der ersten Fi- 
nanzperiode in der aufserordentl. BeiL Nr. 3 
zur Allg. Zeit. 1829); in Würtemberg für d^ 
dreijährige Periode tob 182^^9 — 225,629 Gulden 
49 kr., oder durchschnittlich für ein Jahr 7A>209 Gul> 
den. ae kr. (m. ». Verhaadl. etc. 1826, aufseror- 
dentl. Beilagonheft, Ste.Abthl.); in Baden, in 
der dreijährigen Periode von 1824/26 48,724 Golden 
39 kr., oder darchschjiittlich für ein Jahr, 16,241 Gul- 
den 33kr. (Badget'in d. Verband], t. J. 1826); 
in dem Gro&herz. Hessen sind jährlich 10,000 Gulden 
dafSr in dem Budget ausgeworfen. (Budget für die 
Teriode v. 1827/29). 
'• Hu^aus FüumwUMHdMft. U. Tbl ^ 
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Bei der gegenwärtigen Gestaltung aller YerhÜltnisse dei 
StaatslebeoB , den Anfordemngen und BedfirfnisBen die sich 
nus denselben entwidieln , und bei deren Maniiiglaltigkeit 
und Umfange, erfordert die StaattTerwaltnng eine grofse 
Anzahl vOn Indiridnen die sich dem Dienst d^^riben aus- 
scbliefslich widmen , und zum Theil eine besondere wissen- 
schaftliche Bildung, die nicht ohne grofsen ÄofiTaad von 
Zeit und Kosten . erworben rwerden kann> Hierdurch und 
durch dfe ausschliefsliche Widmung welche dei' Staatsdienst 
erfordert und welche den Dienern die Benutzung anderer 
Erwei'bsqueHen ,Terschlierst, bildet sjch die Verpfiicbtung 
des Staates zur Sicherung eifier solchen Belohnung ihrer 
Dienste, die nicht nur den Aufwand für die besondere Bildung 
welche ihre Leistung fordert, wenigstens zum Theil vergü- 
tet, sondern den Staatsdienem auch die Mittel zu einem an- 
ständigen Unterhalt, überhaupt diejenigen gewährt, deren 
sie für die Bewahrung der Airitsehrc, und der für ihr 
Wirken erforderlichen Stellung im bürgerlichen Leben be- 
dürfen. *) 

Die Momente die für die Erfüllung dieses Zwepkes bei 
der Begulirung *\m Grofse der Besoldungen in Betracht 
kommen, sind: 

a) die Wichtigkeit Aes Amtes und die Bangstufe in dem 

Organismus auf welcher ein Beamter steht, und der 



') Die Ausalil von StaMsdieneni die äberbaapt crfardbrlicb ist, 
bestirnnt •Ich num Tbcil.nach dfm Sj'steni oder dfl^ Methode 
welche für den Geschäftsbetrieb in AnwendHiij ist. M. s. 

' des Verfass. Politik etc. Einleitung Sr. IV. Es kann 
allerdings ein Debcnnaars staltünden, Aas nicht blor« in fiuan- 
cieller Hinsicht, sondern auch für den Gang und Erfolg der 
'Verwaltung selbst verderblich ist. Eben so wahr ist dagegen 
aber auch, „dab die Nation selbst stets das Opfor eines jeden 
„^lifs Verhältnisses sey , welches ERisclieii der Ansahl der Staats- 
„dloner und deren Geschäftskreise slattfindet, und dafs der 
„Maafsstab für deren Anzahl, nicht in der Grofse des Natio- 
„naVvermü^ens , sondern lediglich nur in der Natur tmd in 
„dem Umfange des Wirkung»- und Gescbiftskreiies der Be. 
„bürden , mit Rücksicht auf die bei angemetseoer ThEtigkeit 
„mögliche Leistung gefunden werden könne." Gr; v. S o d en, ' 
Katioaalökon. V, §. 350. 
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Aafwind ftlr die Brfrabnmg dfer Snfs«ii AmUehi« 
weldi«r ans dieser seiner Stellung fSr ilin erwächst; 
sodann 

b) die Natur «nd die Art des Obertragenen Amtes, so -wie 
jene, und der Cmfuig der besondem Kenntnisse welche 
dessen Yerwaltnn j erfordert ; endlieh 

c) Sät Grfifse der Anstrengung za welcher die Dienst- 
leistung n£thigt, und der naciitheilige Einflofs den sie 
auf die Gesundheit haben , beziehungsweise die Gefahri 
die mit derselben rerbanden seyn kann. *) 

UeLei^anpt mfissen bei der Bemessung der GrÖfse der 
Besoldungen , eben so sehr die Ansprache der Staatsdiener 
auf Sicherstellung ihrer angemessenen bürgerlichen Existenz, 
als jene berOcksit^ligt werden , die sich aus ihrem Yerhält- 
bisse zum Dienst entwickeln. Diesem zweifachen Postulate 
entspricht am Kweckmärsigsten eine Sondenmg der Besol- 
dung in Standes- und Dienstgehalt, ron welchen der 
erstere, die Sicherstellung der bürgerlichen Existenz der 
Stastsdiener bezweckt, der letztere aber sich auf ihre wirk- 
liche Dienstleistung bezieht, mit deren Unterbrechung der- 
selbe ebenfalls wegfallt, wogegen der erstere auch im Fall 
riner temporären oder heständigeA Quiescenz gesichert 
blribt.**) EineBildungTonBesoIdangsUassen för einen 



*) M. s. y. Jaliob ;. 940; Gr. v.Soden, V, j. »1; v. Seut- 
ter Lc. %. 5*8. 

*') Diese Sondenmg ist merst in Bajern eingefiibrt, wotelb» 
iie auch in grüfater Ausdelinnng in Anwendtmg ist. Dieselbe 
ist in nachaieli ender An regulirt, dafs im Fall der Gehalt blofs 
■ii einem Hauptgeldbezuge , ohne irgend einen Nebenbeiug 
besteht, in dem ersten Decennium der AmtsfühniBg, Y,o! in 
dem iweiten, »/go; und nach Anfang des dritten Decenniums, 
^fia des Gesammtgehahes , fiir die ganse Folgeseit, als Stan- 

^deigehalt; die übrigen resp. Vio, Vio "^^ Vio aber, als 
Gebalt des Dienstes betrachtet werden. — Im Fall hin- 
gegen neben dem Hauptgeldbesuge noch ein Ifelienbezug an 
Geldi, Natui^ien, oder in beidem Eugleich stattfindet, be. 
steht der Standesgebalt, in dem ersten Decennium, ia 
</iioi oBd nach Eintritt des streiten, und fUr die ganze Fol- 
^eseit, in Vi« ^^s Hauplgeldbeiuges , ohne itüclisicht auf 
die Scbanbesüge , und bilden die übrigen resp. Vlo und Via 
den Diens^«lialt> -~ Tritt ein Staatsdiener nach vollendetem 
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und denselben Dienstgrad, ist ffir die Etföllong der ervälu- 
ten Ansprüche zwar nicht wirfasam; dagegen gewährt die- 
selbe den Vortheil einer möglichen Yermindenmg des Auf- 
wandes, aufserdem dafs »ie ein Mittet zur Belohnung sol- 
cher Staatsdiener darbietet, die sich Verdienste erworben 
haben, deren Anerkennung oder Belohnung durch Beförde- 
rung auf eine höhere Dienststnfe, nicht thunlick ist. *) Die 
Begründung eines Theils des Diensteinkonunens «auf den 
Selbsteinzug von Sportein ist, — abgesehen ron dem 
Mangel an Sicherheit in Betreff der stets gleichen Gröfse 
der Besoldung — weder mit der Würde des Staatsdienstes 
und der Staatsdiener, noch mit dem Interesse de^ Staats- 
angehörigen vereinbar. 

Bei der Nonnirung der Besoldungen — aoirohl bei der 
Regulirung neuer, als bei einer allgemeinen Aenderung der 
bestehenden — müssen auTser den erwähnten Momenten 
allerdings auch die Preise der Bedürfnisse berücksichtigt 
werden, und unter dieseu insbesondere auch jepe des Ge- 
. treides, und die Aenderungeq, die nach lungeren oder kür- 
zeren Perioden in denselben, dauernd, stattfinden. Ver- 
schieden hiervon ist jedoch die Frage in Betreff der Statt- 
haftigkeit einer gänzUchen Umwandelung der Geldbesoldtin- 



Dienstaltcr (40 Tahre) hi Quiescenn , dann behält derselbe 
blofs den Stanilcsgcfialt; im F.ill der An«trill ivVgen Lebens- 
alter (70 Jalire) erfolgt, den vollen Gesanuntgebalt als Pen- 
sion. M. s, Schmelzing, Staatsrecht d. K. Bayern; 
1, 325. — In dem Kerzogthuin Nassau findet eine ähnliche 
Sondcrung stau, jedoch nur in Ansehung bestimmter Kate- 
gorien höli er er Staatsdiener (Präsidenten, Direktoren, Ober- 
forstmeister), und in der Art modiricirt, dafs hier derDicnat- 
gehalt den Haupttheil der Besoldung bildet, der Standes- 
gclialt, (Iheils 'Ji, theils '/j de» Gesammtbetrages der Be- 
soldung) nur aEcessoriscIi ist- Edikt vom 11. Sept. 1S15. — 
Eben so, aber in gröfserer Ausdehnung in dem Grofsherzog- 
thuih Hessen, in welchem der die Summe von 3600 fl. über- 
steigende Betrag einer Besoldung, als Beprasentationsgehalt 
betrachtet wird, in so fern in einielnen Fallen, nicht ein an- 
deres Verhältnifa bestimmt ist. Verordnung vom 26. Junius 
»821. — 
•) Eine solche Bildung von Bcsol diingsh lassen , findet z. B. in 
Würicmberg und Baden statt, auch in Frankreicli. — ' 
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gen in Naturalien, in der Art, dafs ein bestimmter Thetl 
derselben, nach Torgeschriebenen Preisen auf Getreide 
reducirt, nnd entweder naturaliter in solcbem abgegeben, 
oder aber, dafs dessen, nach den laufenden Preisen be- 
rechtieter Geldwerth, an die Staatsdiener bezahlt wird. 
Dnrch diese Anordnung wird die Herstellung eines richti- 
geren Verhältnisses zwischen dem wirklichen Wertbe der 
Besoldungen nnd den Preisen der Bedürfnisse, und zugleich 
eine bessere Ausgleichung des Theils des Staatseinkommens, 
der in Naturalien besteht, mit dem fitaatsauf wände über- 
haupt, nnd insbesondere mit jenem durch die Besoldungen 
bezweckt. Es kann nnn zwar die Tauglichkeit des Getrei. 
des als Preismaals, oder als Maafsstab des Tauschwei-thes 
einir g^ofsen Anzahl von Gütern oder Bedürfnissen nicht in 
Abrede gestellt werden, so lange, nnd in so fem es sich um 
einen solchen, überhaupt und im Allgemeinen handelt. 
Theils aber sind — auch ohnje Bficksicht auf den, Einflufs 
welchen Veränderungen in dem Preise der Münzmetalle auf 
jene des Getreides gewinnen können — diese Preise nicht 
blof^ ron einem Cyclus von Jahren, sondern selbst Ton einem 
Jahr zom andern wandelbar, und findet überhaupt eine grö~ 
fsere Gleichförmigkeit .in denselben, nur in den Durch- 
schnittspreisen langer Perioden . statt ; theils wird deren 
Einflnfs auf die Preise anderer Guter oder Bedürfnisse, nach - 
Maafsgabe deren Verschiedenheit, erst nach Ablauf eines 
soliden bald längeren, bald kürzeren Zeitraumes, dauernd. 
Theils and ehdiich würde die Erreichung des beabsichtigten 
Zweckes bedingen, so wie in anderer Hinsicbt die Gerech- 
tigkeit fordern, dafs die Gräfse des, in Getreide nmgewan- 
delten-Theiles der Besoldung, mit der, nach Maafsgabe der 
verschiedenen Kategorien von Staatsdienem ebenfalls ver- 
schiedenen Gröfse des*. Bedarfs solcher Güter auf deren 
Kaufwerth die Getreidepreise unmittelbarer einwirken, aus- 
geglichen werde. Eine solche Ausgleichung kann aber, wie 
auch .die Maafsregeln für eine soldie Umwandelung kombi. 
nirt, oder modificirt seyn .mögen, niemals erreicht, ohne 
eine solche aber nicht verhütet werden , dafs während die- 
selbe für den höher Besoldeten Vielleicht kaum fühlbar ist, 
sie den geringer Besoldeten die Mittel schmälert, deren sie 
^T Sich^rftellong ihrer Mendesmalsigea Existeni; unpnt* 
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ganglid) bedürfen. *) Eine wirklicke Abgabe der Natura- 
lien, Trdrde die Staatsdiener znr Ye n rerthmig de> TheiKs 
derselben der ihren eigenen Bedarf übersteigt, und zu einem 
Handel notbigen, der mit ikrem amtlichen TerbUtnisse nicht 
wohl Ter^inbar ist, jie der möglichen Geü^ noch gröCtem 
Verlustes blofsstellt, jedenfalls sie in BeO^ff der wirblichea 
GrÖfse ihres Einhommens in UdgewUsheit lälst, obne der 
InkouTeoienzen zu erwähnen, die in anderer Hinsicht mit 
einem solchen Handel verbunden seyn hönnen. Eine Ueber- 
tragang dieser Vertrerthilng an die Elementarbfliitnten der 
DomainenTerwaltung wflrde, und zwar ohne wesentlichen 
Tortheil ffir die Besoldeten, nidit immer aber obne Rach- 
theil für die Verwaltung, die Geschiftsfohrnng dieser Be- 
amten Tcrweitlaofigen. Im Fall endlich , doTs der m Ge- 
treide umgewandelte Besoldnngatbeil'nicbt naCuraliterabge- 
geben, sondern dessen nach örtlichen und laufenden 
Preisen berechneter Ge^werth bezt^lt wird, last sich die 
MaaJsregel der Umwandelung in eine blofte Finanzoperadou 
auf, oder in eine indirekte Reduktion, oder Besteoeruag 
der Besoldamgen, Bei der grofhen Verschiedenheit in den 
örtlichen Preisen wärde eine solche Steuer, abgesehen v6n 
ihrer llngleichheit in anderer Hinsicht, sich in'äidtin hohes 
Grade ungleich Tortheilen, überhaupt die wohlerworben«! 
Rechte der StAtsdiener rerletsen. Aus cKeMm Gesiobu- 
ponkte betrachtet, so wie id)erbaapC in rtichüioher ^Hinsicht 
unstatthaft, erscheint die Maalsregel einer solchen Cutwan- 
delnng um so weniger als empfehlungswerth, als auch ctersn 
financieller Vortheil nicht unter iJl«n Umstindtu, aUem 
Zweifel enthoben ist. ••) 



*) In dem GrorsberEOgthum Hessen in «lurcli eine Verordnung 
vom 1. Februar 1337 verfugt, dafi die Vergütung in Gelde, 
welche nach dem Sten Art. der Verordnung vbm 33. Junins 
ISll, den Besoldeten gegeben wird, in lieinem Jabre de« 
K«miiulbetrag de« nach den laufenden Preisen der NaturaliBa 
EU vei^utenden ^ctoldungitheil« , höher als um ISpOt. über- 
steigen, aber auch in heinem Fall um mehr all 15 pCl. unter 
diesen Nominalbetrag hcnmtcrsinlen Iiann. 

'•) Die Frage in Betreff einer solchen Vmnandelung, ist in dep 
Jahren iSSOni. 1831 in der Hammer der Abgeopttneten m den 
KSnigreiefa WUnemberg, ans lulafk »aes i 
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^ 12. 
In sofern als die Zosicherting einer' Pension für die 
Staatsdiener und einer Unterstatzung für ihre Wittwenand 
Waisen, aus dem Gesicbtspimkte einer Ergänzong der Be- 
soldung betracinet frird ,' *) finden in Abncht auf das Recht 
zum Ajispt^t^ einer solchen, «o wie in einer jeden andern 
Hinsicht und Beziehung, die nämlichen Grundsätze wie in 
Betreff dieser selbst, stfttt. 

Die Momente welche bei Anordnung des Pensions- 
wesens in Betracht kommen^ beziehen sich: 

b) anf die BestiminurigT' derjenigen Kategorien von An- 
gestelhen, welche £fe Gesetzg^rang in einem gegebe- 
nen|^taate, als wirhtiche Staatsdiener betrachtet, und 
welchen dieselbe den Vollen Genufs aller Rechte und 
Tortheile einräumt , die mit dem Staatsdienste rerbun- 
' den sind; 

b) anf eine solche der Bedingungen unter welchen der 
Anspruch auJF Pensionirung 'eintritt j 

c) auf die Bestimmung derjenigen Bcstandtheile des 
Die'nsteihkommens di^ bei solcher der Pension , als Be- 
soldung in Berechnung zu nehmen sind; 

d) auf die Normirung dtfr Gröfse der Pension, oder auf 
eine solche des Theile« der Besoldung, welchen ein 
Staatsdieuer , nach Maafsgabe der Verschiedenheit des 
Anlasses zu seiner PensioAinuig , als solche anzuspre- 
chen berechtigt ist; 

e) endlich auf die Frage in Betreff der Bildung eines 
selbst» ländigen Fonds durch Beiträge der Staatsdiener, 
und auf Regulirung deren GrSfsc. 



dritte Thei) der Besoldungen in Di^cl , oder nach deuen 
Preiicn bcrccbnct, abgegeben werden soll, mit der Maafs- 
gabe , Aats dieser Preis für den Scbäffel dieser FrudJtgst- 
timg, nicht über 6 il. sleigen, und nicbt unter 4 fl. fallen 
«oU — inabeBondere in dem »ttJndlschen Komm iasionsb erlebt« 
gründlich erörtert worden. — M. *. die Verbandl. im J. 
iSlO, Utes Heft, S. 1123, und im J. 1821, lltesHefi, 
BeiL 144, S. 547 ff., iliesHeft, S.1065ff. 
*) Dieses Fundament ilt ia der bayeritcben Dienstpragmatib v. 
1. Januar IKOS ausdrücklich als solches anerhwnt. M. ». 
SchmeUing, bayeritolies Staatsrecht I, S38. 
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Das erstere dieser Momente , oder die Nothwendigkeit 
. einer Sonderung und Klassimng der Angestellten Dach Maals- 
gabe ihrer Verwendung, ist eben so sehr in der Verschie- 
denheit dieser letztei'n, und durch jene der Folgen welche 
der Eintritt in den Staatsdienst fflr ein Individuum in Betreff 
seiner künftigen Existenz haben bann , begründet, als durch 
die nothwendige Rücksicht auf das financielle Interesse des 
Staates geboten. In Hinsicht auf diese Verschtedenbeiten 
können die Ansprüche auf Sicberstellung der Mittel zu einer 
angemessenen Existenz für die ganne Lebenszeit, die sich 
aus der Natur des Staatsdienstes , entwickeln, nur solchen 
Angestellten zustehen, deren Verwendung in demselben, 
eine besondere wissenschaftliche Vorbereitung und Ausbil- 
dung erfordert, und denselben zugleich jeden andern Er- 
werbsweg verschliefst; nicht aber solchen Dienern, deren 
Dienstleistung nur eine solche Befähigung erfordert, die 
durch den gewöhnlichen Volksunterricht erworben werden 
kann. Nicht nur dafs sowohl hierdurch, als durch die Natur 
der Dienstleistung dieser letztem , die Vergütung für diese, 
mehr die Eigenschaft eines bestimmten Lohnes, für 
eine bestimmte Arbeit annimmt, nicht wie die Be- 
soldungen, als Standeseinkommen betrachtet werden bann, 
tritt rficbsichtlich ihrer auch die wesentliche Verschieden- 
heit ein , dafs die Dienste welche sie in der öfientlichen Ver- 
waltung leisten , auch in d«m gewöhnlichen Leben anwend- 
bar und erforderlich sind , dafs sie mithin durch deren wirk- 
liche Leistung ihre bürgerliche Existenz auf gleiche Art wie 
in dem Staatsdienste sicherstellen können, was für die er- 
steren, überhaupt nicht, oder doch nicht in g^chemMaaCse 
thunKch ist. AuTserdem würde eine Uebertragung der Pen. 
sionsfahigbeit auf diese subalterne Klasse TOn Dienern, die 
Staatskasse mit einenAAufwande belasten , der an sich drü- 
ckend, mit den empfangenen Diensten in keinem Verhält- 
nisse steht. *) 



*) Eine solche Sondenmg ist c.B. in dem Gesetce über die Ver- 
hältnisse der CiTilstaatsdiener in dem Hönigreich Wärtem- 
berg vom 28. Junius 1811 gemacht, nach welchem 'die bei 
Kollegien angestellten Diener, bis einschlielslicb die Kanc- 
litteq; sodann die Oberamtsri^ter nifd Abtswe« die Oher- 
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Das Xle<£t zum eTentaellen Ansprach einer P«iiuon 
wird durch d«n Eintritt in den Staatsdienst erworben ; jenes 
zur Forderung der wirblichen Pensionirung hingegen, ist 
theils Ton der Erreichung eines bestimmten Lebensalters, 
theils TOn der Vollendung einer bestiminten Dienstzeit ab- 
hängig, nach Maafsgabe deren längeren Dauer, der Betrag 
der Pension sich ebenfalls erhöht. *) Von den beiden Me. 
thoden fltr die Be^rhung dieser Erhöhung, möchte eine 
solche nach Procenten, um welche- die Pension mit der 
steigenden Anzahl Yon Dienstjahren sich TergrÖ&ert, Tor 
jener den Vorzug rerdienen, die sie in ein'em nach Ab- 
lauf eines bestimmten Gjclus von Jahren, grö- 

amtmänner; die Vervrälter und Kasscnbeamten der Zucfat-, 
Waiaeii' und Irr«nbäuser, jene der Landgestüte; die vom 
Staate besoldetea Aerete; die für den Hoch - , Strarien. und 
Brüchcnbau angestellten Beamien; die Kameralvenralter, 
Ober- und B e vi er forster; die Oberzol)- imd Oberaccisever- 
walter; die HoleTerwalter; endlich, die leitenden Beamten 
und Kassiere bei dem Berg-, Hütten- und MünEweten, und 
den Salinen, als Staatsdiencr und pensionsfaliig erklärt; alle 
. Qbrigen Angestellten aber, in die letztere Kategorie vcr- 

*) In Bayern E. B. tvird der Stand eines Staatsdieners, wel- 
cher das Recht zum Anspruch einer Pension verieiht, - 
durch das Anstellungsreshripl erworben; in Würtemberg 
dagegen tritt das Recht «um Anspruch einer solchen,^ erst 
nach neun vollendeten Dienstjahren ; in den preuTsi- 
ich en Staaten, nach voUendetem vierzehnten Dienst- 
jahre ein. Die Pension selbst besteht in diesen, und steigt 
beziehungsweise, von 15 bis 30 IMenstjahren,' in Vi! ▼<» 30 
'bis 30 fahren, in Vsi von 30 bis 40 Jahreii , in*/gj von 40 
bis SO Jahren, in Vs? und bei Ifingerer als 50 jlhrigerDienst- 
seit, in Vs der Besoldung. M. s. das Pensionsregl. v. 
30. April 1835. — Ein Recht sur Forderung der wirkli- 
eben Fensionirung tritt ein, in Bayern und in dem 
GrofiherEogthura Hessen, nach volteudetem 40sten DitUist- 
oder erreichtem 70Bten Lebensjahre; in Warte mb er g, nach 
vollendetem 40tten Dienst- und erreichtem 6SstenLebensjahre; 
in dem Grol^herzogthum Baden hingegen, eu jeder Zeit, 
und ohne eine solche BeschrSnbung auf bestimmte Jahre, 
wegen Altersschtvache , oder körperlichen Gebredien, die 
Eur Dienstleistung unfähig machen , wekhe Falle die Gesetz- 
gebung in den genannten andern Staaten zwar ebenfalls, je- 
doch nur als AuMahm« von der Regel, berücksichtig, 
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ftern aliquoten Th«ile der Besoldung bestehes 
läfst. Abgesehen davon, dafs dteseH>e dem PrinoqM Trel- 
ches die Pension als eine Ergänzung der Besoldong betrach- 
tet, gemifser ist, bewirkt dieselba eine bessere A.asg)et- 
cbnng, sowohl der Pension mit den geleisteten Diensten, 
als auch der Staatsdiener in Beciehung auf diese, nnd siebert 
gegen die Anomalie dals ein Staatsdiener wdcher im 
letzten Jabre eines zehnjährigen Cjclns in Pensions- 
stand tritt, keine höhere Pension als ein solcher bezieht, 
dessen Pensionirung in dem ersten Jahre eüies islchen 
Cyclus eintritL *) 

Uebfrhaupt sind dergleichenStaatspensionsanstalten Ton 
ähnlichen PriratTeraichemngsanstalten , insbesondere da- 
durch verschieden , daA bei den erstem , nicht wie bei den 
letztem, das natürliche Lebensalter, sondern ein 
bestimmtes Dienstalter, inTerhindnng mit der GrSfse 
der Besoldung, den Maafsstab zur Bemessung der zu erwar- 
tenden Pension bildet; ü^'i dafs das ßecbt zum Anspruch 



"> Dafs E.B. ein Staatsdiener der im S9st«n oder 39Men Jahre ia 
Pens! onstand- tritt, keine höhere, und die gleicb« Pension mit 
einam aolchen erhält, der im SOsten oder 3 Osten Jahre ■ an« 
dem aktiven Dienste auitritt , nodurch der erstere die ihm 
re gebübrende Ergiftimiig seines G«faaltes 
etEtere hingegen ohne ein Recht su einer 
igBuhabe?, goninnl. 
1 die Normen (Ur ihre AhstuAug e. B. in 
taate, t. m. in dar Tomebenden Note; jene 
'orbergoh. Paragraph. — In Würtemberg 
Gir diejenigen Tvelche das sehnte Dienst- 
jalir angetreten beben, in 40 pCt> der Besoldung; dieselbe 
tttfigt mit Jedem weitem Dienstjabro um 2 pCt. , so dafs ein 
Staatsdiener, der das 40ste Diens^abr angetreten hat, seinen 
gansen Gehalt als Pension besieht, in so fern dieser nicht 
3000 Gnlden übersteigt, die als Maximum erklärt sind; inglei. 
eher Art in Baden, mit der Abweichung, dafs der Absug von 
der Besoldung im loten Dienstjabre, 30 pCt. beträgt, und 
von da an bis sum 40sten Dienstjahre, jährlich einProcent we- 
niger, wo sodann aller Absug aufbort, anfser bei Besoldungen 
über 1000 Gnlden , die als Pensionsmaiimum erklärt sind; — 
ia dem GrofalierE. Hessen besteht dieselbe nach dem ersten 
Decennium, in Y'a i nach ittai sweiten, in ^/lo, und !>ei spä- 
terem Anstritte aus dem aktiven Dienate, in »J^a der Besoldung. 
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einer ftolchen , mcht sowobl durch Einkauf und durch die 
LmBtnng Bestimfoter Beiträge erworben wird, sottdem sich 
^ns dem Staatsdienste nnd aUs der Thatsache dei Eiatrittea 
in denselben ableitet ; daJä die Beiträge , wö dergieichen an- 
geordiiel sind) nicht mit RAcksicht auf das Lebensalter in 
dem Zeitpunkte des Eintrittes , geordnet , pondem ohne sol- 
che, fSr alle die in eine bestünmte BesoUiugshlasse gebö- 
reni gleich sind; *) endlich auch, dkfs die Pensionen melkt 
ans den eigenen Fonds der Anstalt , sondern ans aodtim be- 
richtigt werden, bi Hinsicht auf diese gänzliche Verschieb 
denheit aller Verhältnisse, kfinnen die Normen für die Re- 
gtrfirnng des Pensionswesens der StaaUdiener nicht sowohl 
auf dem Wege spekulatirer Berechnungen gesacht, sondern 
lediglich nur auf jehem der Gesetzgebung gewonnen werden, 
«BS anch, ungeachtet der noch grobem Disparität in Betreff 
der Elemente für ihre Begründung, in Ansehung dra- Yer- 
sorgipig der Wittwen und Waisen der Fall ist. 

Es genielsen zwar dei^eichen vom Suate begründete 
WittweDTersorguDgaanstahcn den Vortheil, dafs alle Staats. 
diener, von dem Tage ihres Eintrittes in den Staatsdienst 
an; und dafs auch die unver ehelichten zum Beitrage ver- 
pflichtet sind, wodurch der Fonds einer solchen Anstalt in 
zweifacher Hinsicht gewinnt. Dagegen ist deren Verhält- ■ 
ai& in mehrfacher anderer Hinsicht nngflnstiger, dadurch 
nämlich, dafs bei einer solchen nicht, wie fär dos gesicherte . 
Bestehen von dergleichen Anstalten erforderlich ist, aum \r 
die nach Ifaalsgabe der Sterblicbkeitsordnnng oder des Mor- "^ . 
talitätsgesetzes wahrscheinliche Lebensdauer ; nicht auf die 



") In 4eni prenTtiscben Staate s. B. betragen dies« Beitrage: 
T«n einem Diensteinkommen bis 400 Tbir., 1 pCi. ; von da bii 
1000 Thlr., 1 ■/, pCl.( bis 3000 Tlilr., I pCt.} bi» 4000 TWr., 
3 pCt.; bit 6000 Tlilr., 4 pCt.; über 6000 TUr. 5 pCt.; bis *ie 
SOG Tbir.' erreichen, die als IWaiimum erkifirt sind. M. t. das 
angef. Begl. — In BaTem «ind Besoldungen unter 600 Gwlden 
von allem Beitrage befreit; dieser 'betrügt von 60t bis 2000 
Gulden, 1 pCt; von 3001 ~ 4000 Gulden, 1 ■/< pCt.; von 
4001 — 6000 Gulden, 3 pCt.; von 6001 —13000 Gulden, 7% 
pCt.i über 13,000 Gulden, 3 pCt. M. ». Verord. v. 8. Juli 
1807. — In Wartemberg besteht derselbe in 3 pGl. von allen 
Besoldungen und Pesiionen. 
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AHersTerschiedenheit der beiden Gatten; ni^ht auf die wahr- 
scheinliche Dauer der Ehe, und auch nicht auf die wahr- 
scheinliche Lebensdauer der'Wittwen, welche Staatsdiener 
hinterlassen, Rfioksicht genommen wer<den kann, sondern 
dafs sowohl der Anspruch und das Recht auf Unterstfitzong, 
und deren Gröfse, sich lediglich nur nach der Dauer der 
Dienstzeit und nach der Grörse der Besoldung oder der Pen- 
sion des verstorbenen Dieners regelt; endlich auch dadurch, 
daTs die GrÖlse des Beitrages sich nicht nach dem Lebens- 
alter abstuft, sondern ffir jedes Alter gleich ist *) 

^n Hinsicht aof diese so erheblichen Verschied enheiten, 
und dei der Unthnnlichkeit einer solchen Erhöhung der Bei- 
träge, die mit der Gröfse der zu erwartenden Wittwenver- 
sorgung in einem angemessenen Yerhaltnisse steht, hann 
die Begründung einer solchen Anstalt durch Beiträge der 
Staatsdiener, die den Zutritt des Staats für sie entbehrlich 
macht, nicht thunlich , und durch die Bildung eines solchen 
Fonds, nur eine ,y<ermindernng des Aufwandes zu 
erwirhen seyn, der durch diese Versorgung für die Suats- 
hasse erwächst, **) und der nach Haafsgabe der Grundsätze- 



■ *) M. ». d!en Anhang zu diesem Paragraph, in welchem sur an- 
schaulicheren Darstellung der Verschiedenheiten zwischen bei- 
den Arten von Instituten, die Einrichtungen der Berliner 'Witt- 
wenlasse, die sich eben so sehr durch ihre Solidität, als durcli 
die Billigkeit der Normen für ihre Konttituirung auszeichnet, 
angedeutet sind. 
") Der Zweck der allmählichen Gewinnung eines solchen sclbst- 
ständigen Fonds durch die Beiträge der Staatsdiener, ist im 
$. 41 des allcgirten Gesetzes in dem K. Wfirtemberg ausge- 
sprochen. Nach Maafagabe der im J, 42 enthaltenen Beatim- . 
mnng soll die Hälfte der Einnahme die sich aus den Beiträgen, 
aus dem beim Eintritte in den Staatsdienst xu leidenden Ab- 
züge des vierten Theils der Besoldung, und aus den Abiügen, 
die nach MaaXsgabc der Alters Verschiedenheiten an den Wit- 
iTcnpcnsionen selbst stattfinden, bildet, cur Bildung eines 
selbstständigcn Fonds verwendet werden, der durch Hlneu- 
schlagung der Zinsen verstärhi wird. — Der Zutritt der 
StaatsliaBsc ist nur auf so lange zugesichert, als der Fonds 
zur Bezahlung der Pensionen noch nicht zureicht. — !ii 
dem Hommissionsberichte tihcr dieses GesctE ist die An- 
sicht geaufsert : „dals der Grundsatz, dafs das Wittwen - und 
,,Waisennensians-Inatitut auf sich selbst »teben, sich selbst 



TltiMUM'UiaitnHg. , Tl 

und Nonnen, die hierbei in Anwendung gebraebt werden, 
allerdings mehr oder weniger umfassend oder wirksam seyn. 
kann. 

Die Momente, weicht bei der Bildung eines solchen 
Fonds, vorzüglich in Betrachtung gezogen werden müueii, 
beziehen sich : 

a) aaf die Bestimmung der Gröfse des Beitrages, welchen 
die Staatsdiener (als Sorrogat des Einhaufsgeldes bei 
freien Gesellschaften) bei ihrem Eintritte in den StaaU- 
dienst; und desjenigen, den sie jährlich leisten müssen; 

b) auf eine solche der Pension, welche die Wittwen nach 
Maafsgabe der Anzahl von Dienstjahren und der Besol- 
dung ihrer yerstorbenen Gatten , zu erwarten haben ; 

c) aof eine gleiche Bestimmung des Maafses für die Un- 



„durcli aagemessene Eintrittigelder und Beiträge erhalten 
„müMe, der einsig richtige se^, von desseA strenger Durch - 
„f^hmug, das Beatehen, Gedeihen, und der Nuticn der An- 
„Btalt allem erwartet, werden könne." — (Verhandl. 1831, 
18te Abtbeilung,^ S. 1117.) Diete Ansicht ist gegründet, in 
so fem von' einer freiwilligen Frlvatanatalt die Bede ist. In 
Ansehung einer verbindlichen Staatsanatalt hingegen (von 
welcher hier die Bede ist) , steht dieselbe , abgesehen 
von der Frage über die IVtSglicbkeit einer solchen Begrün- 
dung, mit dem Fundamentalprincip auf vrelcbem das Fen- 
sionSwesen überhaupt beruht (nämlich demPrincip, daf* Pen- 
sionen ala Ei^änxung des Drenstgehaltcs zu bcirachten sind), 
im Widerspruche. Tetens (Einleitung but Berechnung - 
der Leihrenten , S. 4 der Vorrede) auf welchen der erwähnte 
Beriebt sieb beiiebt, bat nur freiwillige Vereinbarungen int 
Auge gefafst, mit welchen aber 'verpflichtete wie dergleichen 
Staatsinstitute es sind, nicht verglichen werden können. — 
Das ^ben erwähnte Frincip ist in der bayerischen Oesetige 
bung auch rücksichtlich der Pensionen für Wittwcnnnd Wai- 
sen ausdrücklich ausgesprochen , und die Verpflichtung lu ih- 
rer Bezahlung aus Staatsmitteln, als eine solche des Staates . 
anerkannt, „deren Prästation von Seite des Staates jedoch, ' 
„eine ihr cur Seite gehende Errichhug einer besondem 
„Wittwen. und Waiaenkasse aus dem Privat vermögen der au 
„diesem Ende in eine Gesellschaft tretenden Glieder des diC" 
„nerschafUichen Standes so wenig ausschliefie , dafs vielmehr 
„eine solche Assekurane — sieb den angelegentlichsten Wohl- 
„tbätigkeitsanstalten der Regierung anscbliefse." — M. s, die 
alleg.' Verordn. v. 1. Januar 1805-' SchmeUin gl. c. I, 338- 
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IcrstatstiDg der Rinder, und deren Zeitdauer ,' im Fall 
dieselbe nicht in der Pension ihrer Matter roiteinbegrif- 
. fen iit; 

d) auf3eatinunnng des Terhkltnisses , in welchem sich 
die nomalmälsige Unteritfltzung, nach Maafigabe be- 
stimmter Alterarerschiedeidieiten zwischen den beiden 
Ehegatten , zam Vortheil der Anstalt rermindert ; 

e) endlich auf eine solche der.FaUe, in welchen der An- 
spruch der Wittwe anf-die normalmäfiige Pension er- 
lischt. *) 

Anfserdem und sodann bedingt dieselbe: 

f) eine Ansmittdnng der Ameahl tod TerdieUchten die 
nach Regeln der Wahrscheinlichheit „ unter einer gege- 
benen Anzahl Ton Staatsdienem, als Regel ang^KRumen 
werden kann, und 

g) deren Klassifikation nach Maafsgabe ihres Alters ; 

h) eine solche der Anzahl .von Witwen , die bei der ge- 
fundenen Anzahl rerehelichter Staatsdiener, als Tor- 
handen angenommen we^en kann; des Alters in wel- 
chem dieselben in Wittwenstand treten, und die der 
Zeitdauer ihres Lebens in demselben, oder des Genus- 
ses der Pension ; 

i) eine Ansmittelung der Anzahl derjenigen die sich wie- 
dCT verehelichen; **) 



*> Die Grörse dieser Betoldungsabsügc , jene der Untentütsunc 
der Kinder und ihrer Zeitdauer, ist in den ainxelnen Staaten 
abdeichend bestimmt. — Die Berücksiclitigiing der Altersdif- 
ferens xwischea den beiden Eheganen in einem solchen StaAl- 
pensionsinititute, i»t eiae von freiwilligen Veriorpuigsan- 
sulten in das er8t«re übertragene Einrichniug, die nur aus- 
nahmsweise stattfindet, e. fi. in Wüi-temberg , woselbst bei 
oachiteheuden Altersdiffcrensen zwischen Mann und Frau 
nacbstebende Absügc an der uormalmüläigen Pension dieser 
letztem stattfinden, nämlicb: wenn die Frau IS bis 33 Jahre 
|üii|jer ist, als ihr verstorbener Mann, '/e; bei einer solchen 
Differens von 3S bis 2S Jahren , ''/ei von K bis Mlahren, 
V«} ^*" '•* **'' ^* .-'"^•T'' t Vej , von 34 bis 38 Jabren , *fe. 
IBei einer gröfsern Differens, erhält dieselbe keine Pension. 
Diese Absüge sind jedoch ohne Einflur« auf die Unterstütsung 
für die Kinder. — 

**) Nach Kritter kaiui bei 1000 immer ergSnetra Genossen. 
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I() «adUdi ebie solche der wahcschefnlichen Ati«U rou 
KindAn nach Alierskluiea , luid (derjenigen derielben, 
irelcben bei Unterstelliing eines bestimmten Endpunk- 
tes des Genasses , eine UnterstSUung zu Tbeil werden < 
mufs, und der Anzahl Ton Jahren, wahrend welchen 
sie diese genielsen. 

in diesen Daten beruhen die Elemente lur Kombi- 
DUtion der Normen , sow(^ für die Gnirse der Beiträge aJs 
fOr jene der UnterstKtzangen, Oberhaupt jene fßr die Anord- 
nung solcher Anstalten , die den Zweck einer Erleichterung 
der Stiutskasset in dem Haalse Tollstäadiger erfOllen, als 
ihre Einrichtong jener eines aof freier Vereinbarang bem- 
h^ideat lostiuits , mehr genähert werden kann. 



Nach Maalsgahe der ffir die Berliner Wittwenkasse 
bestehenden Einrichton^eD beträgt ffir die Versichc- 
mng einer Pension von 35 Thaler 

1) das Antritts- oder Aufnahmegeld. 

a) wenn der Beitritt -sogleich nach dier Kopulation 
erfolgt, bei Jüfnnem in den Altersklassen ron 
20 bis 50 Jahren, 40 Thaler, und rerhSit sich 
zur Peneion , wie 1 '/j zu 1 ; 

b) bei Männern Ton öi — 60 Jahren, COr jedes wei< 
tere Jahr, i Thaler mehr, so dafs bei 60 jähri- 
gem Alter, 60 Thaler, oder der doppelte Be- 
traf des ntHnudmärsigen Pensionssatzes TOraos- 
beaahlt wird ; 

c) hei Uännem , welche den .Beitritt bis 5 Jahre 
nach der Kopulation verschoben haben, eben- 
falls 50 Thaler; 

d) hei Männern, welche mehr als die zwÖlffache 
Pension Ton 2Ö Thidem Tersichem lassen wol- 
len, ,Ton der höheren Summe, 50 Thaler mehr. 

Bei Staatspensionsinstituten besteht das An. 
trittsgeld in einem bestimmten Procent ron 



die Zahl der Witttren endlich auf 1000 steigen, die Anzahl de- 
rer die sich wieder verehelichen, >a '/ri nach Florencourt 
nur ad Vwi bis */,« >>i>8enominen nerden. 
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der Besoldung , welcbes , ohne Büchticbt auf 
Alters - oder' sonstige Verhältnisse, und olme 
solche auf die Gröfse der Pension , fQr alle . 
\ Interessenten völlig gleich , oder dass^e^ ist. 

2) Die jährlichen Beitrage sind nach den Al- 
tersverhaltnisaen der Ehegatten abgestuft , ^ und 
betragen 

a) für das mittlere Veritihnifs des Alters der 
Ehegatten, 2 '/> Thaler, oder 10 pCt des nor. 
malmärsigen Pensionsatzes ) 

b) ffir das ungfinstigere Altersrerhältnils de'r> 
selben, 5 Thaler oder 20 pGt. ; 

c) und für das ungünstigste Terbältnib, iO 
Thaler oder 40 pCt. dieses Satzes. 

Bei Staatspenaionsinstitnten sind diese Bei- 
träge entweder gar nicht abgestuft und beste- 
hen in einem all gemeinem , dur^aos gleichen 
Procente; oder wo eine solche Abstofimg statt. 
findet, ist dleielbe ohne BOchsicht auf eine 
solche Altersrerschiedenheit, nach HaaGigabe 
der Gröfse der Besoldung , in niedrigen Pro- 
cenuätzen bewiriit. 

3) In Absicht auf die AltersverhSltnisse an 
sich, sind 

a) ganz ansgeschlossen Hänner 

Ton45bis50Jahren, wennsie29Jahre^ ^, . . 
■ -.../ alter sma 

— 50 — 55 — ■wenn8iea4Jabrer - ^ 

— 55 — 60 — wenn sie 19 Jähret 

— 60 Jahren, wenn sie 14Jahre3 ' 

b) annähernde Altersverschiedenbeiten , im )iihr- 
lichen Beitrage höher angelegt (und mufs z. B. 
ein Mann TOn 45 Jahren, wenn er eine Frau 
Ton 25 Jahren heirathet, 6 Thaler jährlich bei~ 
tragen, um räne Pension ron 25 Tbalem zu er- 
halten) ; 

c) und ist dem Alter Ton 50 und mehr Jahren , die 
Erkaufung einer Pension die 300 Thaler fiher- 
[Steigt, nicht gestattet. 

Bei Staatepensionsanstalten hingegen , sind 
diese AltersTerschiedenb^ten (jn derBegel) 
nidit 
' Coosic 
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nicht berfickiichtigt, und ihre Berückiichti- 
1 gn^g ™it eiper konsequenten Dnrchffihrnng 

desHanptprincips, auch nicht vereinbar. 

4) Bei der erwähnten (Berliner) Anstalt lindet eine 
Zuräckzahiung des Einkaufsgeldes statt, 
wenn die, Frau Tor dem Manne, oder wenn' sie 
nach demselben, aber vor Eintritt des e'r- 
sten Pensionstermins stirbt; jedoch fällt der 
Anstalt eine einjährige, oder resp. eine halhj«h- :\ 
rige Portion davon zu. Ehen so ist den Wittwern 
der Austritt Terstattet. 

Bei Staatspensionsinatitnten hingegen , findet 
zwar eine solche Zurückbezablung {licht statt; 
wohl aber wird der Wittwe ein sogenanntes 
Sterbeqoartal , oder ein aliquoter Theil der Be- 
soldung C/tt '/nr '/li) bezahlt. Eid Austritt ist 
den Wittwern nicht gestattet. 

5) Die TVittwenpension hart, jedoch nur 
zur äälfte auf, wenn £e Wittwe sich wieder 
Terehelicht. Stirbt auch der zweite Ehemann , so 
erwacht ihr Recht anf die ganze Portion von Neuem. 
Jedoch bleibt ihrer Wahl überlassen, ob sie es 
vorzieht auf ihr Becht, und resp. die Hälfte, im 
f raten, und.auf das Ganze, im zweiten Fall gegen 
Empfang einer Prämie zu verzichten, die bei Witt- 
iren in den Altersklassen von 30 bis 30 Jahren, in 
einer sechsjährigen; bei solchen von 30 — 40 
Jahren in einer vierjährigen und bei solchen aber 
40 Jahren, in einer dreijährigen Pension besteht, die 
sie nach Ahlauf der jedesmaligen Verfallzeit, oder 
gegen Bezahlung eines Diskonto von 4 pCt., auch 
sogleich, in uhgetrennter Summe beziehen können. 

Bei Staatspensionsanstalten, geht das Recht der 
Wittwen, durch ihre Wieder vetehelichung unbe- ^ 
dingt und ganz verloren, und steht den Wittwen 
solcher Staatsdiener die sich erst im Pensions- 
stande verehelicht haben, ein solches überhaupt 
nicht zu. 

6) Für die Kinder der beitragenden Hitglieder sind 
keine besonderen Unterstützungen bestimmt , son- 

• UucittS fiHMrrUMMcbift. U. TU. g 
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Jem es beziehen blofs im Fall der 'Wiederverebe- 
lichung 3er Wittwe, jene aus der ersten Ehe, bis 
in ihr 20stes Jahr, die zweite Hälfte der Pension 
'der Wittwe (von welcher die andere Hälfte- ihr 
selbst verbleibt). 

Bei Staatspensionsinstituten hingegen, sind für 
die Kinder, — in der Regel mit Bücksicht dar- 
auf, ob sie blofs den Vater verloren haben, oder 
ganz elternlos sind, — besondere UnterslUtzan- 
gen bestimmt. 
7) Bei Privatinstita ten wird der Beitrag jederzeit un- 
ter der Voraussetzung geleistet, dafs einer be-. 
reits vorhandenen Ehefrau , eine Pension 
versichert werden soll ; 

welche Unterstellung bei Staatspensionsinstituten 
nicht stattfindet, und die Verpflichtung zum Beitra~ 
ge, nicht durch die Verehelichung, sondern durch 
den Eintritt in den Staatsdienst begründet wird. 
6) Endlich beginnt (bei der Berliner Wittwenbasse) 
der Genufs der Pension erst im zweiten Beitrags- 
, jähre, und steigt jährlich bis zum Gten Jahr, in 

welchem dieselbe erst ihre VolUtändigteit erreicht ; 
bei Staatspensionsinstituten tritt der volle GenoTs 
entweder sogleich nach dem Ableben des Ehe- 
mannes, oder nach Ablauf des Sterbequarlals ein. 

Ö- 13. 
Das Militairpensionswesen und die Anordnung 
desselben, ist bei der gänzlichen Verschiedenheit aller 
Verhaltnisse , sowohl in Absicht auf den Dienst an sich, 
als in Hinsicht auf die Folgen , welche derselbe für die Mili- 
tairindividnen haben bann, von jenem für die Civil - Staats- 
dienerschaft, vorzüglich in zweifacher Beziehung wesent- 
lich und nothwendig verschieden, nümlich; durch die grö- 
fsere Mannigfaltigkeit der Fälle, die zum Anspruch einer 
Pension berechtigen ; sodann durch seine subjektiv umfas- 
sendere Ausdehnung. In Hinsicht auf die Folgen nämlich, 
welche die Gefahren denen iler Dienst aussetzt, für Hilitairs 
haben können, und auf die körperliche Anstrengung, welche 
dessen Leistung erfordert, kann das Recht zum Anspruch 
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einer t>eiisioa oder Uiiterstfitzimg, nieht wie bei CiTil-Staats- 
dienern, auf ein besiimmtes natürliches, oder Dienstalter 
beschränkt, sondern mufs, ohne Rücksicht aaf das eine oder 
andere , auch bu£ den Fall ausged^nt werden, dafs Verwun- 
dung, oder körperliche Gebrechen, oder Schwächlichkei- 
ten die eine Folge der Dienstlei stnog oder von Strapazen im 
Felde sind, zu fernerer Dienstieis long untauglich machen. 
In der anderen, nämlich in subjektiver Hinsicht, hann diese« 
Recht ebenfalls nicht wje im Civil - Suatsdienste , auf be- 
stimmte Kat^orien yon Angestellten beschränkt werden, 
sondern es mufs dasselbe, weH der Grand oder die Ursach« 
des Anqtrucbps , ohne Rücksicht auf Verschiedenheit des 
Dienstgrades, bei allen Hilitairs die nämliche ist, auch allen 
in gleichem Haafse zustehen. Endlich kann die GröTse der 
Pension nicht blofs nach der Länge der Dienstzeit und 
der Grofse der Besoldung bestimmt , sondern es mufs bei 
ihrer Normining zugleich der Grad von Hfllfsbediirftigkeit 
berücksichtigt werden, die aus den Folgen einer Verwun- 
dung, oder TOn körperlicher Anstrengung im Dienste , fOr 
die Militairindividuen entsteht. *) Dagegen sch£int die An- 



*) Die Modifikationen , welcb,e die vencbietlenc Natur und Ver- 
hältnisse des Mllitairdienstes in dem Pensionswesen notliiMn- 

. dig machen, sind ohne Einflufs a\it das Frincip selbst. Diese 
Ansicht ist ebenfalls in der k. nüneitibergisclion ^lerordnung 
vom 13. Sept. Igi9, die Pensionirung der Militairpcrsonen und ' 
deren Wittwen betrctfcnd ausgesprochen, und dieselbe, in so- 
iveit es die eigenthümliche Natur dieses Dienstes verstaltet, nach 
gleichen GrundsStsen wie jene der Civil-Staatsdiener geregelt. 
Nach Masfsgabe dieser Verordnung hat jeder Ofßcier nacb 
SOjährlger Dienstzeit , wenn er durch Altersschwache ; und 
nach ißjährigcr, wenn' er durch andere körperliche Gebre- 
chen KU fernerer Dienstleistung unfähig wird, das Recht, 
einen Rückiugsgehalt anzusprechen, der nach der Zahl der 
Dienstjfdiro in nachstehender Art berechnet wird, nämlich 

- a) bei einer Dienstzeit von 10 bis 11 vollendeten Jahren, '/'s 
des in den der Pensionirung vorhergegangenen letzten fünf 
Jahren bezogenen Gebaltes; b) bei ^iner solchen von 15 —19 
vollendeten Dienstjahren, auf die Hälfte; c) bei 20 — 50 
vollendeten Jahren, ^l/ä; ^) und bei SOjähriger Dienstzeit, 
3/4 dieses Gehalte«. Für jedes Jahr über 30 J. findet eine Et: 

' hohung der Pension um'Väo ihres Betrages statt. — Vor 
vollendeter lOjähriger Dienstzeit kann ein Offidßr nur indem 
6* ^ 
. , I _ j .Cookie 
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Ordnung nach welcher ))ei Berechnung der Dienstjahre , die- 
jenigen eines wiiklichen Feldzuges doppelt, — oder jeder 
Feldzug für aw?i Dienstjahre, — gerechnet werden, aus 
dem Grunde nicht hinlänglich motivirt, weil der Dienst im 
Kriege und Feldzuge in der Bestiiumiing des Hilitairs liegen, 
welches rorzüglicb für diesen Zweck , auch wahrend dem 
Frieden unterhalten wird. 

In Ansehung der Versorgung der Wittwen und Waisen, 
Gnden im Allgemeinen die gleichen Grundsätze, wie in Be- 
treff jener vo» Civilstaats dienern Anwendung, in so fem sie 
nicht mehr als Societätssache betrachtet, und auf ihre eige- 
nen Fonds angewiesen ist, welche durch Beiträge der zum 
jMilituretat gehörigen Individuen gebildet, und beziehungs- 
weise verstärkt werden , und welche der Staat durch Ueber- 



Fall Pension ansprechen , n'cun er durch Verwundung vor 
dem Feinde, oder auü Gelegenheit anderer Dtenstvcrrichtun- 
gen, oder Jiirrli Feldsirapaeen 7,um ferneren Dienst unfähig 
gpiTorden iai. a) In ilipBem Fall . und nenn ein Officier in 
einen solchen Zusiand versetzt ist, dafs derselbe zu den gc- 
nölinlichen Lebcnsverrichlungen fremder Hülfe bedarf, wird 
derselbe , ohne Rücksicht auf seine wirkliche Dienstzeit , so 
angesehen, als wenn er SO Jahre gedient hätte; b) im Fall 
«aber die Verwundungen oder anhaltende Kränlitichkcit als 
Folge von Feldsirapazen «war dienstunfähig machen, ohne 
jedoch die weitere Folge jiu haben, hat ein solcher vor vollen- 
deter lOjähriger Dienstzeit, ein Recht auf die Pension ]3iül>- 
rigen Dienstes; nach lüiähriger Dienstzeit aber, auf eine solche 
30jährigen Dienstes. Jedoch müssen die erwähnten Folgan 
schon im ersten Jahre nach einem beendigten Feldzuge einge- 
treten seyn. — In Frankreicb verleiht der 'Verlust mehrerer 
Glieder, oder des Gesichtes, ein Recht auf das Maiiratun des 
RtlckEugsgebaltes des Dienslgrarles , mit FrhÖhung dessen Be- 
trages um 'J^; ^ erwundungen welche zwar nicht den Ver- 
lust eines Gliedes, aber die Fähiflicit seines Gebrauches eu# 
Folge haben, ein Recht auf die IlÜlftc des Maximtuns, die fiir 
jedes Dienstjahr mit V^o der andern IlSlfte vermehrt wird; 
Gebrechlichkeiten als Folge von Vemuadnngen oder Feld. 
Strapazen die zum Dienst unfähig machen, ein solches auf 
'/( lies Maximums des Rückzugsgehaltes, und auf ''f^o der 
übrigen V4 für jedes Dienstjahr; in allen drei Fällen, ohne 
Häckilcht auf die wirbliche Dienstzeit. M. s. Quillet, 6 tat 
de la legislatioR sur Tadministration des trou- 
pe», nouv. 6di|. I, 510. 
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Weisung bestiiiiinter Arten von Einkommen, oder darcb re- 
gelmäfsige Zuscliüsse aus ÖfTentlichen Kassen unterstützt. *) 
Die Pensionirung von Militair-Individuen (Officiere and 
Gemeinen) durch deren Aufnahme in Invalidenhauser, ,die 
zum Tteil reichlich dolirt' sind , oder durch deren Einrei- 
bung in Invalidenkompagnien, berührt als Gegenstand des 
innem Militairhauahaltes, die Finanz Verwaltung nicht unmit- 
telbar, und auf iii so weil, als der Aufwand füv dergleichen 
Anstalten , jenen der für die Militairverwaltang überhaupt 
erforderlich ist, vergröfsert. 



Die GrÖfse des durch die Pensionen verursachten 
Aufwandes **) hat in mehreren teutschen Staaten An- 
lals zu einer Kombination gegeben welche einen llieil 
dieser Last auf die Zukunft überwälzt, dadurcb nämlich, 
dafs die Bezahlung derjenigen Pensionen die mit der 
Erwerbung neuer Gebietstheile auf das alte Land fiber- 
gegangen sind, mittelst Fundirung einer, bis zur gänz- 
lichen Erlöst^nng dieser Pensionen, in unveränder- 
ter Gröfse, an die Staats - Schuldentügungskässe zu 
entrichtenden Rente, an diese überwiesen jvird. Den 
Ersatz der Vorschüsse, zu deren Leistung sie die Unzn- 
langlichkeit der Beate in den ersten Jahren näthigt, ge- 
winnt dieselbe durch die Ueberschfisse die sich in den 
späteren dadurch bilden , dafs ohne Rücksicht auf die 
Verminderung des.Bedarf& durch jährliche Erlöschung 



') So B. B. in Bayern. M. s. Schmelzing ]. c. 11, 80 ff. 

'") Derselbe beträgt in Bayern, mit Einsclilufg des Zuschusses 
von 71,746 fl. 57 lir. tu dem Unterstütuungsfonds der WittwAp 
und Waisen , 5,059;0M fl. 46 kr., oder 15 Va pCt- der budget- 
mäfsigen Einnahme {m. s. den Bericht über den Stand der 
Staatsschuld für das Jahr 1815/56 , in der auCscrordeatlicben 
Beilage Nrö. Ze, wir Allg. Zeit, von 1828, auch Budhart 
I. c. III, 22, 30) i in Würtemherg, Baden, und Grofsherzog- 
lhum Hessen, resp., 8Vs; S'/<,; S'/^pCt. dieser EiAnahme. 
In der preufsischen Monarchie , 6 Vs pCt. (Budget für 1829); 
in Frankreich, 6 Vj pCt. (Budget für 1828); in dem btitti- 
schen Reiche, 7 '/^ pCt. (Finance Account für 1826); in 
Schweden hingegen, nur Vs pCl- diese^ Einkommen». (Neue- 
stes Budget.) * • - 
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eines Tbeils der Pensionen, die Rente wäBrend dem 
ganzen Zeiträume auf welchen dieTilgong derPensiona- 
schuld berechnet und ventheUt ist , in jedem Jahre , in 
gleicher Gröfse bezahlt wird.*) Det andere Theil 
der Pension^, bleibt aU eine Verpflichtung des ge- 
wöhnlichen Staat s-Finanzhauahaltes, ans der Staatskasse 
gedeckt. 

In letzter Analyse lost sich diese Kombination in 
eine Vergiöfserung der Staatsschuld auf, oder in eine 
Deckung eines Aufwandes der laufenden Terwaltiuig, 
durch Realisirung aafserordentlicher Mittel, durch 
. welche zwar die Ausgabe der Staatskasse 'wäh- 
rend einer Reihe Ton. Jahren, nicht aber der Aufwand 
an sich Termindei-t, oder eine JErsparung bewirkt 
wird, der sich durch die Yerzirowag der Yorschüsse 
Tielmebr Tergröfeert. Pensionen, welches auch ihr 
Ursprung seyn mag, bilden jederzeit einen Tbeil des 
Aufwandes der laufenden Verwaltung. Ihre Substimi- 
rnng unter die Kategorie einer öffentlichen Schuld, 
würde einer solchen Maafsrcgel eben so wenigzur Hecht- 
fertigung dienen, aU ein fortgesetztes Aufborgen TOb 
Kapitalien zum Behuf der Bildung des Schnldentilgangs- 
fonds , oder zur Bezahlung der ^inseu von der Staats- 
schuld, gerechtfertigt seyn würde. Die bezeichneten 
und in der erwähntei^ Art überwiesenen FensioneiL kön- 
nen nicht, wie zur Begründung Aex Maaiuegel geltend 
gemacht ist, als eine Bedingung der Erwerbung der 
neuen Gebietstheile betrachtet werden, sondern viel- 
mehr und lediglich nur als eine Folge derselben, **) 



") So s. B, in Bajeru und Würtcmberg, in dem erstem Staate 
jedocb in umfaucDderem Maafse , als in dem letstem. In 
England ist im Jahr 1832 eine ähnliche Maabregel getrof- 
fen worden, uad auf welche hingewiesen wird. Es findet je- 
dod> die wesentliche Verschiedenheit swtt, daf» die so enotme 
VergröfseruQg der Pensionen für die Landarmec und für die 
Marine, nicht eine der Gebietsvergrofserung ist, sondern dea 
Ucberganges aus dem Kriegsstand in den Friedensstand, mit- 
bin eine Venheilung der Last des ersterea , durch den sie, 
wie die Vergröfserung der Staatsschuld, veranlafst ist. 

••) Die meisten dieser Erworbungen originiren ans dem Beicbi- 
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äie allerdings die ' Pensionslast des alten oder Stamm- 
laades , (und diejenige die gewissermaaTsen als normaK 
malsij; betrachtet werden kann) , jedoch nur vorüber- 
gehend yergröfsert, dessen Einkommen dagegen diese 
Erwerbungen bleibend rermehren. Es kann zwar, 
was aU ein fernerer Grund geltend gemacht wird, nicht 
in Abrede gestellt- werden, da(s eine Ueberspannung- 
der Hräfte welche deren Nachhaltigkeit fQr die Zukunft' 
gefährden kann, mit dem Wesen nnd mit dem Interesse- 
des Staates , nicht vereinbar seyn würde. Eben so we- 
nig kann aber auch demselben eine Belastung gemäfs 
sejn, welche die Kräfte und Mittel der Zukunft für Be- 
dürfnisse der Gegenwart anticipirt und konsumirt, und 
sie hierdurch der möglichen Gefahr blolsstellt , aufser- 
ordentliche Anstrengungen welche der Eintritt aufser- 
ordentlicher Ereignisse in Anspruch nimmt, überhaupt 
nicht, oder nicht ohne gänzliche Erschöpfung übertra- 
gen zu können. 

S- 14- 
In dem wirklichen Staatshaushaljte , zerfaUt der ge- 
sammte Aufwand, insbesondere derRealaufwand,*) in 
Hinsicht auf die Behörden welche denaelben diaponiren oder 
TerfOgen , in nachstehende Hassen , nämlich : 

a) in denjenigen für und durch die Rechtsverwaltung ; — ' 
Ji\stiadepartement — 

b) in denjenigen der sich auf die Anstalten und Einrich- 
tungen für die Beförderung der allgemeinen und indiri- 

. Quellen Wohlfahrt und der individuellen Zwecke der 
Staatsangeltörigen bezieht; — Departement des 
Innern, — 

c) in jenen für die bewafinete BEacht , übM^taupt fUr die 
Militairverwaltung, und für die Anstalten, die mit dieser 

■ in Verbindung stehen;. — Militairdepartement; — 



Deput. Reccf» von 1803- der die Fortbeeahlung der Pentionen 
nohl als eiae Verpflichtung dcyr ttfuen {legienten, Iteinetweges 
aber ab eine Bodingtuig der Erwerbui^ beeeichnet. 
•) M. s. ob. S- 9. 

L, ,z,;i:,C00gIC 



88 . HnamtxrwiJttmg. 

A) in jenen, fSr die Unterhaltung der Verhältnisse mit dem 
Auslande; — Depart. der auswärtigen Ange- 
legenheiten, — 
e) endlich , in denjenigen der durch und für die Verwal- 
tung des Finanzhanshaltes, sodann für die Beli-iedigaiig 
allgemeiner Verpflichtungen nnd Bedfir&iisse des Staa- 
tes TCrursacht wird. — Finanzdepartement. *) — 
Der Realaufwand für die JustizTerwaltang besteht 
aufser dem sogenannten Amtsaufwande der hei allen Haupt- 
zweigen der Verwaltung objektiv, der nämliche ist, **) ledig- 
lich nur in dem Vorschüsse der Inquisitions - und sonstiger 
Gerichtskosten, und in jenem für diejenigen Ajistalten die 
nach Maafsgahe der hesondem Einrichtung eines jeden ge- 
gebenen Landes , mit der Verwaltung der Hecbtspflege in 
unmittelbare Verbindung gesetzt sind. Ans dem Rechte zur 
Mitaufsicht über die Gefängnisse, Straf, und Korrektiöns-- 
anstalten welches der höchsten Justizbehörde (oder dem 
Justizministerium) zusteht, und zustehen mufs, folgt jedoch 
keinesweges weder die Nothwendigkeit , dafs derselben auch 
die Leitung deren ökonomischen Verwaltung überti'Bgen seyn 
müsse, noch die Statthaftigkeit einer solchen Gebertragong, 



*) Es ist hier diejenige Depanementaelnth eilung cum Grund 
gelegt, die in äer Mebrcabl von Staaten stattfindet; mit de- 
. reu Vermehrung oder Zusammenziehung mebrerer, sich auch 
die V'ertheilung des Aufwandes abändert, was jedoch auf die 
Sonderung desselben nach Maaragabe der Gegenstände seüier 
Besiefaung, ohne EinBafs ist. Diese sind übrigens nur ilacli 
Hauptkategorien angedeutet, weil eine Aufzählung der Ein. 
aelnheiten, weder vollständig, noch anch, wegen der Ver- 
schiedenheit in der Zutheüung der Attribut! omn, lutreffend 
seyn liönnte. — In Staaten mit einer Marine , sind die auf 
diese sich beziehenden Angelegenheiten, in einem besondem 
Departement centralisirt , welches den Aufwand für dieselbe 
disponirt. Dieser ist im Allgemeinen der nämliche , wie für 
die Landarmee, zu welchem sodann jener, für die nautischen 
Angelegenheiten, für den Bau und die Ausbesserung der 
Schiffe, für deren Armirung, überhaupt fnr deren Ausrüstung) 
jener fiir die Hafenarbeiten elc, hinzuliommt. 

'*) Nämlich für Kanzleierfordeniisse, f&r Heizung, Beiniguag, 
kleine Beparaturen , und nach Unutinden für die Miethe des 
Lokals ; tut Diäten, Reiseliösten etc. 
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die mit der eigentlicben Bestimmung des Jnstizdeparteitteats 
nicht vereinbar ist. *) 

Die zweite Hauptmasse TOn Aufwand, desjenigen näm- 
lich welchen das Departement des Innern, oder bei einer 
Sonderang der Angelegenheiten de» Kultus nnd dei öffent- 
lichen Unterrichtes, und der Specialisirung deren Leitung 
ineinbesonderesDepartement, beide disponiren, bildet sich» 

a) aus demjenigen für kirchliche Zwecke und Be- 
dürfnisse; — der Aufwand für den Hlerns, in soweit 
dieser nicht besonders fundirt, und dessen Deckung 
Inkumbeoz des Staates ist; aus demjenigen für deh 
Neubau and für die Unterhaltung von Kirchen, und' an- 
derer für Zwecke des Kultus bestimmten Gebäude; aus 
jenem für gottesdienstliche Zwecke , für die Bildungs- 
anstalten geistlicher Yolkslehrer etc. 

b) aus demjenigen für Zwecke des öffentlichen Un- 
terrichtes; — für öffentliche allgemeine Unter- 
richtsanstalten , und für wissenschaftliche Institute die 
mit denselben verbunden «ind , oder selbstständig be- 
stehen; sodann 

c) aus demjenigen für Begründung und Handhabung der 
öfTenilichen Sicherheit für Menschen und GütÄ-; — 
der Aufwand für die Gendarmerie nnd sonstige An. 
stalten für die Handhabung der Sicherheitspolizei; 
defsgleichen fCrHcFstellting und Unterhahung der Straf-, 



*) Eine solche Vereinigang findet nur in einer Meinen AnioM 
voQ Staaten statt, und in diesen meistens aus dem Grunde, 
weil das JustiEml niste rium durcli seine eigentlichen Attriba- 
tionen nicht hinlänglich beschäftigt ist. — Nachstehende Da- 

. ten Eeigcn übrigens die Verschiedenheit in der Gröfse in vrel- 
«faer sich dieser Aufwand individuell vertbeilr. Es beträgt 
derselbe nämlich: in tVanlireich, 18,615,920 Frcs., oder SS 
Cent. 06 Ve kr.) auf den KopC; in dem Hünigr. der Nieder- 
lande, 2Vs Mill. Gulden, oder 34 Vöi«"-! in Bayern, 1,701,41! 
Gulden, oder i5''fi hr.; in Wnrtemberg, 651,48* Gulden, oder 
25'^ kr. ; in Baden, das JusEizministerium und die Gerichts- 
höfe, 185,400 Gulden; die BeTiirksjustis und Poliiet, ?30,100 
Gülden. Wenn von dieser leti:tern Summe '/^ für die Polieei 
abgesogen wird, bleiben Justieiiosten, 665,166 Gulden, oder 
nicht gani; 55 lir.; in dem Gral^beri:. Hessen, 405,114 Gnlden, 
oder 43 '/* !"*• «"f den Kopf. 
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KoirektioDB - , und Besserongsanstalten etc.; aus dem- 
jenigen för Anstalten und Einrichtungen znr Begi'ün- 
dnng der Sicherheit gegen Beschädigunjgen durch Men- 
schen und Thiere, defsgleicfaen gegen solche durch un- 
glüddiche Naturereignisse etc. 
S) aus jenem für das SanitÜtswesen in seinem ganzen Um- 
fange; far Wohlthätiglieitsanstatten aller'Ärt, (für Ar- 
men-, Waisen-, Kranken-., Irrenhauser; Anstalten fOr 
Tanbatumme , Blinde etc. 
e) endlich, für die Beförderung der Landeskultur, der 
rndustrie, und des Verkehrs, Oberhaupt für eine solche 
and fUrTervolIkommnungdes virthschaftlichen Zustao- 
des eines Landes, — der Aufwand für landwirthschaft- 
liche Institute, für Lyidesgestüte, ffir Industrie- und 
Gewerbsanstalten und Schulen etc., für Strafsen-, Brü- 
cken-, Flufsbau, für Kanäle etc. 
Der Militairaufwand bildet sich durch den Sold 
för das aktive Heer, jenen für die Invaliden, und für sänunt- 
liche Militairbeamten; soda&n durch jenen fiir die Ergän- 
• zung des Heeres, für die Mundverpflegung der Mannschaft, 
(Bro^ Fleisch etc.) und für die Fourage für die Pferde; 
durch jenen für die Bekleidung, Equipirungj Bewaffiiung; 
für die Raaernirung, Bemontirung; für das Materiel der 
Artillerie (Geschütze, Waffen-, Munilionsvorräthe); für 
das Materiel des Genie, (füi- alles militairische Banwe^en 
Utensiliei), Brfickenequipagen) , für Feldreqnisiten aller Art; 
für die Gesundheits - , und für die militaiiische Rechts- 
pflege. *> 



*) Die Hilitairvernaltung selbst, theilt sich in zwei dis- 
tinkte HauptEweige, nämlich: in die allgemeine Verwal- 
tung des Haiisbalts des Ganzen, und in den Jnnern äaus- 
halt der Korps oder Regimenter, für desaen- Verwaltung 
xtvei Metboden bestehen, nämlich: die Regte, und das 
Massen« jstem. Bei der ^teren ivcrden die Bedürlnisse 
nach jedesmaligem Bedarf im EiuEolncn an die Regi- 
menter abgegeben; bei der letzteren hingegen, in Total- 
beträgcn, wie diese nach Maafsgabe fixer Sätze die für 
jeden Bedürfnifsartilie] in Absiebt auf Quantität, Qualität und 
Zeitdauer regulirt sind, und nach solchen des Standes der 
Korps, (kompleter oder präsenter Stand) sieb ergeben, und 
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Her HeaTaufwand welcher durch Cnterhaltung der poli- 
tischen Verhältnisse mit dem Auslände Verursacht wird, und 
auf welchen mehr ah bei den übrigen Hauptmassen Ton sol- 
chem , die Grofse des Staates yon EinfluTs ist , beschränkt . 
sich anfs_pr dem erwähnten Amtsaufwande, auf jenen fOr 
Reise - und Einrichtungskosten der diplomatischen Agenten j 
so^nn für auTserordentliche Sendungen; für diplomatische 
Präsente) für Hurierkosten etc. 

V Der Aufwand endlich welchen das Finanzdepartement 
disponirt, zerfallt in drei distinkte Hassen von solchem, 
nämlich : 

a) in denjenigen für allgemeine Staats anstal ten , welch^ 
mit der Verwaltung der übrigen Ministerialdepartements 
in keiner Verbindung stehen , nnd fjßr allgemeine Be- 
dürfnisse des Staatshaushaltes; 
h) sodann in jenen für und durch die Verwaltung des un- 
mittelbaren Staatsvermogens , für die Realisirung^des 
mittelbaren Staataeinkommens , überhaupt in jenen, der 
durch die Führung des Finauzhaush^tes veranlafst, oder 
;rlich istj 
g) migen, der durch die Erfüllung allge- 

tungen des Staates verursacht wird. 
Aufwandes ist zwar im Allgemeinen 
dnrc d für welchen ein' solcher stattfindet, 

und bedingt, dessen Erreichung durch den- 

selbi :; auf denselben jedoch'aber auch die 

gröl i'e Zweckmäfsigkeit ron Einflufs, mit 

weit imng disponirt und bewirkt wird. Für 

diese können jedoch keine allgemein anwendbaren Hegeln zu- 
lässig seTn, sondern es ist dieselbe vielmehr, theils ron der 
Natur nnd Beschaffenheit des erstem, zum Theil auch Ton 
den Umständen abhängig, unter welchen dieselbe stattfindet, 
und auch von besondern Zwecken und Rücksichten, welche 
die Verwaltung bei derselben im Auge haben kann. Aus 



deren Verwendung, über Verwaltung, den Korps selbst über- 
lassen ist. _ M. s. des Verfass. Politik etc. I, $. 43 — 45. ID 
so fem als diese letztere Methode die allgemeine Verwaltung 
vereinfacbt , möchte sie, iusbesoadere für ganse Armeekorps, 
den Vorsug verdienen. 
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diesem Grunde kann daher auch die Ansicht, dafs bei allen 
UDternehmungen und Arbeiten welche die Staatsverwaltung 
anordnet, die Ueberlassung in Entreprise, vor der Regie 
oder vor der Ausführung für eigene Rechnung den Vorzug 
rerdiene, nicht als eine solche Regel, und nicht als ein un- 
bedingt anwendbares Princip betrachtet werden, sondern 
nur als eine solche, die in ihrer Anwendung allen Beschrän- 
kungen und Modißhationen unfer geordnet ist, die sich aus 
der Natur des Gegenstandes eines Aufwandes, und aus den 

■ eben erwähnten besondern Zwecien und Rüchsichten ent- 
wickeln. 

Ueberh&upt ist die Erj-eichung der gröfsem Wohlfeil- 
heit, nicht der einzige oder der vorzüglichste Zweck wel- 
chen die Verwaltung bei der VoUführung von'Unternehmun- 
gen und Arbeiten 'welche sie anordnet, im Auge haben darf. 
Das Streben derselben ihufs vielmehr insbesondere bei Uq- 
temehmungcn deren Dauer, wie z. B. bei Öffentlichen Bau- 
ten , auf eine lange Zukunft berechnet ist, in gleichem, wo 
nicht in einem hobcrn Grade, auf die möglich gröfste Soli- 
dität der Ausführung gerichtet sey n, ohne welche die schein- 
bafe Verminderung des Aufwandes, diesen reell vergröfsert. 
Fär eine solche Solidität der Ausführung gewährt aber die 
Ueberlassung in Entreprise nicht immer die gleiche Sicher- 
heit wie eine, solche für eigene Rechnung, die allerdings . 
einen besondem Aufwand für die specielle Aufsicht und Lei- 
tung erfordert . der aber bei' dereu zwechmafsiger Anord- 
nung, schwerlich die. Gröfse des Gewinnes übersteigt , wel- 
chen Privatunternehmer in Rechnung nehmen, und in sol- 

. che nehmen müssen. Nur in Ansehung solcher Unterneh- 
mungen , deren Ausführung grofse Kapitalien erfordert, die 
der Staat nicht ohne grofse Kosten würde anschaffen kön- 
nen, und welche den Aufwand den' sie verursachen, erst 
nach Ablauf eines langen Zwischenraumes wieder ersetzen, 
mnfs deren Ueberlassung an Privatgesellschaften, welche die ' 
erforderlichen Fonds durch Aktien zusammenbringen, un- 
bedingt als geeigneter und zweckmäfsiger erscheinen, weil 
sie ohne Aufwand für die Verwaltung, deren Zwecke er- 
füllt; *) eben so auch für die Anschaffung solcher Bedürf- 



*> Die Geschiebte der Entreprise für die so umfassende Kanali- 
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nisse, in Betreff -welcher die gröfsere Konkurrenz welche 
der Verkehr öffnet, eine gröfsere Auswahl Tcrctattet, and 
durch eine solche in Betreff der Göte der zu liefernden Ob- 
jekte , eine gröfsere Sicherheit gewährt. In Ansehung aller 
übrigen Verwendungen, Anschaffungen und Arbeiten hin- 
gegen, bestimmi sich — wie erwähnt — der Vorzug der 
einen Methode vor der andern, nach Maafsgabe deren Na- 
tur, der Umstände unter welchen dieselben verfügt werden, 
und nabh solcher der besondem Absichten und Zwecke, 
welche die Verwaltung bei deren Anordnung im Auge hat. 



l/eber die Etatisiriing des Staats- FinanxhaushtUtes, 

$. 15. 
Die Erhaltung einer dauernden Ordnung in dem Finanz, 
haushalte eines Staates, und tn dessen Fäbning, bedingt 
eine möglichst vollständige, and möglichst begründete Ue- 
bersicht, sowohl der Bedürfnisse der Staatsverwaltung, als 
der Mittel über welche dieselbe zu deren Deckung und Be- 
friedigung verfügen kann. Die Etatisirung bezweckt die Er- 
füllung dieser Bedingung, in Hinsicht auf welche dieAnf- 
gab« des Staatsbudgets in einer komparativen Nachweise 
und Darstellung des nnmerischen Betrages aller Arten von 
Aufwand den die Staatsverwaltung vorautsichtlich in einem 
bestimmten Zeitabschnitte zu decken hat, und in einer sol- 
chen der Mittel besteht, über welche dieselbe zum Behuf 
dieser Deckung disponiren kann. Dasselbe ist von der Bil- 
dung oder Entwerfung eines Finanzplanes dadurch ver- 
schieden, dafs das Budget eine Darstellung des numeri- 
schen Betrages der Einnahmen und Ausgaben, gewis- 
sermaafsen als einer Thatsache bezweckt, die Aufgabe eines 



sation in Frankreich , iv. welcher die Fonds durch Aktien au- 
sammengebracht sind, benelst jedoch ivie nothwendig auch 
hierbei die gröfate Vorsicht und Umsicht sej-, M. 9. den Kom- 
in issionsbericht über diesen Gegenstand im Anfange des ge- 
genwärtigen Jahres, der in dem Aloniteur abgedruckt ist. 
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Füianzplanes hingegen, mehr und Torzfiglich in ^iner sot* 
chen der Quellen yon Einkommen , des zulässigen MnAfsei 
ihrer Benutzung, und der Wirkungen und Folgen besteht, 
welche die Verschiedenheit in diesem, in Betreff dereo 
Nachhaltigkeit haben kann; in Ansehung der Bedürfpisa« 
t^nd Ausgaben hingegeii^deren Würdigung und Klassirimg 
in Absicht auf ihre absolute oder relative Nothwendigkeit, 
und in einer Vergleichnng der Summe von Mitteln, aber 
welche ^ unter gegebenen oder vorausgesetzten Umständen, 
tüT eine bestimmte Summe von Bedürfnissen verfugt wwde^ 
kann. Eine andere Verschiedenheit zwischen beiden, findet 
in der Beziehung statt, dafs ein Finanzplan sich nicht blofs 
auf einen kurzen Zeitabschnitt , z. B. nicht anf den Zeitraum 
eines Jahres beschränken kann, sondern zugleich die mög- 
lichen Verhälteisse in der Zukunft berücksichtigen muÄ, 
das Budget hingegen «tu; die in demselben bewirkte HoOrdi- 
nirung der Einnahmen mit Aen Ausgaben, jederzeit nur für 
emen solohen berechnet ist; der erstere mehr die Grundlage 
COr die Staatsverwaltung; das letztere, mehr nur eine soli^ 
für den Geld - oder Hassenhauahalt bildet. *) 

Die Entwerfung des Staatsbudgets unterstellt und be- 
dingt das Vorhandensejn eines f^anz^anes, ohne welchen 
ein solches niemals mit derjenigen Zuverlässigkeit bearbeitet 
werden kann , die f<ir dessen Bestimmung als Grundlage fSBr 
den Finanzbaushalt erforderlich ist. Seine gesetzliche Sank- 
tion ak solche, erbalt dasselbe durch das Pinanzgeaetz, 
welches auTser der summtoischen Anzeige der Hauptkate- 
gorien von Aufwand, und ein^ solchen des GiakoBwuens, 
zugleich alle Vorschriften enthält, die sich aof dieseis letz- 
, tere , und auf die Anordnung des Finanzhaushaltes bezie- 
' ben. **) Es liegt jedoch in der Natur der Sache, dafs diese 



■■*) In Staaten in welchen wie x. B. in den NiederlandeU , das 
Budget (ür einen langen Zeitraum auFgestelh w)rd, ver- 
wiscbt sich jedoch dieser Unterschied in dem Maafse der län- 
geren Dauer des Budgets. 
**) Ah Beispiele der Redaktion beider Gesetse a.m. dasFinans- 
gesctz und die Loi des comptes Hir da» Finanzjahr 1S37, in den 
Beilagen Nro. 1 und 2. — In England ist das crstera in die 
Form einer Serie von Resolutionen eingekleidet. Die B«' 
daktion desselben in mehreren teutschenBeprSsentativstaaten, 
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Vorftcluiften nnr in d e r Beziehung maalsgebend tejik kön- 
nen, dafs keine anderen Abgaben als diejenigen Tcelcbe: — 
und dafs dieselben nur nach denjenigen Normen, Tarifen etc. 
welche das Gesetz autorisirt, erhoben; und eben so, dafs 
ohne eine dringende Nolhwendigkeit , kein Aufwand der 
nicht in demBudget vorhergesehen ist, verfügt werden darf. 
In Ansehung der wirklichen Gröfse von beidem hingegen, 
insbesondere in Betreff des letztem , i&t dessen Terbindliche 
Kraft dadurch bedingt . dafs die Umstände und Verhältnisse 
den Voraussetzungen gemäfs hleib^i, welche bei der Be- 
rechnung ihrer Gröfse, und bei der qui^tatiren und quan- 
titativen Begulirung des Aufwandes unterstellt gewesen sind. 
Ueberhaupt kann das Finanzgeset;; und das Budget, welches 
durch dasselbe genehmigt ist, nur als eine bedingte, oder 
hypothetische, eventuelle Norm betrachtet werden , die in 
Absicht auf die EUizelnheiten in dem Budget, erst durch 
das spätere Gesetz über den definitiven Abschlufs des Fi. 
nanzjahrcs, präcisirt wird , oder ihre bestimmte Geltung 
erhält, bis zu welcher deren verbindliche Kraft sich vor- 
züglich nur durch die Begründung der Verpflichtung der De- 
partementschefs zur Rechtfertigung etwaiger Abweichungen 
von dessen Vorschriften äufsert. 

Für das Budget selbst kann die Eigenschaft ^es Ge- 
setzes nicht geltend gemacht werden, wegen dem Mangel 
an objoktivei' absoluter Bestimmtheit, die ein wesentliches 
Erforderiiifs eines solchen , und deren dasselbe nicht fähig 
ist. Ueberhaupt kann dasselbe nicht sowohl ah eine unwan. 
delbare oder unabänderliche Norm fQr den Staatslinanzhaus- 
halt, sondern mehr nur als Grundlage bei dessen Fahnmg 
betrachtet werden, die allen Abänderungen unterliegt, wel- 
che der Eintritt unvorhergesehener unausweichlicher Um- 
stände nothwendig machen kann. *) 



ist äem Zweck ilesselben nicht gemafs, indem theils wesent- 
liehe Punkte nicht berührt, theils solche in dasselbe aufge- 
nommen werden, die diesem Fremd sind. In mehreren wied 
ein solches gar nicht gemacht, aU Folge der unrichtigen An- 
sicht, die das Budget als ein Gesete betrachtet. 
*) Diese Ansieht de3 Budgets ist nunmehr, vvenu gleich nicht 
gesetslich, dennoch durch stillschweigende Anerkennung der 
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DaBVerdieiiit die EutUirung des ge lammten Finanz- 
baushaltes und der einzelnen Zweige desselben einge- 
fubrtzubaben (und welches sieb Necker in seinem 
Compte rendu, S. 22 zuschreibt), gebührt Sully. 
Derselbe äufsert: ,,1'Idee de dresser pour chaque par- 
tie des finances des etats generaux, qnt en prescriTent 
nettement et uniformement la forme , m'a toujours paru 
si heureuse et si propre a conduirä a la plus grande 
exactitude , que j'etendis cette methode sur tout ce qui 
en etait-capabie. Des le premier jour de cette atmee 
(1601) je prefcntais au roi cinq de ces etat» generanx, 
dont chacun arait rapport a quelqu'un de mes en^Iois. 
— Dans le premier, qni etait le plus important, par- 
ceque j'y entrais dans le detail de tout ce qui me regar- 
dalt comme surintendant (def Hauptfinanzetat) etait 
renferme d'une part, tout ce que se leve d'argent en 
France par le roi , de quelque nature qu'il puisse etre ; 
d'un autre, tout ce qui doit etre deduit en frais de per- 
ception, et cousequemment ce que reyient dans les coff- 
res de S. M. Je ne saurais croire que l'idee de ces sor- 
tes de formales ne soit pas yenue a quelqu'un depnis que 
les finances ont ete assujetties a quelques reglemens, 
l'interet seul doit en aToir empecbe l'execution. Quoi 
qu'il en soit, je soutiendrai toujours, que sans ce guidei 
on ne peut travaiUer qu'en aveugle, on qu'en fripon." — 
Ton den übrigen Etats, bezog sich der zweite auf 
die 



Hämmern in Frankreich geltend gemacht, indem das durch 
das FinanEgesetz sanktioiiirte Budget nur als allgemeine 
Grundlage des Finanzhaushaltes , und nur in so fern und 
in der Beziehung als verbindliche Norm für die Departe- 
mentschefs betrachtet tvird, dafs keiner derselben den To- 
talbetrag des Hrediu, welchen das Budget für sein Depar- 
tement aussetzt, überschreiten darf. Die Bepartition öder 
Venbeilung desselben füi-/ die einzelnen Gegenstände, wird 
' durch eine kÖnigl. Ordonnanz bewirkt; utid diese und nicht 
die Ansätze in dem Budget, bilden sodann die niaarsgebende 
Norm, welche liein Deparlementschef ohne spcci eile Autor i- 
sation überschreiten darf. Diese Bepartition selbst, muTs am 
Schlüsse des Eiercicc , mit der Rechnung vorgelegt werden, 
bei deren Prüfung dieselbe als Anhalt dient. (M. s. die Or- 
donnanz T. li. Sept. 1832.> 
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■ die Verwaltung des königl. Schatzes (eigeBtHch Kassen- 
Etat); der dritte und der fünfte, die mit einander in 
Verbindung standen, auf d^n gesaramten Militairhaus. 
halt; und der vierte auf den Bau und die Erhaltung der 
- Strafsen, Bracken etc. M. s. dessen Memoires 
III, 3 fr. Seine Tollkommnere Ausbildung hat das 
Etfttswesen jedoch erst in der neueren Zeit erhalten, ob- 
gleich die Methoden die in manchen Staaten in Anwen- 
dung sind, in Absiclit auf YollständigÜeit und Ueber- 
sichtlichkeit, nherhaupt auf Zweckmäfsigkeit, noch Vie- 
les zu wäaschen übrig lassen. Grundsätze und Re- 
geln für dieselbe, sind in nachstehenden Werken ror- 
getrsgen, nSmlich; 

B> in V. Justi's Slaatswirthschaft, 2te Anfl. , 
2ter Theil, $.408 ff.; — Manches was auch gegen- 
wärtig noch nachgesehen zu werden Terdient. 

b) Eschenmayer, Anleitung zu einer sy- 
stematischen Einrichtung des Staats- 
rechnungswesens. Heidelb. 1807, — we- 
der in Absichtauf die au^estellten Ansichten, wel- 
che derselbe, wie es scheint, aus der eben nicht 
gut geordneten Einrichtung des Bechjaungswesens 
in einem bestimmten Staate abstrahirt hat, und 
noch weniger in solcher auf die formelle Einrich- 
tung und auf das Bubrikensystem zu empfehlen. 

c) Peterson, über Wirthschaf tsanschläge 
und Budgets. Gdttingen 1811. — Beides 
zu sehr vermengt, und sichtbarer Mangel an Ein- 
sicht in den formalen Staatshaushdt. 

d) Feder, Handbach Über das Staats-Rech- 
nungs- und Kassenwesen. Stuttgart u. 
Tübingen 18'JO. — Bei vielen guten Ansich- 

* ten und Vorschriften, auch eine grofse Anzahl so}- 
eher, die nicht richtig und zum Theil ganz falscfi 
sind; und in den Formularen Vieles , was nicht 
zweckmafsig ist, und was praktisch nicht ausführ- 
bar seyn mächte, durch zu grofse Vereinzelung, 
die Uebersicbt erschwert ; überhaupt Vermengung 
oder Verwechslung von Rechnungsrubriken mit 
Etstsmbriken. Besser «nd vollständiger die Voiv 
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scbriften für dt« Hasunverwaltung wai ßlr das 
! Rechnuag;8we>en , und die Anzeige der Obliegen- 

heiten der K^ssenbeamten in Beziehung auf h^'- 
des. — 
e) Hieschke, Grundzüge zur zweckmSfsi- 
gen Einrichtung des Staati<Kassen> und 
nechnungswesens. Berlin 1821' — Abge- 
geben ron dem Systeme, weichet derselbe fSr die 
organisch^ Einrichtung des HastenhaushalteH auf- 
atelh, dessen Bamheilung aber nicht Uerher, ge- 
bart , bann die Zweclm£fsigkeit seiner Ansichten 
)i) Betreff der Bildung der Etats an. sich, und die 
Regeln ffir dieselben, ni(^t rerhannt werden. — 

S- 16. 

Der Haushalt eines Staates bildet ein kohärentes Ganzes, 
welches sich in dem Maafse als es sicji nach seinen Endpunk- 
ten ausdehnt; fortschrmtend in eine grdfsere Menge von 
Einzelnheiten auflöst; so wie entgegengesetzt, die Ergeb- 
nisse der Verwaltung von ^esen Endpunkten anfangend und 
ausgehend , durch Stufenwnse Centralisirung in einzelnen 
Einigfingspunltten , sich in einem gemeinsamen Central- 
punkte, in ein Ganzes verschmelzen. InHinsicht auf die- 
ses Sachverhöltnirs imd auf diese Konstruktion des Organis.. 
mus der Verwaltung , an welchen die Etatisirung sich genau 
anschliefsen mufs , bildet sich als erstes oder oberstes Prin. 
cip, dafs für den Staatshaushalt nur Ein Etat stattfinden 
liann, von welchem jene ffir einz^ne Zweige der Verwaltung, 
oder für einzelne Stadien in deren Organismus, nurFrah- 
tionen bilden. Aus einem andern Gesichtspunkte aufgefafst, 
würde die Etatisirung den Zweck der durch dieselbe beab- 
sichtigt ist, Oberhaupt nicht, oder nur sehr unvollkommen 
erfOIlen. Entgegengesetzt gewährt eine solche stufAweis 
aufsteigende Zusammensetzung der Etats den Vortheil , dafs 
bei eintretenden Veränderungen, es sey in den Einzelnhei- 
ten eines Venvaltnngszweiges , in dem Organismus der Ver- 
waltung oder auch in dem Staatsgebiete, die Aenderungen 
^m hierdurch in den Etats, nothwendig werden, den erstem 
leicht angeschlossen werden können'. 

DieFrriitionimag, beztehnngsweise die FiKation dec 
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Etats, ist theils von der Nabir ihres Geguistandes , ^eils 
TOQ den organischen Einrit^htungen der Verwaltung abhän- 
gig. Wie verschieden abec auch, beides sejm mag, so be- 
dingt g^wissermsafsen die Natur der Sache selbst, nachste- 
hende Ahstafvng,' nämlich: 

a) Specialetata, stiw>hl ifir di« ElemenUrrerwaltung 
der einaelnen ZKeige des .öfiTentlicben Emkojnmeni, als 
{Kr specialisirte Verwaltangen einzelner Anstalten etc.« 
und zwar in Abgeht auf die erstem , ein solcher für 
jeden rerschiedenen Zweig von Einkommen, -^ fiirje7 
des Domainen- (fiameral- oderRent-) Amt; fiär jedes 

Forst-, Berg-, Postamt; fUciedenSteuerbezirk, jedes 
Zollaocisebürean etc.; und in Bcai^nng auf die letz- 
tem, z.B. fiir jode Öffentliche L eht^an seilt , fSr jede 
W«ise«-, leren -^ Strafanstalt etc.: ~ sodann 

b) Hanptetats tuid:'awar,: entweder fBr einzelne 
Hauptzweige des öffentlichen Einkommens, 
K. B. für die geaanmte Domain enverwid tnng , 1^ die 
gessmmtc Forst., Bergwesen sTCFwaltung ; fSr jene der 
dir^ten Steuera, und der iodirekten Abgaben; für die 
Postverwaltang etc., oder für Centralve-rwaltun- 
gen einzelner Staetsanctalten etix-, z. B. der 
Hanptetat fiir die Staatsschuld ; für den Strafsen . «ad 
Brüchenhan; für die Uanzanstalten etc., oder auch für 
geographische Verwaltungsbezirke, Provin- 
cialregiernngs-, Kreiaetats; — 

c) endlich der Hauptfinanzetat, oder das Staats- 
budget, in welchem die Resultate der Hauptetats, ao 
wie in diesen, die Summarien der Specialetats, cen- 
tralisirt sind, ufid w^hes überhaupt die gesatnmte Ein- 
nähme, und die gesammte Ausgabe des Staates, in all- 

. gemeinen Rubriken totalisirt, darstellt. 

Die Etats pder Budgets für die Hinisterialdepar- 
temenTs, bestehen nur in einer mehr in die Einzelnheilen 
eingehenden Naehweise der Artikel, aus welchen die summa- 
rischen Ansätze oder Positionen in dem Hauptfinanzetat ge- 
bildet sind. 

Die vorerwähnte Regel, die für jeden besondern Zweig 
von Einkommen einen besondern Et^ postulirt, unterliegt 
jedoch in ihrer Anwendung allen Modifikationen, welche mit 
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dem Zweck« dicBerEu», nimHch cUfs sie als tiraiidUge 
für eine bestimmte Verwaltung, und als solche für de- 
ren Kontrolimng dienen , vereinbar «nd, dafs mithin homo- 
gene Zweige die in einer Elementerrerwaltung vereinigt 
sind, auch in einem Etat znsammengefarat «erden können. 
Eine zu grofie Vereinzelung ge^hrdet den Zweck der Ge- 
whinang einer Uebersicht eben so s^r, als eine simunari- 
sdie Darstellung. 

Ö-' .17. 
Aus der avgedenteten Bestüiunung des Staatsbudgets, 
dals dasselbe' nSmlich dasjenigeE^ldloaunen, welches in ei« 
nem gegebenen Zeitabschnitte zu-hofien ist, und den Auf- 
wand, welchen der StaalshanahBlt in : dem niünlicben Zeitab- 
schnitte voraussichtlieh erfordert, und zwar so vollständig 
und überaichttich darstellen soll, da fs dasselbe zugleich als 
Anhalt oder als Mittel für die Hontrolinmg seiner Verwal- 
tung dienen kann , ergeben sich die Grundsätze und Regeln 
,ffir dessen Beatheitung. Die naolutehenden die, mit RQck- 
' sieht auf die Modifikationen die sich aus der Verschiedenheit 
der übrigen Etats ergeben, auoh ffir diese eine^eiche An- 
wendung finden, müssen als. die wesentlicheren betrachtet 
werden, nämlich: 

1) dafs in dem Suaubndget, — beziehungsweise, in den 
andern Etats, — die ges«mmte Einnahme, und 

- diegesammte Ausgabe, mithin nicht blois die Netto- 
einnabme der Staatsbauptkasse , sondern das Brutto- 
einkommen des Staates; und nicht blofs die Ausgabe 
welche die Staatshsuptkasse saldirt, sondern aller Auf- 
wand welchen die Staatsverwaltung überhaupt erfordert 
oder verursacht, vollständig dargestellt; — dafs 

2) keine Einnahme wegen einer Disposition die ihren Er- 
trag vorwegnimmt , und keine Ausgabe, weil sii durch 
eine solche Vorwegnahme oder Disposition gedeckt ist, 
in dem Budget unberücksichtigt gelassen werde; *) 

■) Dieses ivar voranglicb in IVankreich vor der Bevolutton der 
Fall, no zur Zeit von Necliert Verwaltung, noch 13SV, Mill. 
Liv. von der Einnahme vorTreggenommeu , und weil sie niekt 
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3) dafs die gewissen oder bestimmten Einnahmen 
und Ausgaben, sowohl diejemgen die in Absicht auf 
Qualität, Quantität und Zeit in, und innerhalb nvelcher 
die erstem erfolgen , und. die letztem geleistet werden 
müssen, absolut bestiniint sind, als auch die bedingt, 
oder blofs für einen bestimmten Zeitraum umwandel- 
baren, in ihrem wirhlicben Betrage, so wie dieser sich 
aus den Rechnungen oder sonst ergibt; , 

4) die anbestimmten aber, oder diejenigen in An- 
sehung von welchen die Thatsache einer Einnahme 
oder Ausgabe zwar gewifs, die Grofse von beidem 
aber ungewjfs ist, ia solchen Durchschnittsbe- 
tragen ausgeworfen werden, die nach ,Grfinden ron 
Wahrscheinlichkeit, sich der Wirklichkeit, so viel aU 
erreichbar ist , nähern; *) 

5) dafs ffir die Bildung der Durchschnitte, und hei der 
Berechnung des Geldwerthe» der Naturalien, für di^ 
erstem, allgemein, ein gleicher Cyclns von Jah- 
ren; **) bei der letztem aber , bei der Einnahme und 



in den königl. Scbats geflossen sind, «bcn so wenig aU der 
AnfiTand, der mit denselben gedeckt worden war, in dem Bud- 
get nachgewiesen gewesen waren. M. s. dessen Compte rendu- 
t>as nämliche Verhaltnifs hat auch bis in die neuesten Zeiten 
in Ansehung der £irinahmcn aus den Kolonien und des Auf- 
wandes für dieselben, sodanu der Einnahmen und Ausgaben 
der Kommission du sceäu, des Invalidenfonds, der Marine, der 
Staatsbuch druck erei etc. statrgefunden , und findet aucfc in 
andern Staaten, s. B. in Prcufsen in Ansehung des Aufwan- 
des ^r das Justisdepartement statt, von welchem ein Theil 
durch Sportein gedeckt wird , deren Ertrag in dem Budget 
ebenfalls nicht nachgewiesen ist. , 

*) Zu den absolut bestimmten gehören e. B. bei den Domainen, 
allcfesten oder ständigen Gefalle; eu den relativ bestimmten, 
E. £. die Pachtgelder und andere Nutzungen, die kontraht- 
mäfsig oder alis andern Gründen, wührend einer langem 
Periode, einjübrÜcb gleich grofses Einkommen gemahrea etc. 
— zu den bestimmten Ausgaben e. B. die Grund- und Real- 
lasten. — Zu den unbestimmten hingegen, z. B. die iinbestan- 
digen Gefalle, überhaupt alle Einnahmen und Ausgaben, de- 
renGröFss von Jahr eu Jahr nandelbar ist.' 

**) Gewöhnlich wird- der Cyclus aus einem Durchschnitte von 
6 oder 10 Jahren entweder gradehin ausgezogen, oder auch 
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Ausgabe, gleichePreise angenommen werden, ohne 
Büchsicht anf den Verwendungszweck dei- Naturalien, 
in wie fem dieselben namlick füf Be<lärfni«se der Ver- 
waltung konsnmirt werden, oder zum Verkauf bestimmt 
sind; •) 

6) dafs der standige Personal aufwand von dem materiellen 
gesondert, und dieser letztere , nach Jlahptkategorien 
Ton solchem gesondert, dargestellt; 

7) dafs in so fern aufs erordentlicbß Ereignisse undBedUrf- 
nisse , die Bealisirung aufserordentlicher Dechungsmit- 
tel nothwendig machen , sowohl diese Bedürfnisse als 
diese Mittel ron den gewöhnlichen Einnahmen und Aus- 



in. der Art gebildot, dafs in federn Jalirc, das erste oder eni. 
fcmtcste Jalir in einem solchen (^yolus weggestrichen, anstatt 
desselben, das )üngste oder neueste hinEpgeiiigt, und so der 
Durchschnitt ausgezogen wird. Dieses Verfahren möchte je- 
doch aus dem Grunde nicht unbedingt als sach - oder svvech- 
geniafs nu erachten scyn, wcpcn der Möglichkeit, dafs die 
Preise, (oder die Einnahme oder Ausgabe) In dem ku addi- 
renden Jahre atts vorübergehenden Ursachen, uugewÜhnlieh 
hoch, oder ungewöhnlich niedrig, sqfn liönncn, wodurch der 
Durchschnitt ansialt der WirkHchhcit näher ku bringen, von 
dieser enlfcrnC. Ucbcriiaupt, und in Hinsicht darauf dafs 
Durchschnittspreise »ich nur m dem Maafse der WirliHchlieit 
nähern, als die Anxalil von Jahren, aus welchen sie gebildet 
iverden, gröfser ist, und als diese AuKahl hinlänglich grofs ist, 
Aati in dem Durchschnitte aueh ungcwÖhnUcIiere Ereignisse 
Berücli sichtigt «erden hönncn, dürfte es awedimafsigcr seyn, 
wenn, « o wicht ein gröfserer, wenigstens ein vi erEehnjali rigor 
• Cyclus angenommen, aus diesem die beiden hoclislen, und die 
beiden niedrigsten Jnlire ausgeschieden werden, und aus den 
sodann verbleibenden 10 Jahren, der Durchschnitt ausgesogen 
wird. Ucbcr die llllduug solcher Durcbsc!inilts|>reise, s. m. 
Kraufs.l. c. I, 21u lt. und V, 22 IT.; auch Hau !. c. I. 
*) In den Budgets mehrerer südteutschcn Staaten ist ein entge- 
genstehendes Verfahren beobachtcti und ist der Geldwerlh 
der Naturalien, nach DTaa&gabe als sie fiir eigene Bedürf- 
nisse (ler Vetmallung vörwendet werden, oder Bum Verkauf 
bestimmt sind, nach verschiedenen Preisen berechnet, was 
jpdoch, wie auch melirfach gerügt worden ist, die Wahrheit 
des Eials gefährdet, indem hierdurch, nach Verschiedenheil: 
der Falle, die Einnahme oder Ausgabe gröfser erscheint, als 
sie in der Wirklichkeit ist. 
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gaben gesontlert) in don Suatsbo^get Nachgewiesen 
werden; •) 
8) endlich, dals für sänuntKche Etats ein mit f^iem des 
Staatsbudgets abereinstimmender, oder gleicher An- 
fangs - und Schlarsterihin gewählt und beobachtet 
werde. **), , 



*) Beidt Arten von Sondernng sind sonolil flr die Gewinnung 
e'uter laUbten und richtigen Uebenicht alt für eine solche 
einer riclitigen Einsidit in di« Veriialtnisse des Finanzbau»- 
halte» wesenllich notbnendig. Eine solche Sonderung des 
aurserordciitlicben Aufwandes und Einhommens , yi^r z. B. in 
dem Hauptbndget in Franlireicfa , in den ersteh Jahnen nach 
der BestBäration , (und schfirfer und stchtHeher als in der 
neuem Zeit) benirlit, und indet aucb in England ststlt, in 
dessen Budget die ordinär; revenues besonders abgeschlossen, ' 
und die othcr resiources, speciell aufgeführt sind. — In an- 
dern Staaten ist über den aufserordentlichen Aufitand , und 
über die Mittel eu dessen Deckung, ein besonderes Budget 
aufgestellt. So e. B. in dein GrofshcrK. Badiin, fUr die neueste 
Finansperiode. 

■*> Gr. V. Soden (Nai. Oek. IV f. i47 u. V $.M2) betrachtet 
Ewar die Bestimmung eines solchen Anfangs- und Schiurs- 
termins, oder eines Finansjabres „als ein Gängelhand, dessen 
„sich die mit der Nationalöhonomie unbeliannten Finanr.adnii- 
„nistrationen noch nicht hätten entwöhnen bönnen — und als 
„eine Pedanterei die Alles gegen sich, und Ülichts als das ller- 

' „hommen für sich habej — indem die FinanBverwdtung ein- , 
j^ebmen müsse, w i e sie ausgibt, und ausgeben, wiesle ein- 
„nimmt." — Diese Ansicht bei deren Bealisirung der Finane- 
haushalt in ein unaufhetlbares Chaos umgewandelt werden 
würde, beruht eum Thell auf einer andern, nicht weniger un- 
richtigen Ansteht, als werde durch die Anordnung eines sol- 
chen Finansjahres das VertbeHen der Ab^ben in kleinere Be- 
. träge verhindert. Die Bestiinmung eines solchen Anfangs- 
uid Endpunktes ist sehr verschieden; in Freuften und Franh- 
rcich X. B. läuft das Finansjahr mit dem Kalenderjahr; in Spa- 
nien, Wärtemberg, Hannover, v. I.Julius des einen, su die- 
sem Termine des folgenden Jahres; in England ßfngt dasselbe 
mit dem 5. Januar; in Bayern, mit dem t. (Hitober an. — In^ 
Allgnneinen mfichte die Wahl eines solchen Anfalls und' 
Schlufstermins als gleichgültig erscheinen, doch mächte in 
Staaten mit einem bedeutenden Einkommen aus Domainen, 
und in welchen die Grundsteuer nicht monatlich entrichtet 
wird, ein in der Mitte des Jahres gewihlter Tennin, als ange- 
messener *» «racütdntfe^ - 
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Ud>erlunpt ^»er ist es ein weBeBtliobesErfordemifs, 
dafs in so weit als es nach der verschiedenen Natur der zu 
etatisirendeo Gegenstände tbunlich ist, in Ansehung aller 
£tat6, nach gleichen Grandsätzen ▼«'fahren werde. 



Heber die Frage in wie fem der Generalfinanzetat 
das Brutto -Einkommen darstellen soll, oder nur die 
Netto-Einnahme, die nach Abztig des Aufwandes fibrig 
bleibt , der mit der Erhebung und ElementaiTerwaltimg 
verbunden ist, herrscht eine Verschiedenheit von An- - 
sichten, die sich auch auf die Behandlung des Etats- 
wesens ip den einzelnen Staaten übertragt. In der 
prenfsischen MoDarchie z. B. sind die Ausgaben welche 
bei einer jeden Einnahmevcrwaltung , mit deren Beauf- 
sichtigung und mit der Erhebung verbunden sind , von 
dem Bruttoertrage vorweg abgezogen ; eben so in den 
Etats für die Regierungs-Haupthassen, diejenigen Ausga- 
ben, welche zwar ebenfalls auf die Verwaltung jener 
Einnahmezweige Bezug haben, aber auf die Special- 
und Elementarkassen nicht vertheilt werden können ; 
und in dem Etat für die Generalstaatskasse , diejenigen 
Regiekosten, welche wegen ihier Eigenthümlichkeit 
nicht auf die einzelnen Regierungsbezirke verthetlt wer. 
den können, so dais mithin der Hauptlinanzetat , der 
aus diesen und ans den Etats der special isirten Gene- 
ral Verwaltungen zusammengestellt ist, nur die Netto- 
einnahme nachweist. *) ' In Frankreich hingegen ist das 
Bruttoeinkommen in Einnahme gestellt, und sind die 
Erhebungshosten, überiianpt der Aufwand für die Eie- 
rn entarrerwaltung , (frais de Regie, de perception et 
d'exploitation des unpöts) in dem Budget in welchem 
sie einen Hauptabschnitt bilden , in Ausgabe gestellt ; 
eben so in England, nur äats hier bei einer jeden der 
zwölf Einnabmerubriken des Budgets der Aufwand für 
die Erhebung, und die sonstigen Lasten welche das 
Bmttoeinkqmmcn vermindern, in nebeneinander lau- 



*> M. s. die Erläuterung za dem Uauptfinanzetat für das J. 1839> 
in der allg. preufs. Staatsiaitung ¥.1^39 Nr. 63. 
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fenden Kolnnuien nachf^ewieBen üt. In andern Staaten 
ist theils ebenfalls das gesammte Bmttoeinkommen , in 
mehreren dieses nur Ton einzelnen Zveigen des Ein. 
kommens nadigewiesen , wogegen in ander» das Bud- 
get nur das Nettoeinkommen .darstellt, die ifririiliche 
Gröfse des gesammten Staats einkomm ens mithin fiberall 
nicht nachgewiesen ist. ' 

In so fem als die Staatsverwaltung nnr über die in 
die Suatskasse fliefsenden reinen Ueherscbüsse verfü- 
gen kann, ist der praktische Erfolg beider Metho- 
den der nämliche. In anderer Hinsicht hingegen, and 
in so fem der Betrag dieses Aufwandes einen Theil des 
Staatseinkommens absorbirt, eben so wie jener für die 
übiigen Bedürfnisse des' Staatsbauslialtes eine wirkliche 
Ausgabe in dem Finanzhaushalte bildet, und als die 
Aufgabe des Budgets eine TOÜständige Darstellung 
des Gesammthe träges von beidem bezweckt, möchte 
die Methode welche beides, nämlich die Bruttoeinnahme 
und den Aufwand für die Elementarver waltung darstellt, 
und diese auch aus dem Grunde als die sachgemäfsere ' 
zu erachten seyn, weil dieselbe sidi dem Frincip der 
Centralisiriing des Geldhaushaltes in der Staatshac^t- 
hasse,' vollständiger anschliefst. 

Der Grund dafs der 'I'heil des Einkommens welchen 
die Erhebung und diese Verwaltung absorbirt, weil 
der&elbe vorweg abgezogen wird, nicht als 
■ Einnahme; der Aufwand, wegen dieser Vorweg- 
nahme, und weil derselbe durch eine solche gedeckt 
wird , nicht als eine Wirkliche Ausgabe betrachtet wer- 
den könne, *) ist in jeder Hinsicht unhaltbar. Derselbe 



*) Dieser Gcuud Ut Jn 'dem HominissionsbericLte in der fran- 
Eösischen Pairikammer über das Budget für das 3, igJl gel- 
tend gemacht. Das Dudget sey weiter nichts als l'£tat de tout 
ce qui legalement doit catrer au tresor, et de tout ce 
i^ui doit legalement en sortir (dieses ist eben die Frage um 
die es sich handelt) ^^ ccs produits bruts — sont des quan- . , 
tites piirement 4ictiv«s, construites apres coup sur des rele- f j' 
ves de chifTrcs, mais <jui jamai», dans aucun tems ont 
exist^ souR cettc forme brutte (?) Moniteur v. 1811 
Nr. 317. Die Ansichten in dieser Kammer baben sich seinem 
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beruht anf einer anriclttigen Ansicht tob der Art vie die 
ZaUungdiesesAufwendesbeirirkt wird, die sich (beidie- 
s«r Methode) Ton den andern Verwendan^en nnr da- 
durch unierscheidet , dafi der Anfwand sdbst, nnr in 
den Specialetatfl nachgewiesen, und daTs deuen Befrie- 
digung, ein täv allemal angewiesen ist. üeberhaupt 
sind bei dieser Ansicht die TerbältnisSe der Staats- 
Hauptkasse mit. jenen der Finanzverwaltung 
konfundirt, für welche dieser ^Aufwand, angeacb^t der- 
selbe nicht unmittelbar aus der erstem bnMt wird, 
defshalb nicht weniger, eine sehr reelle Ausgabe bildet. 
Ein Blick auf dessen Gröfse , zeugt Ton der Wich- 
' tigkeit seines Einflusses auf die Richtigkeit der Darstel- 
lung, nicht blofs der GrSfse des wirklichen Einkom- 
mens eines gegebenen Staates , sondern anch einer sol- 
chen der Steuerlast, worin in Hinsicht auf das Steuer, 
bewilligungsrecht welches in solciien mit einer reprä- 
sentativen Verfassung den ständischen Kammern zusteht, 
ein fernerer Grund für die Nothwendigkeit seiner beson- 
dei'n- Nachweise, und für eine solche des Bruttoeinkom- 
mens liegen dürfte. *) 

Ö- 18. , - 

Die äufsere Form, oder die formale Bildung der Bud- 
gets, ist an und fär sich willkürlich, jedoch in Hinsicht 
darauf dafs der Generaliinanzetat durch stufenweises Cen- 
tralisiren der ^ecial - und Hauptetats gebildet wird , uner- 
läfslich, dafs,, in so weit als nach MaaTsgabe der Verschie- 
denheit der Gegenstände auf welche die Etats sich beziehen 
zulässig ist, allen eine gleicfaföcmige Einrichtung gegeben 
werde. Insbesondere wesentlich ist eine zweckmäfsige Bil- 
dung des Rubrikensjstems, wegen seines Eintlusaes 
auf die Klarheit und Uebersichtltchkeit der Darstellung, so- 
wohl in den Etats selbst, als in den Rechnungen, welchen 

wesentlich geändert, und ist die Darstellung des BrutUtcinhoni' 
mens als unerlafslich gefordert, in dem Hoinmissionsberichle 
über den Abschlur» des Exerclcc v. 1826. AIon!teur v. 132S 
Nr. 207. Suppl. III; 
•) Dieser Aufwand betrSgt in den Meisten Staaten von y» 
bis 'fal 
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diese zur Grandlage dieiien. Die tiildnng desselben ist 
theils Ton der Eigenthfimlichheit und Mannigfaltigkeit der 
darzustellenden Gegenstände, thetls von den Etats selbst — 
den Terwaltungen fßr welche sie aufgestellt sind — abhan- 
gig , tn wi« fem dieselben nämlich Hauptetats oder Special- ' 
etat« sind, nach Haafsgabe dm^n Yerschiedenheit sich die 
Znläftsigbeit einer Vermiilderung, oder die Nothwendigkeit 
einer Vervielfältigung der Rubriken bestimmt, indem wäh- 
rend dar Specialetat jede einzelne aber verschie- ' 
dene Art von Einkommen der nämlichen Gattung 
von solchem nachweisen mnfs , es in dein Hauptetat für 
eine General Verwaltung oder für einen Verwaltungsbezirk, 
an einer solchen des summarischen Ertrages dieser letztem, 
nämlich der Gattung selbst, genügt. So z. B. müssen in dem 
Specialetat für die^lementarverwaltung der Domainen » un- 
ter der Hauptrubrik von ständigen oder festen Ge- 
fällen, der Ertrag der einzelnen Allen von solchen, (Er. 
. benzinse, Cmndzinse, Dienstgclder etc.) unter jener von 
Zehnten, der Ertrag der verschiedene Arten von solchen; 
(grofser, oder Garbenzehnten, kleiner Wein-, Blut oder 
Fleischzehnten) aufgeführt werden, wogegen es in dem 
Hanptetat ffir die DomainenverwaltuRg an der Darstellung 
des summarischen Ertrages der verschiedenen Hanptrubri- 
ken genügt. In dem Generaletat endlich, oder in den 
Staatsbudget bildet das gesammte Einkommen aus Domainen, 
und in gleicher Art jenes aus allen übrigen Hauptquellen 
von Einkommen, nur einen Artikel, t/der eine Etatsposi- - 
tion, welcher der Hnuptctat, so wie diesem die Specialetats, 
zur Begründung dienen. Ueberhaupt ist die Zweckmäfsig- 
heit eines Rubriken Systems dadurch bedingt, dafs die Ru- 
briken, einerseits nicht mehr als der Zweck einer di st incten 
Verschiedenheit der Quellen des Staatseinkonunens , und 
einer solchen der wesentlichen Verschiedenheit der Zwecke 
mnd Gegenstände seiner Verwendung erfordert, vervielfäl- 
tigt, andererseits aber nicht so generalisirt werden, dafs 
eine Üebersiclit dieser Verschiedenheiten unthnnlicli wird.*) 



•) M. ». die Beil. Kr. 3 lit. A — E , \tosclbst zur grölscrn Ver- 
deutlicbung des Vortrages in Belrcft der Art, wie die Ein/.eln- 
heiten in den Specialetats , in dem Etat fiir die Generalver- 
waltungen in dem Geocraletat, in allgemeinere Rubriken zu- 
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Für äie Darftteliung der Ausgaben in dem Badiget, sind 
zwei Hao^tmethoden zuläfsig , nämlif^ Sonderang des Auf- 
wandes blofs nach HealbeziehungeQ , ohne Rücksicht aof di« 
Ministerien in deren GescbÜfis- oder Wirkungskreis der Ge> 
genstand desselben gehört; die andere, nach welcher nor 
der ganz allgemeine Aafwand, wie z. B. jener für die Cinl- 
liste , für die Staatsschuld etc. in betondem Titeln oder Ka- 
piteln; alle übrigen Arten von solchem aber in Haapt- 
idttheilungen , nach MaaTsgabe der Ministerien welche den- 
selben verfügen, mit specietler Andeutung der Hat^tkate- 
gorien von solchem , nachgewiesen werden. Ueberhaupt 
unterscheidet sich die Darstellung der Ausgaben von jener 
der Einnahmen , durch die Nothwendigkeit einer umfassen- 
deren , detaiilirteren Nachweise der Gegenstande oder Zwe- 
cke, für welche eine solche stattfinden soll, die in dem Ge- 
neralfinanz etat oder Hauptbudget zwar ebenfalls Dacfa.Maafs- 
gäbe ihrer homogeneren Natur, mehr änf Hauptkategorien 
oder Rubriken beschränkt werden kann, welcher aber in 
den HauptetatB der Ministerien und General Verwaltungen 
eine solche Vollständigkeit gegeben werden mufs, dafs jeder 
einzelne Gegenstand oder Zweck für welchen ein Aafwand 
disponirt wird, in denselben seine Begründung, beziehungs- 
weise, seine Rechtfertigung findet. 

In Staaten in welchen das Realsysiem die Grundlage der 
Verwaltungseinrichtungen bildet, möchte diese letztere Me- 
thode, weil sie diesem Sj'Steme tich enger anschliefst, als 
die angemessenere zu erachten seyn , aufserdem nnd Ober- 
haupt, auch aus dem Grunde den Vorzog vor der andern 
verdienen, weil bei derselbdn die Realisirung einer direk- 
teren Verantwortlichkeit in Betreff der Anordnung und Verfü- 
gung des Aufwandes, metir als bei der ersteren ausführbar ist. 

§. 19- . 
Die Materialien für des Budget, insbesondere für das 
Einnahmebudget, müssen theils durch die Finanzstatistik 

83 min enge sogen werden können , der 6tat einer Domainen- 
reveptur, der General -Domainenvernallung und der Entnurf 
eines Generaletats beigefügt ist, der letztem vorsüglich auch 
zur auschaulicfaen Darstellung der Bubricirung der Ausgab«» 
in einem solchen. 
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ehtet gegtibenen Staate» beachafft, *) theils aus der ErfUi- 
THOg der zonächst vorhergegangenen Jalire geschöpft Ver- 
den. **) Die Daten filr die Ausgaben aber können jederzeit 
nnr das ErgebniTa einer reifiichen Erwägung der VerhiUt- 
nisso des Staatshaushalts nnd einer umsichtigen Prüfung sei- 
ner Bedärfniase seyn. Eine un«-läfsUche Forderung ist 
EB jedoch, dafs derselbe Tollstandig b^rflndet sey, und 
dafs für diesen Zveck, und für die Begründung der 
Einnahme,' die Hauptetats iler einzelnen Generalrerwal- 
tungen ; für jene der Ausgabe aber , ebenfalls diese , sodann 
die Etats der Ministerialdepartemenls, überhaupt alle Ele- 
mente und Daten die bei der Bildui^ der einzelnen Positio- 
nen benutzt worden sind, demselben beigefügt werden. ***) 



') Dieselben bettchc-n in allvn Notiürn und Daten durch welche 
die Gcninming einer inöglicbst gründlichen und volUtindigen 
HenntDirs von der BeschaiTenlieit und Giebigkeit aller Quellen 
von Einhommen und eine solche der Ursarhen welche auf 
deren Benutzung günstig oder ungünstig cinnirkeu, über- 
haupt in allen durch welche die Gewinnung einer solchen 
KeiUntnirs des wirthschan liehen Zustande» bedingt ist. Unter 
älteren Werken nühert sich der Erfüllung der Forderungen 
die an eine Finansstatistib gemacht werden müssen , K rug'c 
Betrachtungen über den Nat ionalreichtbum des 
preuTsischen Staates etc. 3 Thie, BerllnlSOS; unter 
denneuem,Dupi uForcesproductives etcommcrcia- 
les de la Prünce, 3 Vol. Paris 1H17, welches |edocb 
noch vieles eu wünschen übrig lärM, was su einer vollstäudi' 
gen Darstellung des wirthschaftlichen Zuatandes erforderlicb ist. 

*') Die Methode das PJinnahmebudgets aut den wirklichen Er- 
trag des Einhommens in einem frühem Jahre 2u gründen, 
ist seit der neuern Zeit vorzüglich in Frankreich in Auwen- 
düng, woselbst in der Regel das vorleiEt vorbeigegangene 
Jahr hiezu gewählt wird. So war z. B. das Budget für das 
' Jahr 1817 auf den Ertrag im Jabr ISJSj jenes für das Jahr 
1S38, auf jenen im J. 1826; jenes liir das Jahr 1329 , auCden 
Ertrag im Jahr 1827, gegründet. 

**') Die Aniahl diefer Hauptetals ist von jener der General- 
verwaltungen, und der Ministerien abhängig. Die gewöhn- 
licheren der erstem sind, ein solcher für Verwaltung der 
Domainen; der Forste; der Bergwerke; der Posten; der 
Steuern; und zwar entweder ein solcher liir alle Arten von 
Steuern, oder ein besonderer für die direkten, und .ein 



i.CoogIc 



110 'Pimoaxerwidieng. 

Die BegrQndnng der Hauptetats , wird in glfitefaer Airt 
durch Beifügung der Specialetats der £leineniarverwaltaii- 
gen; diese selbst aber, nach MaaTsgabe der Terschiedenen 
Natur des Einkommens welche in denselben nat^gewies«! 
wird, durch eine solche aller Daten, aus welchen die eiD- 
zelnen Positionen gebildet sind, bewirkt. Diese beat^eo 



solcher für die indirekten Steuern , von welchen in gröfiern 
Staaten, das Zollweten, die Stempelgpfalle, wieder in besoU' 
' dem Verwaltungen und Etats cenirulisirt sind. — Unter den 
Etats für die Ministerialdepartem'-nts, ist jener für das Kriegs- 
minlsterium , sowohl wegen der GTÖfte des AufiTandes, wel- 
chen derselbe naehweist , alt tregon der Mannigfaltigkeit des 
Details; einer der wichtigsten, sugleich derjenige, dessen 
Begründung am acliwierigsten ist. Für dessen Aufstellung 
sind drei verschiedene Methoden in Anwendung; n) die 
erste, nach welcher der gesamintc Aufwand für die 
Truppen, nach Korps, — für jedes Begiment einer be- 
stimmten Waffe — vertheilt und ausgeworfen, und der gana 
allgemeine Aufwand in besondem Positionen in Ansats ge- 
bracht wird; b>eine zweite, nach welcher nur die Geld- 
vcrpflegung für jede einzelne Branche, und für jedes 
einzelne Korps besonders in Ansatz gebracht, der 
Aufwand für die Natural Verpflegung aber (Brod, Fleisch, 
Fouraga, Lagerstroh, Holz etc.), sodann jener tur die Be- 
Meidifug , Equipirung , Bewaffnung, Hasamirung , für die 
Lasarethe, für die Bemontirung etc. und jener für das Ma. 
terial der Artillerie und des Genie, in Totalbeträgen 
für die ganze Armee ausgeworfen ist. — c) In einer 
dritten Methode endlich, nird der Aufwand aller Art, 
nur unter allgemeinen Bubrihen und mit dem Total- 
betrage einer jeden derselben , in Ansatz gebracht (nämlich : . 
Sold, Natural Verpflegung, Belileidung etc.), allenfalls nur bei 
dem Solde, der-grofse Stab voji der übrigen niannschaft, 
und bei der Verpflegung , der ISctrag für jeden einzelnen 
Hauptartikcl , innerhalb der Linie nachgewiesen. — Bei die- 
sen beiden Methoden wird der Betrag einer jeden einseinen 
Bubrih oder Position durch Totali sationsetats über den nach 
.Uaafsgabe der Stärhe der MannSchaft und der Anzahl von 
Pferden , «nfolge der bestehenden fleglemenis , Normen oder 
Fiiationen erforderlichen Bedarf; die Starke der Mannschaft 
und der Pferdestand , durch Etats oder Standesaus weise etc. 
alle übrigen AnsÜtze durch Beifügung der Sold- und Verpße- 
gungsiarifs, der Normalvorschriften in Betreif der Beklei- 
dung etc. begründet. 
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z. Ift. bei äen in Auszügen aus L^gerbflchevn, Prastations-, 
Pienstregistera, PachdiontriJiten, Auszügen aas äen Wirth- 
schaftsrechouDgen etc. ; bei den Tenchiedesen Arten direk- 
ter Steuern, in -Totalisinmgen der Steuerrollen der einzel- 
nen Gemeinden, Ansifügen aut den Katastern^ Mutations- 
registera etc. bei den indir^ten AJ>gabenf in den Fixations- 
regis'tsm, Auszügen aus denRechnua^^, KontroUtöchernetC, 
und in ähnlichen Elementen in Ansehung aller übrigen Ar- 
ten von Einnahmen; — in Ansehung. der Ausgabe hingegen, 
und zwar der, fixen oder standigen, in ^c Beifügung 
der Gesetze, Verordnungen beglaubigter Abschriften, der 
Verfügungen dnrch welche dieselben angeordnet oder auto- 
risirt'sind; in Ansehung der- variablen hingegeu, durch 
Beifupuig ähnlicher Ui^unden welche die Ausgabe an sich, 
und von Durchschnitten etc. , welche die Gröise des ange- 
setzten Betrages rechtfertigen. Endlich müssen die Grund- 
sätze, Ansichten, Motive, welche bei der Bearbeitung des 
Budgets überhaupt geleitet haben, in einer ausführlicfaeb 
Darstellung angezeigjt und erläutert werden. 

S. 2Q. 
Hat nicht blofs die Verfassung, sondern auch die orga- 
nische Einrichtung eipes Staates Statigkeit gewonnen, und 
hat sich überhaupt in dessen Haushalte eine dauernde Ord- 
nung konsolidirt, dann können die Schwankungen die in 
dessen Einkomnien und Bedürfnissen, während einem län- 
geren oder kürzeren Zeiträume stattfinden, jederzeit nur 
wenig erheblich, bedeutendere Abweichungen von dem nor- 
malen Stande' seines Finanzhaushaltes, jederzeit nur durch 
aufserordentliche Ereignisse vevanlafst, oder eine Folge von 
solchen seyn , die, auch in der Hinsicht aus dem gewöhnli. 
chen Haushalte heraustreten , dafs die Bedürfnisse, welche 
dergleichen Ereignisse veranlassen, nur durch aufserordent- 
liche Uittel gedeckt werden können. Es findet eine solche 
Statigkeit in Staaten von mittlerer Grofse und in klei- 
nen Staaten, in noch weit gröfseim Maafse als in gro- 
fsen und in solchen statt, auf deren Finanzhaushalt, ihre 
Verwickelung in die grofsen politischen Diskussionen mehi*, 
und oft störend einwirkt. Aus diesem Grunde kann daher 
- eine jährliche neue Bearbeitung oder Aufstellung des Gene- 
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ralfinanzetats , in den eratem, nicht ein reelles wesent- 
liches Bedürfnifs seyn. In Ansehung der grofsen Staaten 

' hingegen Überhaupt solcher die mehr in die poKtiaehen An- 
gelegenheiten verwicltelt sind, fahrt diese gröfsere Wan- 
d^lhatkeit in der Summe ihres jährlichen Bedarfs, *) auf die 
Frage in Betreff einer Sonderung des Generaliinanzetats in 
zwei Abtheitungen oder in zwei abgesonderten Bndgets, 
nämlich in ein solches für die Bedürfnisse und für das Ein. 
kommen der Staatsrerwaltung in ihrem gewöhnKchen, oder 
nonnalen Zustande, und welclies den Finanzhaushelt ffir 
einen längern Zeitraum regelt; und in ein solches für die 
anfserordentlicben vorübergehenden Bedürfnisse, deren Del 
chung nur durch ilie Bealisirung aufserordentlicher Mitt^ 
bewirht werden kann, nach Maafsgabe deren Eintritt und 

. Erfordernifs dasselbe in jedem Jahre besonders regulirtnird. 
__, TJicht 

*) Selbst in dem Finanzliausbaltc solclicr Stuatoo (iadel sobald 
ein längerer Zeitraum ins Auge gcfafst , und ausgeschieden 
wird, was sich nicht auf die gewi^nlicben BedUrfbisse und 
auf das zu deren Deckung bestimmte Einliomnien besieht, 
eine solche annähernde Stätigheit in Absicht auf beides statt. 
Eine solche findet sich z. B. in tYankreich während der kai- 
serlichen Regierung, und auch seitder Restauration, wenn Inder 
ersten Periode, diesucccssiTeVeT^rftfacrung die eine solche der 
Vergröfseriing des Territoriums gewesen ist, sodann der auFser- 
ordentUcbe Aufwand und die Mittel EU seiner Deckung; und wenn 
beides auch in der sneiten Periode ausgeschieden wird, in wel- 
cher diese Stätigheit noch bestimmter hervortreten würde, wenn 
so manclier auPseror deutliche Aufwand, weniger als es der Fall 
ist, mit dem gewöhnlichen (absichtlich) vermengt, und in 
diesem verhüllt wäre. • M. s. für die erste Periode die Ueber- 
sichten in den Memoires du Duc de Gs^te, I, 303 ff.; 
für die letztere, jene in dem Monitcur 1827, Nrn. 115. — 

•" Eben so dilferirt das Budget für die preiifsisclie Monarchie 
für das Jahr 1829 von jenem für das Jahr 1821 nur um 
796,000 Thalcr (nicht ganz 1 V» pCt), und auch jene fiir 
Bajem und für Würtemberg, in dem Zeiträume vonlSl^O, 
nur um Summen, die im Vergleiciie mit deren TotalbetrSgen, 
wenig erheblich sind. M.s. für Preufsen, die beiden Budgets ; 
für Bayern, den Becliiiungsschlufs für die erste Pinanzperiode 
(Beil. Wro. 5 zur Allgem. Zelr. v. 1828) und das Bud- 
get fiir die zweite Periode (in Rudhart Hl, Beilage Nro. 
81); für Würtemberg , die Budgets In den Verband), der 
Kammer der Abgeordneten. 
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laicht itut dafs durch eine solclie Einrichtung) eine gröfsere 
Stabilität (&r den Finanzhanshalt gewonnen, fär die Yerwal- 
tiing eine Ireiete Bewegung und die Möglichkeit eines feste- 
ren, beatinmiteren Fortgange» gesichert wird, gewährt die- 
selbe zugleich , insbesondere in Staaten mit einer repräsen- 
talJTen Verfassung, den nicht unwichtigen Vortheil, dafs 
nicht in jedem Jahre, der geSantmte Staatshaushalt, dessen 
Einrichtung und Fortgang gewisse rinaafsen zum Problem' 
wird; nnd auch jenen, der Möglichkeit einer gründlicheren 
Bearbeitung des Budgets , weil die F.i'fahrung eines längeren 
Zeitraumes benutzt werden kann, in welchem sich alle Ver- 
hältnisse mehr ausgeglichen und mehr konsolidirt haben. 

Das Kriterium für die Sonderung oder für die Zuwei- 
sung in das eine oder andere der beiden Budgets, liegt in der 
Ungewöfanlichheit eines Bedürfnisses , oder darin , dafs das- 
selbe nicht in der in einem gegebenen Jahre erfoi-derüchen 
Gröfse, in jedem Jahre stattfindet, diesem vielmehr bedeu- 
tend übersteigt, überhaupt nicht zu den Bedürfnissen des 
Staatahausbaltes in seinem normalen Znstande gehört. Die 
Tollständige Erreichung der Vortheile , welche eine solche 
Sonderung gewähren kann, ist jedoch dadurch bedingt, dafs 
die Zeitdauer des Budgets für den gewöhnlichen Haushalt, 
nicht auf eine zu kleine Anzahl von Jahren beschränkt 
werde. *) 



*) So weit die Uenutnirt des Verfauers reicht, besteht aufser 
England eine solche Souderung bis jct:<t blofs in dem Künigr. 
der Niederlande, in welchem dem Budget für den getvöbn. 
liehen 'Haushalt, — „für alle ordenlliclien , üien und be- 
stäBdigen Ausgaben, welche aus dem gewöhuTichcn l^ufe der 
Singe hervorgehen, und insbesondere sich auf den Friedens- 
»land besiehen," — eine zehnjährige Dauer gegeben ist, viSb- 
rend welcher dasselbe, sobald es von ilen General Staaten 
eingewilligt ist, aller ferneren Uishussion enthoben bleibt. 
M. s. da* Fundamentatgesets V. 34. August ISiä, Art. 122 — 
126, auch die Verbaudl. über das Decennalbudget - iur die 
«weite Periode von 183(1/1840 in der Gaiette dej Payt-bfs, 
Ste» Semester 18)8, und Istea Semester 1829. — In der Mrtr- ' 
zahl der übrig.en Staaten wird das Budget jährlicli neu aufge- 
stellt'; in Schweden und Bauern, jedesmal für einen sechs- 
jUirigen; in Würtemberg, Baden und in dem CroCshersog- 
tku« Hessen, für einen dreijührigen Zeitrauqt. 
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Die Znlässigkeit einer mehrjäbrigeii Daaer aimr Gmkig- 
heitder Specialetatt, beziehongsweike die NoUnreoä^keit 
ihrerjährlichen Umarbeitoog, ist tod der Natur d^rBerenfioi- 
zweige abhuigig, welche dieselben darUeHen, und ron der gi«- 
Wem Stätigkeit oder WandeStarkeit, die in deren Betrage tUU- 
findet. In SO fem jedoch, als durch diese Euu mehr als 
durch jene in den hohem Stadien der TerwalUiBg eine der 
Wirklichkeit möglichst nahe kommende Nachvreise der 
Gröl'se des Einkommens, so wie dieses unmittelbar «ns der 
Quelle erfolgt, bezweckt ist, könn^i dieselben w^en da* 
Wandelbarkeit , welche aus natGrlichen and 'anders Vttt- 
chen, in dieser von Jahr zu Jahr stattfindet, diesen Zweek 
jederzeit nur während einem kurzem Zeiträume erfüllen, 
auf welchen daher auch, in so fern dieselben tiicht in jeden 
Jahre revidirt werden, ihre Daner beschränkt werden 
mufs. Die Dauer der Etats für die General rerwaltungMi 
hingegen (der Uauptetats), so wie jener für di« Ministerial- 
departements , in welchen nicht ohue BAckbHck auf die Er- 
gebnisse in dem vorhergegangenen Jahre, die Yerl^tnisse, 
welche voraussichtlich in dem bevorstehendea Jahre statt- 
finden köimen , berücksichtigt werden müssen, kann aus die- 
sem Grunde nicht über den Zeitraom eines s«Icb^ ^- 
streckt werden. 



Der Voi'schlag einer solchen Sonderang, in Prank- 
reich, welcher bereits in den Jahren 1820 und 1824 an- 
geregt worden war (Moniteur T. 1820 , Nro. 135 ; und 
T. 1824, Nro. 180), üt im Ji^ 1827 durdi Lafitte 
in einen fSrmliehen An^ag umgewaildeh worden, f^ 
welchen derselbe nachstehende Gründe gehend gemacht 
hat. Ihre Uebertiagung hieher dürfte um so weniger 
. unangemessen seyn, weil sie die Idee an sich, in ein 
helleres Licht setzen. Ce mode ane feäsadopte, nous 
eviterons a Tavenir deax grands raibarras ; le premier 
de ne pasmettre en question c^aipie annee, Tadminis- 
Iration tonte entiere; le second, de n'avoir ä discuter 
que Bur des dißerences , et de pouvoir rc^'e^er le bud. 
get extracrdinaire, sans comproroettre la mArche du 
goaven^ement: — nne senle fois, et «e ser* k preimire 



laBie, le budg«t des fo^d» pon^olid^>X^r die 
gewöhnUclieii Bedürfimse) exigera nn eiamen rigooreax 
des T^bildes besoins de ]'eltat, et une s^preciation 
exacte det somines indisp^sables ponr y satiifaire; 
naais U Separation irrerocsble de ce qui est perma- 
nent de ce <pd n'est que teraporaire se trourant 
etablie, le vote de cette partie de ]a loi qui comprend 
radsünistcation toute entiere, n'oßrc pas plus de matiere 
ä discussion, qu'il n'y a aujourd'hui pour la liste cirile, 
la dette publique i oa la dotation ponr l'aai'ortisseraent. 
— La Tie de t'^tat, sasurete, le sort de tous ceax quile 
serrent ou le defendent, se trouvant ainsi assares, la 
discussion toute entiere se portc ainsi sur le budget 
estraordinaire; et comme il n'est plusqnestion de 
passer en rerue jnsqü'aux momdres details de I'ordre 
adailatstratif , il »> a plus a sc prononcer , que .sur des 
ditferences, ou sur des accidens. La discussion ren- 
fermee dans nn cercle infiniment moins etendtf devient 
plus rapide, mieux eclair^, et surtout plus utile. Les 
depenses qui appartiennent an bndget consolide, se 
Gomposent de trois elemens; la dette publique, les 
traitemens , et les serrices (der gesammtc Realaufwand 
der gewöbniichen Verwaltung). La dette, la liste ciTÜe, 
les pensions sont dejä fixees par les lois, et leur acquij 
tement annuel ne peut etre mis en question d' 



'acquij- 
ipres/ce 



toute natore. Reste le personnel et le materiel de la . 
gnerre et de la marine. La tous aurez ä decider, si 
dans l'etat de paix 330,000 Boldats, 40 vaisseaux, 60 
fregattes sont Tcriuiblement neccssaires; s! les 40 ou 
SO Milltons qn'on pourrait econoniiscr par leur reduc- 
tion , ne seraient pas mieux employ«s en roules, en ca- 
naux, en traraux de tonte espece, qui pourraieat bot- 
tIt si utilement ä la productioQ. — L'ecopomie de tems 
n'est pas le seul, ni le pliu grand arantage qne procu- 
rera ce cbangement : il en est ptnsieurs amres, et d'un 
ordre ^lus ^lere qui paraissent tous anssi eridens etc. 
Biese andern Gründe bezieben sieb samnttJicb auf die 
Begründung eines wirksameren Eioflosses der Kammern 
aqf dÄe Anor^ong des Finanghanshaltfls , i Vem so 

»* I 
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lange beides , nämlicli die gewöhnlichen , und die rof- 
übergebenden «der aufsferorden fliehen Bedürfnisse, in 
eiiiem Budg^et veinnengt scyen, die Unzulässigkeit einer 
Verweigerung der Mittel zur Deckung der erstera , den 
Kammern k'men moralischen Zwang zur gleichmäßigen 
VcrwiUigiing der letztern auflege. 

Die GrDiide mit welchen der Finanzminist er diesen 
Antrag bekämpft hat, beweisen, dafs vorzüglich diese 
letztere Rücksicht denselben geleitet und bestihimt ha- 
be, M. 8. die vollständige Entwickelung dieses An- 
trages, i" dem Monitenr r. 1827, Nro. 128 u. 152- * . 



IV. 

Ueber die Initiative in Betreff" der j4nordnung des 

Steuttsatt/ivandes.'- 

§■ 2i. 
Mit der Andeutung der Grundsätze und Normen für die 
Etatisirung, steht die Frage über die Initiative in Betreff der 
Anordnung des Aufwandes , und jene, in wie fem die An- 
sätze in dem Genera Ifinanzetat als unbedingt, maafsge- 
bend zu betrachten sind, in der innigsten Verbindung. In 
Staaten mit einer repräsentativen Vei-fassung, kompliciren 
sich beide, durch die Einwirkung der Stande auf die Ge- 
setzgebung überhaupt , insbesondere durch das Steuerbe- 
willigongsrecht , und durch jene« zur Forderung einer Nach- 
welse über die Verwendung der Steuern , welches denselben 
zusteht, und durch die Ansprüche, welche sie aus diesen 
Rechten i^leiten. *) 

•) In allen Yerfassungsurliundcn ist das Sleuerbewilligungsrecht 
anerkannt , diese Anerliennting jeäocfa nicht in allen mit glei- 
cter Bostimmtbeit ausgedrücKl. In Hinsicht auf das Gewicht 
welches in den Diakussto^eu in mehreren .Staaten auf die- 
Redaktion dieser Anerkennung gelegt ist, durfte nachstehende 
Ueb«rsicht der Verschiedenheiten in derselbea nicht ohne 
Interesse seyn. Dieselbe lautet In Frankreich „aucnn im- 
<> pöt ne peut ^Ire' Stabil , ni per^u, s'il n'a ^te eonaenti par 
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Es sin^ deren vorzüglich zwei, nämlich; 

a) der Anspruch einer Initiative in Betreff des Aufwandes, 
sowohl durch selhstwillige Eintragung eines Gegen- 
standes, Vielehen die Regierung unbeiücksichtigt gelas- 
sen hat, in das Budget; als durch selhstwillige Erhö- 
hung deren Anforderungen Oder Anträge ; sodann 

b) die Forderung, dals di« Summe Ton Mitteln, welche 



)es dem chainbrcs , et aanctionni^ par lu rol." (Konsttt. v. 4> 
Juniua 1814, Art. 48.) — In dem Uönigrcicli der Nieder- 
lande,' „das Budget der Ausgaben des llünigreichs mHfs die 
Beistimmung der General Staaten liabun; Keine Auf- 
lage EU Gunsten de» öfFentlkhen Schatzes kann anders 
al-s kraft eines Geseties eingeführt ivprden." 
(Fundamentalgesctz vom 34. iugust 1815, S- 117 u. 197.) In 
Schweden, '„keine öffentlichen Abgaben können 
ohne Einwilligung der Stände erhoben wCrdcn. Es 
kommt auf diese an, eine dem geprüften Bedarf emspre- 
clieude Bewilligimg zu machen." (Honatit. v. 7. Jun. 1809, 
5- ,60 u. 63.) In Norwegen, „es kommt dem Stör- 
thing SU, — ScIietEung, Abgaben, Zoll und andere ölfent- 
liehen Lasten aufsulegen-" (Konstit.-v. 4. November 1814, 
§. 73.) In Polen, „der Beichstag berathscfilagt in Folge 
der Mittheilungen des Souveräns, üb er die Vermeh- 
rung oder Verminderung der Steuern." (Konstit. vom 
J7. November 1815, j. 91.) In Bayern, „der König er- 
holt die Zustimmung der Stände zur Erhebung al- 
Icr direkten Steuern, so wie zur Erhebung neuer in- 
direkter Auflagen, oder zur Erhöhung oder Veränderung 
der bestehenden," (Verfass. Urk. v. 26. Mai 1818, 7te Tit. 5. 
5.) In Würtemberg, „ohne Verwilligung dcrgtönde 
kann weder in Kriegs- noch in Frledenseeiten eine di- 
rekte oder indirekte Steuer ausgesckriehcn oder 
erhoben werden." (Verfasa. Drk. v. 25. Sept. 1819. j. 109.J 
In Hannover, „das Kecht der Verwilligung der 
Steuern, und der Mitverwallung derselben." (Patent 
V. 7iDec. 1819.) In Baden, „ohne Zustimmung der Stande 
kann keine Auflage ausgeschrieben und erhoben iverdcu*" 
(yerf. Urk. v. 23. August 1818, }. 53.) In gleicher Art m dem 
Gro,fsherz, Hessen. (Verf. Urk. v. 17..Dec. 182U, J. 67.) 
In Weimar, „das Recht über jede Besteuerung — elie sie 
irur Ausführung kommt, gehört zu werden, dergestalt, dafs 
ohne dieses Gehör, und ohne ihre ausdrückliche 
Verwilligung, weder Steuern ausgeschrieben noch erho- 
ben werden dürfen." (Orundges. v. 5. Mai 1816, $■ 5, Nr. 3.) 
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das Budget f Qr eloen G«genaUnd diftponirt bM , — die 
' in demselben fär jeden einzelnen Artihel angesetzte 
Grörse des Aafwandes, — weder überschritten, noch 
diesen Mitteln eine andere Anwendnng gegeben werde. 
— Die SpecialitSt. .— 

Dadurch nämlich, dal^ die Verwilligong der Steuern 
eine vorhergehende, in alle Einzehiheiten des Staats- 
liaushallei eindringende Prüfung der Forderungen und An- 
träge der Regierung bedinge , die Gröfse der zu bewilligen- 
den Stenersumme , Ton jener der geprüften und als noth- 
wendig anerkannten Bedürfnisse abhänge, bilde sich ein 
Recht der Stande zu einer maaTsgebenden Einwirkung auf 
die Bestimmung der Gegenstände f&r welche, 
^ und auf das HaaCs oder auf die GrSfse in welchen, ein 
, Aufwand für dieselben stattfinden soll. Dieses RecEt zur 
Prüfung sey nn beschränkt, und könne dilber anch dessen 
Ausübung nicht auf die blofse Befugnifs zu einer Vermin- 
derung solcher Anträge und Forderungen , welche als un- 
SEWeckmäfsigjOder flberspanüt erschienen, beschränkt wer- 
den. Yielmehr folge aus demselben die gleiche Befugnifs 
zur 'Erhöhung des Aufwandes für solche Gegenstände, 
welche die Stände als nicht hinlänglich berücksichtigt erach- j 
ten , oder welche die Anträge der Regierung gar nicht be- 
rAcksichtigten , indem das Interesse der Steuerpflichtigen, 
. dessen Vertretung Zweck der Prüfung sey,, eben so sehr 
durch eine solche Nichtberücksichtigung , wie durch ein 
Cebermaafs in dem Aufwände' gefährdet werden könne. Ohne 
diese Befugnifs , und ohne jene zu der Forderung , defa die 
Regierung sich nicht blofs überhaupt , sondern auch in An- 
sehung eines jeden einzelnen Ausgabeartikels in denjenigen 
Schranken halte,' welche das gemeinschaftlich regulirte Bud- 
get bestimmt und fixirt habe, würde das Recht zur Prüfung 
und jenes der SteuerbewiUignng, illusorisch, und ohne prak- 
tische Bedentang sejn, die Stände den Zweck ihrer Institui- 
rnng überhaupt nur sehr unvollkommen erfüllen können. 
Genau betrachtet, lose sich die Verwilltgung der Steuern, ' 
in so viel einzelne oder specielle Bewilligungen auf, als das 
Ausgabehndget besondere Artikel enthalte. Die Aufnahme 
eines solchen in dasselbe , unteretelle das Daseyn eines Be- 
darfiiisses, nnd die Nothwendigliflit seiner Befriedigung. 
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für dieafl, Hod zwar ausschliel'slich nur für diese, 
als Ursache oder Zweck , sey eine ent sprechende Summe 
vdn Mitteln be^fiUigt , und durch diese gegenseitige Bezie- 
hung zwischen beidem, hilde sich gewisse rmaarsen ein Hon- 
trakt zwischen der fiegierung und dem Volke , dessen Erfül- 
tung die Specialität bezwecke. *) 

Aus dem Hecht zur Prüfung der Anträge der fiegie- 
ruug, un4 aus ieneni zu. ihrer Beschränkung, folgt je- 
doch keineaweges ein solches zu deren Erhöhung; aus 
dem Hecht, welches die Regalirung und Festsetzung dej* 
öffentlichen Abgaben, und die Erhebung derjenigen, welche 
die Regierung als nothwendig erachtet, von der Einwil. 
lignng der Stände abhängig, macht, keinesweges ein sol- 
ches zu einer Vergröfserung des Aufwandes, oder zum Aufr 
dringen Too Verwendungszwecken, die nicht in dem Haus- 
haltspläne der Regierung liegen. Beides sind wesentlich 
Tersehiedeae Dinge, deren keines das andere bedingt. Eine 
solche Ausdehnung des Rechtes zur Prüfung, und des 
Steuereinwilligungsrechtes, folgt daher weder aus der Natur 
der 3ache , noch aus den wesentlichen Grundlagen der Re- 
praseatatiT> Verfassung, die lediglich nur auf ein Recht zur 
Ausübung einer Kontrole, zur Verhütung von Willkür in 



*) Beide Fragen sind seit dein Jalir ISIG bis 1324, in jedem 
Jahre Gegenstand lebhafter und umfassender Erörterungen 
in den fransösiiichen Bammcrn getvcscn, von nclchen jene in 
den Kammern- in teutschcn Rcprascntntivsiaaten ,. nur ein 
NacliUang gewesen sind. In den erstem ist mitunter ein be- 
sonderes Gewicht auf den Unierscliied Ewiscben consentir und 
vxiter gelegt, und aus demselben sowolil für? als gegen den 
Änspmeh der Kammern gefolgert worden. — „Lc consen- 
tement est un droit de plus, que lc vote. La Charte 
nous a (lonaü implicitcmcnt lc droit de refuser les fonds 
pDur des Services cssentiels, si lc gouvernement no suivait 
pas la marclie indiquec par la cliambrc. Or , si nous avons 
ce droit, nous avons aussi celui d'augmenter les depenses. 
— 'Und: Pour regier les impöta Ü faut neccsKsireiuent que 
la chambre regle les depengcs de cliaquu miaistcre; il faut 
necessairement aussi, (ju'elle £ie los dcponses de cbacun d^i 
objets distincts do ce ministere etc. — Dein erstem dieser 
Gründe ist entgegengesetzt worden: Vous n'avee qu'a con- 
sentir, ce qui est eiclusif de tonte espcce de propo- 
sition nouvelle par amendement. 
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Atar Erhebung tob Stenem,, und «nei Uebennaa&ea in dem 
Aufwände hinweisen. Die Erh^ung 'der Forderungen der 
Begierung liir einen bestimmten Gegenstand, und noch mehr, 
dim eigenwillige Einschiebnng einer von der Regierung nicht 
verlangten Ausgabe in das Budget, last sich"^ in der Wirit- 
lichheit in eine Erweiterung eines gegebenen, oder in die 
Anordnnng eines neuen Verwendungszweckes oder Gegen- 
standes auf, mithin in einen Aht wiriilicher Regierung, oder 
yerweltnng, deren Thätigkeit sich rorzfiglich hierdurch 
äufseit. Dieselbe greift daher in das Recht der Initiative in 
Betreff der Anordnung des Staatshaushaltes, welches als ein 
wesentliches Regierungsrecht, ausschliefslich und allein nur 
dem Regenten, oder der Regierung zustehen kann. *) Die 
möglichen Folget einer solchen Ausdehnung, wenn dieselbe 
als ein Becht evincirt werden könnte , würden um so erheb- 
licher und weitgreifender seyti können , weil alsdann die 
Gränze für dessen Ausübung, lediglich in der eigenen Häfsi- 
gong in dessen. Gebrauche gefunden werden könnte. **) 

Unbestreitbar dagegen, wenn gleich in Betreff des Haa- 
fsesfOr seine Ansfibung nicht nnbestritten , ist das Becht 
zur Forderung, dufs die Steuern üBr die Deckung derjenigen 



") M. s. Klüber, Sffentl. Recht, S- 221 — Sa6. 

**) — Si des cbangemeus au bwdget en accroisement de depen- 
ses etaicnt üne fois admis eu principe , ces chaagemeiu ne 
p'ourraient donc Jamals produire un refu« de sanction. Ainsi 
l'usage i'etablirait petit ä pctit dans la chambre.des deputes, 
de TOlcr xertaines depensei qui n'avaient pas ite proposees 
par le gouvemement. Quelques importans que fussenl les 
objcts de ces depeuRes pour la progpfrite du pays, ce ne 
seratt pa« moins'une concentration absolue du 
pouvoir tegislatif. Car ai le roi , ni la chambre des 
pairs, ne pouvant jamais, a moins de circenstances eitra- 
ordina'rei refuser 1c budgct, il est ctair, que toutcs les ad- 
ditions que la chambro j aurait inserics , seroot devcnues 
nvccssa'ri^s, quo par consequent la chambre aurait par sa 
propre, et pnr sa scule autorite, fait deg lois. — Toits les 
gouvtraamens repr^sentatirs «nt adoptü Ic principe que t'o- 
rateur dcfend , ' et l'nnl »uivi avec rigueur. Jamals cn Angle- 
terre, aucune espece d'addition, aucuno espAce d'intercnla- 
tion B iti sonfferto dans le budget. — Honiteur 1834; 
SIro. 1S8. 
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Bedürfioisae ^ w^f^e sie -ra^wüli^ worden sind, wiriiKflk > 

▼erwendet , denselben niohl: eine iuidere Anwendong gege- 
ben, and dafs ohne eine TollkoHunen gerechtfertigte Ursache, 
die in dem Budget regnKrte Gröfse des Aufwandes nieht 
fiberscbritten werde. Die Zngestehung desselben ist theils 
eine nothwendige Folge des Rechtes zur PrOfong der For- 
- demngen der BegieruDg, welches im Fall den Verwahong». 
hehörden ein solches zn wüIkSrlicben Abänderungen zu.- 
stinde, ohne praktiscben Werlh »eyn würde; theils be- 
zweckt dasselbe Sicherstelliing der Steuerpflichtigen gegen 
jedes üebermaaTs in dem Aufwände, weil dieses ein solches 
in den Steuern zur Folge haben könnte. Ans diesem Zwedie 
bildet sich die natürliche und zugleich nothwendige Gränze 
für seine Ausübung, die niemals weiter als fSr dessen Er-' 
f&Unng wesentlich nothwendig , nnd nicht in einem solchen 
Maafse ausgedehnt werden darf, . dafs sie die freie Bewe- 
gung, deren die Regierung für die Erfüllung ihrer Zwecke 
bedarf, and den regelmäfsigen Fortgang der Verwaltung 
hemmen könnte. ~ Diese Gränze selbst, bildet sich dar<^ die 
Verschiedenheiten die in dem StaaUaufwande stattfinden. *) 
Eine Tollständig genaue Yorherberechnung Ton dessen 
Gröf»e, hann nämlich nur in Ansehung einer hlehierea An- 
zahl bestimmter Gegenstande, oder Verwendungszwecke zO. 
lässig , die Forderung , dafs die Ansätze oder Fixationen in 
detn Budget nicht flberschiitten werden , daher auch nur in 
Ansehung dieser statthaft seyn. In Absicht auf die bei Wei- 
tem gröfsere Hehrzahl beider hingegen, können die Ansätze 
in dem Budget, jederzeit nur auf einer mehr oder weniger 
annähernden Schätzung beruhen, deren wirkliches Zu- 
treffen von dem Zusammentreffen und Zusammenwirken von 
Umständen abhängt. In Ansehung dieser, iiubesondere der 
Einzelnheiten einer Hauptgattung von Aufwand, bezweckt 
der Ansatz einer numerischen Gröfse in dem Budget, nicht 
sowohl eine Maafsgabe für diese, sondern vielmdu* 
nur eine Andeutung der Gegenstände, für welche 
Toraussichllich eine Verwendung erforderlich seyn wird; 
der in Ansatz gestellte nuraeHsche Betrag, nur eine solche 
ihrer muthmaafslichen Gröfse. Eine Verpflichtung 

•> M. s. oben (• 9. 
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4erVerwakimg zur gen^Lsa bariialtaii^ wldkec «|^*x^M- 
tiren SchitBongHi , «nd «ue BtfsChrinluimg ihrer BefngaüÄ 
nr UebMtragiug «nd zar B^itttsung der Ueberscküwe 'W 
eiaselnen Artikeln, ■nvXleckaiig eine« Uang^ bei tviderii, 
«<kde dieselbe der GeCalir bk)£MteUea , neb bei jeden 
Schritte m der Aaeirdming oder Aufübroag BOtbvendigsr 
Jtfaalsregebi gdiemmt cn «eben, -wet^er lie nur dadurcb 
vflrde aaiweMken kütonen, defi sie den mctbnvaftUdtw 
Bedvf Ülr alle Einzebiheiten, in dem höcbsten An^eUfg«, 
in iinMtx briagt Hierdurcb aber vfirde das ToUt des A«£- 
-wandes in dem Bodf^ , und mit diesem jenes der 20 seiner 
DeebnBg bestimmten Steuern ret^röraert , deren nögUch« 
gröbte Ermafsiguig eine solobe Ausdünnung der SpeoialtUit 
bezweckt 

Ueberbanpt, und in Hinsiebt auf die hdbere V^tAii^ 
tnng der Regiemng &x die mfigtiebtt vollatändige t^rfülliuig 
der Zwecke des Staatsrereins , luunt et wohl liei^em Zweifel 
nnterKegen , daf» in Fitllen , in welchen diese aad der rc^el- 
' mäfsige Fortgang der Verwaltong nur dnixh eÜDe Ueber- 
sebreitnng der Ansätze in dem Budget, oder durch Xrans- 
fmning Ton Fonda Ton einer Position auf andere geaichert 
werden kömite, dieselbe sich 2u beidem-, selbst TerpQichtet 
erachten mfifste. Ein Recht, welches die Stsat»¥erw«ltiiDg 
in der Erföllnng ihrer wesebtUcben Terpflichtnngen hem- 
men wfirde, kann aber den Standen eines Landes niemals 
Eusteben. 

In Hinsicht auf diese Grfinde, mufs^die Specialität, 
selbst im Fall die Forderung ihrer Ausdehnung auf jeden 
einzelnen Artikel in dem Budget, in. der abstrakten Theorie 
, gerechtfertigt werden hönnte, in der wiriilichen Staatsrer- 
wältimg, auf eine Nicbtübferschreitung der Ansätge für 
Hauptkategorien von Aufwand, aad auf eine NichtOber- 
tragkeit der Fonds die fär eine solche ausgesetzt sind, auf 
andere , beschränkt werden. *) Eine solche Beschränkung 



*) In der groben MehrEahl vvn BepräscntativstaatcD ist die 
Frage in BetrefT der Speciaütät in der Verfaaaungsurldinde 
nicht berührt. Eine Ausnabme findet in jener von Schweden 
statt, welche eine solche für einzelne Artikel vorachreibt, so- 
. dann in dorn Fundamentalgesetee fiir die fii^derUnde, in wel- 



dflPMiben ffesfigt zugleidl £Dr die ErraiditRig des Zvedkn, 
welche durch dieseibe überliaupt beabtichtigt'iit, indem dt« 
Sieheriisit gegen itillkarlldie Tergr6fsentng des Anfwandes 
niebt sowolü durch eine solche Ansdehanng der Specialitit, 
Bondttiti riehnehr nur durch die Terpfliohtimg «sr'Hecht- 
fertignng der Uebenchreitongen nnd Uebertragtmgen be- 
gründet wird. 

§. 22- 
Die Anordnung und Leitung aller MaaTsregeln für die 
Srfüllwig des Einnahmenbudgets, gehört zu der aus- 
scIOieTBlichen Uompetenz , so wie zu den vesentliehen Ob- 
liegenheiten des Finpnfnainisteriums. Die BefugniTs zur 
Verfügung des Aufwandes hingegen, und jene zur Anwei- 
sung der durch diese veranlagten Ausgaben auf die Staats- 
hanptkasse, bildet eine der wesentlichsten Attributionen der 
Chefs der Hauptabtheilungen der Staatsverwaltung (dpr Mi-, 
nister) , indem dieselben wegen der Abhängigkeit in welche 
sie der Hangel dieser Befugnifs zur ungehinderten Dispo. 
sition über die Mittel deren sie für die Yollführung ihrer 
Anordnungen bedürfen, versetzt, niemals eine Tollstandtge 
Terantwortlicbkeit für deren Erfolg würden übernehmen 
können. *) Zu dem Ende ist einem jeden derselben für die 



cfaem dieaelbe auf die NIcbtübertragung der Summm, die Itir 
ein IBinisierialdepartemcnt auigesetst sind, auf anders, be- 
tcbränbt iat. In Frankreich ist dieselbe durch ein« Ordon- 
nane v. 14. Scpl. 1822 auf die Kapitel in den Ministerial- 
budgcts beschräultt, in der Ordonnaus v. 1. Sept. 18S7 aber 
die Vorscfarirt einer Eintheilung des Budgets - und eines Bu- 
bribenajBtenis für das»elbe, noch mehr prädsirt. M. s. diese 
unter den Beilagen Nro. 4. 
•) Die Zugestehung dieser Befugnir» ist eine nothwendige Folge 
der Vertheilung der Verwaltung in Realdepartement». — Üebri- 
gen« sind die Anordnungen für ihre Ausübung, in den eiuEel- 
nen Staaten sehr verschieden und abweichend niodificirt. In 
Wiirtemberg s. B. sind Mi nister ialkauen angeordnet, welche 
die Zahlmeisterei der Staatsliaupihassc, jedoch nur für be- 
stimmte Zahlungen Surrogiren , im Allgemeinen aber, an die 
Stelle der Buchhallereien in andern Staaten treten. (Verord. 
V. 17. Junius 18S1). In dem Grorshersogthum Baden hingegen 
ist eine besondere Kassenhommitsion angeordnet, durch wal- 
cbe alle Anweisungen auf die Generalstaatskaise, auf die Amor- 
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Samme von Geldmitteln welche das Badget für lein Depar- 
tement zu seiner Disposition stellt, ein Kredit bei der Staats- 
lusse eröfinet, über -welchen derselbe entweder unmittelbar, 
oder durch Delegation an die ihm untergeordneten Chefs 
von Generalrerwaltnngen etc. verfügt, und in Ansehung die- 
ser Yerffigung, nar die Verpflichtung zur Beobachtung der 
Torgeschriebenen Normen und Formen , nnd ancb in der 
Hinsicht beschränkt ist, dafs derselbe den Kredit welcher 
fSr jeden besondern Gegenstand eröffnet ist, (ohne speoielle 
Autorisation) nicht überschreiten darf. *) 

Zum Behuf der Begründang einer Kontrote, in Betreff 
der Beobachtung dieser Normen und Formen, und der 
' Schranken die in Betreff der Gröfae des Kredits bestimmt 
und , und einer fortlaufenden Vebersicht Ton der Gröfse des 
gesammten Aufwandes , unterliegen diese Anweisungen dem 
Yisa des Finanzministers, ohne dafs dieser jedoch in die. 
Anordnungen der Departementschefa in Betreff der' Verfü- 
gung eines Aufwandes an sich eingreifen darf, welche 
denselben auch in dem Fall nnbedingt fiberlassen bleiben 
mnfs, dafs die Befugnifs zur Ertheilung Ton Anweisungen 
auf die Kasse, dem erstem allein zusteht. Die Nonnen und 
Tonnen ffir diese , und die Vorschriften in Betreff ihrer Be- 
grfindnng oder Rechtfertigung, sind durch die re^ementare 
Gesetzgebung eines jeden Staates geregelt. Deren Zweck- 
raäfsigkeit ist dadurch bedingt , dafs sie die Verwendung an 
sich, in objektiTer und subjektiTer Hinsicht rechtfertigen, 
und die Konkordanz der Anweisung mit dem Kredit, der für 
den in derselben bezeichneten Gegenstand fiherhaupt, und 



tisationskasse und auf die drei Kroishasten laufen, und durch 
weldie auch jene für Besoldungen und Pensionen bewirlit 
I werden etc. (Verord. v. !l). Junius 1820). 

') In Frankreich verrügt Art. J5 der Ordon. v. 14. Sept. 1822, 
dafs im Fall eine Anweisung ,-,clil vurschrinEmariig belegt i«t, 
»der Boustigp UuregelroäriighoUL'n in derselben stattflndcn, 
ihre AuBsablimg vorläufig suspondirt , und dem anweisenden 
Minister sowohl hiervon als von den Mangeln Kenntnirs gege- ~ 
ben; im Fall derselbe jcdoeh auf der Auszahlung bebarrt, diese 
alsdann ewar ohne weitem Aufenthalt bewirkt , zugleich 
aber dem Finanzminister sofort eine Anseige gemacht wet, 
in soU. 
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bacli in dem monatlidien Bepartitionsätat ä^öfiiiet 
ist, nachweisen. *) 

Diese letztern Irezwecken die stete ^haltung des Gleich- 
gewichte& zwischen dem Bedarf nnd den MiUeln die 'wäh- 
rend einem bestimmten Zeiträume (in dem- bevorstehenden 
Monate) zu dessen Deckung Terwendbar sind, oder dispo- - 
nibel gemacht werden können; eine Ättsgleichnng zwischen 
beiden durch Sichtung des Aufwandes nach Maafsgabc sei. 
ner Dringlichkeit; überhaupt Sicher Stellung des ordnung»- 
mäfsigen Foitganges des FinaD/haushaltes gegen Störungen, 
die dadurch Ternrsacht werden könnten, daTs die Departe- 
mentschefs bei ihren Anweisungen weder die jedesmahge 
Zahlongsfahigkeit der Basse kennen, noch die Bedfirfnisse 
der andern Departements berücksichtigen. **) Ueberhanpt 
eine solche Anordnung aller Yortheile die aus einer öftem 
Bevision des Finanzfaa^haltes resuitiren, und welche durch 
blofse periodische (gewöhnlich monatliche) Situationa- 
etats des'Bassenbaushaltes nicht supplirt werden 
hönnen. Diese nämlich bezwecken lediglich eine Darstel- 
lung des thatsächlichen Zustandes der Staatskasse in 
Absicht auf die Einnahme und Ausgabe in einem gegebenen 
Zeitpunkte , ***) ohne Rücksicht auf die Verhältnisse die i|t 



*) Sefar, bestimmte und :enecbtiiürsige Vorschriften in Betreff 
eiuer solchen Begründung und Rechtfertigung der Anweisun- 
gen finden sich z. B. in der königl. französ. Ordonnani v. 
14, Sept. 1822, Art. 10 (Beilage Nr. 5). 

**) In Hinsicht hierauf dürften dergleichen Etats in Staaten in 
welchen deil Departementschefs die Befugnifs snr Anweisung 
zusteht, selbst als Bedürfiiirs zu betrachten se;n. Der Ver- 
fasser hat Gelegenheit zur Erfahrung gehabt, nie lie die Fort- 
führung des Haushalte« ohne wesentliche Störung auch in dem 
Fall möglich machen, wenn das Gleichgewicht swischen Ein- 
nahme und Ausgabe, periodisch gestört ist. 

***) In diesen Situationsetat* werden die Einnahmen und Ausga- ' 
ben die bi« zu dem Monate, für welchen sie aufgestellt wer- 
den,. sodann diejenigen die in diesem Monate selbststatt- 
gefunden haben, in Sunimarien nach Maafsgabe der Etatstitel 
und durch Yergleichung der realisirten Einnahmen und Aus-, 
gaben mit diesen nachgewiesen, .wie viel bis zu Ende eines 
solchen Monates auf jeden Etatstitel eingenommen, rückstän- 

. dig, nnd noch einzunehmen; und eben so, wie viel für jede 
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Betreff der Zalio^lifltkeit, oder Uttfoilänslichkeit der ers^ 
ren stattfinden, and ohne solche auf eine solche Ausdei- 
diniig zirischen beiden, welche den ^ngehiQde^tea Ji'ortgang 
der VerwaltuBg aichfr stellt. Ueberiianpt gewähren diesel- 
ben keine Uebersicht Ton der jedesmaligenLagedes Staats- 
(inanzhanshaltes, sondern lediglich nur eine solche des 
Kassenhaushaltes. Eine solche Uebersicht der ersteren, 
sowohl in jedem Momente im Laufe eines Finanzjahres, als 
am Schlüsse desselben, inufs durch die Staatsbuchhal- 
t e r e i bescbafft werden, bei welcher für diesen Zweck nicht 
blofs das Detail des Bruttoeinkommens, und jenes aller 
Ausgaben so gebucht, sondern zugleich auch alle Daten 
über die Ursachen und Verhältnisse welche auf die (^»Tie 
Ton beiden überhaupt, and günstig oder iingrmatig einwir- 
Jien, oder einen Einllufs gewinnen können, gesammelt, und 
so geordnet werden müssen, dals dieselbe anf jedesmaliges 
iErfordem , eine in alle Einzetnbeiten eingehende , TolUtln- 
di(g^ Uebersicht Ton den Yerhaltnissen und ron der Lifge 
dasgesammten Finanzbanshaltes, uehI eines jeden a^er 
einselnen Zweige , gewähren und darstellen kann. *) 



Hauptruhrilt in dem Etat ausgegeben, für die Vergangenbeit 
aa Kahlwigen rückständig i»t, und bis euid Ablauf de« Jahres- 
nocb au bezahlen bleibt. Der Situationsetat für den leisten 
JUonat des Hcchnungsjahres , weist sodann die wirklicbe Eiu- 

, nähme und Ausgabe in diesem, die Aktiv- und Fasaivrüehstände 
von bei dem nach. 

") lieber solche Buclihidtercien Kieschbe in d. a.W.S.SWir.; 
lumTheil v. Lichtcnstern, über statistische Bureanx, 
ihre Geschäfte , Einrichtungen und nöthigen Formen etc, 4te 
Ausg. Dresden .1820. In Frankreich bildet diviolbe eine'be- 
sondcre Bivisian in dem Finanzpiinisterium , in welcher die 
Beiullate der Bucbhaltereien der einzelnen Ministerien, znm 
Behuf der Gcneralfinanzrechnuog zusammengestellt werden. 
■In PreuCsen ist bei Aufhebung der Generalbontrole eine »«Iche 
angeordnet worden, deren Chef derjenige StaatsininUler ist, 
welcher bei ^em KiSnige den Vortrag in Yerwaltungisacfaen 
bat, zweiter Chef aber, der' Finanzmhustcr. (Kabineisordre 
V. S9. Mai 1326-) bi Oesterreich ist dieselbe mit dem Gene- 
nair echnnngsdirektorium verbunden, welches gewissermaarsen 
als MinistoriuQi konstituirt ist; in andern Staaten, z. B. in 
~>Vürtember£, mit der Oberrechnu^gfkammer. ^ 



V. 
üehtr den Kuasenhanshalt, 

0-23. 
Die Organitatmi des HassenTrcfleos nt tod grofser 
Wiohc^wit, niclit jwr an sich tmd fil>a:)i8apt, »ondem 
■seil We^en ^m EmänMC trdchen dauelbe auf den K^el- 
. leren oder trägem Umlauf der öffentlichen Gelder «ofsert. 
Mit derselben stduen zngleidi die Normen nnd Formen ffir 
du Bechnongiwesen in der ianigsten Veiitindnng, deren 
Ziweclunärsig^eit dadun^ bedingt isti'dafs die Rechnwngen 
eine TtJlBtüi^ige , Uxre , o&d Eugleidi Tollkoinmen beigrün- 
dAe Deberncbt oder NachweiBO ron den Oeldem welche, 
und wsTOn und woher sie eingesogen worden sind, nnd Ton 
deren Wiederrerwendung gewähren. *) 

Die Anordnungen für das iUssenweien beziehen «ich 
theüi, auf deren Aiisahl und Terbioduigj theiJs avf die 
Notmen maA Fomwn fiir die GesidutftsfArung bei d«nBel- 
ben, — Auf äieFömdichheiteo in Iletre£rdeTyereinuaiunung 
und Verausgabung der Gelder, — auf die Formen SOx die 
NaelnroiBe töd beubem ; endlich, suf deo Gesdiäftskreis der 
UMMri>eBtDtmi , nnd deren gegenHiäigeBtettsng. 

Aus dem Zwecke oder der Besdnbnung der Kassen lals 
Anitaltxn fSr die £i^ebung nnd Bereidtdtung des Staats. 
eidlu*n«enSEimi Behuf sfiina- Yerwendung, emtwii^eln sich 
n .B^refiT iht^er Ünsahl und yerbindimg aachsuriiesde Po. 



*) Aufser den %. i& oagofuhrteaSohriaen v<m EicheunefeF, 
Feder und Hictchlie, Klippstein Grundsätze de,r 
Wiitenscbaft Rechnungen einenrichten. Lei^ e. 
1778- Puteani, Grundsäjie de» allgämeineD Rech- 

. nungswesens, Wien 1818. Neugehauer Darstel- 
lltng des Verfelirens im Katscn- und Hecfanungs- 
n-esemhei idev franufis. Verwaltung. Breslau ISSO. 
~ Wfilmey Handbuch über da« Kassen- und Sech- 
uungsweseu, 2te revid. u. orgaaite A.uflage ISM. — Hörn- 
ber^ über die Verei nfacliung des Finanzrech- 
uungswesens. Erlaug. 1837. ~ Andeutungen über die 
Einrichtung des UasKeuwesen* in einer Anzahl von 'Staaten, 
' t.i^iii. U4^ Verfasa.P.oliti'k etc. I, f M ^ff. 
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■tolate, die zugleich sls-leitende Principien beaclitet werdetl 
mfissen, iiSmlich: 

a) dafs deren Anzahl nicht über den absoluten: Bedarf 
von solchen rergröfsert, dieselben nicht mehr als die 
Verschiedenheit der Verwaltangszweige unumgänglich 
erheischt, rerriellaltigt, die ersterenTielmehr durch jede 
zulassige Centralisirung der Einnahmen au« einem be- 
stimmien Bezirkein eine Kasse, möglichsi beschränkt 
werde; 

b) dafs die Oerilichkeiteu und die Verbindungen der Kas- 
sen auf eine solche Art komhinirt werden, dafs die Ein- 
nahmen, so viel tbnnbch, ohne Umwege, und ohne 
Belästigung der Zahlungspflichtigen, in dieselben ein- 
gezogen werden können, und dafs eben so der Bedarf 
an Geldern, schnell und leicht an jeden Ort wo ein 

.solcher stattfindet, hingescbafll werden kann; 

c) endlicl), dafs der Umlauf der Gelder zwischen den 
Kassen so regulirt werße, damit einerseits deren zweck- 

' loses Hin- und Herschieben, andererseits das Stagni- 

ren grofser Summen Geldes in den Kassen Terhätet 
werde. 
Unter den Fragen, die sich aus diesen Postnlaten ent- 
wickeln , dürften die nachstehenden als die wichtigem zu 
erachten sej^, nämlich; 

a) die Frage über die Zweckmäfsigkeit oder Unzweck- 
mä^igkeit einer Centralisirung des gesammten Geld- 
hansbaltes in eine einzige Central- oder Hanptkasse, in 
welche das gesammte Bruttoeinkommen des Staates ein- 
fliefst, und aus welcher alle Ausgaben unmittelbar oder 
mittelbar bezahlt werden, und zu welcher alle übrigen 
Hassen, in das verhäJtnif^ blofser Filialkassen treten^ 

b) sodann jene, über die Nolbwendigkeit , die Vortheile 
oder Nachtheile von Mittelkassen zwischen der 
Hanptkasse vnA den Specialkassen, und über dieZn- 
lässigkeit oder Unzulässigkeit einer unmittelbaren 
Verbindungzwischen diesen letztem mit der Hanptkasse; 

c) endlich, über die Verhältnisse der Special- und Ele- 
mentarhassen, in wie fem dieselben nämlich lediglich 
nur als Einnahmekassen zu behandeln sind; oder ob, 
und weiche Arten von Ausgaben zur selbttstäjidi- 

' ge» 
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gen AasbezaUimg und Terrechnung auf dieselben an- 
gewieBen werden hönnen. 
Die Praxis hat in der Mehrzahl Ton Staaten (msbesoo- 
dere der gröfsereu) f fir die Centralisirung entschieden, wel- 
che in Hinsicht auf das Princip der Einheit des Staates, wel- 
ches sich auch nöthwendig auf die Anordnung seiner Yer- 
waltong fiberträgt, und' auf jenes der Einheit des Euts, 
auch in der Theorie begründet und gerechtfertigt scheint.*) 
Ueberhaupt mofs es beim Hinblick anf das Wesen, die Kon-' 
stniirung and auf das Getriebe des Staatshaushaltes , aufser 
Zweifel ^irscheinen, dafs eine zwechmäfsigc Disposition über 
das Total des Staatseinkommens nur in so fern möglich seyn, 
dessen Koördinirung mit dem jedesmaligen Bedarf nur in 
dem MaaTse bewirbt, das zwecklose und zugleich nachthei-. 
lige Stagniren grofser Stimmen nur dann Terhiitet, und dafs 
die Gewinnung und Erhaltung einer fortlaufenden vollstän- 
digen Uebersicht ron der jedesmaligen Lage des Geldbans- 
haltes, nur dann hegrfindet werden kann, wenn das ge- 
swnmte Einkommen in einem einzigen Gentralpunkte ver- 
einigt, and die Wiederansgabe desselben aus demselben dts- 
ponirt, beziehungsweise, durch eine solche Centralhasse 
bewirkt wird. Bei einer Zersplitterung von beidem in meh. 
rere Kassen, gehen nicht nor die ebenerwäbnten Tortheile 
and auch jene verloren , weldie die Möglichkeit über grofse 
Summen disponiren zu können, überhaupt gewährt, son- 
dern es ist mit einer solchen auch der zweifache Nacbtbeil 
verbunden, dafs fortdauernd gröfsere Summen in den Hassen 
stagniren, sodann jener des gröfsern Anfnandea welchen 
die Verwaltung der Kassen bei einer solchen Zersplitterung 
erfordert. 



Hieschke (in der angef. Schrift S. 88— 104) be- 
aträtet nüAt blofs die Nothwendigkeit der Anoi^ung 



*) Die Central! sirung der Fonds für die Staatsschuld in eine 
besondei-e Kasse, und deren abgesonderte Yer\Ta1lung, kann 
nicht als eine Derogation betrachtet werden. Dieselentere 
besieht sich nur auf das Detail; und werden ungeachtet der- 
aelben , lowohl die Einnahmen als die Ausgaben als «olche der 
Centralkaise, in deren Rechnung nacbgevriesen. 

*• HucHVi FiMuwilHMdMft. n. TU. 9 
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einer Central •, od«r GeneralataatilisBBe , sondern es 
versBcht derselbe zugleich äie Nachweisnng der Schäd- 
lichkeit einer solchen. Die Gründe auf welche derselbe 
diese Ansicht stQtzt, sind: 

a) „Der Zweck dessen Erreichung die Anordnung eine 
„solche Haäse beabsichtige, sey, Zasammenstel- 
„lung und Uebersicht. Für diesen bedürfe es aber 
„keiner solchen, indem derselbe durch eine blofse 
„einfache Buchführung hinlänglich err^cht werdfn 
„könne. Jede YerHaltung habe ihre Einheit, und 
,,in dieser müsse auch jede in dem Kassen- und 
„Rechnungs'^esen sichtbar werden. Defshalb »ey 
„es nicht angemessen, dafs während durch Einfüh. 
„rung des Realsystems, oder Ton besondem Mini- 
„sterien nach Maafsgabe der verschiedenen realen 
„Zwecke und Beziehungen der Staats rcrwaltung, 
„besondere Einigungsponkte in derselben gebildet 
„seyen, diese auf dem höchsten Punkte wieder 
„in Eine Kasse zusammengeworfen, und mehr oder 
„weniger wieder aufgelöst würden." — 
Abgesehen davon, dafs diese Sonderung in Real- 
departements keine absolute Trennung der einzelnen 
Theile oder Beziehungen bezweckt, sondern sich viel- 
mehr und lediglich nur auf die speciellere Leitung der 
Terwaltung dieser Theile bezieht, und dafs auch in 
Beziehung auf diese, die Erhaltung der Einheit und der 
Uebersicht des Ganzen , einen gemeinsamen Einiguugs- 
-oder Centralpunkt erfordert, aus welchem der Impuls 
für die Leitung des Ganzen ausgeht, und in welchem 
deren Resultate sich in ein Ganzes verschmelzen; und 
auch d>Ton, dafs in so fem, und in so weit als diese 
auf den Geldbanshalt des Staates, oder umgekehrt, die- 
ser auf jene von Einflufs sind, sich die Nolhwendig- 
k«lt eines ähnlicheD Ceniralpunlites für diesen bedingt, 
beruht der vorstehende Einwurf auf einer durchaus 
irrigen Ansicht von den Yerhältnissen die sich durch 
eine solche Centralisation der Führung des Geldhaus- 
haltes in eine Hasse, zwischen dieser und den Mini- 
sterien bilden. Alles wessen diese in dieser Beziehung 
bedürfen, besteht in der Gewährung ToHhommener Si- 
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cheiiteit in Betreff Aex uiibeengten, aelbstständigen 
Digpoütion über die Mittel, -welche das Budget für ihre ' 
Departements, bewilligt hat. In dieser sind dieselben 
aber durch eine solche Centralisatiou nicht beschränkt, 
indem dieselben fiher den Kredit der ihnen bei der Cen. 
tralkasse erofEiiet ist:, eb^n so frei Terfägen, fils wenn 
diese Mittel in eine betondei'e Ministerialkasse einflös- 
sen, und in einer solchen Teri'echnet würden. Durch 
die Zersplitterung nicht blols der Abgaben, sondern auch 
der Einnahmen in solche Ministerialkassen, Mürde die 
unejrläfslich notliwendige Uebersicht der jedesmaligen ■ 
Lage des Geldhanshalta des Staates verioren gehen, die . 
durch eine (allerdings ebenfalls nothwendige) Buchhal- 
tang ni<^t in dem Maafse wie durch eine Centralkasse 
gewonnen werden kann, weil die erstere die Facta der 
Verwaltung, nur nach ihrer gänzlichen oder theilweisen 
Vollendung, überhaupt jedesmal nur in einet» späteren 
Zeitpunkte nachweisen kann, währen^ die lctztere~die. 
selben in dem Momente ihrer Entstehung erfafst, und 
denselben durch alle Stadien bis zu ihrer Vollendung 
folgt. Jedenfalls würde die unmittelbare Verbindung 
in welche Aar Mangel einer Centralkasse, dic-Ministe- 
rien mit einer grofsen Anzahl von Kassen setzt, deren 
Geschäftsfährung verweitläufigen und hompliciren, ohne 
der möglichen Störungen in dem geregelten Fortgänge 
ihrer Verwaltung zu gedenken, die bei dem Mangel 
einer Uebersicht dei- jedesmaligen Zahlungsfähigkeit 
dieser Hassen, und einer solchen von den Anweisungen 
anderer Ministerien auf dieselben , eintreten können, 
b) „Die Bestinunung einer jeden Staatskasse sej, dafs 
„sie aufser der matei-iellen Rcalisirong der Ein. 
„nahmen und Ausgaben , eine Uebersicht der Ver.i 
„waltung liefere, für welche sie angeordnet sey, 
„-mithin jene der Suatshauptkasse , die Lieferung 
„einer solchen Uebersicht von dem gesammten 
„Staatshaushalte. Diese Bestimmung könne eine 
„solche Centralkasse niemals erfüllen ; durch eine 
„solche z. B. nicht nachgewiesen werden, was die 
„Domainen des Staates eingetragen , was deren 
„Verwaltung gekostet habe ; nicht wie sich der ge- 
9* 
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^ „gea wartige Ertrag der Stiatsfonte, zn jenem in 
„einem frOhem Zeitpunkte , und en dem Hnltur- 
„und Heliorationsanfwande Tei-faslte , der aaf die- 
„selbe verwendet worden ist." — 
Theila aber üegen dei^lei(^ien Nachweisen nnd Yer- 
gleichniigen nicht in der Bestimmung der Kassen, die 
lediglich auf die materidle BesKsirung der Einnahmen 
und AusgaWn und auf eine Nachweise ihres numeri- 
schen Betrages in einem gegebenen Jahre beschränkt 
ist. TheHs und sodann aber möchte hein haltbarer 
Grund obwalten , aus welchem eine dergleichen Nach- 
weise von einer solchen HaupUiasse , weniger als bei 
einer Zerdplitt«-ang des Geldhaushaltes in eine grofse 
Anzahl TOB Hassen, sollte geliefert werden können, 
wenn, wie das CentraHsationssystem bedingt, das ge- 
■ammte Brnttoeinkomsien, und der gesammte 
Verwaltungaaafwand in derselben Terreclmet 
wird. Allerdings müssen die Element^ zu Yergteichun- 
gen wie die Torerwähnten aas den Bechnang^i der Hes- 
sen ausgezogen werden. ■ Thetls aber sind diese allein 
zu diesem Behuf nicht hinreicbendj theik und sodann 
gehört die Verariieitnng dieser £lemente für den ange- 
zeigten Zweck zu den Aufgaben der Verwaltungsbehör- 
den, die sich in dem Besitze der übrigen Daten und 
Hateriidien befinden, welche für eine Tollstandige Bear- 
beitung der erstem erforderlich sind. 

c) „Die Einnahmen der Centralkassen bildetet sich 
„hauptsächlich und eigentlich ausschliefBlich dörcb 
„die Ueberschüsse der Prorincialbassen , die den-, 
„selben auf ein abzuHefemdes Etatsquantum zuge- 
„sandt würden, und deren Von allen Verwaltungen 
„zusammengeworfener Betrag, mehr das bWfse Er- 
„gebnils des Ungefahrs , als einer begründeten 
„Berechnung. Die Hasse rereinnahme und buche, 
, iiVBS ihr zugesandt werde. Ob aber mehr oder 

„weniger einkomme, ob Reste oder Ausfalle statte 
„fanden, wisse dieselbe nicht, und werde erst 
„aas den Rechnungen der Provinciatkassen sicht- 
„bar, die erst nach Ablauf einiger Jahre abgelegt, 
„und in einem noch spätem Zeitpunkte berich- 
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„ti^t würden. — Zugleidi werde durch das Hin- 
„ond Herschicken der Gelder, nicht aar die Ge- 
„schäftsffihrung homplicirt , und ein .gröfserer, 
„zweckloser Aufwand, sondern auch Teranlafst, 
„dafs fortwährend grofse Summen dem Umlaufe 
„entzogen blieben." — 
Daraus, dafs Verhältnisse wje die erwähnten, in ein- ■ 
zelnen Staaten stattgefhnden haben können , folgt je- 
doch keinesweges der Beweis, dala dergleichen Män- 
gel der Anordnung einer Centralkasse inhärent, von 
einer soldien untrennbar sind. Der Haushalt einer je- 
den Kasse mufs , so wie jener der Centratkas^e-auf ei. 
neu Etat gegrfindet seyn, von welchem letztem, die 
Etats fflr die erstem, nnr Fraktionen bilden. Ist in 
dem Etat für die Centralhasse , das Bruttoeinkommen 
nachgewiesen, und sind,, wie sich dieses von selbst 
versteht, die Bücher bei sämmtlichen Kassen mit der 
Hubricimng in demselben übereinstimmend angelegt: 
werden die Einzelnheiten in den Einnahmen und Aus- 
gaben, nicht blofs in den Büchern bei den Kassen, son- " 
dem anck in den monatlichen Situationsetats nach den 
Etatstiteln nachgewiesen , und die jedesmaligen Xb- 
lieferungen an die Centralkasse mit Auszügen oder 
Uebersichten begleitet, welche summarisch die Etats- 
titel oder Bnbriken anzeigen , aus welchen die über- 
machten Gelder sich beziehen , dann geschieht das 
Vereinnahmen und Buchen bei derselben mit vollstän- ' 
diger Sachkenntnifs , welche dieselbe inStand setzt, in 
jedem Augenblicke, die Lage eines jeden Zweiges von 
Einkommen, ob und wie Tiel; ob mehr oder weniger 
als der Etat besagt , erhoben worden ist , überhaupt 
alle Yerhaltnisse in Betreff der Einnahme Übersehen zu 
können. Noch leichter kann die glefche Uebersicht in 
Betreff der Ausgaben erhalten werden, wenn, wie das 
Centralisat^onssyitem bedingt, diese sämmtlicb durch 
die Centralkasse laufen , und für ihre Bechnung bewirkt 
■werden. Weit entfernt endlich, dafs die Cenbalisi- 
rong ein zweckloses Hin- und Herschicken der Gelder 
zur nothwendigen Folge habe, scheint dieselbe vielmehr 
das geeignetste Mittel zur Verhütung eines solchen, 
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indem dadurch, dafs die Uebersicht aller Einnaluneii 
sich fortdauernd in einem Centralpunhte koscentrirt, 
und, die Realisirung aller Ausgaben aus demselben dispo- 
nirt wird , der jedesmaligen Anwendung der erstern, 
die zweCkmarsigste Richtung und Besthnmnng gege- 
ben werden hann. 

$.24. 

So wie in der Verwaltung Einigangsp unkte fär einzelne 
Zweige derselben, oder für gröfserc Gebietslheile erforder- 
lich sind, eben so erfordert auch die Verschiedenheit und 
Mannigfaltigkeit der Quellen und Arten des Staatseinkom- 
mens det^leichen Pnnkte, oder MittelklaBsen , in welchen 
das Einkommen einer jeden Hauptart von' solchem, oder aus 
einem gröfsern Gebietstheile zusamnieiLflierst , und durch 
die Bealislrung der Ausgaben unmittelliar , oder mittelbar 
bewirkt wird. In Ideinen Staaten entbehrlich , müssen der- 
gleichen Mittelkassen in gröfsern «Is ein wesentliches Be- 
gdflrfnifs betrachtet werden , weil bei der grofsen Anzahl von 
Spectal- oder Elementarhasscn, und bei ihrer zum Theil 
weiten Entfernung von dem allgemeinen Centralpunkte oder 
der Centralkasse , nicht nur die Geschäftsführung überhaupt 
homplicirt nnd vci-wcitläufigt, sondern auch die Aufhellung 
und Ausgleichung von unvermeidlichen Differenzen, die Er- 
haltung finer foitdauemden Uebersicht von der jedesmali- 
gen Lage des Geldhaushaltes , überhaupt eine solche der un- 
erläfslichen Ordnung, wenn auch nicht unbedingt unmög- 
lich, dennoch in einem Maafsc erschwert werden wOrde, 
welches weder mit dem Interesse , noch mit den Bedürfnis- 
sen des Staatshaushaltes vereinbar aeyn könnte. 

Die Gründe mit welchen die Noth wendigkeit solcher 
Kassen bestritten ^ird , sind im wesentlichen die nämlichen, 
welche gegen die Anordnung einer allgemeinen, oder Cen- 
tralkasse, geltend gemacht werden; ,die Giünde für die 
Rechtfertigung ihrer Nothwendigkeit defshalb auch die näm- 
lichen , mit welchen der Beweis ihrer Unhaltbarkeit in Be- 
treff dieser letztei-n veisucht worden ist. Aufserdem dafs 
die Ansicht von dci' Unthunlichkeit einer Nachweise des ge- 
rammten oder vollständigen Ertrages eines bestimmten Re- 
Tenüenzweiges theoretisch oder aus fdlgemeinen Gründen 

_ I ,C,oo.;lc 
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nicht fundamentirt werden kann, steht derselben auch in 
dem Beispiele mehrerer Staaten , die Tatsache des Gegen- 
theils entgegen. , 

£s finden jedoch nicht die nämlichen Rücksichten and 
Gründe in Ansehung der Nothwendigkeit einer solchen Cen- 
tralisirung des Einkommens ans einzelnen Revenüenzweigen 
in besondere Haupthassen statt, (Gene valdoma inen-, 
Generalaccise -, Zollkasse und dergl.) die Tidmehr als eine 
überflüssige Artikulation in dem Organismus des Kassen, 
überhaupt des Staatshaushaltes zu betrachten seyn möchten.*) 
Die Spe Cialis irung der Verwaltung einzelner Hauptzweige 
des Staatseinbommens , bczwecht lediglich die Begründung 
einer möglichst vollständigen Einheit in den Anordnungen 
für dieselbe, und in deren Vollziehung; keinesweges aber 
bedingt die Erfüllung dieses Zweckes, eine solche Gen trali- 
simng des Einkommens von einem solchen Zweige, welches 
sich nach Abzug des Elementaraufwandes , in die allgemeine 
Masse des Staats einkommens verschmilzt, ohne dafs nach 
seinem Uebergangc in diese, dessen Verwaltung andei* 
Normen und Formen als diejenigen erfordert , die für jene 
des Kassenhaushaltes überhaupt vorgeschrieben sind. Für 
den Zweck der Gewinnung einer Debersicht oder Darstel- 
lung der Resultate dieser Generalverwaltungen, genügt es 
an einer einfachen Bnchbaltung , die auch selbst im Fall der 
Centralis irung des Einkommens in eine besondere Haupt- 
kasse, nicht minder erforderlich seyn würde. 

Die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit einer unmittel- 
baren Geschäftsverbindung zwischen den General- oder 
CentralliaSsen : oder einer aolchen zwischen den obener- 
wähnten Mittelkassen und den Elemeutarverwaltnngen ; be- 
ziehungsweise die Nothwendigkeit einer Einreibung von 
Bezirhshassen für kleinere Gebiets^btheilungen, hängt 
zunächst von der Vielfachheit und von der Anzahl dieser 
Verwaltungen ab, aum Tbeil auch von den örtlichen Entfer- 
nungen zwischen beiden, Oberhaupt von lokalen und sonstt- 



*) Eine Ausnabme hiorvon machen jedoch k. B. die General- 
Verwaltung des Fostwesens und der Loterien etc., welche we- 
gen ihrer £igeiithüm)ichlieit, eine heiondereGentraUasse nicht 
entbehren können. 
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gen Verhältnissen , die auf die Yervaltong beider von Ein- ' 
flofs sind. Ueberbftupt ond im Allgemeinen, kann eine sol- 
chf unmittelbare G^schäftiverbindimg ^wischen dem allge- 
meinen Centralpunkte und den Elementarrerwaltungen , nur 
in kleinen Staaten zulässig seyn, wahrend in gröfsem und 
in solchen in welchen den Beziriten für die allgemeine Ver- 
'waltung ein gröfserer Umfang gegeben ist, selbst das Be- 
därfnifs eines Mittelgliedes zwischen den Mittelkassen tind 
den Elementairerwaltungen , oder einer solchen von Be^ 
zirkskassen ffir kleinere Gebietsabtbeilungen sich fühlbar 
macht. Wo dergleichen angeordnet sind, treten sie zu den 

. Mittelkassen (Provincial ■, Kreiskassen) in das nämliche Ver- 
hälmifs, in welchem diese letztem zu der Centralkasse 
stehen. Als Einigungspunkte für bestimmte Bezirke, nehmen 
dieselben die Einnahmen aller Elementarrerwaltungen d:e 
in diesen rorhandeu sind, in sich auf, (der Domainen-, Forst-, 
Steuererhebungen etc.) die sie in eine Masse vereint, den 
erstem zascnden. Zugleich dienen sie diesen als Zahlkassen 
Jär die Realisirung der in den Bezii-ken zu bewirkenden Aus- 
gaben, und gewähren zugleich das Mittel zu einer solchen 
Disposition über „die Einnahmen , durch welche das Hin ^ 
und Herschieben der Fonds noch vollkommener verhütet 
werden kann. So gestellt bilden dieselben die erste oder 

- unterste Aitikulation in dem Organismus des Kassenhaushal- 
t^s, nnd treten die Elementar kassen in das Verhältnifs eines 
blofsen Mittels für die unmittelbare Erbebung. znrück, das 
mit der Verwaltung selbst verschmolzen ist. 

$.25. 
In einem jeden Systeme, welches füF den Orgamsinns 
des Kassenwesens gewählt seyn mag, muTs die Verwaltung 
der Kassen auf einen Etat gegründet seyn , und zwar mit der 
Maafsgabe, dafs weder eine Einnahme j noch eine Ausgabe 
deren Bealisirung durch denselben nicht antortsirt ist, ohne 
«ine besondere Genehmigung weder eingezogen, noch be- 
wirkt werden darf. An dieses Fundamentalprincip reihet 
sich als ein zweites, da& sie wie die Centralkasse alle - Ami 
^;^nahmcn in sich aufnimmt, eben so aach alle Auszahlungen 
unmittelbar oder mittelbar (für ihre Rechnung) durch sie 
bewirkt , und dafs zu dem Ende alle Anweisungen von sol- 
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chen , auf dieselbe abgegeben werden müssen. Ans diesem 
letztem Princip entwickelt sieb zugleich das Postulat oder 
die Noth wendigkeit einer vollkommenen Gleichförmigkeit 
der J!4oräiea und Formen für die Verwaltung aller Kassen, 
und für das mit dieser verbundene Rechnungswesen , ohne 
welche die Gewinnung einer richtigen Uebersicbt des ge- 
sammten Geldhaushaltes des' Staates nicht möglich seyn 
würde. 

■ Diese Normen und Formen beziehen sich theils auf die 
Buchführung und auf das Materielle der Uasscnverwaltung; 
theils bezwecken sie die Begründung der Sicberstellnng des 
Staates gegen Ycrluste durch ungetreue oder nachlässige 
Geschäftsführung; theils und endlich betreffen sie diese 
seihst, und das Terbul tnifs in welchem die Beamten bei den 
£assen in Bezidiung auf die erstere unter und gegeneinan- 
der stehen. 

Für die Buchführung und Yerrechnung sind zwei Haupt- 
methoden in Anwendung, nämlich: die sogenannte Kame- 
ralrechnungsform, nnd die doppelte Buchhal- 
tung. In der crsteren sind die beiden nachstehenden Bü- 
cher in Anwendung, nämlich; 

a) ein Hauptjournal öder Tagbnch, in welches 
jede Einnahme , und jede Ausgabe, in chronologischer 
Ordnung , und im Augenblicke ihres Vorkommens : die 
erstere , mit summarischer Anzeige der Quelle aus wel- 
cher; bei der letztem, mit einer sol^chen des Gegen- 
' Standes für welchen sie stattfindet, und mit Hinweisung 
auf das Folium in dem Mannale eingetragen wird; und 
zwar nur ein einziges solches, in welches im Fall, 
dafs besondere Umstände (z. B. häufiges Vorkommen 
des nämlichen Artikels, zu viele Einzelnheiten etc.) die 
Führung besonderer Journale nothwendig machen, die 
Posten in summarischen Betragen übertragen wer-, 
den; *) sodann 



•) Es ergibt sicU die Nolbwendigkcii dieser Vorschriften aus 
der Beitimmtuig des Journals, wclcLe die Begründung einer 
forttaufeuden Uebersicbt aller Handlungen der Hassenverwal' 
tung, »md einer solchen des Znstandes der Kasse in jedem be- 
liebigen Monaente besiveclit. Jeder Eintrag in dasselbe wird ' 
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b) ein Manual oder Hauptbuch bei dessen Einricli- 
tung das Bubrikensy Stern des Etats {iirdie Verwaltung, 
welcher die Kasse angehört, zum Grunde gelegt seyn 
mufs , und in welchem mit Hinweisung auf das Foliom ■ 
und auf die Nummer !n dem Journale , alle Einnahmen 
und Ausgaben' unter der geeigneten Ri^rik so zu Buch 
getragen werden , dafs das am Ende des Jahres abge- 
schlossene Hannal, die TolUtandige Rechnung bildet. *') 
Im Fall einer Sonderung derRealisimng der Einnahme 
und der Ausgabe in abgesonderten Kassen, mfissen bei ei- 
ner jeden derselben die nämlichen Bücher geführt« über- 
haupt die nämlichen Formen für die Geschäftsbehandluug 
beobachtet werden. Die Nothwendigkeit , gewiss ärmaafsen 
die UnauEweichlichkett einer solchen Sondeiiing, in grofsem 
Staaten , ergibt steh aus dem grofsen Umfange und dem oft 
Torwickelten Detail der Geschäfte hei den Central - und Atii^ 
telkassen , insbesondere jener in BetrefT der Ausgaben , in 
Hinsicht auf welches , eine Vereinigung der Verwaltung von 
beiden, nicht ohne Gefahr einer möglichen Gefährdung der 
' Ordnung zulässig seynkann. **) 



mit einer Ordnungsnummcr versehen, die vom ersten Tage 
eines Jahres bis Kum IctEten fortläuft; das Journal selbst aber 
vi'ird am Abend eines jeden Tages abgeschlossen , und die 
Schlufssumme auf den folgenden bis Eum SchluTse des Monats 
übertragen. Eine solche Uebcrtragung findet jedoch nicbt in 
Ansehung der Schlnfssummen der Monate statt, die erstem 
Schlüsse des Jalirea von allen zwölf Monaten zusammengeio- 
gen.wird. Feder (1. c. J. 18S) verlangt so vielJoumale, als 
Hauptbücher geführt werden, u^geacjitet derselbe zugleich 
die Uowiderlegbarheit der Gründe die gegen eine solche Ver. 
ijtelfliltigung sprechen, anerkennt. 

') Eine ausführliche Anzeige der Gcschäftsbehaudlung bei die- 
ser Methode, s. m. In den angeführten Werken von Feder 
und von Wöhner. 

") T, Jakob (Finaniwiss. j. 1801) erachtet eine solche Tren- 
nung weder als nothwcndig, noch als nützlich, „weil nicht 
abzusehen aey, warum es einfacher seyn soll, wenn Zwei 
ein Geschäft verrichten, das Einer eben so schnell, 
und eben so gut verrichten kpnne." — Diese Möglichkeit 
ist aber eben die Frage, die wohl Niemand der Gelegenheit 
gehabt hat, das Detail der Geschäftsführung bei einer Staats- 
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Eine Uebertragnng der andern Methode , nämlich jener 
der doppelten Buchhaltung, kann bei der gänzlichen Ver- 
schiedenheit aller Yerhällnisse des Staatshausbattea tmd des 
Betriebes kanfinännischerGescEäfte nicht unbcdingtnild 
nut mit Modifikationen lutässig seyn , welche diese bedingt 

Die erste uitß wesentlichste dieser Verschiedenheiten, 
liegt in der Natur des Staatsbaushaltes , und in jener spehu- 
lativer Untemehmtingen, indem beim erstem eine festgeord* , 
□ete Vorherbestimmung seiner Einnahmen , die zur Deckung 
seiner ebenfalls im Voraus geregelten Ausgaben erforder- 
lich sind, uuerlafslicb ist; die Unternehmungen eines iSpe- 
kulanten hingegen, dergleichen Vorberbestimmnngen nicht 
erfordern, indem dieser letztere die Umstände welche , und 
wie dieselben sieb darbieten, hiofs benutzt, die in dem 
Staatsfinanzhaushalte beherrscht werden müssen. Eine zweite - 
Verschiedenheit bildet sich dadurch , dafs bei den Untemeh- 
iTiungen eines Spekulanten oder Kaufmannes , ein bestimm- 
tes Kapital in Thätigkeit gesetzt wird, dessen Umsati le- 
diglich nur die Realisirung eines Gewinnes bezweckt, anf 
welche sich überhaupt das ganze Unlemehmeii bezieht; der 
Staat hingegen nur aber ein Einkommen aus denjenigen 
die in dem ganzen Staatsgebiete zerstreut sind, und welchen 
eine bestimmte Anwendung gegeben ist, disponirt. Eine 
dritte endlich findet in der Hinsicht statt, dafs die'Berech- 
nung des Kaufmannes sich in der Regel mit seinem Unter- 
nehmen schliefst, der Absehlurs des Geschäftes zugleich 
die Rechnung über dasselbe abscbliefst; wogegen es in dem 
Staatshaushalte an einem solchen nicht genügt, vielmehr 
eine belegte und gerechtfertigte Rechnung erforderlich ist, 
die nicht selten auf die Vergangenheit zurückweist, und mit 
den späteren in der Zukunft zusammenhängt. 

Ueberhaapt Terfolgt die Staatsverwaltung ganz widere 
Zwecke mit ebenfalls ganz verschiedenen Mitteln. Es 
schliefst diese Verschiedenheit jedoch nicht die Zulässigkeit 



liasie die 10, 30, 50, 100 und mehr Millionen einoimmt und 
wieder ausgibt , genauer tionnCD zu lernen, bejahend beant- 
worten dürfte. Auch »ind das Einnehmen und das Wieder- 
au^eben nicht ein Geschäft, sondern ewei sehr distinkte 
GesckÜfte. 
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einer modificirten Anwendung dieser Methode an», 
-welche vielmehr bei jedem {;rölsem, komplicirten Haus- 
halte, unbedingt alt die yorzOglichere, und gewisgermaaTaen 
all Bedürfntfa zu erachten ist. *) 



Ein. Versuch der in der zweiten Hälfte ded vorigen 
Jahrhunderts in Oesterreicfa in Betreff einer anbeding- 
ten üebertragung der .itolienischen doppelten Bachhal- 
tung in den Staatsfinanzhanshalt gemacht worden war, 
hat die Unthunlichkeit einer solchen gezeigt, und zd 
Modifikationen genöthigt, die sie mit den YcrhaltnisBen 
dieses Haushaltes in Einklang gesetzt hat. **) Die 
gleiche Nothwendigheit hat sich auch in noch neuerer 
Zeit in Frankreich ergeben, woselbst dieselbe für den 
Staatsschatz und für die Departementskassen, seit länge- 
rer Zeit in Anwendung , durch eine Ordonnanz t. 14. 
Sept. 1822 auch für die Komptabilitat in den Ministe- 
rien vorgeschrieben worden ist. In noch gröfserem 
Maafse ist dieselbe in Ansehung der Bezirkskassen mo- 
- diäcirt und vereinfacht. Nach Maafsgabe der für diese 
bestehende Einrichtung nämlich, bilden alle Summen, 
welche sich bei der Einnahme und bei der Ausgabe auf 
ein und denselben Gegenstand , oder auf die nämliche 
Operation beziehen, 'gleichen Ursprungs sind, oder 
- gleiche Bestimmung haben, in dem Hauptbnche 
einen hesondern Konto, welcher för die Ein- 



•) Ueber dieselbe, ».' m. Philipson Briefe über da* 
kaufmännische Rechnungswesen, worin das ein- 
fache, das italienische, das englische, uuddie 
vffrBÜglicLsten neueren Systeme des Bnchb^t- 
tens voi;gctragen werden. Hannover 1813. — HeU 
wig, theoretischer Versuch die Fi nansberech- 
nung eines Staates — nachdcmjtechnungsgyste- 
nie der kaufmännischen , itaIienischen,F doppel- 
ten Buchhaltung einzurichten. Stettin 1779- — 
Kieschie 1. c. S. 118 ff.; Feder 1. c. (über die kaufmän- 
nische Buchhaltung überhaupt) S. 126; (und meine Verglei- 
chung beider Methoden,) S. 48. 

**) Klippstein, in d. ang. Werke. 
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nahm«, oder was äenelben zur Last geht, auf der 
linken Seite dea Bnclies, miASoII (Doit) debitirt; 
fSr dasjenige aber was derselbe bezahlt, oder Vessen 
er sonst entlastet wird, auf der redhten Seite des Buches, 
mit Haben (Avoir) kreditirt wird; wodurch in jed^m 
dieser Terichiedenen Kontis das Verhältnifs zwiscben 
eingegangenen und aasgegangenen Fonds , in jedem 
Augenblicke , und zugleich fibersehen werden kann , in 
wie fem der Absdilnfs balancirt , odw picht. In dem 
letztem Fall wird auf die in der doppelten Buchhaltung 
fibliehe Art verfahren , nämlich mit Znsetzung der Dif- 
f^enz als Saldo zur kleineren Summe, und mit Saldo 
anf neue Rechnung in der Kolonne, welche der- 
jenigen in welche der Saldo ror Abschlufs der Rech- 
nung emgetragen war, gegenübersteht, wodurch, wenn 
dieses bei allen Hontis in dem Hauptbuche .geschieht, 
die Ueberzeugung von der Richtigkeit oder Unrichtig, 
beit aller Eintragungen, mithin jene von der Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit der gesammten Buchffihrvng begrün- 
det wird. 

Die hiernach eingerichteten Bücher welche bei den 
-Bezirks, imd bei den Generalbässen der Departements 
geführt werden , sind die nachfolgenden , nämlich : '- 

a) das Journal, in iwelches alle Operationen , die- 
selben mögen Einnahmen oder Ausgaben betreffen, 
in chronologischer Ordnung eingetr,agcn werden. 
Bei der Hasse des Oeneraleinnehmers des Depar- 
tements werden, wegen dea Umfanges und der Ver- 
schiedenartigkeit der Geschäfte, m^rere Kassen- 
Journale geführt , (ein solches über die haaren Gel- 
der; Aber ^e einzuziehenden Wechsel ; über die 
Obligationen etc> aus welchen jedoch die Einträge 
sämmtlicb in das Hauptjoumal übertragen werden 
mfissen; 

b) das Hauptbuch, ebenfalls über den gesanun. 
ten Hassenhau sbalt, und in welchem die Einnah- 
men ofld Ausgaben nach Hontis geordnet sind; 
sodann 

c) mehrere Hülfsbücher des Hauptbuches, ledig, 
lieh fOr den Zveck , - um dieses nicht mit dem D^ ' 
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tail' der Tielen Konten zu üb^aden. Jedes dieser 
Hfilfsbücher^ezieht sich auf einen Konto in dem 
Hauptbuche, und entbäh die Einz einheilen der 
Summen, die in demselben in Totalbeträgen (en 
bloc) eingetragen sind. 
Diejenigen dieser Konten welche eine Einnahme 
bezeichnen, werden jedesmal kreditirt, wenn eine 
erhobene Summe einzutragen ist; hingegen debitirt, 
so oft eine ih dieselben gehörende Ausgabe zu buchen 
ist.. Der Kassenkonto wird für jede eingegan- 
gene Summe debitirt; für jede bezahlte, kre- 
ditirt. Ffir Posten in BetrefT deren Zubuchtragiing 
der Becbnungsfohrer zweifelhaft ist, wird, ein beson- 
derer Konto angelegt und geirrt, in welchen der zwei- 
felhafte Posten gleichzeitig mit seinem Eintrage in den 
Kasaenkonto eingetrügeu wird, wetldei* Eintrag einer 
jeden Einnahme und einer, j^den Ausgabe'in das Joiir- 
nal, in dem Augenblicke wo die ersterc erfolgt, die 
letztere bewirkt wird, unerläfslich stattfinden muTs.' In 
denjenigen Konten die über ein quantitativ im vor- 
aus bestimmtes Einkommen gefOhrt werden, (z. B. über 
die direkten Steuern,) wird dessen Betrag am Anfange 
desselben, vor der Linie, vorgetragen, — M, s. Nen- 
geba.u«r Darstellung des Verfahrens im Kas- 
sen- und BechnungBwesen bei der französi- 
schen Verwaltung. Breslau 1830, welcher zur 
vollständigeren Uebersit^t, die vollständige Bedinung 
; emes Bezirkseinnehmers (des Bezirkes Bellac in dem 
Departement der Obem-Vienne) beigefügt hat. Audi 
Maurage - Vigny Bepertoire de la percep- 
tion des contrihutions^ et traite de la compta- 
I ■ bJite despercepteurs, a*"* edit. Paris 160&f 
auch den Recneil des Veglemens sur la comp- 
tabilit^ de l'administration des finances 
, - depnis I'annee 1806, josqu'au 1. Janrier 1824. 

Ö- 26- " . 

Die Anordnungen und Bfaafsregeln für die Begründung 
der Sicherheit in Betreff der Kassenverwaltung , bezielen 
dieils eine solche in Betreff der Geschäftsfühnuig der B«ain- 
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ten ; theUs beziehen di^seUiensidi auf eüe solche materieller 
Sicherheit gegen äursere und sonstig Zufalle. Dieselben 
sind für den einen wie für den andern Zweck willkürlich, 
und Gegenstand einer besonderen abweichenden reglemen- 
tären Gesetzgebung in jedem Staate. Zu jenea für den er- 
steren Zweck gehören z. B. ^ (in manchen Staaten übliche) 
Vorschrift des Paraphirens eine» jeden Blattes der Bücher 
bei den Hassen , zur Verhütung , dafs keine dergleichen aus- 
geschnitten und anstatt derselben, andere eingeschoben wer. 
den; das Verbot des Badirensin denselben pdie Vorschrift, 
dafs KassenfpiittungeD, um gültig Zu seyn, mit dem Visa des 
Kontroleurs rersehen seyn müssen ; jene in Betreff der Zu. 
buchtragung von Geldern , welche noch nicht definitiT Ter- 
rochnet werden können; in Betreff des Verschlusses der 
Hauptkassen durch mehrere Beamten, und der Bildung Ton 
Handkassen für die kurrenten, oder täghchen Zahlungen, 
und dergl.j sodann jene in Betreff der Kautionen und der . 
sowohl regehnäfsigen , als auf serordentlichen Visitationen 
oder Bevisionen der Hassen. . 

Kautionen, insbesondere dergleichen bei Kassen in wel- 
chen sehr grofse Summen verrechnet werden, können we- 
gen der Unthunlichkeit ihrer Proportionirung mit dieser 
GrÖfse jederzeit nur eine sehr unTollkommene Sicherheit 
begründen. Eine zu hohe Normimng derselben, bietet 
InkonVenienzen , insbesondere auch dadurch, dafs sie die 
Wahl der Kassenbeamten in einen engeren Hreis einengt. 
Eben so wenig kann es aber auch rathsam seyn, dieselben 
BUS einer übelTerstandenen Philantropie , zu niedrig zu nor- 
miren, indem dieselben nicht blofs Sicherheit gegen Ver- 
untreuungen der Kasaenbeamten gewahren, sondern auch 
einen Fonds zum Ersatz für Verluste bilden sollen^ die durch 
Nachliisügkeit in ihrer Geschäftsführung entstehen f^önnen. 
Im Allgemeinen möchten dieselben bei Kassen, bei welchen 
die nothwendige Konkurrenz mehrerer Beamten eine gegen- 
seitige Kontrole, und durch gemeinsamen Verschlufs der 
Kassen, eine gröfsere Sicherheit für die getreue Verwaltung 
begründet werden Aann , niedriger als bei solchen zu nor« 
miren seyn, wo die ganze Geschäftsführung einem einzigen 
Beamten überlassen ist. Ob die Kaution blofs in baarem 
Gelde oder realisablen Staatseffekten gelegt werden mofs, 

i' _ j .Google 



144 F^namvenotätaag. 

oder auch mit Iininobiti«ti bestellt -werden haAn, nnd die Be- 
atimihung des WertlUverliSltnisBes in welchem diese letzte- 
ren fär diesen Zweck zuzulassen sind, ist zum Hielt von den 
Verhältnissen in jedem Lande ^hüngig, die Bestimmung 
einer allgemein anwendbaren nicht zulässig. Im Allgemei- 
nen gewährt das erstcrc den Vortheil, dafs die Kaution in 
eintretenden Fällen leicht und schnell realisirt werden bann, 
die Zulassung von Immobilien hingegen jenen, dafs sie die 
wähl der Kassenbeamten erweitert. , Eine Benutzung der 
Mautionen als Finanzressoiirce/kann nur in grofsen, and 
in solchen Staaten anwendbar seyn, in welchen eine grofse 
Masse von disponiblen Kapitalien vorhanden ist. *) 

Die periodischen Revisionen der Kassen, bezwechen 
nicht blofs eine solche in Absicht auf die Geschaftsyerwal- 
' tung bei denselben , sondern zugleich auch die Gewinnung 
einer Uebersicht von der Lage einer jeden Kasse in Absicht 
auf die Realislmng der Einnahmen und Ausgaben bei der- 
selben, und durch Zusammenstellung dieser Uebersichten, 
die Gewinnung einer solchen, über ^e Lage des Geldhaushal- 
tes des ganzen Staates. Für die voIhtändigeErfüUungdieses 
Zweckes, so wie auch in and ertk' Hinsicht, dürfen diese Revi- 
sionen jedoch nicht blofs auf die Haupt- nnd Mitteilt assen be- 
schränkt, sondern müssen auch auf alle Bezirks- nnd Ele- 
mentarkassen ausgedehnt werden. Durch Unterlassung re- 
gelmäfsiger Revisionen dieser letztem, entbehrt die Ver- 
waltung ein vorzügliches Mittel zur RcaUsirnng einer direkt 
einwirkenden Kontrole auf diese Kassen, welche durch blofse 
Einsendung monatlicher Situationsetats (deren Richtigkeit 
durch nichts verlässigt ist,) nicht supplirt werden kann, über- 
haupt jenes zur Gewinnung einer Tollkonunen begrändeten 

Üeber- 



'^ Die grörste Auadehnung iit dem Hautionswesen in Fraskreich 
gegeben, woselbst dieselben auch am höchsten narmirt sind. 
Dieselben müssen ganz, in baarem Gelde oder in Inscrip-' 
tionen geleistet werden. Die Zinsen von denselben betragen 
» Milf. Frcs., was auf ein Kapital von 160 Mill. Frcs. sehlie- 
r*en lafst. Die Vorscbritlen in Betreff derselben in der preu- 
fsischen Monarchie, in dem angef. Werke von Wöhner; 
für Bayern, die Verord. v. 19. Febr. 1819; für Wurtemberg, 
Verord. V. 32. Febr. 1818. 



i.vCoogIc 



' Fbwmverwallang. J.45 ■ 

Ueberslcht, ohne dei Nachtheils zu er^räbnen, äa£% Rest« 
sich leichter anhäufen, bedentende Sifnunen in den Hasten 
sugniren, welche ungetreue Beamten nicht selten fürih-, 
ren PriTatrortheil benutzen. *) 



*) Die Bevisioneii werden gewöhnlicher durcb die Behörde 
oder, Beamten bewirht, von nelcbcn eine Haue' ressortir 
und deran Entfernung von dem Orte; an trelcbem diese leti 
lern lich befinden, to nie deren Ansaht, die Ursache der ui 
terlaueuen Revision ist. Diese Unterlassung ist indessen ein 
wesentlicher Mangel der insbesondere fühlbarer und erheb- 
licher ist, wenn swischen den Haupthassen und den Die 
tarkasaen keine Miltelkassen eingereiht sind, uud eine der 
voriiiglichiten Ursachen , dar» in solchen . Staaten Hassen- 
defekte häufiger tfattfinden. Ohne eine grofse Vermehrung 
des Personals dieser Behörden können diese freilich die Re- 
visionen der aufsern Kassen nicht bewirken, und bedingt sich 
hierdurch die Nothwcndigkcit der Anonlnung besonderer 
Beamten, die ausschlicfsIicU und lediglich fiir die Benirkung 
der Revision dieser Kassen bestimmt sind. AU solche waren 
, in dem vormaligen Königreich Wcstphalen die Steuerkontro- 
leurs fiir die Revision der Kreiakasseu, und seit 1812, 16 um- 
berreisende Verifikatorcn für die Domainen- und Forstkas- 
sen angestellt, und deren Anstellung (die einen Aufwand von 
jährlich 57,600 Frcg. verursacht hat) gleich in dem ersten 
Jahre den Erfolg gehabt hati dafs 321, OUO Frcs. verdunkelter, 
oder sweifelhaft gewordener Revenäen flüssig gemacht,- und 
sum Einzüge gebracht worden sind, nnd dafs von diesem 
Zeitpunkte an alle Gelder, wie dergleichen in den KlemeD. 
tarkassen einkamon, sofort an die Hauptkassen abgeliefert 
worden sind. Ueber einen ferneren Vortheil dieser in An- 
ordnung in Betreff der 'Vereinfachung der Komptabilität, i. 
m. d. folg. Paragraph. M. s, -über die Anordnung dieser Veri- 
fikaieurs das Dekret vom i6. JObn 181! (Gesctzbullet. v. 
181), Nr. II, und die (v. d. Verfasser bearbeitete) Instruk- 
tion für die umrei senden Veri filtateurs der Do. 
mkinen- und Foratkassen. Kassel IStt. Eine ähu' 
liehe, nur anders modificirte Einrichtung findet in dem Her- 
sogthum Nassau statt , durch welche ebenfalls Vereinfabhuug 
des Rechnungswesens, Verminderung der Aozahl der Jajires- 
rechnungeii, und Beschleunigung der definitiven Erledigung 
besweckt ist. In diesem Staate nämlich übersendete die Ge- 
neralsteuer- und die GeneraLDomainendirektion am Anfange 
des Jahres einem jeden Recepturamte einen Etat über die Soll- 
einnahme in dessen Besirke, über deren Einsug und deren 

f. JlucKoi riawttUMuiMt. U. TU. 10 
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Die Maa^siegel» für die Begrfinduiig der änfsern Si- 
cherheit der Kassen, beziehen sich theiU auf materielle Yor. 
kehruDgen in Absicht auf das Hassenlokal , und auf die Aof- 
bewahEung der Gelder, tbeils auf die besondem Yerpflich. 
tungen , -welche den Kassenbeamten für diesen Zweck, und 
in Beziehung auf denselben auferlegt sind, deren Kombina- 
tion überhaupt ober willkürlich ist. ' 

Die Anordnungen in BetiefP der Behandlung der Ge- 
schäfte endlich, und deren Tertheiinng unter die Beamten, 
so wie der Anzahl dieser letztem , und der Attnbutionen 
eines jeden derselben , ist theiU von der Wichtigkeit der 
Kassen, theils von dem Systeme abhängig, welches in Be- 
treff der Verwaltung des Kassenwesens überhaupt in Anwen- 
dung ist. Wo bei Hauptkassen ein besonderer leitender 
Oberbeamter (Direktor) angestellt ist, bildet sich dessen 
Gescbäftskreis aus allem was auf die Leitung des Ganzen anf 

- den cigehtlich administrativen Theil der Kassenverwallung 
Bezug hat. Insbesot^dere gehört in denselben die Vnterhal- 
bing der Geschäftsverbindung mit dem Finanzministerium 
und andern Behörden, die Aktivirung des Einganges der 
etat smäfsi gen Revenuen in den Terminen die für diesen re- 

, gulii-t sind , die Disposition der Fonds zum Behuf der Aus- 
gaben nach allen Orten, wo dergleichen zu machen sind. 
Endlich übt derselbe in so fern eine Uontrole gegen die An- 
weisungen anf die Kasse, als er im Fall diese den Kredit auf 
welchen sie sich beziehen, übersteigen, zur Suspension 
ihrer Honoririmg , und zur Anzeige an das Finanzministe- 
rium verpflichtet ist. 

Der Geschäftskreis des Kassierers modificirt sich nach 
Usafsgabe als Einnahme und Ausgabe in einer Kasse ver- 
einigt, oder die Bealisimng \tm beidem getrennt, für die 



Venvendung nach Maafsgabe der vcm der Staatskassendirek- 
tiou erhaltenen Anweisung, jedes dieser Aemter am Schlüsse 
eines )eden Honats einen belegten Status einsendet, aus wel- 
qbeni eine jede der zuerst genannten beiden Gener aldircktlo- 
ncn nach Ablauf des Jahres die Hauptrechuung, und zivar die 
entere, jene über die Steuern; die andere, jene über die 
Domainen, und über deren Verwaltungsauf vrand aufstellt. 
(M. 8. das dersfalls. Edikt v. 34. Januar 1916.) Veber die Re- 
visieuen in den preufg. Staaten, g, nt. Wühner 1. e. S. 151 tt. 
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letztere, ein betonderer ZftUmeister ernanpit ist; »odann, 
auch nach JlasTsgabe der Methode welche für die Buchfüh- 
rung in Anwendung ist. Bei jener der doppelten BuchhaU 
tnng nämlich, konceutritt sich die Leitung der Geschäfts- 
führung und des ganzen Haushaltes einer Kasse, und mit 
diesn*, die Verantwortlichkeit, in der Person des Geneial- 
kassierei's , der in dieser Beziehung ganz in das Yerhaltnirs 
des Principals' oder Disponenten einer spekulativen Vater- 
nehroujig , oder einer Handlung tritt. 



Uther die Komptahilität in dem Staats- 
yinani hanshalte. 

§.27. 

Die Ergebnisse des HnaqzhaushaUes, in so weit als ' 
dieselben sich auf die materielle Vereinnahnungond 
Verausgabung des Staatwinkommens bezieben, werden 
durch die Ite^hnuQg der Central - oder Staatsbaapthasse dar- 
gestellt und gerechtfertigt' (Compte en ^niers, oder de ' 
gestion); die Anordnung der Verwendungen und 
diese selbst aber, durch die Rechenschaft welche jeder 
Departementsminister über die ihm anvertraute Verwaltung, 
und der Finiuiznu nister über jene des ganzen Finanzhaushal- 
tes ablegt. (Compte moraL) 

Obgleich die Aechnung der Central- oder Staatshaupt- 
kasse die Ergebpisse jener aller ährigeu Kassen in sich auf- 
nimmt, so bedürfen diese defshalb nicht weniger einer glei- 
chen besondem Begründimg nnd It<ecbtfertig^ng ihrer Kich- 
tigkeit, -weil eine jede Kasse eine besondere Verwaltung bil. 
det, die ihre eigenen Fakta zu vertreten hat, und weil die 
Hauptkasse die Ergebnisse der andern, nur so wie sie ihr 
Übermacht: worden, in sich aufnehmen kann, deren Richtigkeit 
an sich, sie nicht ohne grofse WeitläuJigbeit konstatiren bann. 

Aus dem Zwecke imd aus der Bestimmung derRe^non- 
gea, ergeben sich in Beziehung auf dieselben nachstehende 
Postniate, nämlich: 
a) Gleic^dnaigkeit der fonnaleit Ginrichiwfg.aller ißecb. 

■ vKV^Ic 
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nungenCiber einen and denselben tlerenfienzneig*)} und 
dafs eine jede derselben insbesondere in Absicht auf das 
Rubriken System mit demEtat welcher bei derselben zum 
Grund liegt, Tollkommen übereinstimmend angelegt sejr; 

b) dafs dieselbe alle in einer blofs summarisch Torgetra- 
genen Etatsposition enthaltenen Einzelnheiten, einfach, 
dentlich und yollständig , jedoch ohne Ueberladung mit 
Notizen die für den Zweck der Rechnung nicht wesent- 
lich sind, darstelle; 

c) dafs ein jeder Eintrag, er betreffe die Einnahme oder 
Ausgabe, durch Beifügung aller Belege welche densel- 

' lien objektiv und quantitativ begründen; 

d) eben so eine jede Abweichung von dem Etat, es sey 
in Plus oder Minus, vollständig gerechtfertigt; 

e) endlich, dafs die beim Abschlüsse sich ergebende Mehr- 
oder Mindereinnahme, oder Mehr- oder Minderausgabe, 
und die verbleibenden Aktiv- und Passirreste, vollstän- 
dig nachgewiesen werden. ' 

Ueberhanpt mufs die Rechnung einer jeden Kasse, 
ein deutliches , vollständiges und getreues Bild aller Ergeb- 
nisse in dem Geldhausbalte der Staatsverwaltung, in dem 
Maafsc ihrer Terwendung und vorschriftsmäfsigen Thitigkeit 
in und für denselben , darstellen. i 

Das Interesse der Verwaltung — und in nicht minderm 
.Maafse jenes der Rechnungsführer — erfordert, dafs der 
finale und definitive Ab schluf» der Rechnungen, deren Prü- 
fung, und die Entscheidung über dieselbe, dem Schlüsse des 
Jahres auf welches dieselbe sich bezieht, so nahe als mög- 
lich gerückt wei'de, weil nur nach vollendetei- definiter Er- 
ledigung aller Rechnungen , ein finaler vollständiger Ab- 
schlufs des Finanzhansh altes für ein gegebenes Jehr möglich 



*) Dieses Postulat erfüllt ilcti im Wesentlichen daJurcU, äat» 
das Hauptbuch liei den Kassen nach Msafsgabe der Bubrici- 
rung des Etats angelegt sepi inufs; es ist diese Gleichförmig- 
keit aber aucli in Betreif der Itehandlung der Einzelnheiten 
Mc. Tvünschensvvcrtli , insbesondere auch in Hinsicht auf den 
Finalabschlufs uud dessen Zusammenstellung aus allen Rech- 
nungen. — In Franltreich ist Eur Erreichung. einer solchen mäg- 
lichstenGleicbformiglieit,einbeBondcres Formular vor geschrie- 
ben, '}mdfilr alle Departemeatal . und Beairkskassen gedruckt 



ist, und -weil bei deren zu langem Verschieben, Verdunk- 
lungen und Verluste unausweichlich sind. Es kann jedoch 
in Hinsicht darauf dafs die Rechnung der StaatshauptlCasse, 
jene der Mittelkassen ; die Rechnung dieser, jene der Be- 
zirks-, beziehungsweise, die Rechnungen der Elementar- 
TCrwaltniigen in sich aufnehmen müssen, die selbst aber nur 
erst mit dem vollendeten Ablaufe eines gegebenen Jahres 
abgeschlossen werden können , die Anordnung einer Koinci- 
denz des definitiren oder finalen Bechnnngsschlusses mit dem 
Schlüsse des Rechnungsjahres, nur in Ansehung dieser letz- 
tern statthaft oder ausführbar seyn. *) Der AbschluTs der 
Rechnungen derjenigen Hassen hingegen welche diese in 
sich au&ielmien, kann nur in einem angemessen bestimmten, 
späteren Zeitpunkte j und der definitive Abschlufs der 
Rechnung der Central- oder Staatshauptkasse, nur erst in 
einem solchen der noch weiter hinausgerückt ist, bewirkt 

*) Eine der vorsiigliclisten Ursaclicn, durcli welcbe die defini- 
tive Erledigung des Bectmungswesens sicli rerzögert und 
beinahe unaus\veiclilicli sich vereögern mvX%. Und auch in 
dieser Beziehung bewahrt siph der Vortheil des in dem Tor- 
hergehenden Paragraphen cnväfanteu Instituts der umrei senden 
Verifiliateurs , die am Ablaufe eines jeden Trimesters, bei 
jeder in ihren UczirJt gehörenden Hasse, die bei, derselben 
vorscbrinsmäfsig xu führenden Bücher, und den ganzen Kas- 
senhausbalt in seinem vollständigsten Detail untersuchen , und 
nach beendigter Beelsion gemeinschaftlicTi mit'däm Rechnungs- 
führer eine nacb den Etalstiteln geordnet« summarische Heeb> 
nimg aufatellpn und diese nebst allen üf l^gen , und einem 
Tt)llstandi|en Protoliollc über die Lage in welcher das Kassen- 
und Rechnungswesen sictr befunden hat , an die Dcparteincnti- 
behörde von welcher die Hasse rcssortirte, zur Ertheilnng der 
Dccharge hat einsenden, und diese von derselben im Laufe 
de» auf die Einsendung folgenden' Monat^ hat bewirkt wer- 
den müssen. Die Abliefcrang der Gelder ist monallich an 
die Departementsliassc mit einer nach den Etats ' und Rech. 
nungstiteln doppelt ausgefertigten Bordereau, oder Nachweise 
bewirkt worden, von welchem daa eine Biemplar bei iler 
efwähnten Kasse als Belag ihrer Rechnung verblieben, das 
andere aber quittirt, als solcher für jene de« abliefernden 
Bechnungä rührers remittlrt worden ist. Diu-ch diese Einrich- 
tung waren am Schlüsse des ersten Monats in dem folgen- 
den Jahre alle Rechnungen der Elementar Verwaltung der Do- 
naineu und Forste definitiv erledigt. — 
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werden. Es ergibt tich die Notliwendigkeit eines solchen 
weiteren Hinausscbiebens aas dem Zwecke und aus der Be-- 
stimiDimg dieser Becbnong, welche die Vollziehung des 
Budgets für ein gegebenes Jahr, und in welchem Maafse 
diese bewirkt worden ist, vollständig darstellen und nach- 
weisen soll. Bei der unbedingten Unmdglichkeit dafs alle 
Einnahmen und alle Ausgaben die in demselben antorisirt 
sind, in den zwölf Monaten des Hechnungsjahi^es rea- 
lisirt werden können, würde dieselbe jedoch, im Fall die- 
selbe mit dem Schlüsse dieses Jahres abgeschlossen werden 
sollte, niemals erfüllen können, und bedingt sich bieraas 
die doppelte Noihwendigkeit, nämlich : dafs das Budget noch 
während einem über diesen SchluTs hinausreichendem Zeit- 
räume otTien bleibe; *) and jene der Formiriing eines dop- 
pelten Abschlusses, nämlich eines proTisorischen am 
Schlüsse des Rechnungsjahres, zur Darstellung der ^ 
Lage des Finanzhaushaltes in dem Momente des Beginnens 
eines neuen Vcrwaltungsjahres ; imä eines definiten in 
einem spätem Zeitpunkte, welcher die Verwaltung eines 
vorhergegangenen, gegebenen Jahres, vollständig und end- 
lieh abscblieist. Die Bestimmung dieses Zeitpunktes, ist an 
sich willkürlich; derselbe mnfs mit Bflcksicht auf die Vec, 
hältnisse die sich aus dem Umfange der Verwaltung des Fi- 
nanzhaushaltes bilden , jedoch aber so regulirt werden, dafs 
derselbe in dem unmittelbar nachfolgenden Jahre bewirkt 
werden könne, damit niemals mehr als die Rechnung von 
zwei Jahren gleichzeitig oficn ist, die selbst aber niemals 
mit einander Tcrraengl werden dürfen.**) Die Ueberst^fisse 



*) Comptabilitv par exerc!ce, est celle d'une annee complette 
cn rccclles et en. dcpcnses confonnement au budgct arretr 
pqur la ineme aiinec. La üxätiou d'un budget sera!t une 
chose insigniüante, si l'exi'Cutioii ne devait pas ftre justifiec 
par des coinptes embraBsant Ics resultats de toutes le* Opera- 
tions auiquelles eile a donnü lieu, et »i eile ne devait se com- 
poscr dans l'orlgine qne d'un apper^u, des rcceties et des 
depenses a faire parle tresor dans Ic cours dedouze moh pour 
les diverse» ann^ es qui s'y Irouvent confoudues. Memoire* 
du Uuc d^ Gaete I, 167 in der Note. 

*'') Die sogcnaunten Credit^ r^erves in der französ. Finani- 
Ternaltung wahrend der kaiserlichen Regierung in Vcrbia- 
duBg mit der allmablicii snr Observans gewordenen Nicht- 
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«riebe der definite Abschlöfs disponibel liifst, werden in dai 
Budget des folgenden Jahres übertragen, aus dessen Ressour- 
cen Bucb die Zahlnngsi^cli stände 4ie aus dem Torhergegan- 
geneit Finanzjahre etwa verblieben seyn mochten, jedoch nicht 
Anders als mittelst besonderer Antorisadon gedeckt werden. 
Die Anordnung besonderer Bestrerwaltungen, 
und einer besondem Rechnun^fQhrung fSr dieselbe, kann 



bcachtung der Vorschrift, dnfs die eur Rechtfertigung der 
MintiterialordanBaasen er forderl leben Beleg« , diesen haben 
beige'fiigt se^ sollen, hatte feur Folge, dafi ein Eiercico wah- 
rend einer lingeren Reihe von Jahren offen blieb, und daf« 
deren mehrere,' gleichzeitig mit und neben jenem eines spä- 
teren Jahres liefe«, wovon Ufange] an Uebersicht der wirk- 
lichen Einnahmen und Ausgaben eines jeden derselben, und 
ein bedeutendes Arriere welches noch immer nicht vollständig 
Bat liquldirt nerdcn ItÖnnen , eine weitere Folge gewesen ist. 
Diesem so wesentlichen Mangel ist durch die h. Ordonnanx 
V. 14. Sept. 1821 abgeholfen. Dieselbe stellt als GrundsatE 
auf, dafs nur die im Laufe eines FinanzjaLrca realisirlen Aus- 
gaben, als solche die demselben angehören , betrachtet wer- 
den sollen. Die Befugnifs der Minister auf das Budget eines 
Jahres Anweisungen zu ertheilen, ist auf die ersten neun 
IVlonate des unmittelbar nachfolgenden Kalenderjahres be. 
schranlit; die Befugnifs der Hasse zu deren Auszahlung aber 
erlischt mit dein letr.ten Decembcr dieses Jahres. Ansgabeu 
die alsdann noch zu berichtigen bleiben, bedürfen Eum Be. 
huf ihrer Imputation auf das laufende Budget , und ihrer Aus- 
bezahlnng aus dessen Fonds, einer besondem k. Autorisation. 
.Die disponiblen Vcberachüssc werden durch das Finanzgcsets 
über' das Budget eines spätem Jahres, diesem überwiesen. 
Die erste Grundlage r.ur gegenwärtigen Ordnung der Komp. 
tabilität in Frankreich , ist in dem ' Gesetze v. SS. Märe 1817 
enthatten. Dieselbe hat vorzfiglich durch die h. Ordonnanzen 
V. 14. Sispt. ISSlJtlO. Dec iS33, und v. 9- J^lins 1816 ihre 
weitere Ausbildung erkalten. Dieselbiy stellen ein durch, 
dachtes, zweckmäfsig fcombinirles System dar; und aus die- 
sem Grundt hat es dem Verf. angemessen geschienen, diesel- 
ben in den Beilagen (Nro. 5, 6, 7> vollständig beizufügen. — 
InBajern ist der Termin für den definitiven Scblufstermin, 
auf den 13. Sept. des nachfolgenden (mit dem 1. Dktbr. an- 
fangenden) Finanzjahres bestimmt. (Verord. v. 11. Januar 
1826 j. 53.) In Würtemberg und Bade» hingegen soll 
mit dem Schlüsse des Rechnungsjahres, sogleich definitiv ab- 
geschlossen , und sollen alle verbleibenden Aktiv - und Passiv- 
rcstc, in nachfolgende Rechnung Übertragen werden. 

■L, ,z,;i:,C00^IC 
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HUF in dem Fa]l gerechtfertigt leyu , wenn eine langfälirige 
Aufliaufung von solchen, sie zu einer grolsen Summe ange- 
schwellt bat, und zu weitläufigen Liquidatiooeo uöthigt, de~ 
reu Ergebnifs unsicher ist, oder aber im Fall dafs für den 
Zweck der Wiederherstellung der Ordnung in einem zer- 
rütteten Finanzhaushalte, eine gänzliche Sonderung der 
Vergangenheit von der Gegenwart nothwendig ist. Die 
Anordnung einer solchen in der laufenden yerwaltung, und 
für diese, schwächt, durch die unbedingte Autorisatiou von 
Resten,' welche eine solche Uanfsregel inTolrirt, die Sorge 
und Thätigkeit für deren Verhütung, und setzt die Finanz- 
TCrwaltung fortdauernd der Gefabi" neuer Zerrüttungen aus, 
wefshalb eine solche mit richtigen Verwaltuugsgrundsätzen 
niemals rcreinbar seyn kann. 



Eine ron der hier Torgeti'agenen abweichende 
Tbeoricg ist in einer Abhandlung : die Etatswirth. 
achaft in Würteniberg, in dem Iten Hefte der 
staalswirthschaftlichen Blätter, Stuttgart 
1830 aufgestellt. In derselben sind nachstehende An- 
sichten vorgetragen : 

1) „Zahlungsrückstände die bereits im Laufe des 
„Etatsjahres auf die Kasse angewiesen, aber 
„noch nicht wirklich getilgt seyen , bedürften in 
„dem neuen Jahre keiner Anweisung mehr , son- 
„dern könnten auf den Grund der geprüften 
„Rückstandsverzeichnisse bezahlt und ver- - 
„rechnet werden." (S. 15-) 
Nach Maafsgabe der Grundsätze für die Etatswirtb- 
schaft, könne keine Zahlung andei^s, als in Folge einer 
speciellen Anweisung desjenigen Departe- 
mentsohefs auf dessen Verwaltung der Ge- 
genstand der Ausgabe sich bezieht, bewirkt 
werden. Durch ein Rückstands rerzeichntfs kann aber, 
abgesehen davon dafs für dessen Wirksamkeit keine 
Zeit bestimmt ist, eine solche specielle Anweisung nicht 
supplirt werden, Ausgaben die vou der geeigneten Be- 
hörde angewiesen, aber noch nicht bezahlt 
sind, berühren den Abschlufs der Kasse nicht, iuweU 
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chem nur deren irirklicli ToÜEogene Fakta, ■— dia 
in dem Zeitpunkte desselben wirUicb realisirten Ein- 
nahmen und Ausgaben — aufgenommen und nachge- 
wiesen werden. Ist der (proTisorische) Abscblufs des 
Rechnungsjahres L von jenem des Finanz- oder Etats- 
jahres (dem definitiven) rerschieden, dann werden 
alle Zahlungen die in dem Zwischenzeitraume zwischen 
beiden rcalistrt werden , in Folge der abgegebenen An- 
weisung bewirkt und in der Rechnung für das abgelau- 
fene Jahr, und in dem delinitiren Abschlüsse nachgewie- 
sen. Sind hingegen beide Schlufsteranine konfundirt, 
und an den Schlufs des Rechnungsjahres geknüpft, dann 
erlischt (nach richtigen Grundsätzen) die Gültigheit der 
Anpreisung, und die Ausgahe selbst mufs als eine Last 
.' des nachfolgenden Budgets in dieses fibei'uammen, und 
: kann alsdann nur in Folge einer besondern neuen An- 
weisung bewirkt werden. Rei einem solchen Verfahren 
werden aber die Ausgaben verschiedener Jahre in einer' 
Rechnung yermengt und die leichte und richtige Ueber- 
' sieht ihres wirklichen Betrages in einem jeden der»et- 
beni wo nicht unbedingt gefährdet, dennoch in einem 
hohen Grade erschwert. *) 
2) „Zahlungsrückstände aber, die am Schlüsse des 
„Etatsjahres noch nicht in Zahlen ausge- 
„drückt sind, und erst im Laufe des neuen Ver- 
„waltungs Jahres wirklich bestimmt würden, betra- 
uten entweder Koslen der unmittelbaren Verwal- 
„tung (ElcnjentajTcr Wallung) oder der allgemeinen 
„Verwaltung (allgemeine Staatsausgaben). Die er- 
„stern könnten ron den vorgesetzten Verwaltungs- 



") In 'Hürteinberg findet nur ein Abscbinfs unnrittelbni* aacb 
dem Scblusse des BecbnuQg9)ahrc)' statt. (Insinilition f. 10. 
Norbr. 131 ä über die liünftige Einrichtung des Staats-Kas- 
sen- und Dechnungtwesens {. 29 j und Verord. v. 24. April 
1819, die jälirlichcn ttecbnungsab Schlüsse betreffend. Hierbei 
ist freilich die Anordnung einer Bücbstandsv er waltung falitiscli 
»der praitiscli nothncndig, durch welche ein Auseinanderhal- 
ten dfr -verschiedenen Jahre beaiveclt ist; ohne dals defshalb 
aber das Verfahren an sich, nach Grundsalien der Etatsnirth- 
•cbai^ geprüft, gerechtfertigt ist. 
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„behörden auf die SpecialklBBSeil angewiesen wer- 
„den" ; — (doch wohl nnr in sofern ah denselben 
hierzu ein besonderer Kredit eröfiriet ist?) — 
„die Anweisung der letztem hingegen, komme 
„allein dem Finanzministerium za, ^wel- 
„ches die Restverwaltnng uni%ittelbar 
„zn leiten habe, um, nicht nar die Dechnng 
„der Zafalungsrflckttilnde , sondern auch die Ei- 
„baltung eines angemessenen Vorratbekapitals zn 
„sichern." (S. 15.) — sodann: 
3) „Alle Einnahmen nnd Ausgaben welche in einem 
„Etatsjahre zurückgeblieben seyen, kßnnten in dem 
„folgenden nicht mehr nach Gegenstän- 
„den unterschieden werden; Tielmefar er- 
„schienen dieselben nnterder ^IgemetnenlElubrik: 
„Reste, nnd die Verwal long erfahre den wahren 
„Erfolg Ton einzelnen Rubriken, entweder gar 
„nicht, oder nur auf dem Wege mflHerOllelr 0n. 
„tersuchungen." (8. 22.) 
Dieses Raisonnement beruht theUs auf einer unrich- 
tigen Unterstellung der Untbunlicbk^it einer dlstinkten 
Unterscheidung der Gegenstände oder einer solchen 
Nachweise der Einnahmen und Ausgaben, die nach dem 
Rechnung »Schlüsse zu realiairen sind, odet realisirt 
werden; tbcils auf einer solchen der Rllckstände, und 
dessen, was als solche zu betrachten sind. Die er- 
wähnte Unterstellung ist durchaus willkdrlidi, und in. 
keiner Hinsicht haltbar, weil der Rest Verwaltung die 
Quelle aus welcher eine rfickstSndige Einnahme erfolgt, 
oder der Gegenstand filr welchen eine Ausgabe zn be- 
wirken ist, specietl bekannt seyn mufs, ohne eine sohAe 
ftenntnifs die Führung eiuei- ordnungsmäfstgen Rech- 
nung nicht möglich sejn würde. — Zahlungsrück- 
stände (im engeren Sinne des Wortes und wie die- 
jenigen die hier ins Auge gefafst sind,) k<$nnen nur 
beim Schlüsse des Recbnungsjahres vorhanden 
seyn. Unbefriedigte Verpflichtungen hinge- 
gen, die nach dem Abschlösse des Finanzjahres 
et^a noch vorhanden seyn möchten, berühren, obgleich 
sie ans diesem originiren< dasselbe nicht mehr, sondern 
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geben, als eine be^otldere Laat, auf ein nachfolgen- 
des Finanzjahr fiber, welchen) anch die etwa verblei- 
benden Alttirausständc übenriesen werden. *) 

Anfserdem aber möchte kaum zu verhennen seyn, 
dai's bei dieser Theorie, die Erhaltung der Einheit und 
Ueb4(sicht in der Verwaltung, wo nicht anbedingt un- 
möglich, dennoch in einem hohen Grade erschwert wird, 
weil , wenn wie nach Yoi'Stehendem angenommen wer- 
den muis, die Befugnifs der Departementschefs zur 
Aifveisnng von Ausgaben für die Bedürfnisse ihrer Ver- 
waltung in einem gegebenen Jahre, mit dessen Schlosse 
erlischt , und auf das Finanzministerium fibergeht, kei- 
ner die Realisiruiig der etatsmäfsigen Verwendun. 
gen lur sein Dcparltemeiit volhtändig wörde fibersehen 
and vertreten können. — tn anderer Hinsicht möchte 
einie genanereWüi-digung des Motivs durch welche» die 
angebliche Nothwcnaigkelt dieser Anordnung gerecht- 
fertigt wird, dessen Unhaltbarheit aufser Zweifel setzen, ^ 
indem einerseits alle Ausgaben welche das Budget ffir 
ein gegebenes Jahr autorisirt, durch eine entsprechende 
Einnahme im Voraus gedeckt seyn müssen, für die De- 
ckung eines möglichen Mehrbetrags der ersteren, dunjL 
einen angemessenen Reservefonds gesorgt seyn mufs; 
andererseits kein Depai-tementschef, ohne specielle 
Autorisation , sein Budget überschreiten darf, mithin 
eüiücbergdiT derselben in den Betriebsfonds, bicht be- 
fürchtet werden kann. 
4) „Die einzelnen Ministerien könnten blofs auf den 
„Grund und innerhalb der Gränzen des gcnehmig- 
„ten Ftais, Anweisungen auf die Staatskasse ans. 



*> In der Konfusion von beiden), nciclie bei dem Zuuunmen- 
werfen beider Schlurstermine und bei deren unmittelbarem 
Ansclilicfseti an den Sclilufs des Rechnungsjahres niclit zu ver- 
meiden ist» liegt ein fernerer Grund gegen diese Methode. 
Bei der gröfsten Thatigkeit der Verwaltung ist es unbedingt 
unmöglich, dafs alle Einnahmen, und noch unmögliche?, dafs 
alle Ausgaben im Lavfe der Kw&If Ittonate des Bechnumg^ah- 
res, realisirt werden können, wodurch aber der Betrog der 
Rüclistiinde, weit über die wirkliche Summe von solchen die 
es wirklich sind, vergröfsert erscheint. ' 
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„stellen; ihre Befogniis ku einer solchen Ansstel- 

„longmBftse sich daher mit dem Zeitpankte schlie- 

„fsen , in welchem die Wirkung des Etats aufhöre, 

„was am Bechnungsschlusse ^schehe." (S. 16-) 

Dieses ist allerdings gegründet, löst aber keines- 

weges die Frage über die Statthaftigkeit ein^ Konfim- 

dinuig beider AbschlQsse, und beseitigt die Grfiude 

nicht, die einer solchen entgegenstehen. 

5) „Der Erfolg der Yerwaltnng spreche sich in dem 
„Jahresabschlüsse aus. Dieser müsse der Rech- 
„nung so nahe als möglich gerückt werden, und 
„möglichst Tollständig seyn. Eine Verspä- 
„tung des Abschlusses mache die Verwaltung in 
„dem neuen Jahre unsicher, so lange sie blofs den 
„Etat des laufenden Standes zur Richtschnur neb- 
„men könne , und sich Gber die wichtige Frage in 
„Ungewifsheit befände, ob sie einen Ueberschuls 
„über das im abgelaufenen Jahre angetretene Vor- 
„ralhskapital in das neue Jahr übertrage, oder aber 
„dieses eine Vei-mindcmng erhtten habe." (S. 21.) 
Ob aber das Uebel dessen Verhütung das Anrilcken 
des definitiven Abschlusses an den Schlufs des Rech- 
nungsjahres, bei der absoluten Unmöglichkeit dafs im 
Laufe desselben alle Einnahmen und alle Ausgaben voll- 
ständig realisirt werden können, durch ein solches 
wohl nicht eher befördert und Tergröfsert wird? diese 
Frage , und dafs diese Maafsregel die Vollständigkeit 
des Abschlusses unausweichlich gefährden müsse, dürfte 
wohl kaum einem Zweifel unterliegen können. 

Ist, wie dieses rorausgesetzt werden muTs, die Buch- 
haltung in dem Finanzministerium zweckmäfsig einge- 
rflhtet, und sind die Bücher rollstandig geführt, dann 
mnfs dasselbe die Verhältnisse, unter welchen die Ver- 
waltung in ein neues Jahr fibertritt , Tollständig fiber- 
seben können, AuTserdem ist die Gewinnung einer 
Uebersicht dieser Verhältnisse, zum Theil Zweck des 
provisorischen Abschlusses, der in dieser Beziehung . 
vollkommen leistet , was durch die so grofse Beschleu- 
nigung des definitiven Abschlussee bezwecht wird. Die 
Kenntnifs von der Gröfse des Vorrnthskapiuls endlich, 
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und jene, in wie fem dasselbe sicli Tergr^fsert oäer 
vermindert hat, ist für die Verrrdtung allerdings wich- 
tig, in so fem als in demselben^ie Mittel zur Uebet- 
tragnng momentaner Stockungen in den Einnahmen, 
oder auch zur Deckung aufserordentlicber BedSrfnisse 
gesucht werden mfissen, oder gefunden werden können. 
Auf das Budget für die laufende Verwaltung ist dasselbe 
jedoch ohne direkten Einflufs, weil in deren norma- 
lem Znstande die Benutzung aurserordentlicher Hülfa- 
mittel nicht in Anschlag gebracht, die Deckung des 
gewöhnlichen Aufwandes, nicht auf solche gegründet 
werden darf. — Ueberhaupt dürften die Gründe welche 
für die Nothwendigkeit oder Zweckmafsigkeit eines 
solchen Anriickens des definittren Abschlusses an den 
Schlufs des Rechnungsjahres geltend gemacht werden, 
in keiner Hinsicht die Probe einer auf richtige Grund- 
sätze gegründeten Prüfung bestehen. 

g. 28,. 

Die Normen und Formen für die Bildung und Aufstel- 
lung der Generalfinanzrechnung ftir ein gegebenes 
Jahr , and jene in Betreff der Bildung und VerlÜssigung des 
Finalabschlusses des gesammten Finanzhanshaltes für ein sol- 
ches, sind zum Theil TOn den Einrichtungen abhängig die 
in Betreff des Hassen, und Rechnungswesens bestehen, über- 
haupt aber Gegenstand der Gesetzgebung in jedem gegebe- 
nen Staate. Die Aufstellung derselben bedingt die Torgän- 
gige definitive Erledigung sänuntlicher Rechnungen deren 
Resultate sie in sich aufnimmt, Überhaupt, eine solche aller 
Akte der Verwaltung aufweiche diese sich beziehen. 

Es findet in dem praktischen Leben, sowohl in Betreff 
der Best)indtheile ans welchen diese Generalrechnung gebil- ' 
det wird , als auch der Behörde welche dieselbe aufstellt, in 
sofern eine Verschiedenheit statt , als diese Aufstellung die 
in der Mehrzahl der Staaten als eine natürliche Inkumbenz 
der Yerwaltungsbehörde der Staatahauptkasse betrachtet ist, 
in andern der Oberrechnnngskammer übertragen ist, *) 



*) M. s. die Yerord. v. 11. Januar 1836 da* FinanzrectiniuigS' 
wesen für das Königreich betreffend, {. 58- „Auf den Grund 



od^ dorc^ das Füuiutministeriaaf beym-kt wird. *} Wird 
diese Bed^nong aui dem GeticbUpankte einer Darstellang 
und Rechtfertigung fAeht blofs der materiellen Verwaltung de« 
StaatsjeiDkommeni, sondern einer solchen des gesammten Fi- 
nanzlf^ushaltes betrachtet, dann scheffit dieses letztere um so 
mehr das Angemessenere, als die -Verwaltung dieses letatern, 
die Aufgabe dieses Ministeriums bildet, und die Hasse oder 
eigentlicher die Bdliörde welche diese rerwaltet, in das Ver- 
hältnifs eines Agenten oder eines Mittels zurücktritt.. Am 
wenigsten möchte dieses Geschäft der Oberrechnungskam- 
mer zw übertragen, deren Einwiriiuäg vielmehr ledig. 
lieh auf die Prüfung und Verlässigung der Rechnung 
und des Abschlusses zu beschränken seyn, **) Nicht nur 
dafs dieses ihrer Stellung gemäfser Ist, erscheint dieselbe 
zur Bewirkung einer solchen Prüfung und Verlässigung um 
defswillen am geeignetsten, wejl sämmtliche Rechnungen 
ihrer Prüfung, Kognition und endlicher Festsetzung unter- 
liegen, und sie hierdivrch sich jn dem Besitze aller Ele- 
mente befindet, die zu diesem Behuf erforderlich sind. 

pie Elemente ode^ ,di|e Recfi|iungeD aus welchen eine 
solche Generalrechnung über den Finanzbaushalt zusammen- 
gestellt seyn mufs, ergeben sich, ans deren Zwecke und Be- 
stimmimg. Es sind eine solche über die gesammte Ein- 
nahme für ein gegebenes Finanzjahr, und ein« gleiche über 
die gesammte Ausgabe, welchen zum Behuf ihrer specielle- 
ren Begründung, die Rechnungen sämmtlichcr specialisirt^ 
Genera)- und sonstigen besonderer Verwaltungen, und jene 
der Departementschefs beigefügt sejn müssen. ***) Der Ab- 
schluls derselben besteht einerseits, in einer Vergleichung 
der wirklichen Einnahme mit dem Solleinkommen; ai^er- 



„d«r Abrech nungsbüch er, stellt der oberste Beclinungaliof die 
GcnerallinanErechnung des Reiches." 

*) So in Pranjircich. M. «. die Ordon. v. 10- Dec. 1SS3. 

"> Ebenfalls so in Frankreicli. Qrdon. v. 9. 3tt\. 1826. 

*•*) Üeber die Bechuungen aus welchen die General rechnung in 
Franlireicb gebildet ist, s. m. die O^on. v. 10. Dec. 1823; 
zur Verglcichung der Verschiedenheiten in Betreff deren £in- 
ricbtuug und Behandlung in andern Staaten, iu die für d» 
J. 18J5/S6 von England beigelegt. M. B.,B,eiil. Kr.,?. 
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seit! 1 in «iner »olelien d«r bndgetmarjiigea So]l«asg«)>e mit 
derjenigen welch« (Qr jeäe Hauptrubri^ in dem Aiidget -wirk- 
lich realiurt worden ist; and zwar der proTiaorilche 
Abschlofs in beid«m £ür den Z^tpnnht des Schliuaes des 
zwi^ften Monats dl«s{technuiigsjshres; d^definitire 
hingegen ßir jenen des Finanzjahres^ oder den vollstän- 
digen und endlichen Schlafs der FinanzTenraltnng.in einem 
gegebenen. Jahre. 

Die Prüfung aämmlÜcher Rechnungen, in so fem deren 
endliche Ej-Iedigang nicht besondem Behörden Obertragen i 
ist, wird durch die Oberrechnungskamtner bewirkt, welcher 
die Kognition und endliche Entscheidung über dieselbe zu-' 
steht. Diese Prüfung bezweckt eine Ausmitteiung und Kon- 
statimng, in wie fem die Einnahmen und Ausgaben den 
Fixationen in dem Budget gemäfs; Abweichungen Ton den- 
selben rorscbriftsmäfsig begriindet und gerechtfertigt, über- 
haupt, in wie fem alle gesetzlichen und reglementärea Nor- 
men und Yorschriften beachtet sind. 



Die Stellang , die organische Einrichtung der Ober- 
rechnungskammer, deren Kompetenz und die Formen 
für die Geschüftsbehandlnng bei derselben, sind in den 
einzelnen Staaten sehr verschiedenartig geordnet. In 
mehreren als konstitutionelle Behörde erklärt und wirk- 
sam, *) ist dieselbe in andern, mit einem gröfsem oder 
geringem Grade von Unebbängigtieit , in den Orga- 
nismus der FinanzTerwaltung eingereiht, in andern 
hingegen gewissermaafsen als eine vollkommen selbst- 
ständige gerichtliche Behörde konstituirt. **) In meh- 
reren Staaten endlich bildet dieselbe ein ungetrenntes . 
' K017S , wibrend in andern dieselbe, theilweise in Ab- 
theilungen aufgelöst ist, welche den Provincialbehör- 
den, mit oder ohne Befugnifs zur sribsts tändigen Ter> 
fügung und Entscheidung koordinirt, oder denselb«! 
einverleibt sind.***) — Eben so findet in BetrefT ihrer 

*) Z. B. in den Nifterlanden , in FoI«b, in Norwegen. 
**) Z. B. in Frankreich, und gewissennaaTsen in Bauern. 
***) So s. B. in Würtenib.erg, woselist die OberrecluHng*- 
kasuner nur mit der PräAmg Abnahme und De«bwge ier , 
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Attrümtiooen eine Verschiedenheit ttatt, sowoU in Ah', 
■icht auf den oU^ktiren Umfang ihrer Kompetenz, in- 
wie fem nSmlicb alle RechniingeD ihrer Hogniijon un- 
terworfen, oder bestimmte Hategorien Ton solchen der- 
sdben entzogen sind ; sodann, in Absicht aiif die Wir- 
hung 



altgemeineren Slaatsreclinungen (der StaaUliauptbatjc, derHi-, 
niiterien, der Kriegikau«, der StaatsschnltleiiltBMe etc.) ub- 
mittelbar flbertragen i*l; die Abnahme der Elementarrecli- 
nungen der Kameral-, Font-, HoU- nnd Torfvernattuiigeii, 
durch eine bei der KreisfinanEbammer angeordnete besondere 
BcviBioDBbchörde bewirkt, die jedoch bloft auf die Initmi- 
rung der Revision sum Behuf der Entscheidung beschranlit in, 
welche von der Finanekammererttieilt wird. In ähnlicher Weite 
wird die Erledigung der Rechnungen der Hütten- und Salinen- 
imter, durch den Bergrath ; jene der Accise -, Zoll ■, Umgeldi-, 
Weggeldt-, Stempel Verwaltung etc. durch das SteuerkoUeginin 
bewirkt. Zur Erhallung der Uebenicbt Über den Fortgang 
des HeTisionsgeichÜftes und von den Besultaten der Revisio- 
nen, werden von den genannten Behörden vierteljährig Be- 
richte an die Oberrechnungskammer erstattet, an welche auch 
der Rekurs der Rechnungirührer gegen die Entscheidungen 
der Administrativkollegien geht, und welche über vorkom- 
mende -inltände eu entscheiden hat. Mi s. das Edikt v. 
13. Dec. 1818, die Vereinigung der Staatskontrole 
mit der Oberrechnungshammer, und deren Wir- 
kungskreis betreffend. In ähnlicher Art in Baden, wo- 
selbat für die AbhÖr der Rechnungen der Obereinnehmereien, 
der Domainen-, Forst-, Flufs-, Strafsenbau-, und Besirhtschul- 
denhassen Rechnungen, und für dieSuperrevision eines Tbeils 
der Hommun' und Stiltungakassen Recbnungsrevisio- 
nen bei den Kreiadirektorien angeordnet sind. (Verord. t. 
IG.HärR 1S19.) Ehen so in den preufsischen Staaten, 
woselbst den Regierungen die Abnahme und Decharge der 
Rechnimgen über sämmtliche Kommunalfonds und Privatstif- 
tungen; polizeiliche und Wohlthätigkeitsanstalsen' u. dergl., 
und auch der Rechnungen solcher auf Staatskosten gegründe- . 
'ter Ansulten übertragen ist, in so fern der jälirliche Staats- 
beitrag die Summe von 500 Thir. nicht übersteigt. M. s. In- 
struktion turGeschäftsfüh rung derRegierungen, 
v. as.Oktbr. 1817. — In Ray ern ist sowohl die Instruimng 
zum Behuf der Abnahme und Decharge^Uer in einem Kreise 
geführten Rechnungen öffentlicher Kassen, so wie dies« lets- 
tere den Hreisverwaltungsbehörden vorbehalten. Es kann die 
leistere jedoch onr nach vorgiogiger Prüfung der B«vision 



tiangilirer Enuoheidungen, in wie fem denselben ii2m- 
liclt die Kraft gfericfatliclier Erkenntniue beigelegt ist, *} 
oder dieielben nur ak administratiTe Yerfagangen be- 
trachtet werden , ron welchen ein Rekurs an eine h&- 
.here Behörde stattfindet; **) endlich, in wie fern ihr 
Wirkongslireis ansschliefslich nur anf die Erledigung 
der Hechnnngen beschränkt, oder auch aOf andere Ge- 
genstände erstreckt ist, die mit dieser nicht in^ unmit- 
telbarer Verbindung stehen. Die Verschiedenheiten in 
Absicht auf die GesChältsb^handlung endlich bezieben 
sich vorzQgHdi und zunSchst' auf deren formale Eioklei- 
dung, in wie fem nämlich der Abnahme und Justifica- 
tion der Betonungen, imehr diie Form einer gericht- 
lichen, oder aber die einer administrativen Verhand- 
lung gegeben ist. *•*) 

I^e Erört^nng deir Frage in Betreff der Stellung 
und Kompetenz dieser Behörde, und die Begulirung 
Ton beidem,' gehört jedoch nicht sowohl in die Finanz- 
wissenschaft i sondern zu den Aufgaben der Verwal- 
tnngspoHtflL Ans denk Zwetike und der Bestinimung 
derselben entwickeln sich iü Ansehung von beiden, 
nachstehende Postulate die bei der Anordnung einer 
solchen Behörde , als leitende Principien ins Auge ge- ' 
faTst werden müssen, nämlich: 

a) dafs dieselbe in Allein und ffir Allee was sich auf 
die Prüfung, das Urtbeil über die Bechnungen und 



durch einen an C^rt und Stelle, dcpntirten Kommissariuni des 
Bebbnungsliofeg auBgesprocben Werden, an welchen dieieni, 
so wie den Heclinungsftihreni der Rekurs gegen die Entachei- 
dungen luatelit. M. s. die bereits alLeg. Verord. v. 11. 
Januar 18!6. '■ 

*) Wie E. S, in' Frankreich, in'Daj'ern, in dem Hersogtb. Nassau. 

**) M. i. die vorstehende erste Note. In dem flerz. Nassau geht 
dieser Bekurs an das Appellati oasgeri ch t , ist jedpclf nur in 
dem Fall sulSssig, ivenn der Gegenstand der Beschwerde, die 
l^esetzniärgige Appellationssumme erreicht. In dem Grafsher;:. 
Hessen ist den RecbDungsfuhrem die Wahl gelassen, ob sie 
ihren Rekurs im administrativen, oder im gerichtlichen Wege 
nehmen wollen. In Frankreich wird die Entscheidung der Re- 
kurse einer andern Kammer der Cours des Comptes übertragen. 

***) Das erstere z. B. in Frankreich , in Bayern. 

r. Uucnrt fSNumriüSMehafu IL IM. 11 , 
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auf deren t>«pharge begeht, in eben dem BlEaa&e 
als Justizkollegien es in Ansehang ilirei; Enuchei- 

' duQgen sind, unabhängig und selbatttändig Iton- 
stituirt, und nur in Absicht solcher Gegenstände 
d^e auf die Dicnstocdnung Bezu^ h^^en, in eben 
dem Maafse wie die. höchsten Jostizkollegien dem 
Justiiznüniaterium unte^eben sind, einer hohem 
Behörde untergeben sey; *) sodann, 

b) dafs ihre Hoi^petqiz lediglich nurauf die Prüfung . 
. der Bechnonge^i j^lbsF beschränkt aejmi.niiiEf, näm- 
lich ob, und in Vie fern die Eüinabmen die nach 
Maafs^abe des Budget, pder sonstiger 'specieller 
Verordnungen einzuziehen, gewesen ,>i«d( Tol^tän- 
dig fiugezt^en; und ordnungfimäTs)^ verrechnet; 
die AuBgabeposten Torschriftsmälsig gerechtfertigt 
sind; überhaupt, in.i^e fem in AU«ni den beste* 
faend;fn Gesetzen und. Torschriften gemafs. vn^sb- 
ren ist} nicht aber a^fekie Prüfung, BeurtbeÜnng 
0,der Kogn^ivn in Betreff der Anordnung der 
Einnahmen od^r Yer^endui^n, i^nd in Betreff 
dieser Ijetatern sfjbst, die ni}r d«E hädjiten ä^ats. ■ 
gewalt, die deii Sta«t^ban*hal.t: «nordnet u^i leitet, 
zustehen kann. **) 



*) Irf Frankreich unii' m Bayern »tciit der oberste Rech- 
Dungahof in dem gleichen '^'erhahaisM zu dem Finanmiiini- 
stcrium, wie der Kassationshof in dem ccttem Staate, und 
das O berapp cllationsgeri cht in dem letztem, zu dem J)iHic- 
Mini»teri^m stehen. In Ocsterrcich hildet das Gene- 
ralrcchnungsdirelitoriuin, eine sclb&tstäadige Ober- 
behördc. Eine gleiche Selbststündi gleit findet in Bursiand 
und in Schweden statt. In Preufsen stellt (ii^selb^ un- 
mittelbar unter dem Monarchen; in Raden (Verord.v. 16. 
" Marü 1819) und in Nassaw, (Edilit v. 2. Mflrz 1816) in dam 
Grofsli. Hessen (Verord, v. 23. Junlus ]8!1 u. Imtruht. v. 
19. Olit. IßSl) unter dem Ministerium. In iliesem lemem 
Staate ist dieselbe jedoch zugleich unter die besondere Auf- 
sicht und Leitung des Finanzministeriums gestellt, welchem 
sie in andern, t. B. in Würtemberg, untergeordnet ist. 

**) DiesfsFrJncip ist in der Cesetxgehung mehrerer Sfaaton aut- 
drüclilicb enunciirt, z. R. in der preursiseben Monarchie, ' 
(m. s. die Kabinetsordre v. 39. Mai,1826, die Aufhebung der 
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c) daA «üamtliche Hechäiuigen über ^ffentffibe Gd- 
der und Yerwaltungen, ihrer Cognition nnterwor- 
fei) seyn müisen, 

d) dafs dagegm derselben keine AttribntioneB oder 
Geachafte fibertragen werden, welche mit ihrw ' 
eigentlichen Beatimmimg, in keiner onmiUelbaren,' 
oder nothwendigen Yerbindnng stehen, indem die- 
Aclbe hierdorch in die Yerwaltung gezogen wird, 
aber welcher aie stehm sdU. 

fi. 29- 
Die Prflfiag der Terwaltung dea Staaufinanzbansbalte» 
in materieller oder adminiatrativer Hinsicht , lunn nur tob ' 



Staaukontrole betreffend), in Bayern (die tülgerii. Verord.) 
in Wfiriemberg (7ie» Edikt t. 18. Nov. 1817, S- 6i vergl. mit 
jenem v. 13. Dei. ISIS), in dem Groftthers. HesKD (die alleg. 
Verord. t. 33. Jimiui 1811), in Erankreieh, woselbit icbon in 
der iltwen GeieUgehang, namentlich in einem Bellte v. 1609 
Axx. 31. dar Gnmdaaic aut^iprocben war: „la cour ne 
ponrra en aueun cai, s'attrihuer de jurisdic^on sur lea ordon- 
natenrt, ni refiuer aux payeun l'allocation de* pajemens par 
evi fails sur des ordonnance! revftue* dea formalites pr£scri- 
te* e(c." Allerding* inuft dafür Büi^wliaft »eyn, daft MSngel 
and Gebredien in Am Vermvkung auf deren Entdeckung die 
PriiAmg der Recbnvng fübn, nicht unbeachtet bleiben kännen. 
Für die&en Zweck iat in den meisten Staaten der Oherrech- 
nungskammei-, beciehuugsweise deren erstem Vorstände, die 
specielle Verpftichtung aur Sammlung der Daten die im Laufe 
des Jahre* durch die Bevision ausgemittelt werden und su 
deren berichtlichen Aaxeige oder Vorlage an den Regenten, 
am Sddntse des Jahre», auferiegi. — Der Verfaaier heachrankt 
■idi auf diase aUjavieincn Andeutungen, und verweist auf daa 
Werk: Politik derlrinern Staatsverwaltnngl.lOl ff. 
u. U, 116 C, in welchem die Fragen in Betreff der Anordnung 
und Kompeiene dieser Behörde, ausführlicher erörtert sind. 
— Die Einrichtung die in mehreren Staaten besteht, dafs die 
Beebnongen einer Vorrevision durch die betreffende Admini- 
airatiTbebSrde unterBogM, und data deren Befiind mit der 
Rechnung an die Oberrechnungihammer vorgelegt wird, ist 
in so fem awechmafsig , als sie auc Beseitigung mancher Er- . 
■nneningen, die den Rechnungsführer eigentlich nicht berühj 
ren, und hierdurch aur Erleichterung und Beschleunigung de» 
Rerision^eaf^iftei beitragen kann. 

11» 
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dei'jenigen A^utorität welche denselben anordnet, und nur 
auf dem Wege bewirkt werden, auf welchem das Budget für 
denselben, die gesetzliche Sanktion erhahen hat; mitbin in 
Siftsten mit einei'' repräsentativen Verfassung, unter verfas- 
sungsmäfsiger Mitwirkung der Stände, und durch ein Gesetz 
über dessen Abschlufs. Durch dieses, mufs für Verwendnn- 
gm zu welchen uuTorhei'gesehene oder aufseror deutliche 
Ereignisse und Bedürfnisse gsnöthigt haben, und fGr die 
Mittel die hiezu yerwendet worden sind, die gesetzliche 
Sanktion ertheilt , (und müssen beziehungsweise diiese nach- 
träglich Terwilligt,)und den Ueberschassen die nach Tollstän- 
diger Deckung aller BedürAnsse etwa bleiben, eine be- 
stimmte Anwendting gegeben werden. 

Aus der Unmöglichkeit einer vollkommenen Yoraussicht 
aller Ereignisse die im Laufe eines Jahres eintreten können, 
folgt jene einer so vollkommen zutreffenden Berechnung and 
Vorherbe Stimmung aller Ansätze in dem Budget, die gegen 
mögliche Ausfälle in der Einnahme, und gegen die Noth- 
wendigkeit von Abweichungen in den bndgetmäfMgen Ansä- 
tzen der Ausgaben völlig sicherstellen könnte. Dergleichen 
Abweichungen können bei solchen Artikeln eintreten, u> An- 
sehung welcher die GrÖfse des Aufwandes überhaupt 
nicht mit Bestimmtheit berechnet, sondern nur annähernd 
geschätzt werden kann, der Aufwand an sich aber, in jeder 
Gröfse gedeckt werden mufs; odei- dadurch dafs äenelbe 
für ein qualit.ativ bestimmtes Objekt, wegen deq» 
Eintritte unvorhergesehener Umstände, die auf bestimmter 
Berechnung beruhende Etatsposition übersteigt Endlich 
kann der Eintritt von Umständen einen Aufwand verursa- 
chen, der, weil diese gar nicht haben vorhergesehen wer- 
den können, in dem Budget gar nicht berücksichtigt ist. In 
dem erstem dieser drei Fälle kann der Mehraufwand, nicht 
sowohl al^ ^in^ Ueberschreitung, sondern mufs in Hin- 
sicht auf die angezeigten Verhältnisse, vielmehr nur aU 
eine Ergänzung des Ansatzes in dem Budget, (als , eine 
blofse Ordnungs - oder Rechnungssache) betrachtet werden. 
Ihre Bewtrkung ist eine Pflicht welcher sich die Verwaltung 
nicht entziehen kann, weil unter den (erwähnten) gegebe- 
nen Verhältnis seu,, die Aufnahme des Gegenstandes oder 
Zweckes eines Aufwandes , pv^ntuell die RBgahmi g iin g der 
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Gr$&e des Atifwaades in sich schliefst, welchen dessen Er- 
fBllong erfordert. In dein andern PaU hingegen, beding 
dieselbe eine Prüfung der Ursachen und Umstände , durch 
welche ein Mehraufwand Teranlafst ist, in wie < fern diese 
nämlich solche sind, deren Einwiitkung die Verwaltung sich 
nicht hat entziehen können, oder ab^r eine Folge derUn- 
zweclunäläiglieit der Maafsregeln welche dreselbe angeord. 
net oder verfügt hat. Diese Prüf an g kann nur auf dem 
Torerwähnten Wege bewirkt werden , und die Entscheidung 
über diese Ursachen nur der höchsten anordnenden und ge- 
setzgebenden Autorität zustehen, so wie auch die Würdi- 
gung derjenigen, durch welche ein aurserordentlicher. 
Aufwand Teranlafst worden ist, und über die Angemessen, 
heit .ron dessen Gröfse. 

Ueberhaupt kommen bei der Prüfung des Finanzhaushat 
tes in der angezeigten Hinsicht oder Beziehung nicht sowohl 
die Fakta der Rechnungsführer, und nicht sowohl die nume- 
rischen Gröfsen in den Rechnungen in Betracht, sondern 
es mQssen vielmehr lediglich nur die Handlungen der 
Behörden welche die Verwaltung d^s Finanzhaushalteb 
leiten , ins Auge gefafst , und einer solchen unterzogen wer- 
deii. Obgleich das Ergebnifs oder eine Folge dieser letz- 
tem , beweisen die Rechnungen weder deren I>^alität, nooh 
deren Zweckmafsigkeit, sondern liefern nur einen TheildM 
Materials zur, Bildung der Unterlage aufweiche ein Urtheil 
0ber beides gegründet werden kann , welchem daher audt 
die vollständige Erledigung aller RectuittogeB vorangehen 
mofs. *) 



*) Auf die in den» teile angedeutete Verschiedenheit in Beireff 
der Abweichungen von dem Budget, ist in dem KommlssioAs- 
berichte über den definitiven Abjcliluf» über den Exercice v. 
1825 und 182G in der PairsliainmEr (Monitcur von 1827 
Nr. 110, 3tes Suppl, und Nr. 144, Stoa Suppi.) die Ansieht 

' von der Nothwendiglieit einer beioiJ^rn Benennung eder 
Qualifikation, dernachtragüchen Bewilligungen, für jede Ka- 

. tegorie einer solchen gegründet, zufolge welcher, derglei- 
chen für die eritero der angedeuteten drei Kategorien von 
Abweidiuagcn , ah Credit» complementaires; Jene fiir 
die Evreite, als Credit* supplcmentaires; jene für die dritte 
aber, als Crediti eitraordinsi re» sü beKeiohnen seyei, 
von welchen die erstere, in der lot dei comptes au .ertheilen; 
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Uebcflianpt nntencheutet sidi dm Bad^t und du F!. 
nanzgesetE welches dasselbe genehmigt hat, TOn dem defini- 
tiren Absdünsse. eines Fiiuuizjalires, and der Urknnde in 
welclter dieser enthalten ist, (loi des comptes) dadnrdh, 
dafs in dem ersteren als dem Ergebnisse blofser Voranssidit, 
«eüier Hatar nach, beinahe' Alles nnr hTpothetisdi oder 
erentneir ist, die letztere aber die anf die wiiUichen Ergeb- 
nisse gegründet ist, diese Eventnalitit purificirt, nnd den 
Handlangen die sich auf ein solches Jahr bezieben, den 
Stempel der gesetzKchen Kraft aufdrückt. 



[/indeutmtgen über den Organismnt der Behörden 
Jur die FmanzverwaHung. 

§. 30. 
Die Haimicbfaltigkeit nnd die Eigentbflmlichheit des 
Geschaflskreises des Finanzdepartements, erfordert eti\e 
gröfsere Anzahl rerschiedenartig gebildeter Behörden und 
Beamten, und bedingt zugleich eine grö&ere Yerschieden. 
heit in deren Stellung und Attributionen , als beides bei den 
Übrigen Hanptabth eilungen der Staatsrerwaltung der Fall 
ist, und wodurch sieb der Oi^anismns in demselben in einem 
ätenfJalls gröfsera Haafse komplizirt. 

Die Fundamentalprincipien fBr dessen Bildung sind die 
nämlichen die hei jener des Oi^anismug für die Staatsver- 
waltang überhaupt leiten müssen, nämlich: 

a) Trennung und beziehnngswräse Centralisirong der ein- 
zelnen Hauptzweige nach Maalsgabe ihrer eigenthfimli- 
chen Verschiedenheit oder Beziehung'; 



die r.weite in den provisorlsclien AhMshlnfs, logleich mit auf- 
Hunehmen sejeu; die Credits eitraordiBaires hingegen, erfor- 
derten Jederseit ein besondere» Ocseti iür ^eden betondem 
Gegrnttand eines solchen. Dieses l^etstere ist allerdings der 
Fall ; dagegen scheint die desiderirtc Verseil iedenlieit in der 
Art der Benilligiing der beiden erstem, obgleich jener der 
Fälle welche na einer solchen Anlafb gibt, weder nodiwen- 
dij, noch von praktischem Ifntieii. 
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b) zweckmä&ige Anordnung and beziebungswetse Unter- 
ordnung der B^Grdm , sow^Al aberhanpt, als in jedem 
abgesonderten Zweige der Verwaltung, damit ^eselben 
darch alle Stadien in dem Orgnnismus, einfach, aber 
treffetad in einander greifen , and jede zwecklose Kont- 
plihation Tewnieden werde; 

c) scharfe Trennung der Attribntionen , nnd prücise Rfi- 
goIiniDg derjenigen einer jeden Behörde, nnd einer 
jeden Kategorie TOn Beamten , und 

d) mögliebste Erweiterung der erstem und des aelbststän. 
digen Wirkens der Behörden , mit 6er Höhe der Stufe 
auf welche dieselben in dem Organismus gestellt sind ; 
das erslere (die Trennung), zur Vermeidung von Kol- 
lisionen, die jederzeit und in jeder Hinsicht nachtheilig 
sind; das letztere, damit die Verwaltung nicht in ein 
hlols mechanisches Maschinenspiel ausarte, jede Be- 
hörde in dem Wirkungskreise in welcbem dieselbe sich 
bewegt, irt das Leben der Verwaltung eingreifen könne ; 
beides, weil sonst die Bealisirung einer reellen Verant- 
«vortlichkeit niemals möglich sejn kann ; 

e) Beschränkung der Anzahl von Behöidcn und Beamten 
auf den ujnsichtig berechneten Bedarf von beidem, des- 
sen Ueberschreitung den Gang der Vei-waltung nicht 
nur nicht fördert, sondern vielmehr hemmt; 

f) endlich, Vereinfachung der Formen für den Geschäfis- 
betrieb, mit deren zwecklosen Hänfung der eben er- 
wähnte Nachtheil in gleichem MaaTse verbunden ist. *) 

A^is der Aufgabe und Bes.tjmmung des Finanzdepar- 
temeats entwickeln sich drei HauptbeziehuDgen von Wirken 
■ad aeiner Gesdiüftsthatigkeit, nämlich: 

a) für die Leitung, der gesamratea Finanz vcrwaltungj 
nnd jene ihrer einzelnen Hauptzweige; 

b) sodann diejenige für die Realisirung einer wirksamen 



*) M. s. ob. $. 99; sodann auch des Yerfass. Politik der 
innern Staatsverwaltung I, in der Einleitung S. 4 und 
Nr. XI, sodann S. 143 u, liJ ff., auf welche derselbe um so 
mehr verweist, woil er »ich hier nur auf gana allgemeine An- 
deutungen beschrSnlieu mufs. , 
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Kontrolfl der Verwaltcng flberhai^t, und der Behör- 
den in jedem Stadium dea Organiamns ; 
c) endUcli jene, die «ch durch anmittelbare Ver- 
waltnng aller Qadlen and Zweige des Staatseinkotn- 
meos , und durch deuen Adaptinuig und Bereithaltong 
zum Behuf seiner Yerwendang iultert. 
Die TollBländigBte Centraliairang der Leitung in einer 
einzigen Behörde, — > zuletzt, in einem einzigen Indiriduiun, 
— muTi schon aus dem allgemeinen Grunde als einennerlSfa- 
liche Forderung betrachtet werden, weil, wo es sich nm die 
Entwerfung Ton Planen handelt, deren Gfite dadurch dafs 
sie gleichsam aus einem Gusse hervorgehen, hedingt ist, und 
um deren konsequente Ausführung, beides nur durch die 
Energie eines ungelheilten Willens erreicht werden kann.*) 
Ein feinerer specieüerer Grund entwickelt sich aus dem Zu- 
»ammenhailge , der zwischen allen, auch zwischen ansehei- 
nend disparaten , Zweigen der Finanzverwaltung stattfindet, 
oder in Hinsicht darauf dab die Erreichung des Zwedies 
für welche sie als Mittel dienen, durch die BegrOndong 
eines solchen bedingt ist, bewirkt werden mufs, welcher 
aber durch jede Zersplitterung der Leitung, wo nicht ganz 
zerrissen, dennoch auf eine in ihren Folgen nachtheilige 
Art geschwächt wird. Als eine solche Zersplitterung kann 
jedoch die Sipecialisimng dieser Leitung, oder eine Dele- 
gimng jener einzelnen Hauptzweige des Finanzhaushaltes au 
besondere Generalrerwaltnngen (Generaldirektionen , Ad- 
ministrationen u. dgl.) nicht betrachtet werden, in so fem 
nur (wie sich Ton selbst rersteht , und auch in der Praxi* 
in allen Staaten der Fall ist), die Selbstständigkeit dieser 
Behörden auf die specielle Leitung des Details, und «ut jene 
der Vollziehung der Anordnungen beschränkt ist, und wenn 
dieselben fßr alle Gegenstände und Fälle die ans diesem in 



') Rebberg, über die Staatsverwaltung tentscbar 
Staaten. Hanno ve r 1807 S. 145. Die angeführte Aen&e- 
mng dietei Schriftatellers bezieht sieb Ewar suoächst auf die 
Frage über die Vorzüge dei Einbelts - vor dem Kollcgial- 
s^steme; dietelbc findet aber auch in gleichem, selbst in grö- 
(MrmSIaafte, auf die Frage um die e»*ich bier bandelt, prak- 
tiscbe Anwendung. 
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der Art beftümmten WirkuDgftkretBe heraustretMi, von der 
Entscheidung des Hinisters abhängig sind, und dies«n Ober* 
hanpt die Initiatire ffir Alles was üch auf die Anordnung und 
LeitoBg des Ganzen bezieht, Torbehaltefi bleibt. *) 



Es (Qhrt die Frage äber'die Nothftendigkeit einer 
solüien Gentralisirong der Leitung in dem Ministerium, 
auf jene in Betreff seiner innem Organisation. Ffir 
diese bestehen drei Methoden , nämlich : < 

a) strenge Bnreaukratie, oder Vertheilung der 
Geschäfte nach Realbeziehnngen , in Sektionen 
oder Dirisionen nnd Bureaus, äberbaupt in Ab- 
tbeilungen, deren jeder ein besonderer Chef vor- 
steht , der ohne Verbindung mit jenen der übrigen 
Abtheilungen , die Geschäfte der seinigen entwe- 
der selbst bearbeitet, oder deren Bearbeitung in 
den Bureauz leitet, dieselben dem Minister vor- 
tragt; die Ausfertigungen von dessen Beschlossen 
nnd deren BeCörderong an die betreffenden Behör- 
den bewirkt, oder bewirken läfstj 

b) eine modificirte Kollegialverfassnng, 
in welcher die vortragenden Bäthe, die Geschäfte, 
entweder in kollegialisch gebildeten Abtheilungen, 
oder aber in ^m Pleno aller Bäthe unter dem Tor- 
sitze des Departementschefs oder sonstigen Vor. 
Standes gememschaftlich berathen , der Beschluls 
derselben jedoch . jederzeit nur gutachtlich, 
und die Entscheidung über denselben, dem er- 
stem vorbehält«! ist ; 

c) endlicbt eine wirklich hollegialische Bil- 
dnng, nicht sowohl des Ministeriums, sondern so, 
dafs die Leitong der Finanzverwaltung, einem 
HoUegiom Übertragen, dem Minister selbsl^auTser 
einzelnen bestimmten Zweigen, nur eine ganz 
allgemeine Aufsicht und Leitupg vorbehalten ist. 

Die erstere dieser Methoden findet in ihrer vollkom- 
menen Beinheit oder Konsequenz, nur ' in Frankreich 

•j H. s. ob. J. 3. 
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• statt, woselbit die Getchäfte in demFitummtbisterinra, 
unter nacfastebende sieben Direktionen, das Geiieral- 
und besondere Sekretariat des Hinisters, Tertheilt sind, 
nämlicb 1) adroinistration des rerenus pidiUcs; 2) ad. 
roinistradon des monnaies; 3) directian du monrement 
general des fonds; 4) direction, de la dette inscrite; 

5) direction de la comptabUite generale des finances; 

6) direction da contentienx in finances ; 7) caiue« ; so- 
dann 8) secretariat general, und 9) secretariat particn- 
Jier. — Eine besondere Abtbeilang bearbeitet meh- 
rere blofs TorSbergebende Geschäfte. (Die, Entschädi- 
gungsangelegenheit der Emigranten , und der Pflanzer 
Ton St. Domingo.) M. s. das Detail in der königlichen 
Ordonnanz r. 6- Febr.' 1828, Moniteur t. d. J. Nr. 44. 
— Die zweite Methode ist dagegen in einer gräfsem 
Anzahl Ton Staaten in Anwendung; z. B. in der preoTsi- 
sehen Monarchie , in Rnfsland etc. In der erstem sind 
die Geschäfte in nachstehende Abtheilungen Tertheilt, 
deren jede aus einem Direktor and einer Anzahl von 
Bäthen besteht, nämlich: l) eine GeneratverwaUnng 
fOr das Kassenweaen ; 2) eine Generalstener - Direk- 
tion; 3) eine Generalverwaltung tlir die Bestangele* 
genheiten; 4) eine solche für die Domainen undForste; 
nad 5) eine Etatsabtheilang. — Die Generalkasse ist 
mit demselben unmittelbar Teri>uiiden. — 

Die Staatabnchhviterei bildet eine besondere 
Behörde unter der Leitung eines besondem Ministers, 
welchem zugleich die Verwaltung des Staatsschatzes 
und des MUnzwesens übertragen, und welchem für die 
erstere, der Finanzminister als zweiter Chef beigege- 
ben ist. Die HauptTerwaltnng ^der Staats- 
schuld, und die Oberre'chnnngskammer, stehen 
unmittelbar unter de^ fiönige. M. a. die Kabinets- 
oi^re vom 29. Harz 1826 die Aufhebung der StaaU- 
kontrole betreffend, und das Staat^andbnch fQr das 
Jahr 1828, S. 123, 159 ff., 177- — 

Eine ähnliche organische Einrichtung findet in Rufs- 
land statt, in welchem die gesammte Finanzrerwaltung 
in drei Hauptaektionen rertheiltist, nämlich 

a) in eine solche für die Verwaltung aUerOuellen des 
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SUatsemkoiumens , Überhaupt fiir die allgemeitie 
Aofsicht und Leitung desFinanzlutttthalKs; oder 
das Finanzministerium; 

b) in eibe lolebe üBr die Leitung des Hassenbanshal- 
te« nnd der Verwaltimg der Staat» - HreditanatfllX 
ten ; oder Aas Reichs - Schatzamt, dessen 
Chef jedoch Terpflichtet ist, den Finanzminister 
fqg^ährend in TollstSndiger Henntnifs and Veber- 
»idit Ton allem zu erhalten, was sich auf beides 
bezieht ; 

c) niid eine solche für die Berision nnd Hontrole des 
gesammten Äechnungswesens; oder die Heichs- 
kontrole. ' * 

Die erstere dieser drei Sektionen, oder das Finanz- 
Ministerium, ist in Tier Abtheilungen ab geth eilt, 

{a) da« Departement des Staatseigentbums, b) des Berg, 
nnd Salzwesens; c) de» aaswärtigen Handels und Zoll- 
wesens; d) und das Departement der Kronsabgaben 
und Steuern]; — das Reicbsscbatzamt, — in 
vier Expeditionen; — [a) fär die etatsmärsigen Sum- 
men; b) fQr die tibrigbieibenden Summen; c) für die 
Reichseinkünfte; d) fiir die allgemeine Direktion des 
Hassenwesens , und für die Ausfertigung und Fmitti- 
mng der Reicbsassignationen.^ — Die Reiche kon- 
trole endlich, in zwei Departemente; — a) für die 
Cinl-, und b) für die Milit^irrerwaltung, In einer je- 
den dieser Abtheilungcn sind die Geschäfte jn eine 
Anzahl Bfireaux Tertheilt. 

Eine wirklich kollegiale Bildung der Behörde 
ftr die Leitung findet dagegen z. B. in dem österreichi- 
schen Kaiserstaate, und in Sachsen statt. In dem er- 
stem führt der Finanzminister nur die ganz allgemeine 
oberste Aufsicht und Leitung. Die speciellere ist in 
der allgemeinen Hofkammer centralisirt, dR-en 
GeschSftshreis in dieser Leitong aller Staatsämter und 
Hassen besteht, welche die Vereinnahmung und Veraus- 
gabung der systemisirten , nämlich nach Maafsgabe der 
von dem Finanzminister entworfenen Etats zu realisi- 
renden ^nnahine» und Ausgaben zu bewiriien haben; 
in der Oberaufsieht und Leitung der Verwaltung der 
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Domainen, Regalien etc. dei Bei^banei , Mflnnre- 
«ens etc., in dem. Verkehr von HaaTsregeln für die Be- 
wirkang möglichster yerbeasenmgen in allen Zw^en 
de« Finanz- und Staatakreditweaens , und in der Anf- 
aicht auf sämmtliche Hassen und in der Anweisung der 
Zahlungen auf dieselben. Dieselbe ist in mehrere Se. 
nate getheilt, Ton welchen jener für die Mfioz- und 
Bergwerks Verwaltung in gröfserm Haalae^elbstB tändig 
ist. — Die Aufsicht und Leitung des Koinptabilitätswe- 
sensin dem ganxen Staate, ist in dem Gener «Ire ch- 
nunga - Direktorium centraHsirt, irelcbes als 
selbststSndige Oberbehörde konstituirt isL *) Die Frage 
Ober die Vorzfiglichkeit der einen dieser Methoden 
vor andern, möchte wegen dem Einflasse ■ den die 
,Gröfse eines Staates, und sonstige Verhältniase auf 
die organische Einrichtung dieses Ministeriums, 'auf de- 
ren Lösung haben können, jedesmal nur mit Beziehung 
auf einen solchen, gelöst werden können. Wirddieselbe 
in unbestimmter Allgemeinheit aufgeworfen , dann 
, möchte die erstere Methode den Verhältnissen eines 
rerantwortlichen Ministers , und den Forderungen die 
an einen »otchen gemacht werden , als die tmgemesse- 
nere au erachten sejn. Eine gcofse Menge von Ge- 
schäften in Ministerieu können selbst nicht anders als 
bureaumäfsig bearbeitet werden. Zugleich beweist die 
Erfahrung , dafs sie mit der nämlichen GrOadlichkeit 
die als ein Vorzug der koUegialischen Behandlung gel- 
' tend gemacht wird, bearbeitet werden können, fOr die 
sie selbst in so fem eine gröfsere Bürgschaft darbietet, 
weil der einzehie Arbeiter für Sache und Form allein 
und persönlich rerantwortlich ist, nnd sich nicht 
wie bei jener durch den Schild der koUegialischen Be- 
handlung decken kann. 
m E> können zwar die Vortheile nicht verkannt wer. 
den, die aus einem gegenseitigen Austausche von JIdeen 
unter den Referenten für die einzelnen Geschäftszweige, 



*) Sowohl über die hier genannten Staaten, alt über die 
EinrichtongeD in einer grorten Ansah! anderer, s. m. des 
Verrats. Politik etc. I, 38, 154 o. 311 ff. 
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und wenn alle in enter foTtlaufraioen Ueberückt ron 
der Lage eines jeden derselben erhalten -werden, ffir 
deren zweclunäfsig« Bearbeitung erwachsen können, 
nnter welchen jene gröfserer Sicherstellnng gegen das 

. Vet^olgen ^seitiger Ansichten, sodann, dals jeder 
Vortrag mehr im Geiste des allgemeinen Systemes und 
mit flücksicfat auf das Ganze au^efsAt werden kann, end- 
lich auch der Zeitgewinn, sowohl ffir den Departements- 
chef, als auch för die Referenten, TorEfigliche Beach- 
tung erfordern: ' üngeaclitet dieser Vortheile, möchte 

, wegen der Menge ron Geschäften die in dem Finans- 
departement snsammenlaafen , die Anwendung dieser 
Methode in grofsen Suaten nicht nUssig, dieselbe 
nur in solchen mittlerer GrÖfse , und in kleinen Staaten, 
und in den ersteren , nur unter der Bedingung statthaft 
B^^, dafs die Zeit nicht mit solchen TortrSgen Ter- 
splittert werdte, die sich anf die blofse Eioleitusg, oder 
auf das blofse Fortschieben der Geschäfte bezieben, 
sondern dafs die Erledigang dieser, und ähnlicher Ar. 
beiten , den Referenten auf ihre eigene Terontwortlich- 
keit , ^ne Yortrag überlassen bleibe. 

ß. 31. 

Der Zweck der Kontrole in def Finanzrerwaltung 
bezieht sich theils anf die Ffihrung des Finanzhans, 
haltes überhaupt, nnd anf Begründung Ton Sicherheit 
dafür, dafs kein Departementschef, fiberhanpt keine Behörde 
welcher die Befugnifs zur Disposition über einen Theil de» 
öfientlichen Einkommen^ znsteht, die Bestimmungen des 
Budgets für die Gröfse der Verwendung für die einzelnen' 
Gegenstände und Zwecke, überschreite , oder sich von den 
bestehenden Nonnen und Vorschriften willkürlich entferne; 
theils ist derselbe lediglich auf Begründung von Sicherheit 
in Betreff der Torschriftmäfsigen , und getreuen Ver> 
waltung der Hassen beschränkt. 

Die Realisining derselben in dieser zweifachen Bezie- 
hung, gehört zu den wesentlichen Attributionen des Finanz- 
Ministeriums, dessen eigene Verwaltung, in Staaten mit 
einer r^räsentatiTen Verfassung , unabhängig ron andern 
Anordnungen die fUr die Begründnng einer solchen auch in 

L,;,-zi;i:",C00yIC 
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SUate« oluifl mne'tolcbe Verfaaiung «tatEfinden, dsrüh das 
Recht der Stäsde snr Forderung , und durch dessen Ter- 
pfliehtiuig zu «iMW ToUstindigeQ Rechtfertigung aller Yer- 
wendanges, üherhaupt durch eine solche tdler MaaCiregeln 
difc sicb'auf den Fmanzhaushalt beziehen, deren Kontrole 
unterliegt. 

Unter diesen Anordnungen sind die Ausscheiduag der 
Leitung des HaBsenhauahBUes ans den Attributionen des Fi- 
nanzmiitisteriams , und die Konstituinong einer besonders 
Qehörde fOr dieselbe, *) sodann die Uebertragung solcher 
die ,s)ch auf die ReaKsimng einer solchen Kontrole beadehen, 
an die (^rreohnungsltanuner **) die gewöhnlicheren. 

Die KonMitoiruag einer solchen beaondem Behörde 
«v&Ut den Zweck einer Kontrole in der Hinsicht und, 
Beaiehong roUstandiger, als dieser dnrch deren C«bertrs- 
' gwug an die Oberrecbuungs&atnroer .erreicht irerden bann, 
' weil dieselbe der VerwaltuQg während ihrem Fort- 
gange in aUen Einzelnheiten folgt , und hierdorch zn^eii^ 
- fOr das Verhüten von MiTsgriflen , UnregelmäTsigltei- 
tco etc. wirksapi i»t, von weldien die Oberrechnungsham- 
mer hingegen erst nach Ablauf des Finanzjahres Kennt- 
nifs erhalt, nnr die Unregelmäfsigheiten die stattgefunden 
haben, nachweisen, nicht dafSr, dafs sie rerhfitet werden, 
wirken kaun. In anderer Hinsicht scheint diese letztere, 
wenn gleich in der ebenerwähnten Reziehung minder toU- 
lionunene Kontrole, in sofern mit den wesentlichen Attri. 
bntionen des Fina^zininisterinms vereinbarer, als sie dessen 
qcvthwei^digc Einwiriinng auf doi Kassenhausbalt nich); be7 
Q^0t, auf dessm Anordnungen ($r den FiiMaufhaushalt, nie- 
qtals hemmend oder störend einwirkt, wie dieses bei der 



*) Wie E. B. in Rufslanil, in Oesterreicfa, in Schweden (da* 
Staaislioinptnir). M. »; den vorherg. Fuagrapfa. Eben so un- 
ter der kaUecl. Bo(;i«ru]ig in Frankrciek, durch die Anord- 
nung eines besonderu Ministertuins des üfFraÜiclien St^atses. 

••> Wie «■ B. in Bayern (ro, s. die alltg. Verord- v. H. Januar 
1836 j. 49 ff.), in Würtemberg (m, s. dai Edikt v. «. Detbr. 
181B, {. 14 ff.); — in dem Grofshers. Hessen (m. s. die - 
Verord. v. IS. Junius 1831 die Erriebt, der Ofaerrechnnngs- 
kammer betraffend); in dem Harsogth. Nauau <hi. s. EdUit. T. 
3. M&re ISie). 
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fConititnirong einor »olchen Itesopaera Behörde ^ Fall 
afifa, lu^d dieses nur durcli dereo Verpflichtnng zur roll- 
cUndigaten ZuBwamensicht mit dem erstem , jlberhaiipt da- 
durch rerhfitet werden kann , daf« dafselbe fortdaaemd in , 
der ToUsUtndigsteQ Uebersicbt vqn .^U^ni eriulten «erde, 
^as auf dcB Fortgang der Realisirnng der Einnahmen and 
Aawhen, überhaupt auf die Lage des Hassenrechnangsve- 
»eni Bezug hat. 

Die Kontrole, welche d^s Fln«iuminiMBrium selfaat, so- 
vohl gegen, die Disponenten Qber Theile dea Staataeiidioiii. 
mens, als für die ordnongtmiUVgCi getreue Yerwaltuqg rea- 
Usirt, wird in Betreff der erstem, am ToUstaiidi^ten und , 
eingreifendsten, tbeils durch dessen Visa begründet, wel- 
chem alle Anw^sungen auf di* Slaatskasse unteirU^en nfüs- 
uen, durch welches dasselbe das Jllittel zu ihrer Prüfung, 
und zqr Abwei^ing solcher beützt, die dem angeordneten 
Wirthachaftsplane, überhaupt den besehenden Normen und 
Vorsobriften nicht gemäfs sind; theils und sodann dienen 
fQrdenZwech einer solchen, die monatlicb«n Hepar« 
titionsetats, welche die Verwaltung aller Uinisterialde- 
fmemnuti «Uiev monatlielien summarisehen. Rension unter. 
wehen, xa*d hierdurch eip ferneres Mittel zur Verhütung 
oder sofort%c« Hedressitvng einer jeden rersuchten oder 
ttsttgehabten Abweichung Ton dem Plane für den Finass. 
)i49ski)jb darbieten. **> Die erforderliche Sicherheit in Be- 
treff der ordnungunäCsigen, getreuen Verwaltmg der Sas- 
snn Ungegen und die KonU'ole derselben wird durch deren ^ ' 
periodische Revision **) und durch die Einsendung von 



') M. ». ob. S. 38- 

**) Der KcvisUin dar. (UBieu nird, (wie bereits onVatint) in der 
Meltrsabl der' Staaten nicbt diajenig« Sor^alt getridinM, nel- 
cbe dieselbe erfordert, und ist dieselbe aieialMU nur auf eine 
solche der Hauptkassan und derienife» beachrJialit, die' sich 
an dem Siue^ der Behörden befiadea , von neUen dieselben 
ressortircn. Der Gruad dieser scheinbaren VemacbläTsigung 
Kegt Torsüglich in dem Mangel an beiondem Beamten zu 
deren regeltnjffsigan Benirkun^. Dar Aufwand den die An- 
steUaag solcher erfardem Itann , dürfte aber duirch die Vor- 
tBeäe wal'ebe durch Verhülniig von Hesten, durch den rich- 
tigem Eingang der Revenuen, durch das Veriifiten desStag- 
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SltaatioüBitaU begrOndet, und durch Vergleichong {euer 
der äufsem Kaisen, mit dem Situatdonsebtt der StaatB-Hanpt- 
luiBse, wodorcli, wenn dieselben mit der erforderlicben Ife- 
bersichtlitbkeit nnd Vollständigkeit bearbeitet sind , mit der 
fortlaufenden Uebersicfat von der Lage des Kassenhanshaltes, 
zugleich das Mittel zur sofortigen Keimtnifi und Bemedur 
Ton Allem wodurch das Interesse der Verwaltung geßthrdet 
werden kann, gegeben ist. 

Eine Kontrole, deren Einwirkung nicht blofs anf die 
Führung des Geldhausbalte b beschränkt ist, sondern sich 
zugleich auf alleTheile des Finanz- und des Staatshaushal- 
tes erstreckt, bedingt für deren Realisirung, die Anordnung 
einer selbststSndigen Behörde , die den Blinisferien koordi~ 
nirt, tmmittelbar nnd ansschliefslich Ton dem Regenten ab- 
hängt. *) Bei dem Nichtrorhandenseyn einer solchen, kann 
deren Zweck nur durch eine Kombination der ebenerwShn- 
ten Maa&regeln, mit derjenigen, welche der Oberrechnungs- 
kammer übertragen ist, erffillt werden. 

Ö- 32. 
Die Zweckmälsigkeit des Organismus der Behörden 
für die unmittelbare Verwaltung endlich ist, abgesehen tou 
dein Einfinase den das System , weldies in einem gegebenen 
Staate in Betreff desselben überhaupt in Anwendung ist, 
auf dessen Bildung haben kann, dadurch bedingt, dafsbei 
dieser das reelle BedürfhiTs, welches sich aus der Eigen- 



nireni der Gelder in deu aufsern Kassen etc. umaclisen, mehr 
als kompensirt werden. In Franlireich, woselbst die gewäw. 
liehen Revisionen der Basgen der General- und Becirliseinneh- 
mer, durch die Präfebten und UnterprÜfetiteB betrirht wer- 
den, sind aufserdem für diesen ZvteiA (15) besondere General- 
Inspektoren angenelh, denen {!2) Inipelitoren beigegeben; 
flir die Eleinentarkassen sind' besondere Verifikateun und 
KvHtroleurSHDgewdBat, welche dieselben perhidisch bereisen/ 
■) Eine solche Kontrole ist in Jtufsland dcir^ Senate übertragen. 
(M. ■- &■ l^kas V. 8. Sept. ISOl, und v. 25. 3ul. 1810 die Orga- 
nisation der Ministerien betreff., und v. g. Sept. 1801, den 
Senat betreff.) Diejenige die -durch eine Kabln^Uordre v. s. 
Novbr. 1817 in der preuruscben Monarehie angeordnet war, 
iu 'durck' eine solche v. 39. Mai- 18IS wieder aufgehoben 
worden. ' 
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thfimliclibeit flines jeden betondem Hsupteweiges der Ter. 
waltong entwicbek, beracksichtigt , diesem Alle« was für 
dessen Befriedigung erforderiich ist, aber auch nichi; mehr 
all dieses eingeräumt; dafs miAin die Anzahl der Behörden 
und deren Abstufungen odet' Artihulationen ,■ nicht über den, 
nothwftidigen Bedarf Tervielfältigt, eben so wenig aber audt 
in einem MaaTse beschrankt werde , welclies fSr die Befrie- 
digung unzulänglich ist. Der Maaftstab zur Bemessnng die- 
ses richtigen Verhältnisse», kann nnr in der erwähnten Ei- 
genthümlichkcit der verschiedenen Verwaltungszweige selbst, 
gesucht und gefunden werden , und in der Natur von Ge- 
schäften, zu welchen die Produktion, fiherhaupt die Erzeu- 
gung des Einkononens dessen Bealisirung bezweckt ist, bis 
, zu seinem Einflüsse in die öffentlichen Hassen Anlafs gibt. 
In Hinsicht hierauf, kann ein Bedflrfnifs besonderer 
Behdrden und besonderer wirklicher Beamten, nur in An- 
sebung solcher Zweige des öffentlichen Einkommens statt- 
finden, deren Verwaltung wie z. B. jene der Forste, der 
Beiwerke, der Posten, und jene 'der indirekten Abgaben 
mcht nur Oberhaupt , sondern auch in den nntem Sudien 
dgenthOmliche Kenntnisse, oder eine durch alle Stadien in 
dem Organismus durchlaufende und sich gegenseitig be- 
Jiogende Komplikation besonderer Normen ^nd J'ormen er- 
fordert, welche die exkluaiye Thätigheit ^nes Beamten in - 
intpmch. nehmen. 

ünabbängig von der Fi-age in Betreff dieser, weniger 
bestrittenen, Nothwendigkeit, findet dagegen eine Verschie- 
denhdt Ton Ansichten in Betreff der Znlässigkeit statt, At& 
Aie qieciellere Aufsicht und Leitung der Verwaltung der 
genannten Zweige, insbesondere jene sowohl der Bewirth- 
«kaftung als der financiellen Benutzung der Forste , an die 
allgemeinen Finanzbehörden für gröfsere GebietstheÜe über- 
tragen,odermitden»elbenin Verbindung gesetztwerde.*) Un- 



) üeber die Verschicdenlieit der organischBU Emricbtungen in 
einer großen Anzahl von Staaten, ». m. des Veriasseri Politik 
der innem SuatSTCrwaltung I, 167 ff. und 2ti iE — In der 
preufsischen Monarchie z. ^. in bei einer jeden Be- 
gierung ein Oberforatme ister angestellt, «nd diesem die Lei- 
tung des technischen Betriebes, und die DiensipoHsei üb« 

*■ Itucnrs njMuiritwucbJift. IL Tbk 12 

_ Cookie 
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ter deaGrSsdai^gen eine wkh e Vwb^mtg wirJ «gh t» » » - 
dere der Handel an ^d eigenäämtidien KeantBÜB«« geltend - 
' gemackt, welche dieForBtTerwaltaBget^ordert,iradwriobedte 
Mekranlil der Ifitglieder dieser Behörden, i« derBege), niiAt 
besitze) wodurcli AHei derWHlkäK des tecJiai»d>en Referen. 
ten fiberUsten bleibt , die nur dorch die Anstellung atehre- 
rer Mfatner voin Facbe Teriifitet werdtm liönBe , die zugleich 
aber actch zu einer solchen Termehrang des Anfwanäes «€• 
tUge, der das Hsafi de^enigen iU)enteige, der ftbr eine C»- 
tralbehörde erforderlich «nd zureichend sey; aodaan, die 
Sdiwierigkeit einer soldien Sonderung der AttrtbnBonen, 
Ivel che gegen Mörcnde Kollisi<men sicherateHe^ enäid 
«ich die Störung der Eüdieit in der Verwaltung , durch £e 



da» Fontpersonal, ausichlieralicli und selbststSudis 
übertragen, dieser Beamte selbst aber, der Aufticht und Kmi- 
trole des Präsidium« untergeben. Die Leitung der finanziellen 
Benutzung, gebfirt eu dem Ges«hänslireiB der betrefTenden 
Abtheihu^ der Regierang. <M. ».die luHrulitiim r. 33- ^At- 
1817.) Di« oberste Aufsicht und Lekvng ntrd dnrdi cwei 
Landober forstmeister die Mitglieder der vierKn AbAeäaeg 
in dem 'Finanzministerium sind, von jedem in einem Tbeüe 
der Monarcbie realisirt. — Eine ähnliche Einrichtung findet 
in Bajern statt, die sich nur dadurch unterscbeidet , dafs 
in einer jeden Fmanahammer, fSr die Angelegenheiten, die 
sich auf die Leitung des Forstwesens, und des Forstbetriebes 
beziehen, ein besonderer Krei^forstreferejitj 'flr die 
Beaufsichtigung des laufenden Dienstes aber, und für die Be- 
frachung der Ausführung der getrofijeneo Vernaltungsanord. 
nullen und Vorschriften , derselben ein K r e i s f o r st- 
inspektor beigegAen ist. (Terord. v. ii. Jiili 4818.) — 
In Würtemberg bingegen ist die allgemeine Aofincta 
undLeitungderFor»twirthscbaft,«inemCentraIli(dlegitiB 
— dem Forstrath — überlragSD, dessen Attributiaaen le- 
diglich hierauf beschränkt sind. Für deren specieUe Leitung 
in den th-eisen, tst in einer jeden Finansbammer, ein Kreis. 
forTlrath als Referent für die technischen Geg^tüadeaB' 
gestellt, deren Behandlung demselben ausichliefslich übertra- 
gen ist. Die Leitung der financiellen Benutzung gehört zum 
GeschSftshreisderFinaniliaaninem. (Verord. v. 33. Febr. 1832.) 
In Baden ist die Leitung -von beiden in einer Oberforst- 
Aommission vereinigt, deren Steüiuig unabhängiger ist, all 
bei einer stt'eBgen Früfong mit dem Princip der Einbeit in 
4er FinaiiErenrahnng, vereinbar sejn mScbte. 
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BüTenoeidlidie Dira^emz tob Anaiehten , veaa die Leitong 
anter eine Ajizs^l toh >ich unabhängiger Belidrden Ter- 
splittert irird. 

Der entere dieser Einvfirfe , ist ds Tfaatsache begrdii- 
äet. Die Folge jedoch die ana demselben und Mu.dem drit- 
ten gezogen -wird , ist TOti geringerem Gewichte , als den- 
sriben beigelegt wird, indem auch bei der Centralisirung der 
Leitung in einer Behörde , sowohl iB Betreff der Anordnung 
der Bewirthsduftnng , als der Yollziehong der Vorsi^riAen 
«aer solchen Bc^öi^, Yicles, wo nicht das Meiste dem ei- 
genen E>nes*en der änfsem Anfnchtsbeamten flbdrlataen 
bleiben mnCs. Es ist dieses ane unausweidillcbe Folge des 
Ein£assek, den sowohl ÖitHohe als sonstige Verhältnisse 
auf beides haben, und die sich Ton J^dir zu Jahr Sndem kön- 
nen. Gegen blofse Willhür schützt die Aufsicht und die 
Uontrole des Präsidiams der erwähnten Behörden, welche 
gegen diese t«ofanischen Beamten bei denselben, in gleichem 
HaaCie, wie gegen deren äbri^ Mitglieder wirksam ist, 
und auc^ jene der oberaofsefaenden Bdrärde, in dem FiUAnz- 
ninisterixun , durchweich zng^ich die Einheit, in soweit 
ids dieae wesentlich ist, erhalten wird. MiTsgriffe dorcb 
Yerfoigung einseitiger Ansichten in Betreff Aer Bewirth- 
sclu&ang aber, können dur^ die Vorschrift* der aothwen- 
digen Zunehong suderer technischer Beamten. bei der Ent- 
w«rfiuig und Festsetzung der Plane för dieselbe, T«'hittt, 
und hierdurch inr Mangel an technischen Kenntnissen der 
tinigeu Mit^ieder der FiauukoDegien supplkt werden. *) 

£ine richtige Vertheilang der Attrihntionen kann hei. ' 
«au exhebüdien Sahiwieri(^ten nnterliegsn, indem die» 



*) Für dwien 2weck iit in 9s7f° ^'^ AnordnOfig gotroAeu, 
dafs fiir die Berathu«g der perioditchen B|etriebi- 
plane jahrlich eine Poratb etriebskomite smammen- 
tritt, die aus dem Kreisforatrathe, dem HreisrorstiBspelitor, 
dem torMkontrolenr, dem faetr^effendeii Fontheamten und 
ans awei der einaiclitTolliteB Forstbeamten des Kreises, ^bil- 
det wird, nad fiber dere* BescUüue die Finanskammer theila 
selbst entscheidet, theüs dieselben zur Entscfaeidtmg-an das Fi- 
namnninliterium vorlegt. ZnrBerathusg der jjffarlichen Ba- 
wirthscliaftaitgsTorsehlSge , ist ein Zusammentritt des Kreis- 
Forstreferentbn, des Injektors und des b^reffendn -tUb^rtÜr- 
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änrCli dieNatuK der Gescbäfte selbst und , deren B«ziehiing 
angedeat«t, uad. diejenigen fOr den technisclien Betrieb ron 
jenen die sich auf die linancielle Benatzun^; beeiehen, ge- 
sondert sind. Ucberhaupt, iosbesondere aber beim Hin. 
bEche aof die Abhängigkeit von den aufsern Aufsichtsbeam- 
ten, weleher sich eine Centralbehörde in der Auffassung 
und Würdigung der örüicben. und sonstigen VerhÜtnisse, 
nicht entaiehen kann, mächte deren EntbebrlicUieit und 
der Vereng, einer solchen organischen Einrichtung nicht zn 
' verkennen seyn , durch welche die Leitung and die Beauf- 
sichtigung der Beirirtlucbaftang ttnd der financiellen Be- 
Btttzang,' den Forsten näher gerfidit wird, tmd diese an die 
erwähnten .allgemeinen Finanzbehfirden ffir gro£iere Ge- 
bietsabtheilnngen, fiberträgt. *) 

Andere Verhältnisse finden dagegen in Ansehung der 
Verwaltung desBerg- und Hüttenwesens sutt, indem 
nicht blofs der technische Betrieb , sondern zum I^eil auch 
die allgemeine Geschäftshehandhmg, in noch grÖfsermMaalbe 
als bei der Forstrerwaltung , besondere Henntnisse erfor- 
dern, und als auch die finencielle Benutzung sich in dem 
Verhältnisse anders modificirt, als. 'es sich nur um wenige 
Werke homogener Art , oder aber um die Benntzung einer 
grofsen Aneahl rersohiedenartiger Betriebe bandelt. Ueber- 
henpt bedingt die EigenlhümUchkeit dieses Zweiges Ton 
öfientlichem Einkommen, eine rollstandige Speoialisining 
seiner Verwaltung, und komplicirt sidi zugleich der Orga- 
nismus der Behörden iüv dieselbe, durch die Verschiedenheit 
di^ Werke, und dadurch, dafs jedes einzelne :^t^lissement 
als ein für. sich bestehendes Gutees briiaddch w^^en mof«, 
welches nicht blofs besondere, und besonders gebildete 
Beamten , sondern auch besondere Anordnungen in Betreff 
seiner Bewirthschaftung erfordert, die von jenen fflr andere 



i.sters angeordnet, in welcbem der Betriebsplan fiir. das bS:ror- 
stehaade Jabr festgesetzt, imd die Berichte über den VoUsug 
jener füx das Terflosseoe Jabr geprüft wird. <H. «. die «lieg. 
Verordnung.) 

*) Ein gfinslicher Hanget an Kenntnissen yatt, der Forstvernal- 
tong, kann bei gehörig und vollständig gebildet^ Mitgliedern 
I. diei«r,St)h6rden, «cht Torautgasaut werdm. r 
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Weirlie uresentlidi verschieden sind. Abgesehen von diesen 
Gründen möclite Tielleicht auch für die praktische Noth. 
wendigkeit einer solchen Speciblisimng geltend gemacht 
werden können ,':dafs welches auch die organische Einrieh-' 
-tnng der Yerwaltong seyn: mag, dleselhe in, allen Staaten 
stattfindet. *) Ihre Aasdehnung ^nf die Anordnung beson- 
derer Berggerichte hingegen, kann nicht als ein weseqt^- 
liches Bedfirfnifs betrachtet werden. Der Zweck solcher 
^ecialgerichle . kann in gleichem MaaTse erreicht werden, 
wenn zum Behuf der Ertbeilung toM- techni sehen, Cberhaupft . 
von solchen Erläuterungen die aur richtigen Würdigung doi- 
in rechtlicher Diskussion ||p'angenen Fragen erforderlicib 
seyn können, den gewöhnlichen Gerichtshöfen, Bergbeamte 



*J Indem OBterreichiscIianKBJserstBalcB. B. istdieall- 
iemeibe Leitung in eiacm genigsermaarBen selbnnaKdigen SK- 
naie der Hafhammer contxaljsirt, mit n^khpni.das Obe^- 
, kam^crgrafen ami für Ungarn, und die erste Kammer des 
yereinigten Kaineral- und Monlan ist iscben Tbe- 
«aur'a'riats für SiebenhÜrgfen, ah leitende 0%eH»ehörden fiir 
beide Provinzei^ in Verbindung aiehcn. ' — In der preufS'i- 
Bchon kTonarcbie ist die Leitling der Vervrahuijg das 'g*- 
sammtcn BergwerbS', Hütten-, und Salinenwcsens in der als 
Sektion in dem Ministorium des Tnnem honst ituirten Ober- 
auptmannschaft central i si rt , mit fünf Oberbei^- 
fiir die speciellere Aufsicht und Leitung, -r- In R'ufi'. 
in dem BergkoDegium mit sechs Abtheilungen; — 
wedcn, in dem Bergtrc rbskol leg ium, zugleich 
jistanx in Civil- und Kriminalsacben die bei den Berg- 
n verhandelt werden; — in Sacli sen, in dem ersten 
Departement des geheimen Finan^hollegiums; — in Hanno- 
ver, ist die oberste Leitung in einem besondern Mini- 
ster iaI-Departement cenlralisirt, unter ivelchem dleDomai- 
nenbammer das Detail leitet. — In Bayern besteht eino^Ge- 

14 Bergrevicren, und 7 HanptialzSmteri); — in Wurtem- 

beug, !r Bergrath, — in Baden, eine Di- 

rabti« iän-,Berg- und Huttenverwal- 

lung u n; in Kurliessen, eine Ober-, Berg- 

undS ttion etc. — In Frankr ei cli endlich 

ist die c g mit jener des Strafscn. undfirü- 

ckenb :r imd derselben Generaldirelition 
vereinigt, mit einem bosondero technischen, Conseil. , 
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«ntweder für bestSwitig, oäer in jedem eidzelnto Fall Beige- 
ordnet #crrden. *) 

Anch in Ansehosg der Verwalttmg des PostweseBs 
Sndet die gleiche NoUi««Wdi^eit einet (oldken- St»eeia)isi- 
Tang in eilen fkadien des OrgentUttas > Matt; nickt so nil- 
bedlngt sbH- eine solche dca- Centealisirang dessen «pe- 
ciellerea Anfsktit und Leitung in gröfsern Becirbes, in 
Oberpostimtera , deren BedUrfbifa ilberfaaupt mehr oder 
irentger vdh' den Grandsütmit imd ÄMteftten sUiängt, die 
bei der Etnrichtnng des iPottwesens , insbesondere vatk in 
Ansebimg der Verbindungen mit dim AnslaMe und jentt' 
des Hassen- nnd Becbnnngswesens , befolgt' sind. 

Der OrgMiismus , der P^rsöhalbedaTf , und die amtUiAe 
Stellung der Beamten für die Verwaltung der indirekten 
Stenern, ist vorzäglicb daron abhängig, in wie fem die 
Natur einzebiCT ^dieser Abgtbea , mtA in den untent Stadien 
der Verwalttang, eine bestmdere direlitet eifiwiriiende Aufsicht , 
und Aontrol'e ilifer Agen'teii erfordert. Zum ThtU aa<^ sind 
das System, welches insbesondere in Ansehung dei* Konsum- 
tioDSSteuem beftdgt ist, und auTserdem, sowohl in Betreff 
dieser, als Tor2üglich in Betreff der ZoUrerwsItung, die ~ 
LokalVejrbSltniBBe atif denPerkimalbedaH'TOflEinflnrs. Ue- 



-') Dergleichen besondere Berggerichte s. B. in den österreiclii- 
(chen Staaten, in Schnedea etc. Jedoch in deren Kognition und 
Enischeidung auf solcbe Gegenstände bcichränlit , die nacb 
Maarsgabc der bestellenden GesetEgcbung , r.a dem Bergregal 
gehören, und sich wesentlich auf den Bergbau beeiehen; so- 
dann, aiif die GerJchtsbartieit über die Berg- und Hütten- 
leute, in. Fällen, die sich auf ihre amtlichen, überhaupt auf 
ihre Dienstverhältnisse bexiehen. — In der preufsischen Mo- 
narchie besfchen die Berggerichte als fora speeia/ia, die je- 
doch nur in erster Insiani erkennen. Der weitere lustanaen- 
EUg richtet sich nach den Vorschr<iten.der GerichWrdnung, 
und steht c» den Parteien frei, die Zuiiehung tob Bergbau- 
](undigcn.Eu Verlangen. (Verord.v.Sl'.Febr.lSlG) InBayem 
ist bei iem pbcrappellationsgericlit ein besonderer oberberg- 
. gerichtlicher Senat, mit üwei Obcrhergräthen ah Mitgliedern 
angeordnet. — In Franlireicb gehören Blagen 3er Eigenthii- 
mer gegen solche die unter ihren Grundstücken graben, vor 
die genöhnUcfaen Gerichte, solche in Betreff der Verleihung 
aber, su dem Contentieux adminiistratif. 

_ Cookie 
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bwlMiirt Iwnn i» BetrefF 4«Mell>6n b^jiM aUgeueia maa&> 
fcbende CiloriB anlM^g s«yi|. Ein geeignet Mittel xu d«*- 
sen Be6d)XfiBkai]|}, b«t:itla in dav Vecein&cbttng ä«s 41igl^ 
bnnr«4«ns, durch Yei-ftcbindzuQg gtekdwti^er Al>giAeB, 
oder «ololuir die g^eUihfir Natur sind« i^ eime einzig«) 
oder doch itt der KombwimBg ihrer Ei^abnBg, in noglicb* 
Ater Te^^rftemng d«r .Yepraltung». «nd Erbebungtb«r 
zitke, and aum TbeÜ ancb darin, dafs det« Orgamunus der 
Bebö^'den eüia möglicbst gleicbCömiige Einrichtung geg&t 
b^ wi^rd«. In Bissicht auf diese) Potulat, sind dem Ein- 
heHH^Btewe TorzOg« eigen, nnd gewährt dasselbe Vor- 
tbeilfl, die k^in anderea in fiebern Hasfae darili^tet. Eine 
Ueb«rtFagting der Leitung und Beatifaicbtung der TerwaL- 
tung dieser Abgaben, «i die aUgemeinen F^uinzbebördeB 
fiir grpAere G«biflU^beile, ist zwar an aicb nidit unbedingt 
anstattluft; die ^eoiaüsirnng derselben m besondem Be- 
hörden, jedoch in Hinaicbt an{ die Nktar dieser Terwaltunff ■ 
die wesentUcJi in Vollziehung besteht , und auch in solche* 
teuf das so grofse Detail, welches ein^ununterbrochene; di- 
rekt einwirkende Aw£licht und die ansScUieftliche l^ädg. . 
keit einer Behörde in Ansprach nimmt, dts Angemessenere. 
Uebeiiiaupt möchte in aoleben allgemeinen Finanibekir- 
den nur eine Vereinigung der Leitung nachstehender Verwfti* 
tangen und Geschäftszweige als zulässig erachtet werden, kön- 
nennämlicb: die der DtHnainea, der Forste, der Finanzregalien 
mit AnsschluTs des Berg- und Postregals, sodann jene der di- 
rekten Steuern , in Betreff welcher nachdem ihre Veranla- 
gung bewirkt ist, Alles sich lediglich nur auf die Leitung 
nnd Beaufsichtigung des Einzuges beacbränht; endlich jene 
des Kassen, und iReduadigsweBeDs. Die Idee, oder def- 
Vairsfiblag einer abgesonderten [ibitang der Bewirtb- 
schaftung der DooiainWi Ferste und Bergwerke, und 
einer Mdchen deren f inabciellsn Benutzung durch be- 
sondeve B^Örden, von Welchen jene für die erster« ni^ 
als .Staatdbebßrden , sondern nur als Adninistrations- 
Sraterfür- die Voll£KikB«g dsr Befehle, und als techni- 
sche Vermittler färdifAusfabrungdertdeei^derFiMnB- 
koUe^lien zu burachten seyn würden,*) inflU »obon um dal«-. , 



*> ▼. 3*ii«b Fiaanz^iassnsehaft f. 970- 
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willen nicht als sutthaft erachtiet werden, weil ihre Heallsi- 
rang eine Unabhängigkeit (Or diese letztere nnterstellt, die 
denselben , ohne Gefährdung der Einhnt in de^ Yerwaltnng, 
nicht eingeritfimt werden hsnn. In so fn-n als diese Idee 
die Leitung der Yerweltung gewissetmaarsaft ansschlierslich 
in die Hand des Referenten in dem Finanzltollegiiim, nnd 
in der' höchsten Instanz , in jene des Referenten im Cen-* 
tral - Finanzkolleg jum legt , ffihrt dieselbe zu dem Einheits- 
systeme, ohne jedoch dessen Vortheile zu. gewahren, otk^ 
ohne dafs sie gegen die Mängel des Kollegialsystems schützt. 
Anfserdem würde -^ wie für dieselbe geltend gemacht wird, 
— weder eine Verminderung des Personal- und Geldanf- 
^andes erwirltt, noch für die rollliommenere Ausbildung 
der Wissensefaaft , irgend etwas gewönne werden. Da» 
etstere nicht, weil das Personal, welches hierdurch in den 
Finanzkollegien überflüssig wird^ su^ in den Administra- , 
tionsämtern, od^r technischen Kammern, and wohl selbst 
in gröfserer Anzahl', wieder findet; und auch da^ letztere 
nicht , weil bei der ^sschliefsung der technischen RehÖr' 
den aas dein Staatsdienste, und von der Theilnahme an des- 
sen Vorzügen und Vorlheilen, der Reiz und der Antrieb zu 
einer vollkommeneren Ausbildangv sich nothwendig ver- 
inindert. , 



Die Theorie der Finanz Wissenschaft lehrt — wie be- 
reits erwähnt — die Grandsätze , wie das öfl^ntliohe oder 
Staat se inkommien , aas dessen unmittelbaren und mittelbaren 
Quellen auf eine solche Art geschöpft und gesammelt wer- 
den kann , welche deren NaCfahattigkbit nicht gefährdet. 
Die Grundsatze i Regeln und Maximen für die zweckmä- 
fsigste Art seiner Realisirung, und sriner Verwaltung, müs- 
sen theils ans der ei genthüni liehen Natur einer jeden dieser 
Quellen abgeleitet 'werden , theils sind sie das Ergebnifs 
der Erfahrangi durch welche, was ursprünglich' gewisser- , 
maarsen als- eine b'lofse Kunst oder Fertigkeit beti-achtet 
worden <ist, sichülfaiälig zu einer, w«nh auch nicht durch- 
aus rationell zu begründenden, empirischen Wissenschaft 
ansgebildet bat. Der Prüfstein encUich für die Güte und 
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ZwMJmiäfsigludt sowoltt eineB Finuizsystems an sich, als der 
Haüfsregeln fOr seine VoUäeha^gi moTt in den Wirkungen 
und Folgen gcsncht Verden, welche beides snf die Vennö- 
gons- und Einkommens- und gewerblichen Verfaültniase in 
einem gegebenen Staate , Oberhaupt auf dessen wüthscfaafu 
liehen Zustand geauTsert bet. 

Hierdurch wird die Geschichte der Staaten, insbeson- 
dere jene ihrer Finanz Verwaltung gewissermaaTsen zu einer 
Quelle für die weitere und ToOkoimnenere Ausbildung der 
Wissenschaft. Die Beobachtong ihrer Ei^ebtiiaae in sol- 
chen Staaten, deren wirthschafdicher Znstand bei mafsiger 
Höhe der Abigaben stationär bleibt, wohl mehr und mehrTer- 
fällt, während 'jener anderer Staaten, ungeachtet einer lange 
an- and fortdaaemden hohen financiellen Ansjiannung sich 
fortschreitend Ufihender mtfaltet, zeigt, dafe die Ansicht, 
welche dessen Flor Ton der Mäfsigkeit dieser Anspannung 
abhängig macht, nitht unbedingt gegründet ist, und in 
gleichem Maafse die Unhalt.barkeit der entgegengesetz- 
ten Ansiebt, welche in der Hohe der Abgaben, überhaupt in 
der Gröfse der financiellen -Anstrengong, ein Mittel ^u des- 
sen Beförderung siebt. Der Grund dafs' die erstere nicht 
immer wohhhatig; die letztere, nicht immer rerderblicb 
auf den wirtbschaftlichen Zusund eines Landes einwirkt, 
beruht theils in dem Finanz Systeme, in wie fem nämlich 
dieses die Reproduktion schont oder hemn^t, ,und hierdurch 
die Vergröfserung des Nationaleinkommens begtinstigt^pder 
erschwert; theils und sodaqn hängt der eine oder andere 
Erfolg in' gleichem Maefse Ton der Anwendung ab, welche 
dem Staatseinkommen gegeben wird, in wie fern diese näm- 
bch für die Ei-weiterurtg des Feldes der gewerblichen Xhä- 
tigkeit reichlich beitrügt, oder aber zum. grofsten Theile 
iteril ist. 4 

In einem .hohan Grade lehrreich ist in dieser Beziehung 
^e Pinanzgesehicbte yva Frankreich, wenn dessen wirth- 
schafUicher Zustand und- finanzieller Haushalt tot dem' An- 
fange der Staatsumwalzung , mit beidem in der nöuem Zeit 
verglichen wird, und wenn mit den tiefen Wunden welche 
diese dem erstem geschlagen hatte, ,und mit den aufaer- 
«dwda^Mn ^Pg^^Pg— Cf" » 2U wdoben .die Eveigiiisae 
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■^t -cLer IlMtMit«tM& gwKJtfngt faabsn ; *) die VenMlimii^ 
aller Elettieiite Ton NotioBclreiGhthiim und Einkommen tw- 
|;licbeB vivd, die tiDgeacbtet der dffiMtKche Anfvnmd, aeit 
ein«- Hcihe ron J«krea jikrlich eine HülMrde Franos in Ao- 
spmoh mmmt, «idi bamer UfilmideT eiUÜiUet. **) 



*> Unter den erMem dürfts ei bloft an einer HinvAiuing uiTden 
Banqueroutderbts lu der nngebeuem Summe von 15,578 Hill. 
Liv. vermehrMn Assignaten genügen, die bi« anf Vt46 "•>- 
re» nnprSnglitiben Preises gcsunben naren, und auf jenen 
der 3000 Hill. Liv. Mandats, and «Inf deren ftedmction, in 
deren Folge eine baare Galdf ente vnn 1000 Liv. in Silb. im 
lalir 1789« im Jahr 1797, anf } Liv. 6 Sola 8 Cm. vemindert 
worden war, 

Die aufserordentlicben Anstrengungen »eit der ftestauration 
softer und neben der Deckung des gewöbnttcben StaatMufnan- 
(les sind in dem Hommiisionibericbte über das Bndget f. d. 
J. 181» (Honit. v.tSSSNf. 17») >u 34«0 HiU.I>c*. aBgegri>ev 
, einschlielsticb der 1000 Mill. für die Entschädigung der Emigran- 
ten, der 80 Mill. durch das im Jahr 1S38 votinc , im Januar 
1830 realisirte Anlefaen, endlich des (jedoch su hneh ge- 
schätzten) Betrags des Irriere und der schwebenden Scbnld, 
7tH} Millionen Frc«. Ba darf J«doch nicht nberselten wer- 
den, dnfs über dte Hilfte der vorerwibnteti TotaUwnun* 
dwrcli Benutaung von Kredit, <cU bedeutende^ Tbeil durdt 
Anlehne in dem Auslände) beseh^fft» und dafs wobl Ein Drit- 
iheil der realisirten Summen , unmittelbar wieder in die Cir- 
kulation Eurfickgeworfen norden ist; sodanii, dafs die Ent- 
scbädigong der Emigranten Aireh Inscription efnA' Rente vofc 
SO HUt. Frck {flOiTlich V« WJärcnd 5 }^ren) bewitjit nvrdeB 
itt. Die iiminelbare AnArengnnS dar Hontribnenten redu- 
cirt «ich daher (nach Abmg der 700 Mill. Arriere und achwe- 
benden Schuld) auf die Deckung von ungefiihr jährlich 108 Mill- 
Benten. 

**) Die Würdigung desVerbihnisses das in jedem der erwKhnten 
beiden 2eit|ninbte zwiscbeu der Gf*5Ao de« StaatieinhonimeiM 
4- nnd jener des Nationaleinkommens stattgefunden bat , bedingt 
eine genaue Benntnifs jener dieses leletem in jedem dersel- 
ben. Die Datendie über dessen Betrag in dm-Ie4aten Jnhren 
««rder Bevohiiion vorliegen, ermangeln indessen an dvrjenigea 
VolbtEndiglieit und iwbetondec» a|uclt od dev gebörigen Ver- 
UJBsigungi die für ihren Gebrauch als Anhalt zu einer solchen 
Vergleiehung erforderlich »eja wurde. Cnd auch Dupins 
Scbäteungvon dessen gegenwärtiger Grofse, würde nicht ohne 
grofse Vorsiöbt und Sichtang, für dieiien Znttik b«nM« wtrdtn 
kimeil Tliiiilli lihl [iiiiiiiiin tf ti'iiii iti ri'i ii j i i i 't iiMi I. 
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Noch merkwdrdq;cr in di«sar Bjeziehnng tmd zogleidt 
Idirreidter ist die FÜMiizgMchiChte des brittisdt^ Reich«, 
inibetondere die in dem Zfrit^sclniittc ron 1733 bi» zu vrie- 
^etiMTgettellMm Frieden im J. IMä ,; wäirend weloheiR Ata 
g^wShitlich« StaatseinliMiuDen tou' i 



]6S) den Önittoertra^ der Urproduktion vor der Revolution, 
>u 3,917,915,000 Liv., den reinen Ertrag, eh l,IS4,8tl,0t9LtT.; 
denemera dtiWA technitelie Ge.werbathütigheit, eu 1,494,>30,6D0 
Liv-, »od doa rpioe Xinkommen, «u 371,557,024 Liv. gcKhatt. 
Der Wertih des Einfjüir- und Ausfuhrbandels in jenem Zeit- 
punJite iit sn 91&,O33,O0O Liv. in den Tabkaa^ lur statistique 
generale und partie (b la France angegeben, wovon das benc- 
fice, dteies «U 20 pCt. gereclinel, 183,6M,400 Liv. betragen 
viftrde. Oat StaatceinlionMneii Id de» letiten JahiJenvUr der 
Bevointion, hat 475,»94,0«0 Liv. betragenj im J«Jir 18SS aber 
979i35!,000 Frc». Wird (lur Hcmeibmg einer Gleichheit in 
den Kleioenten tu einer Vergleichung,. so wie Dupin ge- 
tliftu), die DlfTerenz Ktvigchea dem Brutto- und TVettoertrage 
der ürprodulition als Travail agricole, Ginilhi SchStnmg 
blit»ugc«Enet, und dieK Mit jener von Dupin ver^lidira, . 
dann ergeben »ich Micb«tfcbende Vergröftenm^ und oacbete- 
bende Verhälti^isse, nümlicb: 

IViilii>B«l>iDki>.uHB StulMiikwta» VnUlWib 

r. J. JiilirI789 4,574,078,424 L. 475,!94,000L, .iw« Ob.( 1 ÖS/i , pCt. 

— 183 8 8,085.209,364 F. 979.>5I.ff00f- — — 11"/, r^- 

■idii.jrtit»elirj,7n,iJ0,940F. 504,058,000 F- 

oder- . 84^6 ?*=*- lOf pCU 

Ungeachtet der lo grofaeo Erhöhung des PrecentverhÜIt- 
nifses de« Staatsei nhommens, iit dieie jcdocb nur scheinbar. 
In Hinsicht auf die so bedeutende Vermehrung des Natiouat- 
eiahammens t würde, wenn dasselbe gegenwjirtig in glei- 
ch a m Haaiäe wie in dem frübeni Zeitpunhte angesogen würe, 
der Beitrag von demselben sich auf 20 pCt. erhöhen; aufser- 
dem und sodann darfbei einer solchen Vergieicbnnsdiegrorse 
Masse von Pro v im iai abgaben die aufsw den SumiWn, die in 
die Staatshasae geflossen sind, für öffentliche Zweclie haben 
geleistet werden müssen, und jene vo^ Feudal- und sonstigen 
Lasten nicht übersehen werden, durch wejiche der TotaUietrag 
der Lasten die auf dem Nationale! nhommen gehaftet haben, 
lieh verdoppeln dürfte. — Ueber die progressive Vergrofse- 
rung des Staat sc inliommens seit der Bestauration , s. m. die , 
TubUaax preuntant la progression t/*t reoenat puhlict da Im 
Franc», dqiuU h i Janaier i9,i^, jiuqu'aim DeArt 1816} ia 
dem Monitear v. 1817 »r. 115. — 



Igg Fbüntverto^ang. 

17,957,983 Pfd. Sterl. ki dem eratem dieser Jahre, bis zn 
' einer solchen von 81,242,912 Pfd. Sterl. in dem letztem ge- 
steigert war, und wenn zugleich die gleichseitige so erstau- 
nenswerthe Vergröfserung des Nation alreichthums undEin- 
hommens in dem nämlichen Zeiträume berücksichtigt wüd.*) 
Die Hinweisnng auf das Beispiel dieser beiden Staaten, 
welchem jenes top andern beigefügt werden könnte, be- 
zweckt heinesweges den Beweis, dafs eine hohe Spannung 
der Ahgaben unter allen Umstanden unnachtheilig sej,' son- 
dern nur jenen Ton der Wichtigkeit des Studiums der Fi- 
nanzgeschicbte dei- einzelnen Staaten, und der Benutzung 
der Erfahrung, indem die abstrakte Theorie nur in so fem 
als sie auf diese gestützt ist, praktischen Werth hat. Möchte - 
die Bearheitung einear solchen von den gröfsem Staaten, die 
mit d^r Darstellung der Grundsätze iiaeh welchen das Finanz- 
system und die FinanzTcrwaltnng in denselben in einzelnen 
Zeitpunkten geordnet gewesen, und allmählich ausgebildet 
w^orden ist, zugleich .eine solche der fortgeschrittenen Aus- 
bildung ihres wirthschaftlichen Zustandes, und des Einflusses 
der erstem anf denselben verbindet, 'liicht immer ein un- 
erfüllter Wunsch bleibenl -, ' 

Es mangelt zwar nicht an einer grofsen Anzahl Ton 
Schriften über die linanciellen Verhältnisse rieler Staa- 



*) M. g. das' Statement 6f the Anniial Income and cipendUurc 
of tlio Government ot Grcat Britain from the Commcncemeiit 
ofthc War — 1793 to 18ä4liOtb years inclusive , in den Sta- 
tistical III us trat! ons. Die Totalisirung (les Betrages der 'in je- 
dem Jahre in dem Zeiträume von 1793 bis 1816 bezahlten Ab- 
gaben, ergibt die ungeheure Sumnie von 4,162,154,154 Pfd. 

''■"StejL, wovon ungefabr 27 pdt. durch die Einhommenstcuer 
i^ni^die assessed Taies, die übrigen 73 pCt. beinahe gaoE 
durch indirekte Steuern eingezogen worden sind. — Das To- 
' tal ^er seit 1317 bis I8!ä/"26 erhobenen Abgaben, beträgt für 
"Grofsbrittanion, «3,713,573 Pfd.Stcrl.; für Irelond,'37,19S,7II 
Pfd. Sterl., susainmen 525,?10,I91 Pfd'.'Sterl. — Nach Col- 
ijuliouns beliannter Schätzung des Nationaloinliommens zu 
430 Mill. tfd. Sterl. würden ungefähr 12 bis 13 pCt.von dem-, 
selben an den Staat abgegeben werden. Illan vergleiche über 
diese SchÜtenng', ' tOwe', 6. 420, und Moreaa de Jonnes ie 
Commerce au 19. siecfc I, HJ. 
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ten. Theils »her beziehen dieseU>eD sich mebr oder 
weniger nur anf einzelne Gegeaatände und Zweige des 
öffentlichen Einlioniinens oder 'Aufwandes , oder um- 
fassen sie nur einzelne Zeiub schnitte ; theils bezwechen 
dieselben (insbesondere diejenigen Ton tentschen Staa- 
ten) weniger eine Darstellung der rein Gnanciellen 
Yerhältnisse des Suatahaushaltes , sondern meistens 
and mehr nur eine solche der rechtlichen , insbesondere 
derjenigen die sich auf das Steuerwesen beziehen. Es 
ist hierdurch zwar eine grofse Hasse von zum Theil 
schätzbarem Material aufgehäuft, welches zur Bearbei- 
tung einer Finanz ge schichte benutzt werden bann. In 
keiner Hinsicht aber kann durch dasselbe der Ifangel 
einer solchen supplirt werden. In keiner dieser Schrif- 
ten ist der Ueb«-gang aus dem früheren Patrimonial- 
' haushalte in einen Staatsfinanzhaushalt, oder jener aas ei- 
nem Pinanzsjsteme in ein anderes dargestellt , eben so 
wenig dei' Gang den die Ausbildung desjenigen, wel- , 
ches in Anwendung ist, genommen hat, and der Ein- 
Qufs den dasselbe anf den wirtbscbaftlichen Zustand 
eines gegebenen Landes geäufsert hat. üeberhanpt ist, 
so weit die KenntniTs des Verfassers reicht, nnter allen 
Staaten, der Finanzgeschicfate TOn Frankreich die um- 
fassendste Bearb^tung zu Theil geworden. Aber auch 
diese entspricht den Forderungen die an eine solche 
Geschichte gemacht werden müssen, in so fem nur on- 
Tollkommen, als in derselben der eben «rwahnte Ein- 
flufs des jedesmaligen Finanz Systems auf den wirth- 
schaftlicben Zustand des Landes, überhaupt nicht, oder 
wo es geschehen , nicht in dem erforderlichen Maafse 
berücksichtigt und dargestellt ist. Aufser der grofsen 
Anzahl TonHemoires, — tod Sully bis auf diejenigen 
des Duc de Gaete herab, — aus welchen eine Fi- 
nanzgeichichte zusammengereihet werden kann, und 
za deren umfassenden Bearbeitung sie einen reichen 
Schatz Ton Material enthalten, und aufser der Encyclo- 
pedie melhodi^ae , jP^ances, verAienen nachstehende 
Werke über dieselbe besondere Erwähnung, nämlich die ; 
Reckerches et considerations snr ler financea de France 
par Forbonnais f 6 Bände j die Histmre genertä» des 
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ßiumtei de Im Frmnca d^mit te tunmeaeuiuttt de k 
MontFcii« Hc pmr Mr. Jlmauld. Paria 1^06 j (der zn 
gleich aehrer« hieber gehörige Werke angezeigt h«t) die 
Partictdarildr et aiaervatiant rar lex mimslret da ßaan- 
cet dg ia Fi-ance (von Monthion) Ptav 1812. Darch 
das aeiaUe WeA äbw dieadbe (zmm g;n>ikeii Tkeil äa 
tokamlotes Plagiat des ebmerwahnten) nämUßh durch 
die Hi^oire fißumdere de la France depai» Forigiae de 
la MonarMe jruifu'ii taimie Ig^S p»r Jao^. Breum. 
2. Vo). ». Parü 1829, ist weder £ar diese GcstMchte, 
noch Cor die WisMaischaft, kgend eine neoe Andtente 
gewonnen worden. 
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In der Zwischenzeit zwischen der Abgabe des Uanaaluipts 
zu dem gegenwärtigen Werke an die Verkgsh^dlung und 
dessen Abdrucke, sind theils in angezeigten thatsächlichen 
Verhältnissen 'Veränderungen eingetreten, t]i^ils haben sich 

- dergleichen, neu gebildet, ^erei» nacbträglLche Anzeige, so 
wie jene einiger Werke die im Lanfe des verflossenen Jahres 

, erschienen sind, wesentlich geschienen hat. 



In dem ersten Theile. 

Zu Seite 182 Iste Note. Die Personal- und Hlassen- 
steuer in den k. k. österreichischen Staaten , ist durch eine 
kaiserl. Verfügung y. 25. Mai 1829) vom 1. NoTember des 
nämlichen Jahres anfangend, aufgehoben worden. 

Zu S. 293. Von den'daselb&t angeführten S/ß/«/icAZ 
Rlnsfrations ofthe ierriloriat Extenl and Popalaiion, Rental, 
Taxation^ FinanceSf Commerce, Consamtion , Insolvency^ 
Paaperism and Crime of the British Empire. ^ ^ Compiled 
far tmd pablished by ordre t^ the London .Statistical So- 
ciety., London — ist im Jahr 1827 eine driUe Ausgabe er- 
schienen, die theils durch mehrere Rubriken vermehrt, 
theils bi» zu einem neuem Zeitpunkte (1825) fortgesetzt 
ist. — Sodann neu ers<^ienen: Beiträge zur Kennt- 
nifs des gewerblichen und kommerc^ellen Zu- 
standes der preufsischen. Monarchie, . A"s amt- 
lichen .Quellen. Von C W.,Ferher, bönigl. preu- 
fsischer Geh-eimer Obexfinanzrath mit 9 fa- 
hellen. bprlin 1829 — und geschichtliche Dar- 
stellung des Hdjidels, der Gewerbe und des 
Ackerbaus der bedeutendsten handeltreibenden 
Staaten anserer Zeit .To;t Oustar v. Gülich I. Bd. 
Jona 1830. ' , !i ,., ■ . 
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Zn Seite 319, Iste Note. Der Gnmd«at«i äaTs das 
Chausteegeld nnr als Vergütung üür den Aufwand fSr die 
Unterhaltung der KunststraTsea zu betrachten, und in diesem 
Sinne 2u normireu sey, ist ebenfalls in dem 6ten Artikel 
des HandeTsTertrages zwischen PreuTsen und Hessen -Darm- 
stadt auf der einen , und Bayern und Würtemberg auf der . 
andern Seite, sancirt worden. In demselben ist zugleich 
die Aussicht ^nf Erwirkung einer grölsem Gleichförmigkeit 
dieser Abgabe in einem grofien Theüe von Teuttchland jn 
so fem eröfinet, als zugleich Tereinhart ist, daTs der prea- ' 
fsiSche Tarif TOn 1828 , als das Maximum derselben in den 
Yereihs - Staaten betrachtet «etdea soll. 

ZnS. 329, Note ]. Der gegenwartige Betrag der 
Branntweinsfabrikation in der preufsischen Monarchie, ist 
in Ferbers Beiträgen, S. 169 ff., ^** 1^5 Mill. Quart, 
in einem Geldwerlbe yon 15,099,997 Rthlr. angegeben. 

Zu S. 345 , ff- 70- Die Ueberzeugung Ton, der Unver- 
einbarkeit des Pi'obibitivsy Steins mit den Forderungen die 
sich aus der' so gänzlichen yerandcrüng aller Verhältnisse 
in dem 'Tolksleben entwickeln , scheint fortscheitend mehr 
Raum zu gewinnen. Tor noch nicht langer Zeit in einer 
grofsen AnzaM von Staaten in Anwendung, wird dieses Sy- 
stem, in seiner ganzen Strenge, gegenwärtig nur noch 
in Rufsland geliandhabt, dessen Verhältnisse freilich auch in 
mancher Hinsickt von jenen aller andern Staaten verschie- 
den sind, sbdanii in Frankreich iind iii Oesterreich, in wel- 
chem letztern Staate jedoch in der neuem Zeit mehrere M!l- 
dernngeh eingetreten sind, welche die Hofihung iioch grö- . 
fserer eirlanben. In dem brtttisclibn' Reiche ist dasselbe ebenl 
falls in der neuem Zeit inodilicirt worden, wenn gleich nicht 
in dem Maatsei wie es bei Huskisson,s sachreicher und 
beredter AuETorderuhg zu einer gänzlichen Reform zii erwar- ^ 
ten gewesen wäre. Endlich nuldijgt der Grundsatz -der Reci- 
procität der die Grundlage der HandeUTerträge.}>ildet, die 
In den neiiern Zeiten abgeschlossen worden sind, der Ueber- 
zeugung, dafs die Vergrörsemng und Vervollkommnung des 
bewerbfleifses , durch Erweiterung des Marktes für den 
Vertrieb nnd Absatz seiiier Produkte und ffrzeiignisse, diese 
Erweiterung. selbst aber, durch möglicli grö&te {"reibeit 
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so-wolil in der Anwendung der Arbeitskräfte, al; für defi 
Verhelir nnd Handel bedingt sey. 

Am ToU ständigsten ist diese Ansicht und Ueberzeugung 
in den nachstehenden Vertragen anerhann^, deren wohl- 
thätiger Einflufs dorch Entfesselung des Verkehrs in einem 
grofsen Handelsgebiete auf die gröfsere Entfaltung des Ge- 
werbsfleifses in den Vereinsländem, überhaupt auf dereo 
'-wirthschaftlichen Zustand nicht zu verkennen seyn dürfte, 
nämlich: 

a) in dem Grundrertrage über einen ZoUrerein zwischen 
Bayern und WOrtembet^, ▼. 18. Januar 1828, zu wel- 
chem das letztere den ersten Impuls gegeben hatj 

b) in dem Zoll vereinigun ^vertrage zwischen dem König. 
reich Preufsen und dem Grol'sherzogthum Hessen t. 
14. Febr. 1828} und 

c) in dem Handelsverträge der zwischen diesen beiden 
Zoll- (Mauth-) Vereinen am 27- Mai 1829 abgeschlossen 
worden ist, nnd der den Erzeugnissen des Gewerb- 
fieifses Ton mehr als 18 Millionen Individuen , einen 
freien Markt eröffnet. In ungleich geringerem Maafse ge- 
schiebt dieses dagegen in dem sogenannten mittelteut- 
scben Zoll-Vereine, der am 24. Septbr. 1828 zwischen 
den Königreichen Sachsen und Hannover, sodann Hur- 
Hessen, den sächsischen HerzogtbOmem , Oldenburg, 
Braunschweig , Nassau, Hessen -Hombu-g , den Reu- 
fsischen FÖrstenAUmern , Schwarzburg - Rudolstadt, 
den freien Städten Bremen und Frankfurt, vorerst auf 
sechs Jahre abgesi^ossen, und von mehreren Pacisceii- 
ten auf weitere 6 Jahre verlängert worden ist. 

Die beiden ersteren Unionen «inji von dieser leutem 
dadurch wesentlich verschieden , dafs sie mit Beseitigung 
aller Zollschranken an den innem Gränzen der Vereinslande 
(z. B. jeäer an der Gränze zwischen Bayern und Würtem- 
berg), diese letztem in Absicht auf den Handelsverkehr in. 
nnd zwischen denselben, in ein Handelsgebiet vereinigen, 
mit demselben Zolltarife ', und einer gleichen Gesetzgebung 
für alle, und mit gleich gebildeten Normen und Formen ffir 
die Verwaltung; der mittelteuUcfae Verein hingegen die 
Zolllinien die jedes Vereinsland mnschliefsen aufrecht er- 
hält, und in jedem derselben die besondere Zollrolle und 
13» ,-^ , 
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Oeietzgebnng , imcl die besondem VerwaltungsDOrmen und , 
Formen Dach wie vor in Anwendung bleiben; -^ sodann, 
auch dadurch, ^dafa in den beiden ei'Biem Unionen, die Be- 
freiung der Einfuhr und Ausfuhr der Produkte 
des Ackerbaues und der Erzengnisse des GewerbsfleiiseK 
Ton allen Abgaben die bis dahin aof denselben gelastet ha- 
ben (mit alleiniger Ausnahme einer kleinen Anzahl ron Ge- 
genstanden), die Regel bildet, in dem mittelteutschea 
Vereine hingegen, die Verzollung von beidem, ^reicher 
' selbst jene der Naturprodukte unter bestimmten Modifikatio- 
nen unterworfen bleibt Ueberhaupt bezWtckt dieser letz- 
tere nur eine Begünstigung der Waaren die aus einem Ver- 
einslande in das andere transitiren, während die beiden er-, 
Stern, „ein Sieg desjenigen Systems sind, welches die Frei- 
„heit des Handelsverkehrs überhaupt , und nicht blofs im 
„Innern eines Landes für sich in Schutz nimmt." 

Bei ihrer Bekanntwerdung auf der einen Seite als die 
Morgenröthe einer hoffnungsrollen Zukunft begrüfst, haben 
die beiden erstem Vereine, zugleich Anlafs zur ArtikuUrung 
Ton Bedenklichkeiten gegeben, die zum Theil durch andere, 
als blols National • oder s taats wir th schaftliche Rücksichten 
motivirt sind. *) 

Blofs aus dem Gesichtspunkte des Einflusses betrachtet, 
den dergleichen Mauthrereine auf den wir th schaftlichen Zu- 
stand und auf die financiellen Verhältnisse eines gegebenen 
Landes haben können, wird der AbschlufsTon solchen als 
eine Art von Inkonsequenz bezeichnet. Im Fall nämlich das 



•) ■Der Abscblufs dieser Vereine hat zu einer grtfsen Anzaltl 
von Erörterungen und Abhandlungen Anlar» gegeben , di 
docU von sebr ungleichem Gehalte und WCBth sind. Die bei 
ncilem- vorsüglichstun in weichen die wichtifjcren Gründe 
für und gegen dergleichen Mauthvcreine am vollständig- 
sten erörtert werden, sind die beiden nachstehenden , nSm- 

" lieh: Ueber Preufsens Grän^izölle von Friedrich 
BucbhoU, Berlin ISSSi sodann: lieber die t 
sehen Zoll^ und Mauthvereine der neuesten Zeit, 
vom Geheimenrath und Professor Zacharia in 
Ueidelberg, im 4t en Baude der von PölitE herausgege- 
benen Jahrbücher der Geschiclite und Sta 
kuBst 1823. 



Anhang, 197 

eine t^ev andere der in einen solchen Verein tretenden Län- 
der bia dahin dni'ch eine 'Mauthlinie umschlossen gewesen ^ 
sey, Terliere dasselbe durch deren Eröffnung für andere 
Länder, in Ansehung aller Waaren die bisher mit hoheq 
Ein- und Ausfuhrzöllen belegt gewesen seyen, alle die Yor- 
theile, deren Erreichung dasselbe durch seifie AbschUeCsung 
bezweckt und gehofEi habe. Ii\ dem entgegengesetzten 
Falle aber, nämlich wenn bis dahin keine, oder Joch nur 
eine sehr mafsig^ Zollbelegung stattgefunden habe , entsage 
eine ßegierang durch den Ahschlafs eines ManthTereins 
nicht nur dem Principe das sie bisher befolgt habe, sondern 
sie ertheile noch überdiel's den Gewerbs- und Handelsleu- 
ten desjenigen Staates mit welchem sie einen solchen Verein 
it abschliefse , durch die Befreiung ihrer Einfuhren von der 
Verzollung ein Privilegium, das in grÖfserm, oder gemjn- 
derterm M§afse, zum Na^theile des Gewerbsfleifses in dem 
eigenen Lande gereichen könne. 

Die Möglichkeit eines so Ichcji Verlustes wie sie in 
dem ersten Falle, und jene solcher iVachtbeile wie sie in 
dem zweiten unterstellt sind, kann zwar nicht in Abrede 
gestellt werden. Eben so wenig möchte ^doch auch die 
entgegengesetzte-, nämlich die Möglichkeit geläugnet wer- 
den können, dafs aus einer solchen Vereinigung für deo' 
wirthsdiaftlichen Zustand eines Landes Vortheile erwachsen 
können, welche dasselbe bis dahin entbehrt hat, und die es 
bei fortdauernder Isolii'ung nicht würde haben erreichen 
können. Denn offenbar kann ein Schlufs von den Ergeb- 
nissen die unter gegebenen Verhaltnissen stattfinden, auf 
jene welche, und wie diese sich anter wesentlich ver- 
änderten Umständen gestalten können, nicht statthaft 
seyn; insbesondere dann nicht, wenn wie bei Beseitigung 
der Zollschranken die ein Land abgeschlossen hatten, die 
hergestellte Freiheit des Handelsverkehrs durch 'das Wecken 
und Beleben von Kräften die bis dahin geschlummert hatten, 
so tief in alle Verhältnisse des Volkslebens eingreift, — - 
In letzter Analyse stützt sich der artikulirte Einwurf auf einen 
solchen Schufs. —r- Zu Gunsten von welchem der Länder, 
die in einem solchen Vereine bcgiiffen sind, sich die Wag- 
schale mit der gröfsem Summe von Vortbeilen senken 
werde, bann freilich |ücht im Allgemeinen , sondern ledig- 
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Heb när nacli Haafsgabe der Terliä]tiiisse benrtheilt vetieti, 
die in Betreff der Urproduktion, der Gewerbsthädgkcit, der 
Mannigfaltigkeit, Menge und Gfite ihrer Erzeugnisse , nnd 
in Betreff doB Handels in jedem derselben stattfinden. Bei 
der ErÖrtemng der Zulässigkeit oder Zweckmafsigheit 4«» 
Eingehens in einen solchen Verein, mochte jedoch diese 
Frage, well sie sich immer nur auf die Gegenwart oder aller- 
nächste Zukunft bezieht, jederzeit nur ein mehr unterge- 
ordnetes Interesse fiir sich in Anspruch nehmen können. Die 
ungleich wichtigere Frage, diejenige um die es sich Torzflg- 
lich handelt, Ist vielmehr die: ob und in welchem MaaTse, 
die Erweiterung des Marktes für den Vertrieb und Absatz 
der Produkte nnd Erzeugnisse , der nähere Kontakt in wel- 
chem ein solcher Verein den geschickten Gewerbsfleifs des 
einen Landes, mit dem geschickteren anderer setzt, zur 
Vermehrung und zup YerTollkommnang der einheimischen 
Produktion und Industrie , durch die gröfsere Wohlfeilheit 
der Erzeugnisse als Folge der gröfsem Geschicklichkeit, zur 
Vergrdfserung des Verbrauches, Anlafs werden könne, be- 
ziehungsweise selbst werden, müsse? Und diese Frage 
möchte bei einer unbefangenen Würdigung Ton allem was 
bei ihrer Auflösung in Betracht konunti kaum Temeinend be- 
antwortet werden können. Möchte Tielleicht auch der Ge- 
winn des einen der vereinigten Länder, insbesondere jener 
des gröfsem, vorerst gröfser als der Gewinn des kleineren 
Landes seyn ; so würde dennoch nicht dieses gröfsere Maafs, 
sondern vielmehr nur die Thatsache entscheiden, in vrie 
fem die Produktion aller Art und der Verkehr dieses letz- 
tem, mit der Gröfse von b,eidera in äem Zustan- 
de seiner Abgeschlossenheit verglichen, sich 
überhaupt: und in wie fern sich insbesondere der Ver- 
trieb und Absatz inländischer Güt^ in das- gröfsere 
Vereinsland vermehrt, oder aber vermindert habe. Die 
Möglichkeit einer solchen Vermehrung zu Gunsten eines 
kleinem, mit einem gröfsem Staate verbundenen Landes, 
ist durch das Beispiel des Grofsherzogtbums Hessen aufser 
Zweifel gestellt. *) 



•) Hach MaaTsgabe der Mittheilungen des Fin 
an die Ständeversammlung des GroE^herzogthums über die 
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Als minder gewichtig — so schetiit es — möchte ein 
anderer, nämlicli der Einwurf zu craChten seyn, dafa He 
Ausnabme einzelner Artikel Tön dem freien Verkehre , die 
Tollstähdige Erreichung des Zweckes eines solchen V'ereins 
getabrde. , Üebertaüpt dürfte bei einer Würdigung seines . 
praktischen Gehaltes sowohl die Menge splcher Ausniihmen, 
als die Natur der Güter die ,dem Ireien Verkehre entzogea 
werden, in Betracht zu ziehen ^eyn. Es kann wohl häum 
mehr als der blofsen Erwähnung verdienen , dafs die Aus!. 
schliefsung solcher Waaren deren Dcbit für Rechnmig des 
Staates monopolisirt ist (wie z. B. Salz, Spielkarten), und . 
anch solcher die ihrer Natar nach, nicht Gegenstand eines 
umfassenden Gewerbsbetriebes und Verkehrs sind, obgleich 
sie mit dem theoretischen Begriffe von Handelsfreiheit nicht 
im Einklänge steht, in der Wirklichkeit diese nicht gefähr- 
det, und dafs dergleichen Ausnahmen, so lange als sie in 
den hezeiclineten Schränken gehalten werdeii, dieselbe, oder 
was der wesentliche Zweck ist , die Beförderung der Ent- 
wickelung aller Produktivliräfte, niemals gefährden können. 

Alle übrigen Einwürfe und Bedehklichkeiten resölriren 
sich ih letzter Analyse, in Besorgnisse fioer die möglichen 
Folgen einer Abhängigkeit in welche dergleichen Vereine 
kleinerer Staaten mit solchen die relatlr gröfser und mäch- 
tiger Bind, die erstem von den letztern angeblich versetze. 
— In der Beziehung Ton welcher hier Bede ist, ■ — in einer 
Jeden andern , fällt die Erörterung dieser Frage der Politik 
anhetm,-^ acheint sich alles auf die Frage zu redaciren: ob 



ErgfebnUse des ersten im Vereine nilt PreuTseu vergossen«! 
Jahres, Uat ier Werth der Güter die aus dem GroTsherBÖg- 
ibmnlB in die preaTsiach«! Staiteö anigenihrt worden tind, 
3,198,431 Gnld«» betragen. Qi;i deita früheren Sjateme wur- 
den, wie ■■ der- .Eröffnung geaufsert ist, wegen der. helieii 
all ProhSbltion wirkenden Zölle, deren Betrag su 391,419 Gtd- 
den angegeben ist, von diesen Gütern nichts oder nur sehr' 
wenig habeii ausgefObtt werded kfimieÄ: Zu diesEiH So gün- 
stigen Efgebniase trete der Gewtim hieui, der für die ialln- 
diteben Honsnmeiiten durch Erspanmg der Ausfuhr, beai«- 
kuBgswMie der EinfubrESlle erwachse, die sie von den aus 
den preufsischen Staaten bezogenen (^üteni, hatten entrich- 
ten müssen. 

L, ,z,;i:, Cookie 
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die beffirchtete Abhängigkeit — die Thatsaclie emer solchen 
Toransgesetzt — unbedingt als ein notbwendiges 
Ergebnifs solcher Vereine betrachtet werden könne, und 
nicht rielmehr als eine natürliche Folge des Uebergewichtes 
betrachtet werden müfste, welches sich durch die rela- 
tiT gröfsere Macht an sich, und durch sichselbst 

' bildet. DieVereinigungniehrei'erLäQderineinHandelsgebiet 
mit einer gemeinsamen Zollrolle und Gesetzgebaog, nnd mit 
gleichen Normen und Formen für die Zoll Verwaltung, und 
der Zweck dessen Erreichung durch einen solchen Verein 
b'ezielt ist, bedingt 2war, wenigstens bis zu einem gewissen 
Grade, eine gleiche Konkordanz in Absicht auf die Grundsätze) 
Anordnungen und Anstalten, die sich auf die Belebung und auf 
die Beförderung der Gewerbsthätigkeit und des Handels bezie- 
hen, in dieser speciellen Beziehung und in der Beschränkung 

- dtewr Konkordanz auf dasjenige was für die Erreichung des 
Zweckes" des Vereines wesentlich erforderlich ist, bildet 
sich jedoch zugleich die Grenze für diejenigen Koncessic^en 
die no.thwendig gemacht werden müssen, die aber in so 
fern find in so weit gls sie im Wege eines Vertrages verein- 
bart und gegenseitig sind, die politische Selbstständigkeit der 
Vereinig) ie der unangetastet lassen. Eine jede weitere Aus- 
(tclinuiig dieser Koncessionen würde aus der Kategorie der- 
jenigen heraustreten, die sich aus der Natur solcher Vereine 
entwickeln, aus denselben daher auch kein Grund zur Unter- 
stützung der vorerwähnten Besorgnisse abgeleitet werden 
können. , 

Zu ä. 420- Zu den in der Note angeführten Schriften, 
ist die neue Ausgabe des nachstehenden Werkes nachzutra- 
gen: lieber die ,Natur und die Ursachen des öf- 
fentlichen Kredits, Staatsanlehen, die Tilgung 
der ..öffentlichen Schal den , den Handel -mit 
Staatspapieren, und die Wechgel-wirkungen zwi- 
schen den Kreditoperationen der Staaten und 
dem ökonomischen und politiiclien Zustande 
der,,L ander. Von Nebe nius. Harlsj^uhe 1828- Erster 
allgem. Thcil des ganzen Werkes. .Insbesondere behandeln 
die nachstehenden Kapitel diesesachatzbai-en Werkes, Fra- 
gen und Verhältnisse die in dem gegenwärtigen blofs ange- 

, deutet sind, n&mlich; ' 

Da« 
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Das 6te, Tom SUattkredite, und von dem Zusammen- 
'wirken des Kredits und anderer Ursachen , Ton denen 
die Leichtigkeit Anlehne zu finden, afa^hängt» 
I?as 7te Kap. TOn deq verschiedenen Formen der EnUte- 
hnng einer Staatsschuld, den verschiedenen Anlehens- 
methoden , nn3 YoDziehungsweisen der Anlehne. 
Das 8 te Kap. Ton Befriedigung der Staatsgläubiger, Schul- 
dentUgungsplanen nnd Ablösung des Papiergeldes. 
ZuS.463ff. Zum Behuf des Kredits TongOUill.Frcs., 
welcher ein Gesetz vom 19. Juni 1828 eventuell verwilligt 
hat, ist am IS- Januar 1830 die Lieferung dieser Summe dem 
Hause Rothschild zu dem Preise von 102 Eres. 7'/i C, (in 
der Wirklichkeit, 101 Frcs. 4 C.) zugeschlagen worden. 
Dieser Preis bestimmt die Kreirung y. 3,134,950 Frcs. Bea- 
ten mit Zinsengenufs vom 23- März i830 anfangend. Die 
Einzahlung ^a Anlehens erfolgt vom 10. März anfanengd, 
in Achttheileh, von Monat zu Monat. 

Zn S. 469. Das kais^l. Österreichische Gouver- 
nement hat am Ende des Jahres 1829 zwei neue Anlehne kon- 
trahirt, deren Betrag zur Einlösung der im Umlaufe befind- 
lichen Centralkassenan Weisungen bestimmt ist, das eine am 
16- Okt. in Wien Über 25 Mill. Gulden, za4pCt., beiden 
Bankiers Rothschild, Gaimüller, Arastein nnd Sina; das 
andere zu Mailand Ober 36 Mill. Lire (12 Mill, Gulden) bei 
den Bankiers Miiabaud nnd Blancbard'. 

Zu Seite 475- Durch eine k. Entschüefsung vom 13. ' 
Januar 1830 ist in Bayern die Rackzahlung der gesamm- 
ten, zu &pCt. verzinalichen mobilisirten Staatsschuld in der 
Art verffigt worden, dafs den Gläubigem, welche ihre Ka- 
pitalien nicht zu 4 pCt. belassen wollen, diese in zugleich 
bekannt gemachten, bestimmten Terminen, «nrackbczahlt 
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In dem zveiten Theil^. 

Zu $. 27 and 29- Nachstehende Ordonnanz rom 23. 
December 1829 bezweckt eine Ergänzung des Systems, wel- 
ches durch jene Tom 14- Sept. 1822 und Tom 23- Dechr. 
1823 iu Betreff der Staatsbomptsbilität nnd der Garantien 
ffir deren ordnungsmafsige Ffihmng begründet , und bezie- 
hungsweise weiter ausgebildet worden ist. Dieselbe rerfttgt: 
a) dafs zur Sicherheit dafQr dafs Anweisungen Ton Zah- 
) angsrfick ständen , die ans einem abgescblosscneo 
Exercice auf da« Budget des folgenden übertragen 
werden, sich auch wirklich auf dergleichen unbefrie- 
digte Forderungen beziehen, und dafs die erstem de- 
ren wirklichen Betrag nicht übersteigen, den Rechnun- 
gen der Minister ein besonderer Etat beigefügt werdeq 
soll, in welchem der Gegenstand dieser Forderungen, 
und deren Gröfse , speciell oder einzeln nachgewiesen 
sind ; 
h) sodann , dafs tbeiU zum Behuf der Begründung einer 
Uebersicht des gesammten Aktivums undFassirums 
eines jeden Eiercicc, thcil» zu einer solchen einer 
Hontrole gegen die ebenerwähnten Etats, in den Etats 
, die mit dem Entwürfe der I^oi des Comptes rorgelegt 
werden, nicht blofs die wirklich realisirte Ein- 
nahme und Ausgabe, sondern autserdem die Aktir- 
ansstände und die PassirrückstÜnde, die beim Schlüsse 
eines Exercice Terbleiben, speciell nachgewiesen wer- 
den sollen. 
c) Endlich zeigt der Hinister in seinein motirirenden Be- 
ricbte an den Honig die Absicht an dem Findnzgesetze 
für das Jahr 1830 eine Disposition einTerleiben zu 
wollen, welche die Verjährung gegen alle Forderungen 
an den Staatsschatz ausspricht, die nicht innerhalb oder 
Tor Ablauf Ton fünf, von dem Anfange eines Exercice 
anfangenden Jahren , von den Berechtigten eingezogen 
worden sind. 

Die eratere dieser Dispositionen gewahre den Yor- 
theil einer fortlaufenden Uebersicht der Terpflichtoogen, die 
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auf einem abgeacblosseaen Exercice hafteten , ohne dafs der 
Abschlui^ selbst aufgehalten werde; die zweite, jenen einer 
gesetzlich konstatirten rollständigen Uebersicht d^es Aktir- 
tmd Passivstandes eines jeden Exercice. Der intendirte An- 
trag endlich bezweche das Verhüten eines die Erhaltung der 
Ordnung gefährdenden Nachschleppens von Resten, und die 
Möglichkeit der rollständigen Erledigung von allem was sich 
auf ein Exercice bezieht, in einem nicht zu entfernten Zeit- 
punkte. 

Ghahles etc. 

Tu les dispositions des löis du 25 M^rs 1317 et du 15 ' 
Hai 1818, sur lefe comptes a rendre par Nos ministres, et 
sur le reglement legislatif des budgets ; 

Vu les ordonnances des 14 Septembre 1822 et 10 De- 
cembre 1823i d'apris lesquelles les comptes ministeriels qui 
serrent de base aux reglemens des exercices d^ivent pre- 
senter les droits constatös ä la Charge des rederables de l'etat 
et an profit de ses creanciers ; 

Vu Notre ordonnance du 9 Juillet 1826, qui a Touln 
que les budgets fussent regles sur les recourremens et sur 
les paiemens effeclifs, et que leurs resultats fussent constates 
et confirmes par les arrets de Notre cour des comptes, sur 
la gestion indiridnelle de tous les comptables desfinances; 

Vonlant ajouter a toutes ces garaaties d'ordre et d'exac- 
titnde, de nouveanx moyens de contröle sur les reliquats des 
recettes et des 4|ipenses r^stant ä realiser ä fa cläture de 
chaque exercice, et qui seraient imputables sur les exercices 
saiTans,- sur le rapport etc. Nous avons ordonne et ordon- 
nons ce qai sait. 

Abt. 1. A partir de Vexercice 1828 le ubieau du bud- 
get definitif qui est annexe au projet de loi sur le reglement 
de chaque exercice, fera connaitre, savoir: 

Poar la Recelle: Les evaluations des pr'oduits; les 
droits constates sur les contributions et revenns publics ; les 
recouTremens effectues, et les produits restint a recoUTrer. 

Poar la Deperue: Les credits; les Services faiu par le« 
creanciers de l'etat ; les paimens effectues , et les depenses 
restant a payer. Ce tablean sera conforme au modele ci-joint 
son* le Nro. f. 

Abt. 2. Nos ministres publiwont desormais dani leara 
14 • 
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comptes'annaels, des «tau qoi rappelerent, jniqn'ä lenr 
entier apurement, I«a depensea restant a payer ä l'epoqae 
de la clötnre de chaque exercice, et 4jnt feront coanaitre les 
paiemeni effectuea depnia aur cei reliquata, aTec impntatioii 
■nr les credits des bodgets coorans. Ces euts, dont le 
compte general des finances recapitulera lea reiultats, seront 
rediges nBifonnement, aelon le modele ci-joint Nro. II. 

Aar. 3. Notre nunistre des finances comprendra aaasi, 
chaqne annee , dana son oompte general, an etat confonme 
an modele Nro, III, lequel indtquera Jes recettes efTectuees 
aar les reates ä recoDyrer, ä rexpiration de chaqne exercice, 
et dont l'application aura ete faite aux exercices snlrans. 

Art. 4. Nes ministres sont charges, chacun en ee qni 
le conceme etc. etc. 

Donne le 23 jour d. m. d. Decembre 1829. 
Moniteur V. 1829, Nro. 362. 

ZuS.62. CiTitliste in dem Känigr. der Nieder, 
lande. In dem Art. 30 des Fundamentalgesetzes T. 24. Aug. 
' 1826 ist dieselbe za 2,400,000 Gniden nnd 100,000 Gulden 
für die Unterhaltung der Palläste regulirt , und dabei zu- 
gleich featg^setzt worden, dafs im Fall der K5nig-es Ter- 
langen sollte, ihm Domainen bis zu 500,0')0 Gulden jährlichem 
reinem Ertrage, eigen thUinlich überwiesen werden könnten, 
welche Summe sodann an der ebenerwähnten in Abzug ge- 
bracht werden sollte. Der König hat Ton dieser Befugnifa 
im Jahr 1822 Gebrauclb gemacht (Gesetz Tom 26. August 
d. J.), zugleich aber hat derselbe das flgenthum dieser 
Domainen an die Sociele generale des Pays-bas pour favo- 
riser l'industrie nationale unter nachstehenden Bedingungen 
tibertragen , nämlich : 

a) der Bezahlung von jährlich 500,000 Gulden an die 
CiTilliste ; 

b) einer solchen von 50,000 Gulden an die Amortisatisns- 
kasse im J. 1825, welche Summe Ton da an, jährlich mit 
50,000 Gulden vermehrt werden soll, bis dahin, dafs 
dieselbe 500,000 Gulden erreicht haben wird , die so- 
dann bis XU der im Jahr 1849 erfolgenden Auflösung 
der Gesellschaft fortbezahtt werden sollen; 

c) endlich, dafs bei dem Eintritte dieser Aoflösung die Ge- 
> selhchaft, ZOT Entricbtong eines Hapitals ron 20 Milt. fl. 
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als Ersatz fär diese Domainen, an die Staatshasse Ttfr- 
pflicbtet tejn soll, und zwar entweder in klingendem 
Gelde, oder in StaaUobligationen , die eine Million 
Zinsen trag^. 

Von diesem Zei^unkte. an , trin sodann die Yer- 
pflichtang der Staatskasse zur Tollständigen BeiaUang der 
2i4O0,000 Gulden wieder ein, anstatt welcher in Folge des 
erwähnten Arrangements der gegenwärtige Bezug der Ciril. 
liste ans der«elben nur ..... 2,100,000 fl. 
beträgt. Hierzu nun die erwShnten 500,000 fl. 

^erbaopt 2,600,000 fl. 
oder mit der Einnahme in dem Budget der neuen 
Decennalperiode yerglichen, nicht ganz '/j, . 
dera. Aufser dieser Civilliste für das königliche 
Haus geniefst der Prinz von Oranien (der ' , 

Hronprinz) nach Art> 37 des Fundamental- 
gesetzes , ein jährliches Einkommen von 
100,000 Gulden, das im Fall seiner Vermäh- 
Inpig anf eine Summe Ton . . 200,000 fl- - 

erhöht wird. Hierdurch erhöht sich der Auf- 
wand für das königliche Haas auf eine Total- 

somme von 2,300,000 fl. 

auf etwas über '/^ des Staatseinkommens. 

Zu S. 64. Im Jahr lS2ev^7 5. Jan. hat der Aufwand 
ffir das brittische Parlament in nachstehenden Summen he. 
standen, nämlich: 

u w*rtB itlüT iaLairaiM 

(uifiworhn J*hm beuhlt 

■4^ kr. Pf. ^. kr. Pf. 

die Besoldung des Sprechers 

im Unterhause 1,568 lÖ — 1,568 10 

die Besoldungen der Beamten 

beider Häuser 23,000 — ' — 17,000 

die sonstigen Ausgaben für 

beide Hauser 20,300 20,300 

für aufserordentliche Ver- 
wendungen 8,700 8,700 

Seitensomme . . 53,568 10 — 47,568 10 — 

L,;,-zi;i":,C00gIC 



kt.PF. ft. Ir.Pf. 

iXebertrag . . 53,568 10 — 47,566 10 — 
{Or ]>rackluMlcn der ParU. 
mentukte, BilU, Berichta etc. 

beider Hüuter' .... 109,300 38,625 14 4% 

Aufaerordentliobe Ausgabe 
fttr Anfertigiaiig eines Index 
über 20 Bände des Tagebn- 
chM deaCnterhaiites seitder 

Union mit Ireland, bis 1824 10.080 10,080 — ^ 

überhaupt . . 172,9^8 10 — Ö6274 4 4'/, 
(odv ungefähr 1,107,153 Gulden rheiu.) 

Finance-Accounts for & Jan. l82fi^7. 

Zu S. 65. Nach Maafigabe des Art. 86 n. 87 des Fan. 
damentalgesetzes des H^igreichs der Niederlande erhalten 
die Hitglieder der Generalstaaten fixe jahrliche Entschädi- 
gungen, und zwar jene der ersten Hammer (deren Anzahl 
nicht unter 40 und nicht über 60 »ejn darf) ein jedes — 

' 3000 Gulden - . 180,000 fl. 

und jene der zireiten Kammer, (HO Mitglieder) 

jedes 2500 Gulden 27.'i,000 fl. 

• 455,000 fl. 
zu welcher Summe spdann noch die allgemeinen Konten hin- 
zutreten. 

Zu S. 70. Die Frage ip Betreff der Umwandelnng eine» 
7heils der Getdbesoldung in Naturalien , ist auch, in Bayern 
ventilirt worden. M. s. die Landtagsrerhandlungen vom Jahr 
1819, Bd. 9, S. 49; jene von 1825, 2ter Beilagenband, 
S. 616 ff.; 5ter Beilagenband, S. 369; lOter Beilagenband, 
S.124; sodann die Verhandlungen Ton 1827/28; ISlerBand, 
S. 628, 693, 954 ff-; jedoch — so scheint es — ohne daTs 
die Ansichten über diese Frage sich Tollständig hätten eini- 
gen können. 

Zu S. 82- Hilitärpensionswflsen. Durch eine 
hönigl. Ordonnance Tom 10. Oktbr. 1829 haben die bisheri- 
gen Vorschriften in Betreff desselben in Frankreich Abän- 
derangen erlitten, die zum Zweck heben, den Hilitärindivi- 
dnen die Erreichung de» Gentuses de* Maidmnms der Pen- 
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slon eines j«den Dieii«\grades zu eiieichtem. WSbrend den 
anlialtettdea Kriegen vor der ResUuration — äufsert der 
Eri^gsminister in seinem raotiTirenden Berichte an den Kö- 
nig — icj diese, Erreichvng darch die Kompiftation eines 
jeden Kriegsjahres für zwei Dienstjahre, erieichtert und be- 
»chlenni^ genesen. Dieser Vortheil gehe bei dem nun 
.schon während einer längeren Reihe von Jahren andauern- 
den Friedens Stande für die Militainndiriduen verloren ; es 
sey dieser VerlusL für sie um so di^ückwder, weil das Mini- 
mum der Pensionen, mit dem Aufwände für ihre standes- 
mäfsigen Bedür^isse, nicht in einem üigemessenen Terhält- 
Qisse stehe, und zu deren Befriedigung unzulänglich sey, ' 
FSr den Dienst selbst habe dieses die nachtheilige Folge, 
dafs Ot&zicre die. nichi mehr völlig diensttauglich seyen, 
lediglich wegen des höheren Soldes, und um diesen so lang? 
als möglich zu geniefsen, länger als sie uuter andern Ver- 
hältnissen gethan haben würden, iniabtiren Dienste aus- 
harrten, und hierdurch das Eintreten ultt Yorrücken Ton 
Individuen, die diensttauglicher seyen, erschwerten. Zur 
Beseitigung dieser Nachtheite verleiht die neue Gesetzge- 
bung ein Becht zum Anspruch des Maximums , welches bis- 
her nur bei DicDstuntauglichheit als Folge von Verwundung 
zugestanden hatte," nach vollendeter fünfzigjähriger Dienst- 
zeit. Zugleich erhöht dieselbe das Maximum, insbesondere 
für den Dienstgrad eines Obersten und Kapitäns, weil das 
Yorrücken von diesem zu einem höhern Grade , verhältnifa- 
mäfstg seltener, und aufserdem langsamer sej. Endlich ver- 
füg dieselbe, dafs das Ein Yiertbeil der Pension eines 
Verstorbenen , in welchem die Unterstützung der Wittwen 
snd Waisen besteht, in der Znhunft jederzeit nach dem 
Maximum derjenigen des Dienstgrades des Veratorbenen be- 
rechnet werden soll. 

Nach Haafsgabe dieser neuen Hegnlirung beträgt nun- ' 
mehr, das Minimum der Pension eine^ Gener aHieatenanls 
nachSOjShriger Dienstzäe, 4000 Frcs.; das Maximum na(^ 
50jahriger Dienstzeit, 6000 Frcs.; — für einen Obersten, 
das erstere, 2400 Frcs.; das letztere, 3000 Frcs.; — fSr 
einen Kapitän, das erstere, 1200 Frcs.; das letztere, . 1600 
Frc^. ; — für einen Lieutenant, das erstere, 800 Frc*. ; das 
letztere, 1200 Free.; — für einen Unterlientsnant, du er- 
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■tere, 600 Frc*., iu letztere, 1000 Frct.; — fSr einen ge- 
meiaen Soldaten, dai erstere 200 Frei., das letztere 300 
, Frcs. etc. Die Pensionen für das Administratir- und Sani- 
tätsperaonal sind nach Maafsgabe der Assimilirung des Dienst- 
grades mit jenem wirklicher Militärindiriduen , derjenigen 
dieser letztem gleich, regulirt. M. s. die Ordonnanz und 
den TolUtandigen Tarif im Moiüteur von 1829 Nr. 285- ' 

In der Uebersicht, in den Beilagen. 

Zu S. 49' Spanien. Nach Haafsgabe eines in dem 
llontteur t. 1829 Nr. 241 enthaltenen Auszuges aus der Ga- 
zette de Bayonne soll das Staatteinkommen Spaniens sich 
(auBschlielslich des Ertrages der Loterie, der Posten, der 
Hrentzbulle , des Beitrages der Geistlichlieit und derbeti»i> 
dem Einkünfte der Amortisation skasse) ron 480,140)120 
Realen im i, 1824, auf 568,713,513 Realen im J. 1828 er- 
höbt haben, und||it EinscbluTs der ebenerwähnten in dieser 
Summe nicht begriffenen Intraden, Oberhaupt 700 Hill> 
Realen (112'/, Hill. Gulden) betragen. — Durch ein königL 
Dehret v. 31- Dec. 1829 ist das Ausgabebudget für das 3^ 
1830 auf 592,762,000 Realen festgesetzt; durch mehrere an- 
dere Dekret» aber sind Steuererhöhungen rerfBgt worden. 
(M. 9. diese Dekrete in der Allgem. Zeit. t. 1830 Nr. 43 fT.) 
Es bleibt indessen die Frage, in wie fem die Torerwlhnte 
Termehrong auch in der Wirklichkeit stattgefunden hat, und 
den Berechnungen im Budget gefolgt ist? 

Zu S. 55- Kirchenstaat. In dem Geneal - bist • 
Statist. Almanach ffir 1830 ist, jedoch ohn« Angabe der 
Quelle , ein FlnanzeUt für das Jahr 1828 enthalten , in wel- 
chem die Einnahme zu 43% Hill. , die Ausgabe zn 40'/^ Hill. 
Francs angegeben ist. Es würde diese Summe das Maximum 
aller bisherigen Schätzungen übersteigen; die Hicbtigkeil 
dieser Angabe möchte daher, bis dahin dafs ihre Quelle Ter- 
läTiigt ist, erheblichen Zweifeln unterliegen. 
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Druckfehler und Berichtigungen 
in dem evreitcn Bande. 



Soite 7 Zeile 8 von unten in der Note, anitatt: qne lui, en 
EU l^en: qui lui. 

— 8 Zeile 5 von oben in der Note, nach; PinaiiEininister*, 

einiiuscliiilten: t. m. 

— 9. Zeile 14 von unten im Teite, nach dem Worte: ein ein. in i 

setzen, die unmittelbar folgenden Wollte i und welch» 
zu streichen, undanstatt derselben daaWort: Dieie eu 
setzea, nach: Verschiedenheit in der folgenden 
Zeile, das Wort: ist ei nsusch alten, und das nämliche 
Wort am Schlüsse der Periode ca streichen. 

— 40 Zeile 4 fon unte^ in der Kote, da« Wort: Torhanden y 

zu streichen. 

— 49 .Zeile 11 von ol>en itvischen den Worten: der Staats-l 

Verwaltung, das Wort: gesammten cinKus ehalten. 

— SO Zeile 7 von oben, nach; Umstand, die Worte: gc-l 

rechtfertigt werden können einivschalten. 

— 51 Zejle6 von oben, nach: Staaten, das Wort: als ein-[ 

zuschalten. ^ 

— 59 Zeile 4 von oben nach; Regenten, d**' Wort und cu 

streichen und anstatt dessjslben die, Wort?: von jenem 
einer Norm eiutuschalteik 

— — Zeile 14 von oben nach Ausscheidung, dieWorte:! 

einer CiviUiste einzuschalten. I 

-— 75 dritte Zeile von unten im Xeit^, anstatt: auch, au le- i , 

— S4 Zeile 6 von oben, nach: hingegen, das Wort: in ein- . 

zuschalten. 

— — Zeile 16, da» Wort:' nur zu streichen, i | 
~~ 96 Zeile 3 von unten im Texte, anstatt des zneiten on am 

Ende der Zeile, zu lesen: ou. 

— IQO Zeile .7 von oben, nach eine, das Wort: aUsu cinzu- 
' schalten. 

— 105 ^ile 4 von unten in der Note, anstatt: victive*, lu 



1511^1« 4 von 
le^ni ficti 



— 122 Zeile 5 von unten, anstatt Nich tilbertragkei t, zu 

lesen: Nichtübertragbarkeit. 
~ 123 Zeile 3 von oben, anstatt des ersten Wortes: welche, 
zu'lele^: welcher. 

— 125 Zeile 14 von oben, nach: iib^haupt, da» Wort: ge- 

währt einmscbalten. 

— 113 Zeile 35 von oben anstatt: aus, zu lesen: auf. 
V. MuCMcs Pimmtwitttättktlt. U. ThL 15 



Seite 136 Zeile 4 und t van untesi aottatt: Aufnahmen, sn 
laten: Einnahmen. 

— 141 Zeile 5 von oben, nach anwendbaren, da* Wort: 

tiorm einsnichalien. 

— 115 Zeile 19 von oben in der Note, it» Wort: und, und 

2e>le 15 von unten, in au atraicben. 

— 153 Zeile 10 von unten, anstatt; VSnne, lu lesen: kann. 

— 154 Zeile 18 von unten nach Jem leuten Werte: dem, ein- 

suacbalten: proviioriichen. 

— 157 letate Zeile in der Rote, nach Königreich, das Wort: 

Bayern einauichalten. 

— 173 Zeile 3 von oben, anitatt: in demTerhebre snleaen: 

in der Vorkehr. 

— 171 Zeile 10 von oben, nach dem tetaten Worte: aolcher, 

da« Wort: Altributionen eininsch alten. 
; In den Beilagen. 

Seile fi iit bei Nr. VI. von gemerbl. EtabliM.; und S. 7 bei V, 
fQr Kultur, die Zeichen dei Auiwurfet iii der Bol-amne 
der Hauptnimme lu «iippliren. 

— 10 in dem Hauptgeldetat der Forstverfralt. VI, I, anaiatt: 

Waldhoten, Eu leaen: Waldboden. 
' — 11 in demselb. I, 3, anstatt: Dotationsgebühr, lu leies: 
Delations gebühren. 

in demielb. V, anstatt des sweiteh 4, ein 5 an setieh, und 

anstatt: SchweiagrÜben, au lesen: Schwemm- 
grSben. 

— 36 in der drittlelaten Kolumne, anaUtt: 348. 36 lir., au lesen: 

86 fl. 179/31 !"■. 
. in der Zeile S von unten, naeh Berechnung, die Zahl 

tSS Mill. Pf. St.au streichen. 
I — 37 Zeile IS von unten in der Rubrik: RtttkEahlungen in 

der Kolumne d. 1. 1811, ann^tt: 446,458, w lesen: 

446,938. 
^ in der Rubrik Zolle in der Kolumne d. J. 1833, anstatt: 

1:^34,446, SU lesen: 13,534,116. 
~i. - Zeile 16 von unten, Rubrik Totaleinkommen von GroIUirit. 

im 3. 1831, anstatt: 57,111,931t su lesen: 57,111,933. 
J- . Zeile 17 von oben, Rubrik Summe des ordin. Einkommens 

sind die Beträge in den Jahren 1836 und 1B37 versetat, 

und gehurt die Summe 46,650,673 in -der Kolumne de* 

Jahres 1837, und die des Jahres 1836, und die Summe 

46,641,679 in dieser, in die Kolumne des erstem Jahres. 
— 3S Zeile 18 von unten. Civil liste vonScotland, ansuti: 

133,081t miesen: 133,081. 
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\et des reeettes d^ 1?(27, , ,., 

5 ■ " - 

,cice 1827. 

iw. 
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818. , ' ' 

ecemb. 1823 sur la forme des comptes a rendre par let 

pour toua l£B resultaU de finances publies chaque ann^e; 
Is Nos ministres ^evront desormais renfermer les ordon. 
it leg depenses de chaque serrice, et qui serviront de base 

c conseil entenda, Nous avons ordonne et ordonnons 

tat-presentera diatinctement Tevaluation des depenaes par 
-tiction sera arr£tee pour chaqne annee et'soumise ä Noti^ 

p de sections speciales; les dereloppemens portes dans les 

üt pas ete comprise dans le montant des credits speciaaz 
lement autorises par Nos ordonnances, pour etre ensuite 
nemtnt äTart. 152 de la loi du 25 Mars 1817. 

budgeti et qui, par snite des circonstances impreToes, 
nptea definitifs de chaque exercice, pour etre confirmees 

par le budget a chaqne brancbe principale de serric«, 
it inseree au bull^tia des lois; pour servir de terme inTa> 
iles 21 et 5 de Nos ordonuances des l4 Septbi^ 1822 et 

ant, en'* vertu de l'article 31 de Notre ordonnance da 
tabti parmimst^re , et approuve par Nous, pour chaque 
utorisation. (Art. 21 de l'ordon. du 14 Septbre 1S22, et 

ecution dfi Notre erdonnance du 10 Decbre 18237 et les 
1829i suirant les noarelles diTisions etablies par 
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000 
000 



000 
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000 



total de» depenses de l'exercice . 000/ 



Jdela loi des finance& du 25 Mar« I$l7) 
I. da l4 lUlaxß 1821, sur le rapport de Notre 
ordonnons ce qai soit. 



j ^hague e^rcice , ne poiurönt etre employes k 

Service fait dans t'annee qni donne son 

^ ce, Nos mimatres presenteront ä Notre appro- 
bation I< es credits qai leur auront ete allouees par la 
loi anna 

-^ montant des credits afTectes anx depensea de 
leor ser' 

I eront susceptibles d'etre Tendas, la TCnte n'en 

pourra e irites, Le produit de ces Tentes comme aussi 

. la restitu ue les parties prenäntes n'auraient restituees 

qu'apres raient dtme source etrangere ans credits legis- 

latifs, ae: de l'exercice courant. 

A credits iegislatifs , les prix d'achat ou de loyer 
de tous 1< r les administrations publiques. 

A: i de NoU'e ordonnance annuelle de repartiUon. 
Si cepeni harter, ils le feront connaitre par leur compte 
Ainuel oü 

' Li annuellement par Nos ministres, etserrira de 
base ä la 

landes des aatres ministres, ta distribntion des 



Af ai eile n'a pas ete prealablement ordonnancee 
aoitpar ui ' , , . 

Ae ait porter sur un credit teguliere'ment ouvert, 
et se renf< 

' Ab et en ordonnances de delegation, Les ordon- 

nuices dt : , ou au nora d'un , ou pluaienrs creanciers de 
letat. Le ]es ordonüateurs secondaires a dispoaer d'une 
Partie de 1 «-eaaci^rs de Tetat. 

■■ Ab ance de delegation doirent, lotsqo'ils sont pr^' 



(Ach 

d« ]nx de conUructions, d'enlretien et de rep«Tatton 
, d'entreiieo et de reparaüon d'efiiet« mobiliers.) 



rvice iait, et la somme due ponr a-compte,, oa 

n credit aaxqnels eile s'appliijDe. 
31 Diement aux caiises de Notre tresor roytH arant le 
■ans lA leur profit sur l'exercice clos, seront annnll^et 

lax disposittons de Vart. 21 ci-apres. 
ordonide paiement, sont applicables aux mandati des 



la limiice et mandat de paiement qoi n'excederont pas 
ordontf*; et dans' les lieux determines par le iDinistre- 

sion, opendu par nn pay^nr ^epourle senl caa d'omis- 
dlatemd'' serait, dans ce cas,, tenu de remettre imme- 
date ä .11 mandat, et i) en adresserait copie aeiu la meme 

nn ^crii delivre l'ordonnance et le rnandat, requiert, par 
naoce ^dera sans antre delai, et il annexera ä rordon- 
compte >n) quHl aura re^n. II aera tenu d'en rendre 

la goerr ordonnatenrs secondaires par les ntinistrea de 
4ctite ät etre acquittes immediatement snr nne reqnisition 

A'aa nu» evec Celles de comptsble. Tont agent chai^e 
ile, par le sesl fait de la noise des dila fondä 



tor u quittan, ^ aucone caiaie pnbliirae ne pent to« 
ff*^. ^® P'^B^pon^tble enrer» Jui de m geition, et 

I oute poarra etre fait anx agens ip^cUttx ie 
ees serTicei, i^^anoe d-uae »onune, qui ne pour» 
excflder 20,0(\j„ittance» de» creanciers reel». 



Aht. ^g^ i^g memes procedei, et le» memes 
tormei. A c^^^ g„ pw^e» doubleSr dani letoaek 
M«nt coMigi^ ^^ij, ,j liquidation des depense», . 
lopdonnancenip de« ÜTre« auxUiaires dontle nombre, 
et Im torme U ,^^0111 rattachts successivement aux 
>cntnreft et ai^„; 

Art. 



T>ndgeu. 



Ä.RT. jiniBtire des finances tons les acqniu.et 
antres pieee« j^ny^i »era accompagne de bordereani 
»ommj^ea pa4^, ^^^ j^ p^yenr, dans le meme delai 

reipecnf, T"ier», et en rattacher le> reialutt aux 
chapitres et a.^ 

l'bffectii^ avec lea reTnea et de compte* 
qm anrollt reg 

1 outei j (nivront l'expiration de l'exercice, 

et de maniereL' • "^ 



,..^'' =tl 



i soiTBnte. 



arant V 
merait Timpi 
Abt, 
derant etre ar 



. ' Htre liquidees , ordonnancees . ni j 

epotpie j'y„g ordontaance roTale qui en 
limpul ' ^ 



' ipte des depenses de chaque exercic« 
' t paieraent de toai les serrices appar- 
tenant ■ cet e .„pt^, indiTidael» et lea pUces jusUfi- 
dM^fiLm*" "?*"' g^neranx pnbliiis par lentiniitre 



Akt, 
doiat le* dispo: 
Abt. 
- Donn^ 



• departemens et des < 
coAtraire a la präsente ordonnance, 



-.Cooglt' 



.nni 18^1, et notamment celle du 14 Septembre 1822; 
it pr^pw^; sur le rapport etc. Nom arons ordonne et 

. doirent publier chaqne annee, aeront etablia d'apris 



tträtiot^ des financet. :»» 

ra toates les Operation« relatires aa recoaTremeat et ä 
.e recettes et de d^penses aa commencement et a 1a fin 
comptet de devellopeiaent ci-apr6a designea. 

In 35 Mars 1817 fera 

r^tat 



IM) de la loi du 25 Mars 1817) presentera lea credits 
tion que Nous en atiront arretee par Nos ordonnances 
que Noaa aarions proTisoiremeat onverts par des ordon- 

isoltant des aerrices faits pendant le conrrant de l'ann^e; 
:» caitsea du tresor rojral . 



er les depengeaj 
inces et maadats. 

25 Mars 1825) ce compte retracera; 
finances ; 
or; 

rrespondaDs du treaor; 

enant dea rereaus et des depenses publiqnes. 
lenrs de caisae et de portefentlle existant chez lea comp- 
1 df l'atm^e. 
i ]f^ .Mtoation de l'actif et du pfusif d? l'adiinmMraHon 



i 25 Mars 18l7 presinteral'" 
cettea; 






i. 



;et des depenie»; 



; au 31 Decembre, ainai que le> resultats d«&mti£i, qni 
pcice precedent. (Art 102 de U loi du 15 Hu 1818i «t 



.iuation ä la fin de chsque annee, des divers aerrices non 
j directement oü indirectement k l'ex^cntion des lois 

^en* , tera pr^aente distinctement en capiul et inter^ts. 

is Operations de l'aimee expiree, et pr^aenter I« aitoatioa 
B de la loi du 25 Uars 1817- 

ckaqne ministire. 

tn execation de l'art. 150 de la loi du 25 Hara 1817 d^> 

IS depenaea , les ordonnancea et lea psiemena qui oe aont 

tea. 

Ha rappeleront lea reaultata de l'exercice precedent au 

ur lea deuK exet-cicea ourerta. IIa feront auasi resaortir 

le epoque. 

.'tra liea, l'expose dea laotifa qni le* aaraient forcis de 

, de credit;- 

k-rant dea dep«nae» de l'exerdee expir^i, qui n'anraient 



la ecritores officiellea et appuy^a aur piAces justificatires, 
lies väsultato en «ront coatrolea par leur rapprochement 

prdpoaera la nomination dr'une commiatton , compos^ 
;t de trois ref erendairoB , laquelle aera chargee d'arr£ter 
oibre , et conitater la eoncordance dea comptea de Noa 
procäa - Tcrbal de cette operatioD, et remiae du procia- 
anx chambrea. 

blCau preaentant la comparaiaon dea comptea de Tann^e 
r Notre cour de comptea et dnement certifiea par eile. 
Kommunique aux chambrea avec aon rapport, par Notre 
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Aht.i et Im paiemeii» faits pendsnt cliaqiiä 
annve sur lefnfirment, lelon le Toeu de l'ari. 22 ie 
l'orilonnance Ice ,expire par Noi ministres de tout 
iem dcpartenk 



Ordonnanct^ ^** comptat d«i rteevHtrs gine. 



Louis tes pour l'esfcatitHi de l'art, 20 de !■ loi 
du 27 Juin l^rations des finances, et des payeurs du 
tresor f oyal. 

NouB 

Art. M de chaque annee, le reauroe gencral 
des Opera tioif es. 

Art. ;mble des recettes et des depenaes faites 
, pendant l'anm 

Notre 

DonnJ 



aber 1823. 



Nous : 

Vit l'i^ea comptes continUfl de t^ceVoir avec 
, esactitude te( 

Consiäes justilicatives de paiement continucnt 
d'etre transml 

Avon» 

Akt. Inances, du 1er au 10 de cbaque mois, 
les flcquils d< j^t'fi'^t'Tes prescrites par l'ordonnaace 
rojrale du 14 ' 

L,.;, z,;i:,C00gIC ' 
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u dil-ecteur de la comptabilite geiverale. La garde 
camptabilite des payeuis. Lcs acquits et pieces ^ 
le tresqr. . ' ■ 

la consei'vation des acquits et pieces jn»tilicatires ; 
i' nivot, qui et\ constatei-ont les munvemeiia entre les 
p3 echai-ge ptovisoire aus compubles. 

iscription de i'entes de &000 fiancs cn 9 pCt. 
:inise au grefTc de la cour des coinptes, les acquiti 

Isleront entie le» mains du dirvpteui' des depenses 
^ ' Je 18'23i et lui delivreia immtdiatement un rece- 



DE Vll.LEL£. 



isires, du 9 Jaillet 1826. 
26, Nro. 192.) 

mbre 1822, et le titre 3 de l'ordonnance royale 



t completera les documens qui sont adresses « la 

des leTenus de l'etat, en faisant a la fio de chaqae 

ann >nBtates' par la cpmptabUitä generale des finances, 

> 'önt pas du entrer dans le compte des caisses pabli- 

) de GOtnptes couiTans, et des Operations d'ordre 



pou 



qae^ns 
qui 



les 

dani 



Notrc cour des bomptes, derront leproduire tous 
ats de ces documens sei'ont integi-alement compii* 



823) 

cb. 1823) 

rdon. des gNofb. 1820. et 4NoTb. 1824-) 



:, Cookie 



, 3 Ib* i'CBiilUti pnbliei par Nos ministrei, i 

'^'^ fffti», a partir des comptes de 1825i detate 
F , tats de la partie du corapte des finances , on 

. r'constater 1a concordance die» resultats de 

, evront Nous confimier aussi l'accord de ces 

,1 de Tadminiatration des finances. 

eomaar / F ^ Notre cour des comptes , un lahleaa 

A— .^T •. finances de l'annec precedente, avec le» 

' cour pour la meme ann*e. 

snm^ Bink P" Notre cour des comptes sur chaque re- 
Mclantion^ delirrera, en audience solennelle, nne 
I eoDiBt« S*"*''''"'' *' "''** '*' »"^t' prononces sur 

cicB Notr'" ^^' receites et des depenses , par euer- 
tiTB 'de I' f'^"''' ^ conformite snr la Situation deüni- 
1S9.1 er % *" '■^•^ ^* l'ordonnance dn 10 Decembre 

1 j jnislre des ßnances, qui les fera mettre saus 

1^ ' juitc de proces- verbal de ses travaux dont 

■ ^^-ations de confonuite ci-dessus prescrites, a 
^.^T'^xactitode du demier reslement du budset 
alt pa etre i .. - • . ^ 

■^ . pour I exercice suiTant. 



mthaltenen Yorschriften durch den Hecb- 
■ des secliont de Fannee 1826» und die Dec- 
ercice 1824) in dem Moniteur von 1827, 
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1760 Ind. 



t l'se der kulturfahigvn , und wirklich hultirir- 
d. s. de> Verfass. Statistik und Staa- 
tenkundland, zu 560 Millionen Morgen berechnet hat, 
'!( Uionen Morgen als Waldung benutzt werden. 
Nach Maa lern ganzen russischen B eiche 280,906,000 
SchäfTcl durfh die Branntweinbrennerei 



') UU Rufsland, der R»t, für Polen angeDommco. 



°>Uen in den Neuen allgeni. geograpli. Ephe- ~ 
"''oui-.' V. 1825, INi-. 13, in dem DccerÄberheft 

Jien Uuellen .desselben mangelt es an hinlänglich 
ll Grade unsicher bleiben. Die Hauptquellcn des- 

Btsee-PrOTinüen (die am Ende des vorigenJahr- 
cnen geistlichen Güter (ungefähr 3 Mill. Rubel) ; 
Tleberschufs von den Uronsfabriken , und von der 
prts 6S9,40G Silb. Rubel Ueberschur» gegeben hat); 
,140 Silb. Rubel); f) endlich, der Obrok tou den 
i), den sie von ihrer Geburt an, mit f) Rubel 2 Kop. 
iher wohl ^u 2(> bis SS Mill. Rubel in Assig. ge- 

lenden Ertrag gegeben, nämlich: Gold, aus den 
!ien, 20 Pud, 35 Pfd., 85 Solotn., zusammen 75 Pud, 
IS den Kronswerken, 52,000 Puä, und Abgabe von 
^Ir.; Eisen, über 500,000 Pud (=200,00(1 Cntr.) 
abe von den Privatwerhen , in Gelde, zwischen 
' tcrsburgcr Uandclszeit. v. 1826 Nr. 21, in 
ie Mark zu 314 Gulden, die MaHi Silber, zu 20 
n Durchschnitt zu 6 Gulden gerechnet, dann be~ 
fcrkcn, 9,7lt7.2ä() Gulden. Seit dem angeführten 
-ag der Rei^werhe gegenwärtig wohl zu 10 Millio- 
;al (1787, bercits896,000Silb. Ruh.); d) das Salz 
vohl zu 25 MilL Rubel gerechnet werden können, 
itigen Bauei'n ; 2 Rubel v. Kopf; von den gewerb- 
nkstcuer (beide zusanuncn haben im J. 1821 schon 
pCt. von dem dehlarirten Kapitale, welches schon 
,000 Rubel ; 4) die Rekrutengelder der Kaufmann, 
mgefähr l'/, Miil. Rubel; 6) die Stempelabgaben; 
hl. jährlich 50,700,920% Rubel; in dem letztem 
1 250 bis 260 Mill. Rubel Asaig. 
zu 2 Milt. Rubel geschätzt, sodann 
mrifs, II, 8, zwischen 15 und 20 Mill. Bonv. M.) 

Smmen, mit dem Betrag Aev verschiedenen kleinen, 
keil des Einkommens, der durch Steuern rea- 
imte Staatseinkomnicn hingegen, in runder 

_ mitbegriffen , die Hassel (voUstand. Handb. der 
ji jcn Almanach für das J. 1826 , a« 8 '/j MiU. Gittden 
j. » geheimen Rath über Kornhandel un4 
.„„..V 13'/j Mill. Rlhlni. (oder 20 MilL Gulden rhein.) 
^°"JMill. Silb. Rubel (oder 14 % MiU. Gulden rhein.) 



1 . ,- • 3f 

Öie 8ta j^„jjg^ ^8jj[ au^ UankaasigDatlonen be- 
1-echnet , 652i,_ ^^^ Finänzministers in dem Konseil 
der Kreditanstar'j Komp. im J. 1828 (m. 8. das kaiter- 
hche Reskript l Leitung , igaS Nr. 280) und beträgt 
mithin gegenwäj^g j^^ umlaufenden Papiergeldes, 

Die Sfaaj ^^g„ ^02^ da» im Jahre 1828 kon- 
trahirte Anlehetg,^^^ ^^^^ mithin 62% MUl. GuHen 
tragen. 

Wird da^^ yerglichen (56,281,700 Individnen), 
dann fallen 2 Gi j^^ „„gefahr 22'/, Mill. Gulden bei. 
Werden, wie e^;^^ 3 ^^^^^^ y/^ kv.. jn dem letz- 
t«rn, 2 Gulden L,.g^i,e ^^ 12 Mill. Gulden rhein. ge- 
rechnet, dannwljjj^ Sondernng der direkten und indi- 
rekten Steuern ij 
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5595 
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Statistik des Österreichischen 

ihrer Gröfse im Jahr 1821 verglichen, 
i Jöhre eine gleiche Vergrörserlmganie- 
ichtigkeit Ton 2702 % Indir. auf eine 




Produkte des Min 
aller Art, zu 1425 



(Umrif. S. MO) ■ ;;rG.,„ide, Grä.er.i 
Hrndeh- und Gar B ,;,. „^„„. dctG. 



M. in Silbern#nze. Der Geldwerth der 
03), jener der induilriellen ProdoUtio» 



.Cookie 



allen Proriuzen, 51 MUI. ü. vheinitch; 2) die Gewerb- 
i^ersonaUteuer, .> Vs HUI. fl.; ö) die Judenfteuer, 3BliU. fl. $ 
.; 7) das Salzregal, 8 Mill. fl.; 8) das Tabakunönopol, 
falle, 3 Vi Mill. 11.; 10) die Erbscbaltssteiier, FiskaliUten, 
1 Mill.fl.; 13)das Lotto, 2'/,Mitl. fl.; — Überhaupt in- 
, 14) der Konsuinozoll im Innern , ly^Mill. fl.; 15) die 
[leiohes Einhommen aui diesen Rubriken , aas den Mailän- 
irekte Steuern, 30,900,000 fl. — 

in - und Hausruck - Viertel , ist zu 5,700,000 fl. angegeben. 
leil für indirekte Abgaben gerechnet, dann ergibt sidP^in 
lie indirekten Abgaben, ein solcher von 32 % Hillionen fl. 
digemeinen Durchschnitte) 35 '/, Hill, fl., mithin für die 
idischen, 2 HiU. betragenden Adminikularfonds, von IQSy, 

Staatsgütern und Waldungen 8 UtU. fl. ; b) aus den Berg- 
len italienischen Provinzen, lllyrien, Salzburg, deminn. 

der 152,133,333 % fl. rheinisch. Hassel (in dem genea- 
ll, fl. II. M. an, mithin im 24 Ouldenfufs gereclmet, nni 4 
I erklart sich leicht durch den Hangel an hinlänglich ver- 

ia diesem Zeitpunkte, die altere Schuld 630iO(IO,000 fl. 

. 266,554.840 0. 

mithin beide vereiot . . 89€>5&4,840 fl. 
etilgt, 
178 fl. 

. 115,814,281 ft. 28 kr. 

. 9,870,900, — 

474.712 — 25 — 
= 126,159,893 fl. 53 kr. 
60,495,'*19 — 30 — 
: 186,655,713 fl. 33 kr. 

bleiben mithin 709,899,126 fl- 27 kr. H.H. 
(851,878,952 fl. rheinisch.) 

nur noch 88,072,313 fl- im Umtaufe. (Kundmachung der 
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Frankreii "■ ''*' 
13 25 


CdUh 

11,176 


8 


hr. 
29 



Areal oh 
B.eTölke: 



ini.lt he™XiM°P°""'/'''"»«""° ■• ™*' denFlichen- 
wS (rÄi> M"«l«"li 1.977,000 Hekt. .1. We.n- 
owge (mcl U«t^ ahHoptengärteni 43,000 Heku ab 

£,,1,^7 .5« 1>«'«1'1 •"• Heia™ etc. oa.ri.t übet- 
Bo.i,r<„.Ä> Hektol, Weizen;. 30,290,161 Hektol. 
.o?*S.« I-."» Ab»g des S...k,;™.) 12,576,603 Hek- , 
!^SSf.',w;S. Berliner Sehäffel; .oJann (im 5 äW. 
&°"*trr'f™ 543,155,078 Frc, ge.ehä.« i.. Der 

Jrf^^'nTÄ-^Eir ! f:t,S "."k'nS 
nämlich: "^"^ Schriftsteller in nachstehender Art, 
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1 balten in naclittelieBden Jahres betragen! 
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lOiimto» 


8751342,252 


%<6,»4i,!W0 


676,342,2»« • 


t 


13,992,-T5 


882,321,254 


239,052,764 


882,321,254 


i 


17,4*(,13» 


949kl74,98» 


238,874,039 


949,174,982 


» 


16,1^9,052 


1,118,025,162 


238,724,260 


»,118,025,162 


8 


1%747,^'il 


9P4|971,962 


247,086,308 


f8^073,842 


It 


15,507,449 


985,673,751 


247,085, 785 


981,972,609 


* 


11,897,968 


987j620,ö80 


250,585,785 


976,948,919 


6 


15,500,000 


957«1,769 


247,840,121 


986,534,765 


t 


15,508,000 


1,037,104^494 


250,357,867 


1,035.415.552») 


1) 


12,900,000 


1,029,315,975 


248,800,917 


1,032,886,158 


1 




979,352,224 


247,943,065 


977,935,329 



B<HiB royaux autoa-isiit , gewöhnlich 125 Hill, Frc»., ge- 
gfssors für Spanien bettimmt aintl, und wo^ dieses letztere 
^ angewiraen hat. Vorstehendäa Tableau weist zugleich 
^aben in nachsteitenden Jahren betragen : 



elitö Abgabeii 



liidinkl(St.H.T*lMk 

216,258,753. F. 
214,450,000 — 
214,550,000 — 



fe,484 F. «2,^63,7^2 F. 53,950,433 F. 

0,450* _ IWOO.OOO — 53,707,000 — 

*),000 — 105,100,000 — 53,700,000 
U4 TabaksnionopolS, ti'^O.QOO Frcs. ; d^s Verhaufea ron 
SOktroi's, 4,949,000 Frcs. — Das Einkonunen aus Domai- 
1^03 Frcs. betragen; im Jahr 1828, 8,600,000 Fr«., wor- 
u'^j^honun^V der drei letztctv Jahren ist der auTserordent- 
li<irch die Öccupation in Spanten , die Expedition nach Grie- 
chaufserordentUebe Einsahinc (v. SO Mill.) von dem Durch- 



oiteur von 1817, Hro. 315. — lieber <la» Reglement Mßnitff 
des toll, V. )82!, Nro. 518; v. 1823, Kro. 598; v. 1821, Nro. 
Budget von 1823, lSt9, 1S30, den Vortrag des Fi nanem! nisten 
t EU sehr ta vermefaren , sind jene , Salines de l'est, tnnytHi di- 
lestehen in Renten - Kreationen.' 
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i' 85 

'ive ergibt, ttann MsnÄfdr'das'gewöIinlilJhe Staatseihhom- 
ynit Äuflschiuls von unj^fäht 35 Hill. Fics. (16,241,750 fl.) 
:en Einnalüaen, ganz ^ui-pb St4iei-n t^folgea; die daher 
fcrglichei}, beträgt die individuelle Beitragsquote, im All- 
tage im Jahi- 1829 ge+;flhnet) 280,657,499 Frcs. (oder 
BQ Meile j die ind-ir^ekten Abgaben einsctt. der Pwst 
Btn K^pf. , I . ' ■ ' 

'cchnnng ii| Henptkate^rien desselben vertheilt, betragen: 

jö " " ~"l82ö' ' ^ 1828" ""■" ■ . 

;O00' 32,000,000 S^oKoOO 
1940, ,^39,5(97,048 241,357,867 

1,805 208,858,705 226,938,000 , 
148 58,749,243 83,300,000 ■ 
[549 413,834,0081412,455,764. :.....:,..--, 

^1 67 23,909^,910' Memoire ''''■ '' 

.€Ö9" Ör6,^48,9i4 996,096,631 



•UatMn' da aetaimt 1827 :&• f22; tok Hinis&igRAg der Credil* 
"' 71.) , ,. ■ , 



■'Nr. 



1561'/,, Mill. Francs', vmi zWari 
Kapital. 

tcs: . . . 3,306i900JOOO 'Free.. 

■— . ■ ■ . ; 22,977,777 — . •' 

i— . ■ . l,256,<966,6S6'/i -ri- .. ,' 

Ire». ■- *'■ ■■■ 4,586',544,444Vj Frei. " 

1, ' ■■ .'-^ ■\'-.- ;!...;' 

^ :. . 24,923,800 -T^■ ■■-. 



äs.'*;: ^it,561,fi!2<*,fi«4% F«!8. t-Woiüidert. -' - 

von dem Staate in dem IVominalbetragtf dev Heute ;cur(tek- 
1 dem Tilgungsfonds, -wogegen die Sprocentigen, die durch 
„ng fü^ ilife tmigi-anten kreirt wovd**i sind, bei ihrer Bück- 
lenten ; ist durch RoByersion voii Sproctnligen eatstandea.) 
den'Betrkg >prt 37,503,000 PicS. Retitöni Wölti« demftettiiea 
iCt.'dc» HapitJtlbeH'aceS d«r Staatssohiild, Und sind mittelst 
tf St« ltJ2Ö"»berhanpt aui-ßchgtliauft word«n 50,013,694 Frc»., 
7 Fr'ös. 18 Cent. (M. s^ den ebenangcführten Situation»- 
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»*m Totit du <!«■ airthl« 
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AbgibrnMf 






Brittiaclies 

1,000 


i. 

24 
30 


hr. 
36 
16 


10076ys 


23 


tr. 
46 


iMiJ 






eal 1 

t 



r. anf eine D lUeile. 



Ha» 

auch in Betreff ^i^Wich bnltivirten Bodenfläche, als 
Daten. Cotqu' '»«'•ien, an hiirfSnglich yerlässigten 
drei Rfeicher*"- ^'^•■«*> ^i" Quantität der in den 
liehen Gewerbes*?^ ^^" '^*''"®*' ^" landwirthschaft- , 
tigen Verhältnis!* *'■'"' ^- ^4^) «uch den gegenwär- 
anf die benutzte"?*?»" peredinet unter Hinweisung 
29 Millionen abf ^^'^wirihschaftlich benutzt, ober 
jedoch ab , die '*•"*■ ^'"' seinen Annahmen weicht 
posl and presenl^"^'^ j«"« von Cwrir^ JWorean (rA« 

( In den S 

TOD England 1-"* ""^ Gröfse der BodenflÜ(!h4 



Uebnee ah ,i6'80Ö.000 als Wieien und WaHenj 

Waide, das " P^ugland, 2y;MilHohen als Wiese 

lf,y*},000 ätat..'* — «nd (S. 34) für Ireland; zu 

■wovon, wie^.^« 430,521,372 Pfd. Sterl. berechoet, 
«M !da» Pi-oduln-J'***'*®"' ^®*" übrige Theü desseUien 
dem gegeiiwärtig^'^'^ Zu8tan4e etc. 1823, S. 421, ff) 
.wen, 25ä MUl. fterl., das steuerbare Einkom- 
heruna Minimnu,"^* auf die Vennehrang der BbtöI- 
Pfd. Srerl.) wovo^^" 9,741>,250,000 Eres, (386'/, Mill. 
753^AMilI. Frcs.,'"'^"**'!^"« Gefferbsihätigheit, and 
rerbehr erreicht ''^' Einkommens durch den Geid- 
tzung. — ' 

L, ,z;;i .Google 





etragen, nnd zwar 
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1826 


1827 1828 


1829 


c 

168 


Pf.Strl. 
16,766,762 
17,749,274 
6,277,014 


Pf.Strl. Pf.Strl. 
16,391,838 16,125,118 
16,969,565 18,700,373 
6,375,140 6,666,363 


Pf.Strl. 
17,235,408 
20,759,685 
7,107,950 


4,702,742 
1,496,000 


4,762,273 4,849,301 
1,385,000 1,400,000 


4,849,303 
1,508,000 


.50 








il3 


658,880 


754,867 564,166 


204,730 


iJ 








Jm 


46,644,679 


46,650,672 


48,305,322 


Sl,665,ff?7 
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54,500,000 
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65,187,142 


60 




52,699,000 


, 


49,336,973 


f41| 1 1 1 5,850,169 


nehreren Jahren bat rergleichen käntien. 


um 


cn, mit Ai 


sschUa .TU 


«, IttiUnd. 


DUinlben 



.Google 



^hen BUitWm ^taOBiuen. — '^cber das 

vfce ^cconntt über dasselbe, in der anfser- 

nl'tgabe des Vortrages den der Kanzler der 
™' nämlich : 

I. weniger als in dem Torhergeh, Jahre.) 
L weniger als in dem TOrhergeb. Jahre.) 



>uiqoch ansscblierslich 

dei^ 
dei- 



(l dieses aus einer Vergleichong seines. Be- 
^''"Sf »»den ist. 



) \ (1,380,694) 

* j ^0,688,740 

6 7,769,168 

i 1,168,000 

5 5,878,000 

i 2/)67,973 

■i 48,333,593 ; 



die auf den konsolidirteot Fonds' fa;tflet, 
j" %g des reinen Einkommens dei-'Schätz- 
l'f^-sc haben in den letzten Jahren, jähflich 
""'^ Pfd. Sterl. ) utid die «esauimte Ausgabe 
erhö 

h Steuein, die mlthiu 50,595,093 Pfd. Sterl. 

\~ l7Vii l""- ^"f "ä"" iBopf auswei-feri. AuTser 

■ *^'' Gewinnung einer TMlständigen Übersicht 



depls zur Üntersttttzuog iev Axmen, ebenfalls 



benerwälmte Total der Abgaben Bioh auf 
g^den ,16%, hr. erhSht. — Zu diesem Tout 
'w^nd sonstigen stabilen Taxen, — überhaupt 
12llgeineiden Durchschnitte, 36,013 Gulden, 
D^aben, die mit der Volksmenge verglichen, 
23igleicbheit der Verhältnisse, die in Absicht 
aujin Hinsicht darauf, dals die KirchspieU- 
bejg sind , -können diese Durchschnitte, »elbst 

mi 

hend) hat am 5 Januar 777,476»000 Pfd. 
St undirt worden sind (der ungefähre Betrag 
de Zinsen beträgt 27,146,076 Pfd. Sterl. Zur 
jäl rendet. 



dan dinkt» 
1 O M- 



6167 



zur allg. preufs. Staatszettung t. 1S28. 

Ind. auf 1 Q H> ; jedoch in den beiden 
Mlli324 IndiT. oder 1805 auf 1 DM.; 
7,140,954 — oder 3495 — — 

men Terlässigten Dat^n. Die als Pflughmd 
hl ill. Morgen; des Gartenlandes, za 500,000 
M ron 8,851.564 M. Domanialwaldungen) der 
^n 4,585,300 Thlr. Krug staatswitfth- 
den.eraten Jahren des gegenwärtigen Jahr- 
htonalreichthum des preufs. Staates 
ii las Nationaleinkommen, dessen Totalbe^ag 
d< h des Grundeigenihums, ^u 1989% Mill. 
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eU bekannt gemacht«!! äenemtetitti, «war dauelbe 
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18,29 


ai^ 


Thlr. 


>(»,660 


4,524,000 


»0,000 
.72,000 


i,boo,ooo 

1,000,000 


flO,000 
07«» 
00,000 


14,000 

26,000 

1,100,000 

684«» 

4,783,000 



36,000 9,657,000 
21,850 6,368,000 
00,000 1,736,000 



90,000 18,733.000 

20,000 573,000 

57.7n0 598,000 

00,000 50,796,000 



43,000 10,937,000 

- — 277,000 

00,000 3,158,000 

04,300 22,165,000 

93,680 12,183,000 

66,000 2,076,0001 

, BeU. Nr. 69.) 

h Steuern eingezogen, oder mit der Berötkening 
dieser Summe werden 17,761,000 Thlr. (oder 
), und 25,873,000 Thlr. ( = 45,277,750 Guld«n) 

lalden, nämlich: ' - 

. 10 Silbgr. 9 Pf. 



4) Hon 



1990 TUr. 20 Sill.gr, 10 Pf. 
;,305 — ' — — 



;,916 — 10 — ,1 — 
■378 Thlr. 7 Silbgr. 4 Pf. 















Un toUl <i« 
St.»,. .uf 


den dinkleH 
SKwen »f 

1 QM. 


Abgubeii Mal 
«i- hdiridniB 


GbU» 


-CllUlB 
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40,1S6,919 


1,620,000,000 


11. 
11 


kr. 
20 


GMt- 

'24,376 


fl. 
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46' 



Bonnters oder Hektaren, sind 4,653i636 land. und forst- 
tiHnd- und andera Strassen i und zu Kanälen yerwendet. 
. erstes Tableau; nach sdner Versicherung auf offi- 

mgel der drevObeEa|»{»«UftM<HsgerichtBhöfe:-')a>.BrHBsel, 
%treff der Vertheilung der Bodenfläche , und deren Be- 
jtiontbezirk 



87,462 ,H. 63,862 H. ii,*'fl.. 



- 406.979 — 



- 7S9,322 — 


140,190 — . 


16," — 


. P:' 


• 1,283,763 H. 


260,738 IJ- 


12," (L 


. , 12,'' •> 


edit. 1824 berechnet den Kapitalwerth des Grund- 




P 
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.i.e.tk««i, mit it'tt '"* ^/t"^t " ^'^•^'"'^ 
i^ Vi Fabrik- and Manu fakt arge werbe 8, za 

Frc». und da« r^^^ j^ j^^^ zu 200 Mifl. Frcs. ; das 
600HilhoneD, daj - . ' ' 

Kapital welches in 

„ .die nacbstebend angezdgten Betrage 

in die Staatskasse - 



Ordimaim^ 


1825 


1826 


0,«dMck-itU 
■iHchlcMub 


i) Die direllten ''"^^ 

2) Steiiipel; Eni' .^ 

3) Emgmg.- nn, j 

4) Der Goid. ml^^ 

5) Die PoMen 'H,^ 
6)'pleloterledr°V' 

7) Die Br(is.eler-°" 

8) «Veggeldet J™ 


28,085,622 

11,744,421 

31,058,410 

196,387 

1,968373 

599,353 

941,291 

1,203,065 


28,972,818 

12,501,902 

31,121,666 

188,908 

1,984,476 

584,448 

1,029,567 

1,108,823 


29,15S436 

12,294,551 

23,727,855 
181,749 

1,614,759 
527al2 
763,418 

1,057,375 


Smimedei 


69,313«5 



-. g )urcbscbnUte erfordert, und zwar 




|. „ ,nd in dem gewöhQlichea Zustande, und 
3 r ^' j" »ziehen, (deren Soadernns jedoch sehr • 

■ni,f?Tl ' «»ehr unierworfen, die iS Betreff des 
wiUKuriicn bewi ^^^j^^ Decennalperiode Ton 1830 an- 

'f:^d,''£t'>'**"^".»'°"!«''^ 



•) M I das T* ""*" *• *" ft>ug«»ogöi i»t. 

L,;, z,;i:,C00<^lc 
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16 


— 36 C. 


180 


— 36 C. 


100 


■- 


iSO 


— 36 C. 



38,986,020 GuUen 



4,130,000 
14,6dO,000 
4,000,000 



J 4,234,000 — 
64,3»4,020 Goldfüi. 



ihüsse von den Jahren 1825 und 1827 von 4,442,267 fl. 
j Iches einen Theil des Aufwandes für die Staatsschuld, 
ai 14 Mai 1819 verworfen, und die Vcnlegung euies an- 
d] 

ilabgabefi , im Betrage von 2,572,924 ä. hinzngerech- 
n nit der Bevölkerung verglichen, sich eine individuelle 
S erfolgen 29,156,436 B- durch direkte Stenem, und 
n len, überhaupt 30,442,898 Q- , die sich mit 26,45öV5 &■ 
ii 10,150,919 1-, oder mit Hinzurechnung der andern 
]i md). 

Mill. Gulden , ' ■ , 

MUL — 



de la t Chambr» des elals geniraax sar li biidget dacennal, 
rs bei Voilegung des Budgeu am 37 Okibr. 1839 (Gasette 
Vi Hill., da* li. Dekret v. 10 April ISSS- (Gaiene dos 
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, . ^f "■^»laikal «rwaitet, welches mit Vi., Hill. fl. 
all Manjdigem. Grund- ond Personal steaern, (äy,„Mill.) 
dem reinen ¥ y^^-^^^^ überwiesen sind. Anfserdem" 
an ooA « ?"' I'3b3,.>()l 11. Zinsen, von ahdemFonds; 
640,294 II. flniainen ^ und fi90,000 fl. an verschiedenen 
SS" ^^C. •T'^"" gesanunie Einnahme, 13,399,320 fl. 

• ein "f j8®* für die neue (zweite Decennalperiode 
^ I ? ^".jdas nachstehende Einnahmebudget, — in 
welchem die L Accise von andern Konsnmtibilien aurro- 
girt ist jq diesem Jahre stattiindenden Versanunlone 

der Gencralsb ° 



; a b e 


Gulden. 


J) Direkt 


2,100,000 


Grundi „ ^^ '\o\it^ Koliegien 


1,041,668 


Person,^ auswärtigen Ansele- 
Patent! _ /■ _ "^ , 


660,875 


nt . . . . 


2,200,000 


2) Accise Innern . 


3,800,000 


3) Indiiei d. reformirten Kultus 


■ 1,400,000 


Stempel, , d. katholischen Kultus 


2,196,250 


Äbgffir Marine und Kolonien 


6,000,000 


4) Posten enl . . . ' . 


16,580,000 


5) Zölle, Soent . . 


24,771,207 


Total 


60,750,000 


ts Budget 




etc. 


66,332 


jr auswärtigen Angele- 






76,125 


n . . 


280.000 


Innern . . 


3,330*000 


des reformirten Kultus 


4,200 


■ des katholischen Kultus 


3,750 


r Marine undKolonien 


2,700,000 


ent . . . . 


1,630,000 


ent . 


9,012,793 


Total 


17,103,200 



I Ejal dt sitmOion At rfnäicat 
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hr. 



Jahr 1828 }"'S. E"^« 1825 — 2,771,252 Individuen; 



W 

des, woToi 
(1 Tonne 
Morgen gesT 

Der 



jden ii 
_]em An 
5en, I 



im Jahr 1812) 1,422,955 Tonnen Lan- 
Angabe, im Jahr 181ö, 1,71+,ÖU Tonnen^ 
Die Waldfiäche ist zu Ibö '/.'Millionen . 



iid zwar : 

),000 Bthlr. Santo; 400,000 SchifFPfd. Eisen, 
ren, zii 500,000 Rthlr. ; Fabriken und Manu- 
180,000 Bthlr.; überhaupt 88 Mill. Rthlr. 

j . ^'^^zu 5,7(JÄ,681 Banklhlr. (15,383,149 fl. rhein.) 
unaaaiunle jgß^QQf,. die Lagmanns und Härads - Höf- 
amgrenten,,Q^jjj, jgrStenipel, 50,000; die allgemeine 
und ySfq^^'8'"*'Sal; die Abgaben von der Geistlichkeit, 



Der , 

nachstehend 
1,951!,500, 
Departemen: 
. und aufseroc ' 
mit Einschlu 
Einnalijnen s 
gedeckt 
des Malerid 
werden soHe 
Das j 
das Detail de 
allgemeinen 
pie 1 
130 Jahren n 
und 12 März 
Die ii 
10,758,736 Bi j. 



,' lerivde ist für nachgenannte Gegenstände in 
hlr. Banho; für den Civil- und Land - Etat, 
Ichkeit und Lehranstalten, 407,400; für das 
,400; für Pensionen , 56,000; für allgemeine 
erbe , 133,600 Bankthlr. ; — überhaupt und 
jy, fl. rheinisch — U'3,677,333 % fl.) — Die 

Bthlr., welche duvch ständische Bewilligung 
Ton 3,591,000 Bthlr. für die Inslandsetzung 

_ ibe des jedesmaligen Bedarfs , beigeschaflt 

1 ist das Budget nicht definittr regulirt, auch 
:m und Ahgaben' erfolgen , würden diese im 

latze, 5 Millionen Thlv. vorhanden, was seit 
Nro. 341. Auch Börsenhalle t. 13 Febr. 



, 6 Schilling; das Aktivvermögen der Bank, 
Sörsenhalle t. 25 März 1826.) . 

• _ , I ,. ;) .Cookie 
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11. 
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he, und die Produktion, mangelt es noch mehr als in 
dem S^OO D H. des Areals bedecken und bilden nebst der 
Fische 

n 1821 — 1823 einscblierslich , war das Toul der 
Staatsfte der 1824 erstatteten Staatsrechenschaft 547,631 
Spfc. jha 6r Bd., 3b Hft., 2te Abthl. ; geogr. Zeit. S. 184.) 
Für diiasselbe in nachstehenden GrÖfsen berechnet wor- 
den, n 

1827 — 1829 - 
io. Silber iil Zetteln 

r. äpac-Tblr. SehUL SpacTlilr. SchUL 

4 600,000 500,000 

— — — 540,000 — 
/, _ — — 80,000 — 

_ ._ __ 117,000 — 

_ _ _ 22,000 — 

— — — 57,770 ~ — 

— — — 355,272 78 
.'/, 659,975 — 1,474,066 42*) 



"') St,,) _ F«r-aie Period« v. 18*7 — 1819, die ' lanigl. Pro. 



i1 

Ei-den, ^s ötaatseiniioiiimett 1,839,227*/* 
1 Steuern (=3,488,961 Gulden und zwar 
t,361 Gulden). ' Es fallen mithin Ton dem 
llen auf eine Q Heile, nnd Ton den indi- 



'5 SpecTUr. IIO'A Sciill. 

'' - ''''' - 491.) 

ht mit einbegriffen, mit dessen Einschl'nfs LiAi 

W/.^ Zettel verblieben war, woTon aber _ (,7 

Sp.Thlr. Zettel disponibel gewesen sind. "jaüi 

; des 

Ü6, bat derselbe in diesem Jahre betragen: >uere 

1827 legas 

'-'■"''■'^^ 1 etc. 

) Schill. Zettel j^^; 

jy^ _ 98,036 Sp.Thlr. 113 S<Aill. 
J — 650,000 — 
t — 190,000 — 

^ - 

3 Schill. Die gesammte Ausgabe, die 
vorstehende Summe. 

' 1803, 

|3tens hennt der Verfasser Mine solche), ^ "*' 

sung, und ein Viertheil fflr die Tilgung lonal- 

n betragen. — ' , 

a den' 
mgei; 

Eini- 
ibuUe 



■das Jahr 1826, damals 4,018,262 Sp.Thlr, 



gaben; 

:hill., von trelcbem die vorstellend angezeigte . Yet-i 

igeaetit ist, an der Zettele innahme abgeietet iteoer 

roviii- 

sehen ' 
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ige imd unrollitändige Daten bekannt. Obgleich 
ÖlMreTheil tob Tras os Montea und Beira -wirk- * 
on 247 Heilen Sandboden an derKüste; ist bei- 
f.) Im Ganzen dürfte die hultivirle Flache haum 
immer den Bedarf. "Wegen dem Mangel an Wie- 
^rade Ternack)as»i^. DM-Torzügiichste Produkt 
jon 1796 — 1819) jährlich 56,645 Pipen , oder 
sodann in Oliven. — Seit der IVennung TOn 
3in fortschreitend, (M. s. Moreau de Jonnes 



ikretair des Staatsschatzes aus. den Hechnungen 
Auszuges haben die einzelnen Revenuenzweige, 
II Cortes'in dem Budget för 1822 festgesetzt wor- 



719,620,000 486,000,000 

5,579,780,000 4,578,000,000 

- 953,040,000' 1', 138,000,000 



8,156,020,000 
1,602,920,000 



9,758,940,000 



7,094,000,000 
138,000,000 



7,232,000,000 



»31,610,118 fl. , 23,072,564 fl. 
e Summe wie diejenige in dem Budget für 1822, 
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Jüälitativ unverändert geblieben sind , da> in dem erwälinten 
I für' deren Vertheilung auf die. Population und Fläche, die 



lEinnalime betragen, undzwar: 
j nir das Jahr l))2ti 

1 ^■' . ' 

'■ . 7,300,121,814 

\ . •■ 11,417,673,533 
i . 4,117,&äl,7ig 

!Ton 5 Vi Millionen Gulden , und diese selbst durch Ueber- 
dergleichen noch äbrig sind, gedeckt werdeHj' jenes des 
durch den Mifsbrauch, welchen die Regierung von dersel- 
^ Jahr 1827 — 24^647,012 Gulden j für das Jahr 1828 



3,997,380,284 Bei» 
1,282,443,554 — 



5,159,020,828 — 



10,438,844,646 Reis 



29,281,555 Gulden. .^ . 

101 n. 110; AUgem. prenfs. SUaUzeit. 1828, Nro. 59-) 

März) 1827 hat am Anfange di«aes Jahres 

ilngland negociirten, Ton Brasilien übernommenen Anleihen 

)0 Gulden 

K) — - " ' ■ 

H) — 
)Ö Gulden, 

n. 

1827.) ^ 
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Königr 
Bevölk 

Staats (dgets waren die Quellen der Einndimen, 
und der Ertragiten Steuern, 7,430,835 Ducali ; b) der 
KommunBlzwaniben , 6|74d.S00; e) des Stempels nnd 
der Registrtmn{ti; h) der Ertrag der Forste und Fi- 
schereien, <^,(;denen, kleinen, zufälligen Einnahmen, 
199,099; I) sostände yon daher, 27,000; n) endlich, 
aufserordenUicbn letztem Posten , 19,223,734 Ducati, 
(1 Ducat = 2 ' elc. Docum. 227.) In jenem für 1822, 
war das gesamn Budget ist nicht bekannt. Die Bedürf. 
nisse des Staaterfsei-t. Im Jahre 1826 sind die Zolle dier». 
seits des Pharuorden, (Hertha, IV, Is Heft.) VVegen 
Hangel an Hennelchem MaaTse hierdurch das Einhonunen 
Tergröfsert worr nni ungefähr '/•, emfärsigt worden ist, 
und eine Kapitalen , 450,000 Ducati. Weriden diese all 
eine wiikliche Qcati (— 39,347,468' Gulden) betragen, _ 
oder in runder isicht auf Sicilien 7,972,835 Dukati (oder' 
l''>,945i670 Guldi indirekte Abgaben eingezogen werden, 
die sich in den < 

Staatsaaris am 24 Jali 1827 in dem Honiteur 
(Nr. 215) amtlio 30- Juni d. J., hat die ältere, ron dem 
1 Juni 1820 voodann in 3,770^50 Ducat. solcher die seit 
diesem Zeitpunhim ersten Semester 1827 femer getilgten 
38,883 Ducati F und hat hiernach das Kapital derselben 
206,078,680 Gnl, zu 210 MiH. Gulden K. H., ist daher 
um 46 Mill. Gull 

Hänigrividuen. 

Staatses war dessen Betrag zu 48 Mill. Lire 
(1 L. = 35 kr.) ; Savoien, Genua, mit Einschlufs einiger 
Theile des Mailtfrei elc. da dac de Gaile I, die Tahlean's, 
S. 310.) Das E Mi». Gulden) angegeben. (La Marmora 
Foyage etc.) Itaates vorhanden. In Hinsicht auf das so 
ebenerwähnte, etwa 25 Millionen, durch Steuern. 

Die Starf. Statistik etc. S. 391. , 

■ooglc 
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- Der Kirc^ 

Deber den 'js^" Daten Tor, nur Schätzungen , die 
thve aurch nichts f^ ^^ 6 Mill. Scudi (ungefähr 15 Mi», 
rhein;) Hassel I-ändern. Wahrend der Vereinigung 
des Kii«henstaates^' <=?'/*»!"- 6«^«°- Mlmoires etc. 
du dac de Gaete !*«■" ^'« Grundsteuer (ungefähr '/j des 
ganzen Einkommeijol*«' worden sind, nicht über 6*/, bi* 
7 Hill. Gulden betr^ 

S taatsBcI^'*^ der Staatsschuld statt, die Crome- 
zu 260MU1. Gulde3 300 «'»• Gulden) angibt Im J. 1815 
hat die Schuld aea '>''^^) ^"■■^«"- (Zschohhe Uebeiv 
liefemnsen etc. IE his40Hill. Gulden abgerechnet, dann 
vfirde me rerbrie: 



Grofsher 



vei '■ 



Staatsei: 
an hinlänglich 
(6'/,o nun. Gulden). 
Frca. (5Vs MUl. Gi 
22V, *W!- FrcB. (1 
stand igkeit ist das 
Dagegen ist durch 
Angeführte mäi ' 
dem unmittelbaren 
tragen (Crome 



Staatsseh 
(angefahr 64 Hill. 
betragen vüräe. 



g lern vorherg^enden Staate, ein Mangel 
Lichtenatern zu i*/i Mill. Scndi 
rar bereits im Jahr 1805 , zu 127) Mill. 
h aber, derselbe auf eine Summe ron 
) Seit der wiedergewonnenen Selbst- 
[kommen ron ungefähr 500,000 Gulden, 
lassen worden ■ — In Hinsiebt auf das 
werden können, wozu jenes aiis 
Ul. Lire (ungefähr 2 Mill. Gulden) be- 

S Vieles Teräufsert worden ist. . 



der Betrag derselben zu 160 Mill. Lire 
lithin dieselbe noch 52 Mill. Gulden- 
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3,131.580 


27,328,694 


fl. 
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temb. Hof- und Sta'at&handbucli 1828 S. 46Qi) 

I ausgemittelten hultni-^ahigen Bodenflacbe sind 2i495>197 
153(923 M. als Garten benutzt ; die Waldungen bedecken 
snihums , ist zu G02,080,000 Gulden; d«r Werth der Ge- 
. TVerth der ausländischen Gefalle, zn 4% Millionen, eu- 
1 160 Millionen; der Betrag der im Auslände stehenden 
;u 1,002,210,000 Gulden; das Einkommm aus demsdben, 
idel bescbäftigten Kapitale, im allgemeinen Durchschnitte, 
Wng genommen, dann ergibt sich ein Totalbetrag tob 
Millionen steigen dürfte. 



,500 — ^ 3,082,000 — 

,173 20 2,021,948 40 

,524 3 2,891,244 8 2,814,108 — ■ 2,753,469 45 

1,333 20 881,043 28 

1,000 — 73,000 — 

i,666 40 64,216 40 

,910 15 500,000 — 

.,573 25 9,503,452 56 9,312,968 20 9,294,083 5 



2,240,913 20 2,331,580 — 



986,333 20 980,000 - 

73,333 20 . 73^3 20 
32,000 24,800 — 
45,780 20 — _ 



,3, 2te» Heft, S. 103). 

lenigen die fttr die Grüfte des ßemertragi in dem proviso- 
[eDoninien) bis auf eine Iileiae Differenz übercinttimmtj'sodami 
des Viehttapels. In dieser letctem ist jedoch auf den Ertrag 
Hubrik sich niEht unbedeutend erhöht. Eine solche Erhöhung 
D Bechming genommen werden. — 

j den dasFiuaniministerium in der Ständeversanunlung vorgelegt 
IBndischen Beschlüsse modificirt worden sind. Die Einnahme f& 
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äieier Perioden bereeünet, 

} 1823/26 1826/29 



fl. 



iT. 



1,216,911 10 

1,607,238 39 
1,907,621 14 
4,782,282 24 



1,212,014 9 
1,597,619 37 
1,755,855 6, 
4,811,025 17 



1829/30 



1,264,870 57 
1,575,278 4t 
1,734,414 56 
4,715,433 59 



— 9,514,053 27 9,376,514 10 9,289,998 31, 
25 9,503,452 56 9,312,968 20 9,294,083 5 ' 



'35. 



10,600 31 



63,545 50 



4,084 3^ 



«nden EtaU für 182£^0, und zwar durch direhte 
Iteuer, 107,795 &•; die Gebäqdestener , 433,333 Ü.; 
Ir, 120,000' fl. ; die Apanagensteuer, 14,700 il. einge- 
lorch die Accise, 426^000 fl.; die StrafBenbanabgabe, 
tipd Spoi:tetai, 3^,580 fl., imd durch die sogenannten 
' auch jene die dnrdi die SalzkonsamtioB eingezogeb 
,000 &. gerechnet werden, wodarcb sich der Betrag 
) Gulden erhdbt, und in Betreffihrer individneUen 



liy^hr. betragen, odernaclr Abzog der aasstehenden 
^■/,kr.) 27,328,694 fl. 65 kr. (M. s. RegicmngsbL von 
äs i'/^ Mill. Gnlden, Ut durch die Ausscbtrdang and 
Reicbutädte, veranlafst. 



Igetmäftigbn Aosatc überstiegen (Verhandl. in der Kammer 
tnderungen in dem Budget itir 1820/)S (die im Ganzen in 
r die Periode von i8!V!6 , Verhandl. von 1834, IStes Heft. 
je Abtht. S. TU ff- — Die Erhöliui^ der diretitcn Steuer iit 
irages der £er{;-, Hütten- und Saüuenämter , das Eii^ebnils 
Aufliebiine dei Salpeterregala , und der TTeberlaMung der 
lefaen, theils in Resten aus früheren Jahren, theils in Beisie- 

tcrordentlicbe Tilgung der Staatsschuld (woeu ein Theil der 
ilTbarmacliuDg des Necliart begriffen. 
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.tellnng etc. I, 283. Nach Hassels Almanach für 

Im. 1829, 8. 182.) Wahrscheinlicll 2a hodi. Wird 
WO Individuen , (Sr die seitdem rerflossenen 10 Jahre, 
Total Ton 1,300,000 IndiTidnen. Es möchten daher 



>ser Staat erliUen hat, sind alle früheren Daten über 
ibsicht auf die Finanzen, keine Daten vorliegen , an» 
inamena gebildet Verden könnte, welches Hassel zu. 
nthlr. schätzt.' Dasselbe erfolgt theils durch Steuern^ 
ht-i, Tranhsteuer, Stei^el etc.,) theils aus Domainen,' 
n Jahrhunderts , war bei einer Areal - Gröfse von unge- ' 
rag der direkten Stenem, zu 2,939,9dl Bthirn. (macht 
>. (öder 27 ggr. vom Kopf) ; das Steuereinhommen aus 
e) angegeb^. — WtMen diese VerhaltniBse auf die 
! vergröl'serte Bevölkerung and Gewerbsihätigkeit der 
öhung für die Konsum tionssteuern angenommen, dann 
iO Steuern 1^675, 500 Bthlr. i für die Indürehten Abgaben 
d mit Einschlufs des Einkommens aus Domainen, Bega^ 
tOO Bthlr., oder 9i572.220 fl. rheinisch reines Em- 
KUjOOO RtHr, hiez,u. gerechnet werden (direkte Stenen 
r,900 Blhlr., oder 10,832,220 fl. (in runder Summe 
■■ Population vertbeilen. 
eufsen und Sachsen abgeschlossenen Ansgleichnngskop- 

. 22,857,626 Bthlr. 1 ggr. 
ibuld 3,102,374 — — • — 



;en 25,960,000 Hthlr. 

, - . 7,818,863 — 22 — 



. - 18,141,037 Rthh-. (= 32,652,867 fl. rheinisch) 
erden. In der Unterstellung, dafs diese Tilgung seit 
t haben. Diese Summe vergröfsert sich jedoch wieder 
Uill. Thlr. , zu dessen Tilgung IpCt. der Nominalgröfse 
■. (= 36 M>U> &■ rhejniscb) betragen. 
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I glQclllichereii , als seine' geographische Lage 

Teise tot Tielen andern Staaten begünstigt. In 

der WirUichlieit sehr, nahe honunen , näm- 

b«u ; 45,000 als Gartenland benutzt; l,ä80,62'2J. 

^^776,814,800 Gulden ansgemittelt; der asseliuriFte 

"'*cit. T. 1828 Nr: 289. 

Ind 1823, hat die wirkliche Einnahme betragen} 
"**3en nach SlaaTsgabe der Budgets in nachstehender 



1831, 18», 183% 18307 183^30 

GaUn OaUai CnUn 

*,010,360V., 2,586,666% 2,764,600-> 

— 2,024,200 2,183,500 
699,503'/, 1,269,600 
167,754'/„ 236,600 

— 5,000 
652,102% 704,000 

1,991,963'/» l,497,433'/i 1,600,000 

1,017,912%. 835,880 823,360 

79,266'/s 122,100 129,500 

8,188 8,000 12,808 

I etriebifoads 159,288'A 39,699'A 29,300 



1,203,400 

415,000 

4,450 

766,300 



- 



9,586,240"/» 
2,697,073'/. 



. 12,183,314'/„ 9,336,179'/i 9,832,200 



') Vsoa,9»l. ISVs kr.} — 1835 9,333,339 <t. ; — 1836 
'*)^ldlW,IHOfl.; Terschiedene Einoahmea 33,500. 
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^ der StaaukrSfte Ton sämmtlidieQ zam teutschra 
^ates zD 24 Mill. Gulden ; d» SUaUeinkomineD, 
iTI, 93). bi dem teauckea Bebentenalnwaach filr 
Jftd, iu ey/Mill. Bthk-. (odep'ii,7(W,00(ronldeii). 
fausin der Böi-aenhalte vom 1. Febr. '1827) würde 
(1, in Betreff" welcher keine Daten rorliegen, sn 
trag von 9% MiU. Gulden. 

auf eine respektabelste Quelle, na der angesetsten 
ftiiius differlrU ' In diesem ist die Staatssdiitld xa 
iHase, tiur'zu'l Hill, fltblr. recluet. 
Ucfien' Depuiirtenversammlung T. 1038, Bi 118 ff,, 
blden, beide Tereiiit, 1,566,48**. i9 Iw, bett^gen. 
I^en worden', tliitd ergfbrüflhliiftmstli'eh [Fotd- 
riie unraittelbid" auf die GAl«ibd«n gewilst «ann, 
MIgt seyn dürften. ,i . .■. ■:■ 

chen Werthsschirtib/fg' der,ft«Vzogli«l 
i, im Hesperu» v] 1827 -Nfi 1-^-7; der An- 
hach fiir 1829. — DW-Tng, SbiUdirift 
f • ■..■'■■■■■■ ■ ■ ■ ... -■'.,,., 

1 1828— 5!E(6,3(JlBtWr.; 182»-^öe5,285Btliir.;ini 
B-on 1^30/32 ist deren Betrag bereolkifet und a<ttt 
'f)6,!)07 Bdilr., oder im'dreijShrigen Dorcbschnitte 
fieben. Es betrügt sonach däs' gesanunte.EinkoB- 
iJ. 1829 '3,'66s,997 Bthlr., d^ gesanimte Schuld 
len. ' * ' . 
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bnrg-I 

22) Schwa 

»'»dt 39,800 

23) Schv 

der8ha^,000 

24) Ffir8t<K),ooo 

25) Freie 00,000 

26) — 00,000 

27) — f)0,000 

28) — »0,000 



1) Herz( »,000 

2) ■ - )O,0O0 

3) - )0,000 

4) St Ml _ 
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Ir. betragen haben, lind >eitdem>auf 



1826 hatte die Landesschold 
48,652 Rt] le die Kammerscholden). 

3) mmen rcn Frankfurt, nach dem Bud- 
get fiir 1{ 

4) lein. berechnet, worunter jedoch ein« . 

jTon Parma, Ton Oette^^reich und Totcan« 

berieht. -^den am Domünen. 
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